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Bericht
zur Aussenwirtschaftspolitik 97/1+2
und

Botschaften zu Wirtschaftsvereinbarungen und zu
Änderungen der Schweizer WTO-Verpflichtungsliste

vom 19. Januar 1998

Sehr geehrte Herren Präsidenten,
sehr geehrte Damen und Herren,

gestützt auf Artikel 10 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 über
aussenwirtschaftliche Massnahmen (SR 946.201; „Gesetz") beehren wir
uns, Ihnen Bericht zu erstatten.

Wir beantragen Ihnen, von diesem Bericht samt seinen Beilagen (Ziff. 811-
818) Kenntnis zu nehmen (Art. 10 Abs. l des Gesetzes).

Gleichzeitig unterbreiten wir Ihnen gestützt auf Artikel 10 Absatz 2 bzw.
Absatz 3 des Gesetzes sechs Botschaften über internationale Wirtschafts-
vereinbarungen. Wir beantragen Ihnen, die Bundesbeschlüsse zu folgenden
Abkommen zu genehmigen:

Vereinbarung mit der EG-Kommission betreffend die Ablösung

der Bescheinigung IMA l sowie die Einführung neuer Ursprungs-
regeln für Milchprodukte aus der Schweiz (Ziff. 821 samt An-
hang);

Zusatzprotokoll zum Abkommen vom 22. Juli 1972 zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Wirt-
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Schaftsgemeinschaft über die gegenseitige Amtshilfe im Zoll-
bereich (Ziff. 822 samt Anhang);

Änderung des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen

Freihandelsassoziation (EFTA) betreffend die gegenseitige Amts-

hilfe im Zollbereich (Ziff. 823 samt Anhang);

Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und dem Königreich

Marokko mit Verständigungsprotokoll sowie Vereinbarung in

Form eines Briefwechsels zwischen der Schweizerischen Eid-

genossenschaft und dem Königreich Marokko über Ab-

machungen im Agrarbereich (Ziff. 824 samt Anhängen);

Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit

zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der

Kirgisischen Republik (Ziff. 825 samt Anhang);

Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft

und der Sozialistischen Republik Vietnam über den Schutz des

geistigen Eigentums und über die Zusammenarbeit auf dem

Gebiet des geistigen Eigentums (Ziff. 826 samt Anhang).

Ausserdem unterbreiten wir Ihnen eine Botschaft zu Änderungen der

Schweizer WTO-VerpflichtungsIiste im Bereich der Informations-

technologie und beantragen Ihnen, dem Bundesbeschluss betreffend Ände-
rungen der Liste LIX-Schweiz-Liechtenstein im Bereich der Informations-

technologie (Ziff. 827 samt Beilage) zuzustimmen.

Wir versichern Sie, sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte Damen

und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

19. Januar 1998 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident: Cotti

Der Bundeskanzler: Couchepin
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Übersicht

Das Einleitungskapitel des Berichts (Ziff. 1) weist auf die -wachsende
Bedeutung derAussenwirtschaßßtr die kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU) und auf die Chancen hin, die ihnen die Globalisierung der

Wirtschaß bietet. Der Bericht gibt einen Überblick über die Wirtschaftslage
(Ziff. 2) sowie über die Aussenwirtschaßstätigkeiten des Jahres 1997 auf
multilateraler, bilateraler und autonomer Ebene (Ziff. 3-7). Dem Bericht
sind sechs Botschaften zu Wirtschaßsvereinbarungen (Ziff. 821-826) sowie
eine Botschaß zu Änderungen der Schweizer WTO-Verpßichtungsliste im
Bereich der Informationstechnologie (Ziff. 827) beigefügt.

Die Wirtschaftslage in der Schweiz hat sich - im Umfeld eines anhaltend
robusten und zunehmend ausgeglicheneren Wachstums der Weltwirtschaft -
1997 zusehends gebessert.

Die internationale Konjunktur stand im Zeichen einer, -weiteren Festigung
der Auftriebskräfte in den westlichen Industriestaaten. Während die Dyna-
mik der amerikanischen Konjunktur die Erwartungen erneut übertraf,
scheint die japanische Wirtschaft weniger gefestigt, als noch zu Beginn des
Jahres 1997 angenommen -worden war. Für die Schweiz ist eine deutliche
Verstärkung der Wirtschaftstätigkeit in Westeuropa besonders bedeutsam,
auch wenn die Übertragung der kräftigen Exportimpulse auf die
Binnennachfrage in den grossen, för uns wichtigen kontinentaleuro-
päischen Ländern nur schleppend vorankommt. Die Voraussetzungen, dass
sich das Wirtschaftswachstum im OECD-Raum 1998 und 1999 nahe dem
zuletzt erreichten Rhythmus von gegen 3 Prozent fortsetzen wird, haben

sich weiter verbessert. Dabei werden sich die Entwicklungen in den
Hauptregionen infolge der konjunkturellen Normalisierung in den USA und
in Grossbritannien sowie der verstärkt zunehmenden Binnennachfrage und
insbesondere der Unternehmerinvestitionen in Kontinentaleuropa
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immer mehr angleichen. Der Welthandel wird überdurchschnittlich

dynamisch bleiben, obwohl der bislang überaus kräftige Importsog aus

Südostasien, insbesondere aus den vier am stärksten von den Währungs-

und Finanzmarktturbulenzen betroffenen asiatischen Landern, nachlassen

wird. Dies wird vor allem die Konjunktur in Japan und in den übrigen

Industrieländern des pazifischen Raums dämpfen.

In der Schweiz hat sich das konjunkturelle Klima im Laufe des Jahres zuse-

hends gebessert. Die -wirtschaftliche Erholung in Kontinentaleuropa und

die Verbesserung der preislichen Konkurrenzfähigkeit - eine Folge der

Rückbildung des Frankenkurses und sinkender Lohnstückkosten -juhrten zu

einem branchenmässig und regional breit abgestützten, im Jahresverlauf

sich verstärkenden Exportaufschwung. 1998 wird sich die konjunkturelle

Erholung wahrscheinlich entsprechend dem während des zweiten Semesters

1997 erreichten (höheren) Rhythmus fortsetzen. Damit dürfte 1998 das

reale BIP, mit einer Rate von l, 7 Prozent, erstmals in diesem Jahrzehnt

mindestens im Ausmass des längerß-istigen Potentials wachsen. Hauptstütze

bleiben die Exporte, doch wird auch die inländische Nachfrage nach zwei

Jahren der Stagnation wieder etwas an Fahrt gewinnen. Von einem

kräftigen, alle Wirtschaftsbereiche erfassenden Aufschwung kann aber

weiterhin nicht die Rede sein. Angesichts der kräftigen Produktivitätsfort-

schritte in der Wirfschaft wird dieses Wachstum nur ausreichen, um die

Beschäftigung auf tiefem Stand zu stabilisieren. Eine grundlegende

Verbesserung der Arbeitsmarktlage ist einstweilen nicht in Sicht.

Die Aussenwirtschaftstätigkeit auf multilateraler Ebene waren vor allem

im Bereich des Dienstleistungsverkehrs erfolgreich. Im Rahmen der WTO

gelang es, ßir die Schweiz wichtige Übereinkünfte auf den Gebieten der

Informationstechnologie, der Telekommunikationsgrunddienste und der
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Finanzdienstleistungen zu erzielen. - Die unter der Aegide der OECD 1995

lancierten Verhandlungen über ein umfassendes multilaterales

Übereinkommen über Investitionen, an dessen Gelingen die Schweiz ein

besonderes Interesse hat, wurden in hohem Rhythmus weitergeführt und

sollen 1998 abgeschlossen werden. Im November verabschiedete eine

diplomatische Konferenz das OECD-Übereinkommen über die Bekämpßmg

der Bestechung von ausländischen Amtsträgern in internationalen

Geschäftstransaktionen, das von der Schweiz am 17, Dezember unter

Ratifikationsvorbehalt unterzeichnet -wurde.

Die Beziehungen mit der Europäischen Union waren weiterhin von den

bilateralen sektoriellen Verhandlungen geprägt. Trotz intensiver

Anstrengungen gelang es nicht, die Verhandlungen zum Abschluss zu

bringen. Zwar konnten auf allen Verhandlungsgebieten Fortschritte erzielt

werden. Beim Land-, Luft- und Personenverkehr sowie im Agrarhandel

bestehen aber noch Probleme, allerdings von unterschiedlicher Bedeutung.

Die Lösung der noch offenen sensiblen Fragen, die insbesondere den auch

EU-intern stark diskutierten Güterverkehr auf der Strosse betreffen,

verlangt aber von beiden Seiten weitere Anstrengungen. Der EU-

Verkehrsministerrat vom U. Dezember hat indessen neue Perspektiven

eröffnet. Die vertragliche Hauptgrundlage in den Handelsbeziehungen

bildet nach wie vor das Freihandelsabkommen von 1972, an dessen

25jähriges Bestehen an der Tagung des Gemischten Ausschusses am

29. Oktober in Basel erinnert wurde. Am 9. Juni wurde in Luxemburg ein

Zusatzprotokoll zum Freihandelsabkommen unterzeichnet, das die gegen-

seitige Amtshilfe in Zollsachen zum Gegenstand hat. Eine analoge

Regelung wurde auch innerhalb der EFTA erzielt. Die EFTA hat ihre Be-

ziehungen zu den südlichen Mittelmeerstaaten weiter ausgebaut. Am 19. Ju-

ni wurden ein Freihandelsabkommen mit Marokko sowie Zusammen-

arbeitserklärungen mit Jordanien und Libanon unterzeichnet.
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Die Schweiz hat die Unterstützung des Transformationsprozesses in Mittel-

und Osteuropa und der GUS weitergeführt und das bilaterale Vertragsnetz

mit diesen Staaten durch ein Kooperationsabkommen mit Kirgisien, das am

10. Mai unterzeichnet wurde, erweitert.

Mit Kanada und den USA haben Gespräche über die Aushandlung von

Abkommen über die gegenseitige Anerkennung von Produktekontrollen

begonnen. Mit diesen Abkommen sollen technische Handelshemmnisse

abgebaut werden, welche die Vermarktung von Produkten auf den

Empßngermärkten stark erschweren können.
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Bericht

I Die Bedeutung der Aussenwirtschaft für die kleinen und
mittleren Unternehmen (KMU)

II Das neue, von der globalisierten Wirtschaft geschaffene
Umfeld

Die Globalisierung der Wirtschaft ist vor allem eine Folge revolutionärer
technischer Neuerungen insbesondere im Transport-, Fernmelde-1 und
Informatikbereich, welche zu neuen, höchst leistungsfähigen Anwendungs-
möglichkeiten wie den „elektronischen Geschäftsverkehr"2 führen. Einer
weltweiten Nachfrage steht unmittelbar ein weltweites Angebot gegenüber.
Auf vielen Gebieten verschwinden die einst klar gegeneinander
abgegrenzten Binnenmärkte und gehen im Weltmarkt auf. Dieser Weltmarkt
steht allen Unternehmen offen. So können auch die KMU von den neuen
Verhältnissen profitieren, wenn es darum geht, Rohmaterial und
Bestandteile günstig zu beschaffen, neue Märkte oder neue Investoren zu
gewinnen. Gleichzeitig verleiht die Globalisierung dem Wettbewerb eine
völlig neue Dimension.

Für zahlreiche Unternehmen war die Anpassung an strukturelle und
konjunkturelle Entwicklungen schon immer lebenswichtig und ist insofern
nichts Ungewohntes. Allerdings ist der Wandel noch selten so tiefgreifend
und allgemein spürbar gewesen wie heute. Von ihm sind praktisch alle Teile
der Wirtschaft betroffen, mithin auch zum überwiegenden Teil die KMU,
die in der Schweiz - wie anderswo - nach Anzahl der Betriebe ebenso wie

1 Dazu als Beispiel: Lufttransporte sind zwischen 1930 und 1990 um mehr als 83 Prozent billiger
geworden; im gleichen Zeitraum ist der Minutenpreis für eine transatlantische
Telefonverbindung real von 245 auf 3,30 $ gesunken.
2 Zum elektronischen Geschäftsverkehr auf Internet: der Handel mit Industriegütern um das Jahr
2000 wird auf rund 300 Mrd. $ geschätzt, derjenige mit Konsumgütem auf rund 10 Mrd. S (vgl.

Ziff. 414.4).
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der Arbeitsplätze den grössten Teil der Wirtschaft ausmachen. Dabei
scheinen gerade diese Unternehmen von den neuen Verhältnissen
gegenüber den Grossfinnen insofern benachteiligt, als ihnen meist die
Mittel fehlen, sich frühzeitig auf die Nutzung künftiger Vorteile bzw. auf
die Abwendung drohender Nachteile vorzubereiten. Sie haben aber im
Vergleich zu den Grossbetrieben auch eine Stärke, nämlich die Fähigkeit,

-sich neuen Gegebenheiten rasch und flexibel anzupassen und sich bietende
Chancen sofort zu nutzen.

Die Aussenwirtschaftspolitik des Bundesrates zielt auf den Zugang zum
gesamten Weltmarkt, worunter der Europäische Markt für die Schweiz
allerdings der wichtigste ist. Wie im Bericht 95/1+2 (Ziff. 1: Aussen-
wirtschaftspolitik in einem globalen Umfeld) dargelegt, bedingt die
Globalisierung eine Neuausrichtung der Aussenwirtschaftspolitik, welche
auf die Stärkung des schweizerischen Investitions- und Produktions-
standorts zielt. In diese Neuausrichtung sind sowohl die dynamisierenden
Wirtschaftskräfte (wie Telekommunikation und Informatik) als auch die
negativen Folgen der Globalisierung (wie vorübergehende Arbeitslosigkeit,
Umweltschäden) einzubeziehen.

12 Die Bedeutung und Stellung der KMU in der Volkswirtschaft

In der Schweiz nehmen die KMU eine Schlüsselstellung ein: 99,7 Prozent
aller privaten Unternehmen gelten als KMU; diese Unternehmen
beschäftigen 76 Prozent aller Erwerbstätigen. Sie sind also insgesamt der
grossie Arbeitgeber des Landes. Jede aussenwirtschaftspolitische
Massnahme, die sich günstig auf die KMU auswirkt, nützt somit der
Wirtschaft insgesamt.

Den KMU kommt auch in den anderen OECD-Ländern grösste Bedeutung
zu3. Sie stellen fast überall mehr als 99 Prozent aller Betriebe (Ausnahmen:

3 „Technology, Productivity and Job Création - Analytical Report", OECD, 1996. In der

Schweiz gibt es gegenwärtig keine Möglichkeit, den Anteil der KMU am BIP statistisch

nachzuweisen.
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Australien mit 96 und Dänemark mit 98,8 %). Bezüglich des Anteils am

Arbeitsmarkt steht die Schweiz an zweiter Stelle (hinter Irland: 85 %); in

den OECD-Staaten insgesamt bieten die KMU 66 Prozent aller
Arbeitsplätze an. Wie die OECD allerdings einräumt, definieren die

einzelnen Länder ihre KMU unterschiedlich, was aber deren Bedeutung im
Verhältnis zu den Grossbetrieben kaum schmälert. So wendet die Schweiz

in ihrer Definition ein rein quantitatives Kriterium an (Anzahl der

Beschäftigten), ebenso Deutschland, das zusätzlich die Umsätze einbezieht,

während die Europäische Kommission zum Teil auf andere Kriterien wie
die allfällige Kapitalbeteiligung eines Grossbetriebs abstellt.

13 Marktzugang und wirtschaftliche Integration

Das auffälligste Merkmal der Globalisierung ist der beinahe schrankenlose

Zugang zu den Exportmärkten, der auf vielen Gebieten die nationalen

Binnenmärkte mehr und mehr zu einem einzigen - globalen - Weltmarkt

verschmelzen lässt. Diese vorwiegend durch technische Neuerungen
ausgelöste Entwicklung wird von institutionellen Faktoren begleitet und

unterstützt. Dazu zählt die in jahrzehntelanger GATT/WTO-Tätigkeit
erzielte beinahe weltweite Handelsliberalisierung. Für die ganz von EU-

Ländern umgebene Schweiz stellt sodann der Binnenmarkt der EU ein

weiterer wichtiger Faktor dar. Die Schweiz ist an diesem Markt zwar nicht

voll beteiligt, aber durch ein Freihandelsverhältnis eng mit ihm verbunden.
Trotzdem ist die Nicht-Mitgliedschaft mit gewichtigen Nachteilen

verbunden. Gerade die KMU, welche die Anforderungen der

Internationalisierung nicht ohne weiteres durch Auslagerungsinvestitionen

meistern können (oder wollen), sind davon besonders betroffen, so durch

administrative Behinderungen wie Zollformalitäten 4 oder vorauszahlbare

Mehrwertsteuern. Andererseits bietet der seit 1. Januar 1993 bestehende

Einheitsmarkt auch substantielle neue Möglichkeiten. Während zuvor die

Binnengrenzen noch einzeln zu überwinden waren, erschliesst heute ein

4 Besonders störend bei Lieferungen, just in time".
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einziger Grenzübergang den gesamten EU-Markt mit seinen 350 Millionen
Einwohnern. Dieses enorme Potential verdient es, in jeder Hinsicht
(Exporte und Investitionen) noch besser ausgeschöpft zu werden. Denn
Betriebe, die sich trotz Erschwernissen auf dem europäischen Markt
bewähren, starken ihre Wettbewerbsfähigkeit und werden auf dem
Weltmarkt entsprechend besser bestehen können.

14 Die neuen Verhältnisse der globalen Wirtschaft wirken sich
auf alle KMU-Artcn aus

Der Vorteil der Globalisierung - d.h. der praktisch ungehinderte Zugang
zum Weltmarkt - hat, wie bereits erwähnt, auch seine Kehrseite: einen
Wettbewerb von ganz neuen Ausmassen.

Bisher galt es als selbstverständlich, dass gewisse vorwiegend binnenmarkt-
orientierte KMU-Arten wie das Kleingewerbe oder die meisten freien
Berufe, vom internationalen Wettbewerb nicht berührt wurden. Heute wird
aber auch in den meisten dieser Bereiche der Binnenmarkt immer mehr im
Weltmarkt integriert. So spüren heute z.B. Schuhmacher, Töpfer oder
Schreiner nicht selten den Wettbewerb grosser, vorwiegend im Ausland
maschinell hergestellter Serien5; und selbst Advokaten, Ärzte oder
Architekten sind trotz ihres noch immer bestehenden Berufsstandschutzes
vor ausländischer Konkurrenz nicht mehr restlos gefeit.

Schliesslich müssen sich auch die Zulieferer immer mehr mit dem
internationalen Wettbewerb auseinandersetzen. Ihre angestammten Kunden
auf dem Binnenmarkt - zumeist Grossbetriebe, gelegentlich auch andere
KMU - können jetzt die weltweit günstigsten Bezugsquellen auswählen.
Dies zwingt die Zulieferer nicht selten dazu, sich ihrerseits vermehrt dem
Export zuzuwenden. Entsprechend werden die KMU heute von der

5 Beispiele: Vorfabrizierte Elemente, automatische Maschinen, welche das Handwerk ersetzen,

Serienprodukte, die keine Reparaturen mehr zulassen bzw. rechtfertigen.
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Aussenwìrtschaftspolìtik ebenso angesprochen wie von der Binnen-
wirtschaftspolitik.

15 Der Druck auf die Preise und die Flexibilität der KMU

In der globalisierten Wirtschaft drückt der stärker und umfassender
gewordene Wettbewerb auf die Preise und erhöht die Anforderungen an die

Qualität der Produkte und an die Vermarktung. Aus dieser Sicht scheinen
die Grossunternehmen bevorzugt, da sie über die nötigen Mittel verfügen,
die Entwicklung zu analysieren, Neuerungen zu antizipieren und ihnen mit

geeigneten Massnahmen (z.B. mit Diversifikation oder Auslagerung) im

voraus zu begegnen. Dank ihrer kurzen Entscheidungswege haben

demgegenüber selbst extrem spezialisierte KMU den Vorteil, ihre Produkte

sehr flexibel neuen Bedürfhissen anpassen zu können.

Auch dem Staat muss daran gelegen sein, dass dieser Vorteil der flexiblen
Anpassungsfälligkeit möglichst genutzt werden kann und nicht durch eine

schwerfällige Bürokratie und aufwendige Verwaltungsverfahren

geschmälert wird.

16 Die Politik des Bundesrates

Es ist ein Hauptanliegen des Bundesrates, möglichst viele anpassungsfähige

und innovative Unternehmen - die zu einer diversifizierten Wirtschafts-
struktur unseres Landes beitragen - zu fördern. Er wird darauf dringen, dass

die bestehenden Instrumente entsprechend den Bedürfhissen der KMU

ergänzt oder angepasst und, wenn nötig, durch neue ersetzt werden. Die

wichtigsten Stossrichtungen der traditionellen Aussenwirtschaftspolitik -
die Erreichung besseren Marktzuganges und eine stetige Verbesserung der

allgemeinen Rahmenbedingungen - werden dazu beitragen, die den KMU
aus der Globalisierung erwachsenden Nachteile wettzumachen und ihnen

eine möglichst uneingeschränkte Nutzung der Vorteile zu ermöglichen.
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161 Die traditionellen Massnahmen: äusscrc Rahmenbedingungen

Ziel der schweizerischen Aussenwirtschaftspolitik ist es seit jeher, die
Märkte für schweizerische Produkte und Dienstleistungen zu öffnen.
Traditionellerweise zählen dazu Zollabbau, Aufhebung nichttarifarischer
Handelshemmnisse, Liberalisierung des öffentlichen Beschaffungswesens,

gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbescheinigungen, Einführung
einheitlicher Ursprungsregeln (europäische Kumulation), Errichtung eines
europäischen Freihandelssystems (EFTA/EU/MOES 6) und Vereinfachung
der Verwaltungsverfahren. Hierbei handelt es sich um einen permanenten
Prozess. Hinzu kommen weitere Bemühungen namentlich auf den Gebieten
der Auslandinvestitionen, der Produktekontrollen und des geistigen
Eigentumsschutzes,

im Bereich der Auslandinvestitionen fällt den bilateralen Investitions-
schutzabkommen eine wichtige Rolle zu. Die Schweiz hat mittlerweile rund

85 derartige Abkommen abgeschlossen. In diesen Abkommen verpflichten
sich die Vertragsparteien, die Investoren der anderen Vertragspartei nicht zu
diskriminieren und den freien Transfer der Investitionserträge zu
gewährleisten. Die durch diese Abkommen erzielte Rechtssicherheit ist
insbesondere für die KMU von grosser Bedeutung. Die Zulassung für
Auslandinvestitionen soll demnächst im Rahmen eines umfassenden
multilateralen Investitionsabkommens (MAT), das gegenwärtig unter der
Aegide der OECD ausgehandelt wird, weiter Hberalisiert werden (vgl.
Ziff. 413).

Mit unseren wichtigsten Handelspartnern sind Verhandlungen über die

gegenseitige Anerkennung der Produktekontrollen im Gang. Entsprechende
Abkommen mit der EG und mit den EWR/EFTA-Ländern stehen vor dem
Abschluss, während mit den Vereinigten Staaten, Kanada, Australien und

Neuseeland exploratorische Gespräche stattgefunden haben. Analoge

' Mittel- und osteuropäische Staaten.

770



Verhandlungen sollen 1998 mit mittel- und osteuropäischen Staaten
aufgenommen werden.

Abkommen zum Schutz des geistigen Eigentums sind für Innovationen von
grosser Bedeutung, sichern sie den KMU doch die Vermarktung von
Produkten und Dienstleistungen und geben ihnen die nötigen Rechtsmittel
in die Hand, um gegen Nachahmungen vorgehen zu können. Heute stehen
selbst den kleinsten KMU Schutzmöglichkeiten für Patente, Marken,
geographische Bezeichnungen (Swissmade), Muster und Modelle,
Urheberrechte (z.B. für Software), für integrierte Schaltungen („Micro-
chips") und für Know-How (Fabrikations- und Geschäftsgeheimnisse) zur
Verfugung.

162 Neue Massnahmcn: landesinterne Rahmenbedingungen

Eine Reihe von Massnahmen, welche die internen Rahmenbedingungen und
die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Schweiz nachhaltig verbessern
sollen, stehen bereits in Kraft. Im Rahmen des Programms zur Erneuerung
der schweizerischen Wirtschaft wurden ein neues Kartellgesetz, das
Binnenmarktgesetz und das Gesetz über die technischen Handelshemmnisse
erlassen. Zu erwähnen sind ferner das neue Gesetz über das öffentliche
Beschafningswesen, die Einführung der Mehrwertsteuer sowie die
Einführung der Freizügigkeit in der beruflichen Vorsorge. Alle diese

Massnahmen beginnen sich auszuwirken; allerdings muss der politische
Wille, dem sie ihre Entstehung verdanken, erhalten bleiben. Auch der
zweite Teil dieses Programms steht vor der Verwirklichung, so die Revision
des Fernmeldegesetzes, des Zivilluftfahrtgesetzes und des Eisenbahn-
gesetzes, während die Reform des Finanzausgleichs in Bearbeitung steht.

Was die Hürden der öffentlichen Verwaltung für die Unternehmen betrifft,
hat der Bundesrat in seinem Zwischenbericht „Administrative Entlastung
der KMU" vom Januar 1997 eine Reihe konkreter Massnahmen in Gang
gesetzt, die zu einfacheren Verwaltungsverfahren fuhren werden. Ziel
dieser Massnahmen, die alle Teile der Bundesverwaltung erfassen, ist eine
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„kundenfreundlichere" öffentliche Verwaltung, die insbesondere den KMU
rasch und gezielt die nachgefragten Dienstleistungen anbieten kann.

In diesem Zusammenhang ist auf folgende Neuerungen auf Bundesebene
hinzuweisen: Standardisierung und elektronische Abwicklung der
Zollformalitäten, die Verlängerung der Öffnungszeiten der Zollämter, die

.^Erhöhung der Mehrwertsteuerpauschale und die Errichtung eines
Einheitsschalters („one stop shop") für Exportkontrollen von Kriegsmaterial
und „Dual Use"-Gütern (vgl. Ziff. 711). Verschiedene Stellen der
Bundesverwaltung prüfen weitere administrative Vereinfachungen.

Jede Firma braucht Zugang zu den für sie wichtigen Informationen. Für
KMU, die nicht über die geeigneten Mittel verfügen, kann die Beschaffung
solcher Informationen zum Problem werden. Aus dieser Erkenntnis heraus
intensiviert die Bundesverwaltung ihre Informationstätigkeit sowohl auf
den üblichen Kanälen als auch auf Internet sowie durch die Einsetzung von

Informationsbeauftragten. Ferner werden vermehrt Vorträge und
Seminarien zu Fragen der Aussenwirtschaftspolitik abgehalten, so über die
Exportförderung (Sanier Seminar), den elektronischen Geschäftsverkehr,
die europäische Integration und über die neuen Instrumente der
Entwicklungszusammenarbeit.

163 Traditionelle Massnahmen im Wandel: die direkte Forderung

Der Bund leistet regelmässig Beiträge an Institutionen wie die
Schweizerische Zentrale für Handelsförderung (OSEC); ferner unterstützt er
Dachverbände und die Schweizerischen Handelskammern im Ausland. Die
Handelsdienste unserer Botschaften und Konsulate werden weiter
ausgebaut, damit den Bedürfnissen der Firmen noch besser entsprochen
werden kann. Im Frühherbst wurde zum Entwurf für ein neues
Bundesgesetz über die Förderung des Aussenhandels die Vernehmlassung
durchgeführt (vgl. Ziff. 73).
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164 Neue Massnahmen: die indirekte Förderung

Unter indirekter Förderung sind Instrumente zu verstehen, die in erster

Linie die Entwicklung der Empfängerländer unterstützen (Entwicklungs-
länder einerseits und Länder in Zentral- und Osteuropa andererseits), sich

subsidiär aber auch günstig auf die schweizerische Wirtschaft auswirken.

So können im Rahmen von Mischkrediten zugunsten von Entwicklungs-

ländern oder von gebundenen Kreditgarantien bzw. Finanzierungszu-

schüssen zugunsten von osteuropäischen Ländern auch schweizerische
Unternehmen Liefergelegenheiten erhalten, sofern ihre Angebote

international wettbewerbsfähig sind.

Um längerfristige Partnerschaften zwischen Finnen in der Schweiz und in

Entwicklungs- bzw. Transitionsländern zu fordern, wurden neue
Instrumente 7 der Entwicklungszusammenarbeit und der Unterstützung des

Transfonnationsprozesses in Mittel- und Osteuropa und der GUS

geschaffen. Dank diesen Instrumenten kann sich der Bund an

Ausarbeitungskosten von Investitionsprojekten beteiligen, über die SOFI

(„Swiss Organisation for Facilitating Investments") den Unternehmen bei

der Partnersuche in einem Entwicklungs- oder Transitionsland behilflich
sein, sich an bestimmten Ausbildungskosten beteiligen, den Transfer

umweltfreundlicher Technologien begünstigen oder sich im Rahmen der

Schweizerischen Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung am Grund-
kapital für die Gründung von Joint-Ventures beteiligen (vgl. Ziff. 52).

17 Zusammenfassung

Die Globalisierung der Wirtschaft führt zu neuen Formen des Wettbewerbs

und eröffnet Perspektiven die unserem Land neue Chancen bieten. Die

KMU sind aufgefordert, diese durch zukunftsorientiertes Handeln zu

nutzen.

7 Detaillierte Informationsblätter über diese Instrumente können beim Entwicklungsdienst des

BAWI bezogen werden.
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Da herkömmliche Binnenmärkte unwiderruflich nach und nach

verschwinden und sich immer mehr in den Weltmarkt integrieren, sind die

KMU auf zahlreichen Gebieten herausgefordert, sich vermehrt mit dem

Export und der geographischen Diversifizierung ihrer Produktion

auseinanderzusetzen. Die Aussenwirtschaftspolitik wird für sie zunehmend

wichtiger.

Der Bundesrat hat auf diese Entwicklung vorausschauend reagiert und im

Rahmen des wirtschaftlichen Erneuerungsprogramms eine Reihe von

Massnahmen in Kraft gesetzt. Er hat die Informationstätigkeit des Bundes

verbessert und administrative Erleichterungen eingeleitet. Weitere

Instrumente (ERG, IRG, Investitionsförderung, OSEC) bieten den

Unternehmen direkten Beistand und unterstützen den Einstieg der

schweizerischen Wirtschaft in die Globalisierung.

Der Marktzugang für Schweizer Produkte und Dienstleistungen ist in

jüngster Zeit in verschiedener Hinsicht spürbar verbessert worden (WTO,

Investitionsabkommen, Ursprungsregeln usw.); weitere Verbesserungen

werden aus in Aushandlung stehenden Abkommen (MAI, gegenseitige

Anerkennung der Produktekontrollen) resultieren. Schliesslich wirken sich

auch die indirekten Förderungsinstrumente (bilaterale Unterstützungs-

massnahmen in Entwicklungsländern bzw. in Mittel- und Osteuropa) durch

Verbesserungen des wirtschaftlichen Klimas in den Partnerländern günstig

für schweizerische Unternehmen aus.

Der Bundesrat ist überzeugt, dass der globalisierte Markt dem Export neue

Chancen eröffnet, während ein protektiomstischer Rückzug auf den

Binnenmarkt höchstens vorübergehend Erleichterung bieten könnte. Aus

diesem Grunde setzt er seine Öfmungspolitik im Rahmen der WTO und der

OECD, insbesondere aber auch im Verhältnis zur Europäischen Union fort.

Damit trägt er zur Stärkung einer internationalen Wirtschaftsordnung bei,

die sowohl „wilden Protektionismus" als auch „wilden Kapitalismus"

eindämmt.
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Zur Wirtschaftslage

(Tabellen und Graphiken: vgi Beilage, Ziff. 811)

Ein anhaltend robustes, zunehmend ausgeglichenes Wachstum der Welt-

wirtschaß, eine Verbesserung der Konjunktur in den grossen kontinental-

europäischen Absatzländern und eine seit Ende 1996 markant verbesserte

Wechselkurslage prägten 1997 den Rahmen der schweizerischen Aussen-

wirtschaß. Dank sinkender Lohnstückkosten -wurde die preisliche Wettbe-

werbsfähigkeit über die Wechselkurskorrektur hinaus gestärkt. Die Folge
war ein branchenmässig und regional breit abgestützter Exportaufschwung,

dessen Impulse die inländische Nachfrage allerdings noch kaum zu beleben

vermochten. 1998 wird sich die konjunkturelle Erholung im erhöhten

Rhythmus des zweiten Semesters fortsetzen, wobei auch die inländische

Nachfrage wieder etwas an Fahrt gewinnen wird.

Anhaltend robustes, zunehmend ausgeglichenes Wachstum der
Weltwirtschaft

In den westlichen Industriestaaten haben sich die konjunkturellen Auf-

triebskräfte im Laufe des Berichtsjahres weiter gefestigt. Das wirtschaft-

liche Wachstum im OECD-Raum erreichte in der ersten Jahreshälfte an-

nähernd 3 Prozent. Die regionalen Unterschiede blieben allerdings noch

erheblich.

Die Dynamik der amerikanischen Konjunktur übertraf die Erwartungen er-

neut. Breit auf Konsumausgaben und Ausrüstungsinvestitionen abgestützt,

beschleunigte sich das gesamtwirtschaftliche Wachstum im ersten Halbjahr

sogar nochmals leicht auf über 4 Prozent. Hingegen scheint die japanische

Konjunktur weniger gefestigt, als zu Jahresbeginn angenommen wurde. Die

nach Jahren einer kräftigen staatlichen Konjunkturstützung gezwungener-

massen restriktivere Fiskalpolitik beeinträchtigt die wirtschaftliche Er-

holung bislang erheblich.

Gestützt von niedrigen Zinsen und der Verbesserung der Wettbewerbs-

fähigkeit als Folge der Dollarhausse verstärkten sich die Auftriebskräfte in
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Volumen der Güterexporte

Westeuropa im Jahresverlauf deutlich. Noch ist die Stärke der Erholung in

den einzelnen Ländern allerdings sehr unterschiedlich. Vor allem in Gross-

britannien, in der Mehrheit der skandinavischen Länder, in den Niederlan-

Eckdaten der wirtschaftlichen Entwicklungen in der Schweiz,
Im OECD-Raum und in der EU im Vergleich

(Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Prozenten)

Reales Bruttoinlandprodukt

Arbeitslosen rate in %

Quellen: OECD; für die Schweiz nationale Quellen (BFS, OZD, BIGA)
1997: Schätzung; 1998: Prognose
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den und in Spanien ist das wirtschaftliche Wachstum bereits kräftig und

breit abgestützt. Hingegen kommt die Übertragung der aussenwirtschaft-

Hchen Impulse auf die Binnennachfrage in den für die schweizerische Ex-

portwirtschaft besonders wichtigen grossen kontinentaleuropäischen Län-

dern Deutschland, Frankreich und Italien nur schleppend voran; Entspre-

chend hinkt das wirtschaftliche Wachstum in diesen Ländern noch etwas

nach. Noch dämpfen auch die im Laufe des Jahres teilweise intensivierten

Konsolidierungsanstrengungen der öffentlichen Hand im Hinblick auf die

Erfüllung der Maastrichter Kriterien die Nachfrage in vielen Ländern.

Die Voraussetzungen haben sich weiter verbessert, dass sich das wirtschaft-

liche Wachstum im OECD-Raum in den Jahren 1998 und 1999 nahe dem

zuletzt erreichten Rhythmus von 3 Prozent fortsetzen wird; zugleich werden

sich die Entwicklungen in den wichtigsten Regionen zunehmend

angleichen. Dabei dürfte die Teuerung praktisch überall niedrig bleiben.

Auch in den USA und in Grossbritannien wird die straffere Wirtschafts-

politik einer konjunkturellen Überhitzung vorbeugen. Vor allem in Europa

erreichten die Langfristzinsen vielerorts ihren niedrigsten Stand seit Jahren.

Eine günstige Entwicklung der Unternehmensgewinne und verbesserte

Absatzperspektiven haben in vielen Ländern bereits zu einer Erstarkung der

Investitionen geführt.

In den bisher konjunkturell führenden Volkswirtschaften der USA und

Grossbritanniens wird sich das Wachstum ab 1998 auf ein längerfristig trag-

bares Niveau von 2 bis 2,5 Prozent einpendeln. In den kontinentaleuro-

päischen Ländern ist mit einer weiteren Wachstumsbeschleunigung zu rech-

nen. In den bislang hinterherhinkenden grossen Volkswirtschaften Deutsch-

lands, Frankreichs sowie, etwas verzögert, Italiens wird die inländische

Nachfrage - und hier vor allem die Ausrüstungsinvestitionen - weiter

deutlich an Fahrt gewinnen. Damit wird sich das gesamtwirtschaftliche

Wachstum in diesem zentralen Absatzraum, der allein rund 40 Prozent

unserer Exporte aufnimmt, auf gegen 3 Prozent beschleunigen. In einigen

weiteren künftigen Mitgliedländern der europäischen Währungsunion, u.a.

in Finnland, den Niederlanden und in Spanien, wird das Wachstum in den

kommenden beiden Jahren voraussichtlich sogar 3 bis 4 Prozent erreichen.
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Im Zuge der konjunkturellen Erholung werden sich .die Überkapazitäten auf

den Güter- und Aibeitsmärkten verringern. In manchen Ländern, ausgeprägt

in Japan, Frankreich, Italien und vor allem in der Schweiz, wird indessen

auch fortan eine bedeutende Produktionslücke bestehen bleiben. Die Zahl

der Arbeitslosen im OECD-Raum wird sich zwischen dem ersten Semester

1997 und der zweiten Hälfte des Jahres 1999 um rund 2,5 Millionen

verringern. Ein grosser Teil dieser Verbesserung ist einem Beschäftigungs-

zuwachs in den kontinentaleuropäischen Ländern zuzuschreiben. Gleich-

wohl wird die Arbeitslosigkeit in den Ländern der EU, mit rund 10 Prozent

Ende 1999, hoch bleiben.

Gewisse Wachstunisimpulse sind auch weiterhin aus den Entwicklungs-

und Schwellenländern Südostasiens und Lateinamerikas zu erwarten. Die

Nachfrage aus den mittel- und osteuropäischen Transformationsländern

wird nach einer vorübergehenden Schwäche im abgelaufenen Jahr wieder

deutlicher anziehen, nachdem eine Mehrzahl dieser Lander die Talsohle

allmählich durchschritten haben. Allerdings lassen Schätzungen der OECD

erwarten, dass die inländische Nachfrage der vier am stärksten von den

Währungs- und Finanzmarktturbulenzen und den eingeleiteten wirtschafts-

politischen Korrekturen betroffenen asiatischen Lander (Thailand,

Malaysia, Indonesien, Philippinen) 1998 höchstens noch um l bis 2 Prozent

expandieren wird - nach einem mittleren Wachstum von 6 Prozent während

der ersten Hälfte des laufenden Jahrzehnts. Dies wird das Wirtschafts-

wachstum im OECD-Raum 1998 um bis zu 0,2 Prozent verringern, wovon

Japan sowie die übrigen Industrieländer des pazifischen Raums besonders

betroffen sind.

Wenn sich der Welthandel mit Industrieprodukten, nach einer markanten

Beschleunigung im Berichtsjahr, 1998 geringfügig auf etwa 8 Prozent

verlangsamen wird, so bleibt er damit gemessen an der längerfristigen Ent-

wicklung überdurchschnittlich dynamisch. Dabei erweist sich die regionale

und die sektorielle Zusammensetzung dieser Gesamtentwicklung für die

Schweiz insofern als günstig, als sich vor allem die Importnachfrage Konti-

nentaleuropas und besonders stark auch die Nachfrage nach Ausrüstungs-

gütern verstärken werden.
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Eine Unsicherheit für die nahe Zukunft geht zum einen von der hohen

Arbeitslosigkeit in Europa aus, welche die noch erforderlichen zusätzlichen

wirtschaftspolitischen Anstrengungen zur Gewährleistung eines erfolg-

reichen Starts der europäischen Währungsunion schwierig gestalten wird.

Zum andern haben die Ende Oktober erfolgten Korrekturen an den

Aktienmärkten das Risiko substanzieller Kurseinbrüche an den zuvor sehr

hoch bewerteten amerikanischen und europäischen Märkten verringert.

Konjunkturelle Wende in der schweizerischen Wirtschaft 1997

Nach einer nochmals enttäuschenden Entwicklung 1996, welche das Ende

einer sechs Jahre währenden Stagnation markierte, hat sich das Konjunktur-

klima in der Schweiz im Laufe des Berichtsjahres zusehends gebessert.

Unter dem Einfluss einer gelockerten Geldpolitik der Schweizerischen

Nationalbank haben sich vor allem die monetären Rahmenbedingungen

stetig verbessert. Nach der massiven Höherbewertung in der Periode 1993

bis 1995 bildete sich der reale Aussenwert des Frankens bis Anfang 1997

wieder auf das Niveau von 1993 zurück. Ein schwaches Lohnwachstum bei

weiter deutlich steigender Arbeitsproduktivität liess die Lohnstückkosten

sinken und bewirkte zusammen mit der Wechselkurskorrektur eine nachhal-

tige Verbesserung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer

Wirtschaft.

Die Konjunkturerholung in Kontinentaleuropa und die Verbesserung der

preislichen Konkurrenzfähigkeit führten seit der vergangenen Jahreswende

zu einem branchenmässig und regional breit abgestützten, im Jahresverlauf

sich verstärkenden Exportaufschwung. Die Warenausfuhren nahmen in den

ersten zehn Monaten dem Volumen nach um 6,8 Prozent und wertmässig

um 10,8 Prozent zu. Nach jahrelang gedrückter Ertragsentwicklung - das

Exportpreisniveau war 1996 nicht nennenswert höher als 1990 - konnten

1997 auch die Ausfuhrpreise in den meisten Branchen teils deutlich ange-

hoben werden. Waren zunächst vor allem Halbfabrikate und Konsumgüter

(Pharmazeutika, Bekleidung, Papier, Kunststoffe, Uhren) Träger des

Exportwachstums, so zogen im Laufe des Jahres - mit der Steigerung der
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Nachfrage nach Ausrüstungsgütern in der EU - auch die

Investitionsgüterausfuhren kräftig an. Der Exportaufschwung ist nunmehr

auch regional breit abgestützt. So nahmen die Ausfuhren nach den USA,

nach den mittel- und osteuropäischen Transfonnationsländern einschliess-

lich der Staaten der GUS, nach verschiedenen asiatischen sowie vor allem

nach den lateinamerikanischen Schwellenländern, nach den ölexportie-

renden Entwicklungsländern und nicht zuletzt auch nach verschiedenen

Mitgliedländern der EU mit teils sehr hohen zweistelligen Zuwachsraten zu.

In auffallendem Unterschied zum vergangenen Jahr entwickelte sich

schliesslich auch der Absatz in Deutschland wieder zunehmend dynamisch.

Exporte ausgewählter Branchen 1995,1996 und 1997 (10 Monate)

(Veränderungen, nominell, gegenüber Vorjahr in Prozenten)

10

-10
1995 1996 1997

Maschinen GSInstmmente •Metalle DChemie •Uhren •Textilien

Quelle: OZD

In der Folge der Festigung der Auslandkonjunktur und der Abschwächung

des Frankenkurses ist (neben der aufgehellten Industriekonjunktur) auch die

Lage in der Fremdenverkehrswirtschaft erstmals seit 1990 wieder besser

geworden: die Zahl der Übernachtungen ausländischer Gäste in der
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Hôtellerie stieg in den ersten zehn Monaten um 3,9 Prozent. Dabei nahm
der Zustrom von Gästen aus Ländern mit aufgewerteten Währungen
(Grossbritannien, Italien), für welche die Schweiz entsprechend günstiger
geworden ist, besonders stark zu. Schliesslich haben auch die übrigen
Dienstleistungsexporte wegen stark expandierender Bankenkommissionen
markant zugenommen.

Die verstärkten Aussenwirtschaftsimpulse vermochten sich bislang noch
kaum auf die inländische Nachfrage zu übertragen. Die Entwicklung der
Konsumausgaben der privaten Haushalte verbesserte sich zwar im Jahres-
verlauf. Rückläufige real verfügbare Einkommen und eine immer noch fühl-
bare Verunsicherung der Konsumenten beliessen dem Konsumwachstum
indessen noch wenig Spielraum. Bei den Bauinvestitionen hielten die
rezessiven Tendenzen an. Eine Verlangsamung des Rückgangs im
Jahresverlauf war allein auf eine steigende Bautätigkeit der öffentlichen
Hand zurückzuführen. Dagegen war die private Baunachfrage als Folge der
anhaltend hohen Leerbestände von Wohnungen und Geschäftsbauten trotz
der niedrigen Zinsen weiter deutlich rückläufig. Positiv zu erwähnen
bleiben die Ausrüstungsinvestitionen der Wirtschaft, die sich nach wie vor
auf hohem Stand bewegen und die nach einem leichten Rückgang zu
Jahresbeginn in der Folge wiederum angezogen haben.

Angesichts der immer noch ausgeprägten Schwäche der inländischen Nach-
frage erstaunt die Dynamik der Importe, deren Realwachstum sich mit
6,4 Prozent in den ersten zehn Monaten 1997 gegenüber dem Vorjahr
deutlich beschleunigt hat. Zwar führte die verbesserte Industrie- und
Exportkonjunktur zu einem höheren Bedarf an Vorprodukten. Auch der
Umstand, dass die Lagerbestände an Vorprodukten Ende 1996 abgebaut

waren, stimulierte in der Folge die Einfuhren. Zudem war die Investitions-
tätigkeit in der Schweiz vor allem im Dienstleistungsbereich (vorwiegend
importierte Ausrüstungsgüter) ausgeprägt. Schliesslich haben auch
Sonderfaktoren, wie etwa die steuerlich bedingte zusätzliche Verzollung
(und damit statistisch „Einfuhr") von Mineralöl-Pflichtlagerbeständen im
Ausmass von 730 Millionen Franken ebenfalls zum unerwartet kräftigen
Importzuwachs beigetragen. Gleichwohl scheint der jahrelange Vormarsch
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der Importe auf dem schweizerischen Binnenmarkt trotz der deutlichen

Korrektur des Wechselkurses immer noch anzuhalten, was tendenziell das

Produktionswachstum der Wirtschaft drückt.

Obwohl sich das wirtschaftliche Wachstum ab dem zweiten Quartal fühlbar

beschleunigt und im zweiten Semester einen Rhythmus von etwa 2 Prozent

erreicht hat, dürfte das Wachstum des realen Bruttoinlandproduktes für das

Jahr 1997 insgesamt (Kommission für Konjunkturfragen: 0,4%) wegen des

niedrigen Ausgangsniveaus zu Jahresbeginn noch bescheiden bleiben.

Indikatoren der schweizerischen Konjunktur
(Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Prozenten)

Produktion und Arbeitsmarkt
Bruttoinlandprodukt real
Beschäftigte insgesamt
Arbeitsproduktivität (pro Kopf)
Arbeitslosenquote

Aussenwirtschaft
Exportvolumen (Güter, OZD)
Importvolumen {Güter, OZD)
Ausländerübemachtungen
Hotels
Ertragsbilanz (Saldo Mrd Fr)

1995

0.8
-0.8
1.6
4.2

4.1
6.1

-6.8

25.3

1996

-0.2
-0.9
0.7
4.7

2.1
1.5

-6.0

26.4

1997

0.4
-1.2
1.6
5.2

6.3
6.0
3.5

26.7

1998

1.7
0.0
1.7
5.0

6.5
5.5
3.0

29.9

Monetäre Indikatoren und Preise
Realer Wechselkurs 6.0 -3.2 -7.0 2.0
Zinsen Dreimonatsdepots 3.0 1.9 1.5 2.3
Rendite eidg. Obligationen 4.6 4.0 3.5 3.8
Index Konsumentenpreise 1.8 0.8 0.5 1.0

Quelle: Eldg. Kommission für Konjunkturfragen (1997 und 1998: Schätzungen und Prognosen)

Trotz abwertungsbedingt steigender Importpreise blieb die Teuerung tief,

weil sinkende Lohnstückkosten und die beträchtlichen Kapazitätsreserven

in der Wirtschaft preisdämpfend wirkten. Mit 0,5 Prozent im Jahresmittel

blieb die Konsumteuerung seit 1994 stets unter einem Prozent, sieht man

vom vorübergehenden mehrwertsteuerbedingten Anstieg im Jahre 1995 ab.
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Aufgrund der immer noch vorhandenen personellen Überkapazitäten und

des anhaltenden Restrukturierungsdrucks reichte das bescheidene Wirt-

schaftswachstum nicht aus, um einen weiteren Beschäftigungsrückgang zu

verhindern. Der Rückgang der offiziell ausgewiesenen Arbeitslosenquote

von 5,7 Prozent im Februar auf 4,8 Prozent im Oktober bedeutet denn auch

kaum eine echte Verbesserung der Arbeitsmarktlage. Er ist vielmehr

wesentlich saisonalen Einflüssen sowie der Inkraftsetzung aktiver

Arbeitsmarktmassnahmen bzw. dem Umstand zuzuschreiben, dass in

Arbeitsmarktprogrammen engagierte Personen - derzeit auf rund 15*000

geschätzt - grossenteils nicht mehr als Arbeitslose ausgewiesen werden.

Beschleunigte Konjunkturerholung 1998

1998 wird sich die konjunkturelle Erholung etwa im während des zweiten

Semesters 1997 erreichten höheren Rhythmus fortsetzen, wobei zunehmend

auch die inländische Nachfrage nach zwei Jahren der Stagnation wieder

etwas an Fahrt gewinnen wird. Von einem kräftigen, alle Wirtschafts-

bereiche erfassenden Aufschwung kann aber weiterhin nicht die Rede sein.

Hauptstütze bleiben die Exporte. Zum einen werden die Märkte für

schweizerische Exporte zumindest im gleichen Ausmass expandieren wie

1997. Insgesamt schwächere Impulse aus den Regionen ausserhalb der

OECD, insbesondere den von den Währungs- und Finanzmarktturbulenzen

besonders stark betroffenen südostasiatischen Volkswirtschaften, sowie aus

den USA werden durch eine stärkere Importnachfrage aus den Ländern der

EU und durch die beschleunigte Expansion der Unternehmerinvestitionen in

Kontinentaleuropa mehr als aufgewogen. Dank erneut rückläufiger

Lohnstückkosten wird die verbesserte preisliche Wettbewerbsfähigkeit der

Schweizer Anbieter trotz eines im Jahresmittel wieder leicht festeren

Frankens gehalten werden können. Das Ausfuhrvolumen wird deshalb

erneut zumindest im 1997 realisierten Ausmass von gut 6 Prozent

expandieren. Für einen nochmals leicht verbesserten Exportverlauf spricht

auch die jüngste Auftragsentwicklung. Tatsächlich begannen sich die

Exportaufträge in der Industrie erst im Laufe des Berichtsjahres zu erholen.

Besonders ausgeprägt war dies in der Maschinenindustrie der Fall, wo nach
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einem kontinuierlich beschleunigten Rückgang im Jahre 1996 und einer

anschliessenden Stabilisierung zu Jahresbeginn im zweiten Quartal des

Jahres erstmals wieder ein kräftiger Anstieg der Bestellungen aus dem

Ausland (+13,5%) verzeichnet werden konnte.

Dank der verbesserten Einkommensentwicklung in den wichtigsten euro-

päischen Herkunftsländern der ausländischen Gäste sowie begünstigt durch

die wieder bessere Wechselkurslage und die Anstrengungen der Branche

zur Steigerung der Attraktivität ihres Angebots dürfte auch die

konjunkturelle Erholung in der Fremdenverkehrswirtschaft fortdauern.

Im Unterschied zu den letzten Jahren wird 1998 auch die inländische Nach-

frage wieder zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum beitragen. Aufgrund

einer verbesserten Einkommensentwicklung wird der private Konsum leicht

beschleunigt zunehmen. Auch die Ausrüstungsinvestitionen der Wirtschaft

werden im Zuge der steigenden Kapazitätsauslastung wieder etwas stärker

wachsen. Nach langen Jahren einer ununterbrochenen Schrumpfung dürfte

schliesslich die Bauwirtschaft insgesamt die Talsohle erreichen; dies aller-

dings nur dank der mit dem Investitionsprogramm des Bundes gestärkten

Bautätigkeit der öffentlichen Hand, wogegen die privaten Bauinvestitionen,

wenngleich verlangsamt, nochmals abnehmen werden.

Aus Sicht der Eidgenössischen Kommission für Konjunkturfragen kann

damit 1998 mit einem Wachstum des realen Bruttoinlandprodukts von

1,7 Prozent gerechnet werden. Angesichts der weiterhin kräftigen

Produktivitätsfortschritte in der Wirtschaft wird dieses Wachstum gerade

ausreichen, um die Beschäftigung auf tiefem Stand zu stabilisieren. Wenn

sich die offiziell ausgewiesene Arbeitslosenquote dennoch leicht

zurückbilden dürfte, so ist dies wiederum wesentlich darauf zurückzu-

führen, dass eine steigende Zahl Arbeitssuchender in aktiven Arbeitsmarkt-

massnahmen beschäftigt und damit von der Statistik nicht mehr erfasst

werden.

Hauptrisiko für den noch keineswegs gefestigten Konjunkturaufschwung

wäre eine erneute deutlichere Höherbewertung des Frankens im Vorfeld des
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Inkrafttretens der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion. Einer

unverändert entschiedenen Haltung der Schweizerischen Nationalbank,

einem erneuten, wirtschaftlich nicht gerechtfertigten stärkeren Aufwer-

tungsdruck mit allen verfügbaren Mitteln entgegentreten zu wollen, kommt

deshalb entscheidende Bedeutung zu.

•f
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3 Europäische Wirtschaftsintegration

31 Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU

In den bilateralen Verhandlungen mit der EU wurden in mehreren Gebieten

Fortschritte erzielt und die Grundlagen ßir sektorweise Verhandlungs-

abschlüsse geschaffen. Es gelang jedoch nicht, die Verhandlungen gesamt-

haft abzuschliessen. Die Schwierigkeiten im Verhandlungsprozess ver-

zögern auch die Lösung hängiger Probleme im Bereich der bestehenden

Abkommen. Ein neues Abkommen konnte in bezug auf die Amtshilfe in

Zollsachen unterzeichnet werden.

311 Allgemeines

Die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU waren - wie in den

beiden Vorjahren - von den bilateralen sektoriellen Verhandlungen geprägt.

Im Interesse eines baldigen Verhandlungsabschlusses war die Schweiz
bemüht, die Verhandlungsdynamik zu erhöhen. Die Anstrengungen waren

im Frühüng und gegen Ende des Jahres besonders intensiv, als man sich

unter niederländischer bzw. luxemburgischer EU-Präsidentschaft der

Lösung der wichtigsten offenen Punkte sehr nahe kam. In zahlreichen

Kontakten der Mitglieder des Bundesrates mit der EG-Kommission und den

Regierungen der EU-Mitgliedstaaten wurde die schweizerische Ver-
handlungsposition dargestellt und erläutert. Hinzu kamen die formellen

Verhandlungen und die Gespräche auf Expertenebene.

In den bestehenden Vertragsbeziehungen konnten verschiedene

Detailprobleme einer Lösung nähergebracht werden. Ein wichtiges Ereignis
des Berichtsjahres stellte die Feier des 25jährigen Bestehens des

Freihandelsabkommens Schweiz-EWG/EGKS am 29. Oktober in Basel dar.

Die Gangart in den bilateralen Verhandlungen, aber auch bei der

Problemlösung in den Vertragsbeziehungen hat gezeigt, dass die EU

aufgrund ihrer rechtlichen und institutionellen Strukturen in den
Beziehungen mit Drittstaaten kaum mehr auf Sonderinteressen Rücksicht

786



nehmen kann. Der Preis, den Drittstaaten für Sonderlösungen zu zahlen

haben, wird steigen, und der Spielraum für weitere bilaterale Abkommen

mit der EU wird beschränkt sein. Es muss daher eine multilaterale

Annäherung an die EU, welche den völlig ungehinderten Zugang zum

Binnenmarkt und eine verbesserte Mitsprache bietet, angestrebt werden. Sie

ist Voraussetzung dafür, dass der Werk- und Forschungsplatz Schweiz als

Unternehmensstandort für die Belieferung des europäischen Binnenmarkts,

der ein zentraler Lebensraum der Schweizer Volkswirtschaft ist, attraktiv

bleiben kann.

312 Im Rahmen der bestehenden Abkommen

An der Tagung der Gemischten Ausschüsse zu den Freihandelsabkommen

(FHA) Schweiz-EWG/EGKS (SR 0.632.401/402) vom 29. Oktober in Basel

wurde an das 25jährige Bestehen der FHA erinnert. Die beiden Abkommen

haben sich in diesem Zeitraum als solide Basis für die Handelsbeziehungen

mit der EU erwiesen; allerdings erfordert der inzwischen geschaffene EU-

Binnenmarkt Verbesserungen für den Marktzutritt, was zum Teil in den

laufenden sektoriellen Verhandlungen angestrebt wird. - Gleichentags trat

auch die Gemischte Kommission zu den Uhrenabkommen von 1967 und

1972 zusammen (SR 0.632.290.13/131).

Auch wenn das FHA mit der EG insgesamt gut funktioniert, bestehen auf

beiden Seiten mehrere ungelöste Probleme. Die Schweiz forderte erneut für

verarbeitete Landwirtschaftsprodukte Lösungen beim Preisausgleichs-

system und eine Intensivierung der diesbezüglichen technischen Gespräche.

Sie verlangte eine rasche Inkraftsetzung der für die Zollbehandlung von

Phytopharmaka erzielten Lösung. Des weitern gab sie zu verstehen, dass sie

die von EU-Staaten erlassenen Einfuhrverbote für Schweizer Rindfleisch

und Rindfleischprodukte für diskriminierend hält. Bezüglich der Be-

hinderungen beim Parallelimport von Automobilen in die Schweiz wurde

ein erster Informationsaustausch vorgenommen. Die EU ihrerseits erneuerte

ihr Begehren zur Aufhebung des PVC-Verbots für Getränkeflaschen, das

Gegenstand von Expertengesprächen bildet, und forderte Erleichterungen

bezüglich der Etikettierung von Spirituosen und Spezialbieren.
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Am 9. Juni wurde in Luxemburg ein Abkommen über Amtshilfe in

Zoîïsachen unterzeichnet, das als Zusatzprotokoll dem FHA beigefügt wird
(vgl. Beilage, Ziff. 822).

Am 30. Mai wurde mit der EG-Kommission eine Vereinbarung getroffen,

mit der die bisher erforderlichen Bescheinigungen (IMA 1) abgelöst und die
Ursprungsbedingungen und -formalitaten der betreffenden Milchprodukte

neu geregelt werden (vgl. Beilage, Ziff. 821).

Die anhaltenden Betrugsfälle und der Druck des Europäischen-Parlaments

haben die EG-Kommission veranlasst, einen Aktionsplan zur Verbesserung

des gemeinsamen Versandverfahrens (SR 0.63J.242.04) zu erstellen. Die

vorgeschlagenen Massnahmen werden auf nationaler und internationaler

Ebene geprüft. Aus schweizerischer Sicht gilt es in erster Linie, die
Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Zollverwaltungen zu verbessern.

Gleichzeitig werden die Arbeiten zur Informatisierung der Verfahrens-
abwicklungen vorangetrieben. Zu diesem Zweck wird die Schweiz -

zusammen mit vier EU-Mitgliedstaaten - an einem Pilotprojekt teilnehmen,

das im Herbst 1998 gestartet werden soll.

Die vom Gemischten Ausschuss zum Abkommen über die Erleichterung

der Kontrollen und Formalitäten im Güterverkehr (SR Q.63L242.Q5)

eingesetzte Arbeitsgruppe prüfte Möglichkeiten für Vereinfachungen bei

den Veterinären Grenzkontrollen.

313 Im Rahmen der scktoriellcn Verhandlungen

Der Bundesrat hat im Januar und im April das schweizerische Angebot in

verschiedenen offenen Punkten, insbesondere im Bereich des Landverkehrs,

gegenüber der EU präzisiert. Nachdem im Mai die schweizerische

Verhandlungsposition aufgrund einer breitangelegten internen Konsul-

tationsrunde - Ratspräsidenten, aussenpolitische Kommissionen beider

Räte, Kantone, Regierungsparteien, Sozialpartner und weitere interessierte

Kreise - konsolidiert war, bestand die Hoffnung, bald zum Abschluss der

Verhandlungen zu gelangen. Die EU betrachtete das schweizerische
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Angebot im Bereich des Landverkehrs aber immer noch als ungenügend,
weshalb unter niederländischem EU-Vorsitz beschlossen wurde, die
Beratungen über die Verhandlungen mit der Schweiz von der Tagesordnung
des Ratstreffens der Verkehrsminister vom 29. Mai abzusetzen. Trotz der

Blockierung im Landverkehrsbereich, wurden aber die Treffen auf der
Ebene der Experten weitergeführt, und es gelang, einige offene Punkte zu
bereinigen.

Zahlreiche Kontakte auf verschiedenen Ebenen mit Vertretern der EU, der
Mitgliedstaaten und mit Luxemburg - dieses Land führte im zweiten
Halbjahr den EU-Vorsitz - hatten im Laufe des Sommers bestätigt, dass auf
beiden Seiten der Wille besteht, die Verhandlungen rasch zum Abschluss zu
bringen. Die EU beharrte jedoch auf einem neuen Angebot der Schweiz im

Bereich Landverkehr, um die Verhandlungen zu deblockieren.' Der
Bundesrat unterbreitete darauf der EG-Kommission am 10. Oktober ein im
Bereich Landverkehr überarbeitetes Verhandlungsangebot. Obwohl die
anschliessenden Beratungen auf allen Ebenen intensiviert wurden, gelang es
nicht, die Verhandlungen abzuschli essen.

Im Verlauf des Jahres wurden in verschiedenen Bereichen Fortschritte
erzielt, und der Stand der Verhandlungen ist insgesamt weit fortgeschritten.
So sind die Verhandlungen zu den Abkommen über das öffentliche
Beschaffungswesen und die technischen Handelshemmnisse, abgesehen von
Fragen horizontaler Natur (wie Abkommensform und Mitwirkung in EG-
Ausschüssen), praktisch abgeschlossen. In den Bereichen Land- und
Luftverkehr, Personenfreizügigkeit und Landwirtschaft bestehen noch
Probleme von unterschiedlicher Bedeutung. Die Lösung der noch offenen
Fragen, insbesondere beim Landverkehr, verlangt aber von beiden Seiten

weitere Anstrengungen, um den gesamten Verhandlungsprozess beenden zu
können. Der EU-Verkehrsrninisterrat vom 11. Dezember hat diesbezüglich

neue Perspektiven eröffnet.

Der Stand der Verhandlungen in den sieben Bereichen lässt sich

folgendermassen zusammenfassen:
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Forschung: Der Forschungsstandort Schweiz würde bedeutend
attraktiver, wenn hier ansässige Unternehmen einen gleichberechtigten
Zugang zu den Forschungsprogrammen der EU erhielten. Der bereits
seit Juni 1995 praktisch finalisierte Abkommensentwurf sichert der
Schweiz eine weitgehend gleichberechtigte Teilnahme am vierten
Forschungsrahmenprogramm der EU (1995-1998). Offen bleibt die

konkrete Ausgestaltung der Teilnahme der Schweiz in den

Programmleitungsausschüssen (Komitologie). Mit zunehmender
Verhandlungsdauer wird die Frage eines gesicherten Übergangs zu

späteren Rahmenprogrammen im EU-Forschungsbereich immer
dringlicher. Die Notwendigkeit der Weiterfuhrung der Forschungszu-
sammenarbeit über das vierte Rahmenprogramm hinaus ist von beiden
Seiten unbestritten. Ungelöst ist derzeit die Frage, wie der
Abkommensentwurf auf das fünfte Rahmenprogramm übertragen
werden kann.

Technische Handelshemmnisse: Der Text für ehi Abkommen über die
gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungen ist
weitgehend bereinigt. Er sieht vor, dass die im Exportland nach den
Bestimmungen der anderen Vertragspartei durchgeführten Konformi-

tätsbewertungen anerkannt werden. Wo die technischen Rechtsvor-
schriften als gleichwertig anerkannt sind, werden die im Exportland

nach sehen Bestimmungen durchgeführten Konformitätsbewertungen
von der anderen Partei ebenfalls anerkannt, wodurch Doppelprüfungen
vermieden werden. Meinungsunterschiede bestehen noch hinsichtlich
der Form des Abkommens (selbständiges Abkommen oder
Integrierung in das FHA 1972), der Ursprungsfrage sowie bezüglich
der schweizerischen Mitwirkung in einzelnen EG-Ausschüssen.

Öffentliches Beschaffimgswesen: Seit dem Frühjahr existiert ein
beidseitig bereinigter Abkommensentwurf. Ausgehend vom WTO-
Übereinkommen über das öffentliche Beschaffimgswesen sollen

weitere Beschaftungsstellen (Gemeinden, private Auftraggeber in den
Sektoren Wasser, Energie, städtischer Verkehr, Häfen, Flughäfen,
Draht- und Seilbahnen sowie Auftraggeber in den Bereichen
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Eisenbahnen und Telekommunikation) erfasst und ab bestimmten
Schwellenwerten den Grundsätzen der Nichtdiskriminierung und
Inländerbehandlung unterstellt werden. Für'private und öffentlich-
rechtliche Beschaffungsstellen konnten im jeweiligen Bereich die
gleichen Schwellenwerte festgelegt werden. Die Überwachung des
Abkommens wird durch je eine unabhängige Kommission auf EU- und
auf schweizerischer Ebene sichergestellt. Unterhalb der Schwellen-
werte verpflichten sich die Schweiz und die EU, im''Rahmen einer
"best-endeavour"-Klausel ihre Beschafftmgsstellen anzuweisen,
Anbieter der anderen Partei nichtdiskriminierend zu behandeln.

Landwirtschaß: Die zunehmende Dauer der Verhandlungen hat seitens
der EU vereinzelt zu neuen Forderungen gefuhrt. Die Agrarprodukte,
für welche namentlich in den Bereichen Milchprodukte (vor allem
Käse), Wein, Fleischspezialitäten, Gartenbau (Schnittblumen und

Topfpflanzen) sowie Früchte und Gemüse gegenseitige Zollkon-
zessionen gewährt werden sollen, sind aber weitgehend bestimmt.
Inhalt und Umfang der Konzessionen sind ausgeglichen und tragen

den besonderen Interessen beider Seiten Rechnung. Es bestehen
derzeit noch unterschiedliche Auffassungen hinsichtlich der'WTO-
Komformität einzelner Zollkonzessionen. Über Verbesserungen im
nichttarifären Bereich - so bei Veterinär- und Pflanzenschutzbe-
stimmungen, geschützten Ursprungs- und geographischen Angaben,
beim Handel mit Wein und Spirituosen, bei Saatgut, Tierfutter,
biologischen Erzeugnissen sowie bei Früchten und Gemüsen -

bestehen Vertragstexte. Es sind aber noch kleinere Probleme des
Marktzugangs zu lösen, u.a. die Schaffung eines Mechanismus zur
Anpassung des Abkommens an zukünftige Liberalisierungsschritte
(sog. Entwicklungsklausel).

Personenverkehr: Die Grundzüge des schweizerischen Verhandlungs-
angebots wurden von den EU-Aussenministern am 6. Dezember 1996

gutgeheissen. Die damals gefundene Lösung, welche auf drei
Grundsätzen aufbaut, hat weiterhin Gültigkeit. Erstens wird die
Einführung der Freizügigkeit im Personenverkehr etappenweise
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erfolgen. Zweitens erfolgt der Übergang zur vollen Freizügigkeit nicht

automatisch, d.h. die Schweiz kann nach sieben Jahren - gegebenen-

falls nach Abhaltung eines Referendums - gegenüber der EU ihre

Bereitschaft zur Weiterführung des Abkommens und damit zur

weiteren Liberalisierung bis zur Einführung der vollen Freizügigkeit

bestätigen. Drittens soll für den Übergang zum freien Personenverkehr

eine allgemeine Schutzklausel gelten. Die Schweiz hat zudem einer

begrenzten Liberalisierung des grenzüberschreitenden Dienstleistungs-

verkehrs zugestimmt, was für die Grenzregionen eine hohe

wirtschaftliche Bedeutung hat. Offene Fragen betreffen noch den

Bereich der Sozialversicherungen (Krankenkasse und Arbeitslosen-

versicherung), die Lockerung der Lex Friedrich und die

Konkretisierung der Schutzklauseln.

Lußverkehr: Der Abschluss eines bilateralen Abkommens soll den

Zugang zum liberalisierten europäischen Luftverkehrsmarkt, der für

die schweizerischen Luftfahrtunternehmen von grösster Bedeutung ist,

sichern. Ein gemeinsamer Abkommensentwurf liegt vor; die offenen

Fragen beschränken sich hauptsächlich auf den Bereich der

Verkehrsrechte. Die Schweiz fordert nach wie vor ein besseres

Verhältnis zwischen der Substanz des Abkommens und den

institutionellen Bestimmungen.

Landverkehr; Mit dem überarbeiteten Verhandlungsangebot vom

10. Oktober hat die Schweiz erneut ihren Willen bewiesen, bald-

möglichst zu einem Abschluss der Verhandlungen zu kommen. Dies-

bezüglich gingen vom Treffen des EU-Verkehrsminister vom 11. De-

zember interessante Impulse aus. Das Ziel ist nach wie vor, den

Marktzugang für den Strassen- und Bahnverkehr zu erweitern und die

Koordinierung der Verkehrspolitik im Alpenraum zu verbessern.

Strassenabgaben, die dem Prinzip der Kostenwahrheit verpflichtet

sind, sollen graduell im Gleichschritt mit der Erhöhung der

Gewichtslimite für den Schwerverkehr eingeführt werden. Vorgesehen

sind ausserdem Schutzklauseln für besondere Fälle. Die verbleibenden

Hauptdivergenzen sind die Höhe der Strassenabgaben, Zeitpunkt und
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Umfang der Erhöhung der Gewichtslimite, Ausgestaltung der

Schutzklausel und das Bahnangebot.

32 Europäische Freihandelsassoziation und andere europäische
Freihandelsbeziehungen

Die Beziehungen der EFTA zu den Mittelmeerstaaten wurden weiter

ausgebaut. Ein Freihandeìsabkommen wurde mit Marokko geschlossen, mit

Jordanien und dem Libanon wurden Zusammenarbeitserfdarungen

unterzeichnet. Mit den regionalen Staatengruppen ASEAN und

MERCOSUR fand ein Meinungsaustausch statt. Kanada hat die Absicht zur

Aufnahme von Freihandelsbeziehungen mit den EFTA-Staaten bekundet.

321 Europäische Freihandelsassoziation (EFTA)

Die beiden Tagungen des EFTA-Rates auf Ministerebene vom 19. Juni (vgl.

Beilage, Ziff. 814) und vom 4. Dezember (vgl. Beilage, Ziff. 815) in Genf

waren traditionellen Themen gewidmet. Die Beratungen galten' der
Kooperation innerhalb der EFTA, der Zusammenarbeit zwischen der EFTA

und der EU sowie den Beziehungen der EFTA zu Drittstaaten.

Um unter allen EU- und EFTA-Staaten für die Leistung von Amtshilfe im

Zollbereich eine einheitliche Regelung zu ermöglichen, beschloss der

EFTA-Rat am 19. Juni, die Konvention von Stockholm (SR 0.632.31) zu

ändern und ihr einen neuen Anhang anzufügen (vgl. Beilage, Ziff. 823).

Anlässlich der gleichen Tagung wurden ein Freihandeìsabkommen mit

Marokko sowie Zusammenarbeitserklärungen mit Jordanien und Libanon

unterzeichnet.

322 Beziehungen der EFTA zu Drittstaaten

Die EFTA-Staaten haben im Verlauf der letzten Jahre 13 Freihandels-

abkommen mit Drittstaaten abgeschlossen. Einzelne dieser Abkommen
bedürfen der Überarbeitung, um sie an die neuen Regeln der WTO und an
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die Entwicklungen in den Aussenbeziehungen der EU anzupassen. Die

EFTA hat daher Expertengruppen eingesetzt, welche die Abkommen

insbesondere hinsichtlich der Bestimmungen über die Zoll- und

Ursprungsregeln, die verarbeiteten landwirtschaftlichen Produkte, das

öffentliche Beschaffungswesen, die Dienstleistungen und Investitionen, das

Schiedsverfahren und den Schutz des geistigen Eigentums zu überprüfen

haben.

Die seit dem 1. Januar in Kraft stehende paneuropäische Kumulation im

Bereich der Ursprungsregeln hat zu einer Vereinfachung im Warenverkehr

zwischen der EU, den EFTA-Staaten und den Freihandelspartnern in Mittel-

und Osteuropa geführt. Die Arbeiten zur Umsetzung dieses Vorhabens

konnten in allen betroffenen Drittstaaten abgeschlossen werden.

Die Weiterentwicklung der Freihandelsabkommen stand auch im

Mittelpunkt der verschiedenen Gemischten Ausschüsse, die im Rahmen der

Freihandelsabkommen der EFTA mit Estland, Lettland und Litauen, mit

Rumänien und Bulgarien sowie mit Israel tagten.

Im Rahmen der Bestrebungen der EFTA-Staaten, mit südlichen

Mittelmeerstaaten Freihandelsbeziehungen herzustellen, sind im Hinblick

auf den späteren Abschluss von Freihandelsabkommen in den letzten Jahren

mit mehreren Ländern (Tunesien, Ägypten, Mazedonien, Albanien) und

1996 mit der PLO Zusammenarbeitserklärungen unterzeichnet worden. Am

19. Juni konnten mit zwei weiteren Anrainerstaaten des Mittelmeers -

Jordanien und Libanon - Zusammenarbeitserklärungen unterzeichnet

werden.

Mit der am 19. Juni erfolgen Unterzeichnung eines Freihandelsabkommens

mit Marokko ist erstmals mit einem nordafrikanischen Staat ein derartiges

Abkommen zustandegekommen (vgl. Beilage, Ziff. 824). Mit Tunesien

stehen die Verhandlungen über den Afaschluss eines Freihandelsabkommens

vor dem Abschluss. Mit Malta und Zypern sollen in naher Zukunft

Verhandlungen aufgenommen werden. Über die Modalitäten der

Verhandlungsaufhahme haben erste Gespräche stattgefunden. - Das Ziel der
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EFTA ist es, mit den Staaten des Mittelmeerraums - im Parallelschritt mit

der EU - bis zum Jahr 2010 einen homogenen Freihandelsraum zu schaffen.

Die zunehmende Regionalisierung des Welthandels fuhrt zum Aufkommen

neuer regionaler Wirtschaftsgruppierungen und zu einer verstärkten inter-

regionalen Wirtschaoskooperation. Die EFTA unterhält mit verschiedenen

regionalen Staatengruppen Kontakte, um mit diesen Entwicklungen Schritt

zu halten.. Im Oktober hat Kanada den Wunsch zur Aufnahme von

Freihandeisbeziehungen mit der EFTA geaussert. Anlässlich der Tagung

des EFTA-Rates vom 4. Dezember haben die Minister die Bereitschaft

erklärt, die Möglichkeit solcher Beziehungen zu erörtern. Die Schweiz ist

bereit, diesen Wunsch im Rahmen der im Dezember mit Kanada

unterzeichneten Vereinbarung über Handels- und Wirtschaftszusammen-

arbeit (vgl. Ziff. 64) zu prüfen.

Im Laufe des vergangenen Jahres fanden Gespräche mit der ASEAN, den

Staaten des MERCOSUR, mit Südafrika und mit den Golfstaaten statt.

Schliesslich traf sich die EFTA zweimal mit Vertretern der EG-Kommission

zu einem Meinungsaustausch über die Zusammenarbeit mit Drittstaaten.

33 Die Beziehungen zwischen der Schweiz und Liechtenstein

Das Abkommen über die gegenseitige Niederlassungs- und Dienstleistungs-

freiheit im Bereich der Direktversicherung (vgl. BB11997II 231), welches

seit I.Januar 1997 provisorisch in Anwendung steht, ist Ende November

vom liechtensteinischen Landtag'genehmigt worden, so dass es voraus-

sichtlich Anfang 1998 endgültig in Kraft treten wird. Die bisherige

Anwendung des Abkommens hat zu keinerlei Problemen geführt.

Die EWR-Mitgliedschaft des Fürstentums Liechtenstein und das liechten-

steinische Gesetz vom 20. Juni 1996 über die Kundmachung der in

Liechtenstein anwendbaren Schweizerischen Rechtsvorschriften (Liechten-

steinisches Landesgesetzblatt 1996, Nr. 122, 22. Aug. 1996) machen es

notwendig, dass die aufgrund von Staatsverträgen mit der Schweiz (wie

Zollvertrag, Währungsvertrag, Patentschutzvertrag, Post- und Fernmelde-

795



vertrag) in Liechtenstein anwendbare schweizerische Bundesgesetzgebung
sowie die einschlägigen Abkommen der Schweiz mit Drittstaaten im
Fürstentum regelmässig veröffentlicht werden. Eine solche Verweis-
publikation (Stand: 31. Dez. 1996) erfolgte am 1. September (Liechten-
steinisches Landesgesetzblatt 1997, Nr. 155-162, 29. Aug. 1997). Eine
weitere, aufdatierte Kundmachung (Stand: 31. Dez. 1997) ist für Februar
1998 vorgesehen.

34 Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung
und Technologie

341 EUREKA

An der Ministerkonferenz vom 19. Juni in London wurde Rumänien in den
Kreis der EUREKA-Mitglieder aufgenommen. Die Minister ver-
abschiedeten Verfahrensänderungen, welche die Teilnahme von Nichtmit-
gliedern an EUREKA-Projekten erleichtern und die Effizienz des
Sekretariates steigern sollen. Im Mittelpunkt der Konferenz stand eine von
Edith Cresson, Mitglied der EG-Kommission, geleitete Debatte, welche sich
im Hinblick auf eine bessere Positionierung der europäischen Forschung im
internationalen Wettbewerb mit der Frage befasste, welche Massnahmen
vorzukehren sind, damit aus den EUREKA-Projekten und dem 1998
startenden fünften EU-Rahmenprogramm für Forschung und Technolo-
gieentwicklung Synergieeffekte entstehen.

Den Konferenzteilnehmern konnten 164 neue EUREKA-Projekte ange-
kündigt werden. An 23 Projekten nehmen schweizerische Partner teil. Die
Schweiz reiht sich damit nach wie vor unter die Länder mit der grössten
Projektbeteiligung ein.
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342 COST

An der COST-Ministerkonferenz vom 27. Mai in Prag wurden Malta,
Rumänien und die Republik Estland als COST-Mitglieder aufgenommen.
Der COST-Ausschuss Hoher Beamter wurde beauftragt, die Strukturen von
COST an die erhöhte Mitgliederzahl und an die mit der Zunahme von
COST-Aktionen verbundenen Mehrleistungen anzupassen.
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4 Multilaterale Wirtschaftszusammenarbcit

41 Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und

Entwicklung (OECD)

Die Minister der OECD-Staaten haben sich för eine Verbesserung und

-Reduzierung von staatlichen Regulierungen ausgesprochen, um die

Produktivität der Volkswirtschaßen und die Schaffung von Arbeitsplätzen

zu fordern. Eine von der OECD einberufene Verhandlungskonferenz hat

unter Schweizer Leitung eine internationale Konvention über die

Bestechung ausländischer Beamter verabschiedet; die Schweiz gehört zu

den Erstunterzeichnern. Die Verhandlungen über ein umfassendes

multilaterales Investitionsabkommen (MAI) sollen 1998 abgeschlossen

werden.

411 Tagung des OECD-Rates auf Ministerebene

Nachhaltiges Wirtschaftswachstum und sozialer Zusammenhalt, die
Liberalisierung des Handels und der Investitionen, die Ausrichtung der

Aussenbeziehungen der OECD und die Reformbestrebungen der

Organisation bildeten die Schwerpunkte der OECD-Ministerkonferenz vom

26.727. Mai (vgl. Beilage, Ziff. 812).

Nach Auffassung der Minister sind solide Finanzen und eine auf Preis-

stabilität ausgerichtete Geldpolitik, verbunden mit fortgesetzten Strukturan-

passungen, von entscheidender Bedeutung für eine Verbesserung von
Wachstum und Beschäftigung. Zur Beseitigung der strukturellen

Verkrustungen in den OECD-Volkswirtschaften empfahlen sie eine

umfassende Regulierungsreform. Bestehende Regulierungen sollen

verbessert und Überregulierungen beseitigt werden, um die Anpassungs-
fähigkeit und die Produktivität der Volkswirtschaften zu steigern und damit

zur Gründung neuer Unternehmen und zur Schaffung von Arbeitsplätzen

beizutragen. Die Minister beauftragten die OECD, ab 1998 Untersuchungen
über die Reformanstrengungen und die Regulierungspraktiken in den

Mitgliedstaaten durchzuführen.
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Als Folge der fortschreitenden Alterung der Bevölkerung wird die
Tragfähigkeit der Renten- und Gesundheitssysteme in den OECD-Staaten
einer zunehmenden Belastung ausgesetzt. Die Wechselbeziehungen

zwischen Erwerbsbeteiligung, Renten- und Sparpolitik sind allerdings noch

weitgehend unbekannt. Die OECD erarbeitet im Hinblick auf die

Ministerkonferenz von 1998 einen umfassenden Bericht über den

Alterungsprozess der Bevölkerung im OECD-Raum.

Die Minister bekräftigten erneut die wichtige Rolle, die der OECD bei der

Unterstützung der WTO und des Welthandelssystems zukommt. Die OECD
soll sich künftig auf die Analyse der Nutzeffekte einer weiteren

Handelsliberalisierung und auf Arbeiten konzentrieren, welche die

Wechselbeziehungen zwischen der Handelspolitik und anderen Politik-

bereichen (wie Fiskalpolitik, Umweltpolitik, Wettbewerbspolitik) zum

Gegenstand haben.

412 Schwerpunkte der analytischen Tätigkeiten

412.1 Schweizerische Wirtschaftspolitik

Im August veröffentlichte die OECD ihren Jahresbericht über die Lage der

schweizerischen Wirtschaft. Einleitend befassten sich die Autoren erneut
mit der rund sechs Jahre dauernden gesamtwirtschaftlichen Stagnation. Als
deren wichtigste Ursachen bezeichnen sie die kräftige Höherbewertung des

Frankens von 1993 bis 1995, die Anstrengungen zur Budgetkonsolidierung,

ein schwaches Wachstum der wichtigsten Exportmärkte sowie kräftige

Strukturbereinigungen in zahlreichen Bereichen der Wirtschaft, insbe-

sondere in der Bauindustrie.

Nachdem die Höherbewertung des Frankens weitgehend korrigiert ist und
die europäischen Märkte wieder zunehmend erstarken, sollten sich die

Exporte beschleunigen und die Wirtschaft auf den Wachstumspfad

zurückbringen. Die Erholung werde jedoch anfänglich schwach ausfallen

und die Arbeitslosigkeit 1997 noch weiter zunehmen. Erst 1998 könne die

Wirtschaft erstmals seit 1990 wieder über ihrem längerfristigen Potential

expandieren und die Arbeitslosigkeit sich zurückzubilden beginnen.
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In der Wirtschaftspolitik empfiehlt die OECD der Nationalbank, die jüngst
erneut gelockerte Geldpolitik zur Stützung der wirtschaftlichen Erholung
fortzuführen. Mit Blick auf die fortbestehende Verunsicherung der Märkte
im Zusammenhang mit der europäischen Währungsintegration gelte es
insbesondere, dem Wechselkurs bei der Bestimmung des geldpolitischen
Kurses auch'fortan Beachtung zu schenken. Das Investitionsprogramm des

Bundes betrachtet die OECD als wirksames Instrument einer kurzfristigen
Stimulierung der Konjunktur, ohne dass damit eine strukturelle

Verschlechterung der öffentlichen Finanzen verbunden wäre. Im Interesse
einer dauerhaften Budgetsanierung gelte es nun, die Entscheide über
erforderliche Ausgabenkürzungen so rasch wie möglich zu treffen.

Im Rahmen einer insgesamt sehr positiven Wertung der Reform der Arbeits-
losenversicherung erachtet die OECD die Zahl von 25*000 verfügbaren
Plätzen für aktive arbeitsmarktpolitische Massnahmen mit Blick auf die

gestiegene Arbeitslosigkeit als ungenügend. Die Reform der Unter-
nehmungsbesteuerung werde bedeutende Ungereimtheiten beseitigen; eine
umfassende Reform des überaus komplexen schweizerischen Systems
bleibe indessen vordringlich.

In einem Sonderkapitel würdigt die OECD den hohen Leistungsstand des
schweizerischen Bildungssystems. Dieses werde vor allem im Bereich der
Berufsbildung, einschliesslich des neuen Ausbildungswegs Berufsmaturität/

Fachhochschule, in sinnvoller Weise den sich ändernden Anforderungen
des Arbeitsmarktes angepasst. Das System sei allerdings - dies einer der
wenigen Kritikpunkte - überaus teuer. Neben Faktoren, die spezifisch
schweizerisch seien - starke regionale Dezentralisierung, Mehrsprachigkeit
des Landes und hoher Leistungsstand -, fuhren die Autoren auch solche an,
bei denen ihres .Erachtens gespart werden könnte: so u.a. bei den
Aufwendungen für Gebäude sowie den Lehrersalären, die beide im
internationalen Vergleich, gemessen am durchschnittlichen Pro-Kopf-
Einkommen des Landes, sehr hoch seien.
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412.2 OECD-Tagung der Minister für Arbeit

Erstmals seit 1992 trat am 14./15. Oktober der Ausschuss für

Beschäftigung, Arbeit und soziale Angelegenheiten auf Ministerebene
zusammen. Die Schweiz wurde durch den Direktor des Bundesamtes für

Industrie, Gewerbe und Arbeit (BIGA) vertreten. Die Minister nahmen eine

Standortbestimmung über die Umsetzung der 1994 vom OECD-Ministerrat

eingeleiteten Beschäftigungsstrategie vor, welche die Erhaltung des

sozialen Zusammenhaltes und besser funktionierende Arbeitsmärkte zum

Ziel hat. Die Minister beschlossen, die im OECD-Raum hauptsächlich

strukturell bedingten Ursachen der Arbeitslosigkeit mit länder- und
arbeitsmarktspezifischen Massnahmen zu bekämpfen und die hierzu

erforderlichen Massnahmen auf drei Bereiche auszurichten: Verbesserung

der Anreize für die Arbeitsbeschaffimg und die Ausbildung minder-
qualifizierter Arbeitnehmer, Einsatz beschäftigungspolitischer Mass-

nahmen, welche den Abbau von Langzeit-Arbeitslosigkeit anstreben, und
Steigerung der Arbeitsplatzsicherung durch langfristig ausgerichtete

Fortbildungsstrategien.

412.3 Entwicklungszusammenarbeit

In Anwesenheit der für die Entwicklungszusammenarbeit verantwortlichen
Minister und der Leiter von Entwicklungshilfe-Agenturen hat der

Entwicklungsausschuss der OECD (DAC) Richtlinien über Konflikts-

verhütung, Friedenssicherung und Entwicklungszusammenarbeit verab-

schiedet. Diese befassen sich in umfassender Weise nebst der Verhütung

von Konflikten und deren Ursachen mit der Koordination der humanitären

Hilfe von Geberländera, internationalen Organisationen und Nicht-
regierungsorganisationen sowie mit Hilfsmassnahmen zur Konflikt-

Schlichtung und zum Wiederaufbau nach der Beendigung von Konflikten.

Die in diesem Zusammenhang stehenden Bemühungen um eine Vermin-

derung der Militärausgaben in den Entwicklungsländern wurden in Über-

einstimmung mit der Empfehlung des OECD-Ministerrates von Ì996

weitergeführt.
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Ferner hat der Ausschuss Richtlinien über die Gleichstellung der
Geschlechter in der Entwicklungszusammenarbeit verabschiedet. Weitere
Arbeiten galten der Verbesserung der Transparenz bei der gebundenen
Hilfe.

Die auf nationaler Ebene beratende Kommission für die internationale
Entwicklungszusammenarbeit hat über die neue Strategie des DAC -„Das
21. Jahrhundert gestalten: Beitrag der Entwicklungszusammenarbeit" -
diskutiert und Empfehlungen zu deren Umsetzung durch die Schweiz
formuliert.

413 Multilaterales Abkommen über Investitionen

Um den Erfordernissen einer sich zunehmend integrierenden Weltwirtschaft
gerecht zu werden, haben 1995 die Minister der OECD-Staaten die
Eröffnung von Verhandlungen über ein multilaterales Investitions-
abkommen (MAI) beschlossen. Ziel dieser Verhandlungen ist die Schaffung

eines liberalen Ordnungsrahmens für internationale Investitionen, der auch
umweit- und sozialpolitische Anliegen angemessen berücksichtigt. Die mit
hohem Rhythmus geführten Verhandlungen konnten allerdings nicht, wie
im Verhandlungsmandat vorgesehen, im Berichtsjahr abgeschlossen
werden. Angesichts der komplexen und teilweise politisch sensiblen Fragen
wären im ursprünglichen Zeitrahmen nur Lösungen möglich gewesen, die
sich auf relativ kleinem gemeinsamem Nenner bewegt hätten. Zudem fehlte

die erforderliche Zeit, die wachsende Zahl der an einem MAI-Beitritt
interessierten Drittländer mit den wesentlichen Abkommensverpflichtungen
vertraut zu machen und deren Anliegen in den Verhandlungen angemessen
zu berücksichtigen.

Für die Schweiz ist ein anspruchsvolles Abkommen mit möglichst vielen
Signatarstaaten von grosser Bedeutung. Die schweizerische Wirtschaft ist in
hohem Ausmass international verflochten und gehört zu den bedeutendsten

Herkunftsländern internationaler Investitionen. Das MAI würde schweize-
rischen Investoren neue Marktchancen und erhöhte Rechtssicherheit bieten.

Im Vordergrund stehen die wachstumsträchtigen Wirtschaftsräume
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Nordamerikas (NAFTA-Staaten), Ostasiens und Mitteleuropas, aber auch
die Schwellenländer Lateinamerikas und Asiens. Ausserdem würde das
Abkommen zu einer Verbesserung der Investitionsbedingungen in der EU
beitragen.

Von erheblicher Bedeutung ist das Abkommen für die Schweiz auch mit

Blick auf den internationalen Standortwettbewerb. Die Verhandlungen sind
daher auch in die laufenden Bestrebungen zur Verbesserung der schweize-
rischen Standortqualität einzubetten. Der durch das Abkommen verstärkte
Druck, schweizerische Investitionshemmnisse gegenüber ausländischen
Investoren abzubauen, wird sich zweifellos positiv auf die Wettbewerbs-
fähigkeit des Wirtschaftsstandortes Schweiz auswirken. Ausländische
Investoren bringen unserer Wirtschaft nicht nur Kapital, Management-
Know-how und neue Technologien, sie tragen auch zur Sicherung von
Arbeitsplätzen bei.

Auch wenn das MAI im Rahmen der OECD ausgehandelt wird, soll es ein
eigenständiges, d.h. von der OECD-Konvention unabhängiges Abkommen
sein, das auch interessierten Drittländern zum -Beitritt offen steht.
Angesichts der wachsenden Zahl von Nicht-OECD-Ländern, die ihr
Interesse an diesen Verhandlungen bekundet haben, wurden in ver-
schiedenen Regionen der Welt Informationsveranstaltungen über das MAI
durchgeführt. An den bisherigen sechs Treffen nahmen gegen 50 Nicht-
OECD-Mitglieder teil, darunter auch solche, die einen Beitritt nicht
unmittelbar ins Auge fassen. Dass sich der eingeschlagene Weg des Dialogs
bewährt, zeigt die Tatsache, dass seit dem Herbst bereits fünf Schwellen-
länder (Argentinien, Brasilien, Chile, Hong Kong, Slowakei) als Beobachter
an den Verhandlungen teilnehmen. Weitere Länder haben ebenfalls

Interesse an einer Verhàndlungsteilnahme bekundet.

Sollten dem Abkommen die wichtigsten Schwellenländer Lateinamerikas
und Asiens beitreten, würde es rund 95 Prozent des weltweiten Bestandes

an Direktinvestitionen abdecken.
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Von der Aussenwelt werden die Bestrebungen zur angemessenen Berück-
sichtigung von umweit- und sozialpolitischen Anliegen mit wachsendem
Interesse verfolgt. Die OECD betritt diesbezüglich mit den MAI-
Verhandlungen kein Neuland, befasst sie sich doch seit langem intensiv mit

Fragen im Spannungsfeld zwischen Wirtschaftsliberalisierung einerseits,
Umwelt und Sozialpolitik anderseits. Sie ist daher geradezu prädestiniert,

,-die~betreffenden unterschiedlichen Anliegen aufeinander abzustimmen. So
wird das MAI beispielsweise eine Bestimmung enthalten, die es den Staaten
untersagt, arbeits- und umweltrechtliche Standards zu senken, um einzelne
Investitionen aus dem Ausland anzuziehen. Hervorzuheben ist ferner, dass
nicht nur die Regierungen, sondern auch die Investoren umweit- und
sozialpolitische Verantwortung tragen. Diesbezüglich sind insbesondere die
bereits bestehenden OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen zu

erwähnen, die sich direkt an die Unternehmen richten und detaillierte
Verhaltensregeln u.a. über die Sozialpartnerbeziehungen und die Beachtung
von Umweltanliegen enthalten. Diese Empfehlungen, die zu einem
bewährten Bezugsrahmen für Arbeitnehmer, Arbeitgeber und Behörden
geworden sind, werden dem MAI als Anhang beigefügt.

Auch für die übrigen Verhandlungsgebiete liegen weitgehend bereinigte
Entwürfe vor. Für die Zulassung und den Schutz von ausländischen Investi-
tionen gilt der Grundsatz der Gleichbehandlung von in- und ausländischen
Unternehmen. Unbestritten ist auch das Recht auf freien Transfer von
Kapitalien und Investitionserträgen sowie auf volle Entschädigung bei
formellen und materiellen Enteignungen. Eine rechtsverbindliche Stillhalte-
verpflichtung wird sicherstellen, dass vorgenommene Liberalisierungs-
schritte nicht zurückgenommen werden können. Weitgehende Einigkeit
konnte in den Verhandlungen auch über eine Reihe von flankierenden
Politiken erzielt werden. Sie betreffen Investitionsauflagen, den grenzüber-
schreitenden Nachzug von Kaderleuten, Disziplinen für Monopole und
Staatsunternehmen, Privatisierung und Demonopolisierung sowie Investi-
tionsbeihilfen. Für die Durchsetzung der Abkommensverpflichtungen
werden zwei Schiedsverfahren vorgesehen: Eines für Streitfragen zwischen
Vertragsparteien und eines für Streitigkeiten zwischen einem Staat und
einem ausländischen Investor. Aufgrund des letzteren Verfahrens können
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die Unternehmen Verletzungen des Abkommens direkt bei einem

internationalen Schiedsgericht anhängig machen.

Im Hinblick auf die Liberalisierungsverhandlungen haben die Ver-

handlungspartner in einem ersten Schritt ihre jeweiligen Listen jener

nationalen Vorschriften eingereicht, die Abweichungen von bestimmten

Abkommensverpflichtungen - insbesondere vom Grundsatz der Inländerbe-

handlung - vorsehen. Soweit diese Abweichungen den Verhandlungs-

prozess überstehen werden, sollen sie als Vorbehalte in einem Anhang zum

Abkommen länderweise aufgeführt werden. Dieser Anhang wird somit den

konkreten Umfang der Abkommensverpflichtungen der einzelnen

Vertragsparteien bei der Unterzeichnung bzw. Inkraftsetzung des Ab-

kommens bestimmen.

Hinsichtlich einer Reihe von Fragen mit ausgeprägt politischem Charakter

konnten bisher noch keine Lösungen gefunden werden. Dazu zählen

insbesondere die Behandlung von kulturell relevanten Wirtschafts-

tätigkeiten, die Ausnahmen für regionale Wirtschaftsintegrationsorgani-

sationen sowie die Regeln zur Eindämmung der Auswirkungen von

Boykottmassnahmen auf Investoren in Drittstaaten (Helms-Burton-

Gesetzgebung). Bis zur Regelung dieser politisch heiklen Problemkreise,

die sich erfahrungsgemäss nur im Rahmen eines Gesamtpaketes lösen

lassen, stehen noch harte Ausmarchungen bevor. Die Verhandlungen sollen

bis zur OECD-Ministertagung im April 1998 abgeschlossen werden.

414 Verhandlungen über andere Instrumente

414.1 Korruptionsbekämpfung

Bestechungszahlungen im internationalen Geschäftsverkehr stellen ein

schwerwiegendes Problem der zwischenstaatlichen Wirtschaftsbeziehungen

dar. Sie führen nicht nur zu einer Verfälschung des Wettbewerbs, sondern

beeinträchtigen auch die Wirksamkeit entwicklungspolitischer Massnahmen

und stellen für Rechtsstaat und Demokratie eine erhebliche Gefährdung dar.

Da eine rein autonome Bekämpfung der internationalen Korruption wenig
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Wirkung zeitigt, kann nur ein koordiniertes Vorgehen der Staatengemein-

schaft zum Erfolg führen.

Die OECD, die sich schon seit Jahren intensiv mit der Bekämpfung der

Korruption in internationalen Geschäftstransaktionen befasst, hat 1994 in

Form einer Ratsempfehlung ein umfangreiches Arbeitsprogramm verab-

schiedet (vgi. Ziff. 423.1 des Berichts 94/1+2). Gestützt auf diese Empfeh-

lung hat der OECD-Investitionsausschuss (CIME) unter schweizerischem

Vorsitz nach dreijährigen intensiven Verhandlungen dem Rat konkrete

Massnahmen zur Korruptionsbekämpfung unterbreitet.

Der Rat hat den vorgeschlagenen Massnahmenkatalog am 23. Mai in Form

einer mehrteiligen Empfehlung angenommen (vgl. Beilage, Ziff. 813); diese

Empfehlung wurde anlässlich der OECD-Ministerkonferenz bestätigt. Die

Empfehlung sieht Massnahmen der Mitgliedstaaten u.a. auf folgenden

Gebieten vor: Aufhebung der steuerrechtlichen Abzugsfähigkeit von

Bestechungszahlungen, Transparenz im Bereich der Rechnungslegungs-

vorschriften, Ausschlussmöglichkeit von Unternehmen im öffentlichen

Beschaffungswesen sowie koordinierte Einführung eines Straftatbestandes

der Bestechung ausländischer Amtsträger. Gleichzeitig hat er beschlossen,

bis Ende 1997 eine völkerrechtliche Konvention auszuhandeln, welche die

wesentlichen Leitlinien für die gesetzgeberischen Arbeiten auf nationaler

Ebene bei der Schaffung eines Straftatbestandes der Bestechung auslän-

discher Amtsträger enthält. Die Schlussverhandlung und die Verabschie-

dung des Konventionstextes erfolgte anlässlich einer diplomatischen Konfe-

renz vom 18. - 21. November, welche unter der Präsidentschaft des zustän-

digen BAWI-Vizedirektors stand.

Kernstück der Konvention bildet die Verpflichtung der Vertragsstaaten, die

Bestechung ausländischer'Amtsträger unter Strafe zu stellen. Das Überein-

kommen beinhaltet diesbezüglich ausführliche Vorschriften, einschliesslich

verschiedener Begriffsbestimmungen. Weitere wesentliche Inhalte betreffen

die auszufallenden Sanktionen, die Erfassung der Korruptionsgeld-

wäscherei, die internationale Zusammenarbeit sowie die Nachfolgearbeiten

(u.a. die Überwachung der Umsetzung der Konvention).
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Die Schweiz hat das Übereinkommen in Paris anlässlich eines OECD-

Ministertreffens am 17. Dezember unter Ratifikationsvorbehalt unterzeich-
net. Die Gesetzesänderungen, die einen Konventionsbeitritt erfordern,

wurden bereits in die Wege geleitet.

Die Schweiz als wichtige Handelsnation und bedeutendes Herkunftsland
internationaler Direktinvestitionen hat ein markantes Interesse an den
laufenden Bestrebungen der OECD zur Korruptionsbekämpfung. Sie hat

darauf hingewirkt, dass nicht nur möglichst viele OECD-Länder die
Antikorruptions-Empfehlungen befolgen, sondern auch die Schwellen-

länder, deren Unternehmen auf den internationalen Märkten zunehmend zu
ernsrnaften Konkurrenten der schweizerischen Wirtschaft werden.

414.2 Exportkreditarrangement

Am 20. Juni haben sich die Teilnehmerländer des Exportkreditarrangements
der OECD unter schweizerischer Präsidentschaft auf Richtlinien über

Mindestgebühren für staatliche Exportkreditgarantien bei Kreditlaufzeiten

von mehr als zwei Jahren geeinigt. Die Vereinbarung wird nach einer
Übergangszeit zur Anpassung der nationalen ERG-Systeme am 1. April

1999 in Kraft treten. Ziel der Richtlinien ist es, Wettbewerbsverzerrungen

zu beseitigen, die sich aus der Unterstützung von Exportfinanzierungen

durch staatliche Garantien ergeben können (vgl. Ziff. 72).

4143 Internationale Zusammenarbeit im Wettbewerbsbereich

Für die letzten zehn bis fünfzehn Jahre lässt sich in den Industriestaaten im

Bereich der Wettbewerbspolitik eine zunehmende Konvergenz feststellen.

Sie findet ihren Ausdruck insbesondere darin, dass nunmehr praktisch alle

diese Staaten harte Kartelle (horizontale Absprachen über Preise, Mengen

und Marktaufteilungen) als unzulässig erachten. Vor diesem Hintergrund

hat der OECD-Wettbewerbsausschuss im Oktober 1996 beschlossen, eine
Empfehlung über die effiziente Bekämpfung von (internationalen) Kartel-

len, namentlich durch eine engere Zusammenarbeit der Wettbe-
werbsbehörden, auszuarbeiten, die 1998 verabschiedet werden soll. Gemäss
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der Empfehlung sollen die Mitgliedstaaten in ihrer Gesetzgebung harte

Kartelle verbieten. Ausnahmen von dieser Regel sollen transparent gemacht

und im Wettbewerbsausschuss periodisch überprüft werden. Jedes Land soll

sicherstellen, dass es über adäquate Verfahrensvorschriften und effiziente

Sanktionsbestimmungen verfügt. Kern der Empfehlung ist das Prinzip der

„positive comity". Nach diesem Prinzip soll bei internationalen Auswir-

kungen einer Kartellabrede in erster Linie jenes Land für Abhilfe sorgen, in

dem die Wettbewerbsbeschränkung hauptsächlich verursacht wird. Die

länderübergreifenden Aspekte sollen in Zusammenarbeit zwischen den be-

treffenden Ländern erörtert werden. Amtshilfe soll in Fällen gewährt

werden, wo die erwähnte Zusammenarbeit nicht die gewünschten Resultate

zeitigt, wobei die nationalen Gesetzgebungen (z.B. betreffend Geheimnis-

schutz) und allfâllige überwiegende öffentliche Interessen vorbehalten

bleiben.

414.4 Elektronischer Geschäftsverkehr

Der elektronische Geschäftsverkehr umfasst alle Formen elektronischer

Transaktionen im Wirtschaftsleben. Diese Wirtschaftsform wird mit

sinkenden Kosten für Telekommunikation und dem weiteren Ausbau der

Informations- und Kommunikationstechnologie ein massives Wachstum

erfahren. Voraussetzungen dafür sind jedoch handelsverträgliche und inter-

national abgestimmte Regulierungsansätze, die den elektronischen Ge-

schäftsverkehr gegenüber „traditionellen" Formen des Handels mit Waren

und Dienstleistungen nicht diskriminieren und Überregulierungen vermei-

den. Betroffene Bereiche sind namentlich die Steuer- und Zollpolitik, die

Politik betreffend die Verschlüsselung von Daten, der Daten- und Personen-

schutz, das geistige Eigentum sowie das Normenwesen.

Die OECD misst der Sicherstellung optimaler Rahmenbedingungen für die

Verbreitung der Wirtschaftsform des elektronischen Geschäftsverkehrs eine

entscheidende Bedeutung zu. Die OECD strebt daher an, vorerst die

Kohärenz der nationalen Politiken durch die Erarbeitung gemeinsamer

Regelungsgrundsätze sicherzustellen.
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Mit den im Mai vom OECD-Ministertat verabschiedeten Richtlinien zur
Verschlüsselungspolitik hat die OECD einen ersten wichtigen Beitrag zur
verbesserten internationalen Koordination im Bereich des elektronischen

Geschäftsverkehrs geleistet. Diesem Ziel war im Gefolge der Ministerkon-
ferenz von Bonn vom 6.-8. Juli auch eine von der OECD in Turku

(Finnland) vom 19. - 21. November durchgeführte Konferenz verpflichtet,

welche den Abbau von Hemmnissen im weltweiten elektronischen Ge-

schäftsverkehr zum Gegenstand hatte. Die schweizerische Delegation stand
jeweils unter der Leitung des Bundesamtes fiir Aussenwirtschaft.

415 Beziehungen zu Drittstaaten

Im Zusammenhang mit dem von der Russischen Föderation hinterlegten
Beitrittsantrag (vgl. Ziff. 414 des Berichts 96/1+2) haben die Minister eine

Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen der Russischen Föderation

und der OECD begrüsst und die Einrichtung eines Verbindungsausschusses
beschlossen. Die Zusammenarbeit soll der Russischen Föderation helfen,
innerhalb eines Umfeldes demokratischer Institutionen eine echte Markt-

wirtschaft aufzubauen und alle Bedingungen für eine Mitgliedschaft in der
OECD, die als Endziel angestrebt wird, dauerhaft zu erreichen.

Argentinien hat einen offiziellen Beitrittsantrag eingereicht. Die Schweiz

vertritt bezüglich neuer Mitglieder die Ansicht, dass der Beitritt Staaten

offenstehen soll, welche die gemeinsamen Werte der OECD-Mitgliedländer
teilen und in der Lage sind, die mit dem Beitritt verbundenen

Verpflichtungen auf Dauer integral zu übernehmen.

42 Welthandelsorganisation (WTO)

Im Rahmen der WTO -wurden ßir die Schweiz wichtige Übereinkünfte

erzielt. Sie haben die Zollbeseitigung auf Gutern der Informations-

technologie sowie wesentliche Liberalisierungsschritte bei den Tele-

kommunikationsgrunddiensten und im Bereich der Finanzdienstleistungen

zum Gegenstand, - Mehrere Pilotentscheide des WTO-Streitschlichtungs-

organs dürften Auswirkungen auf die künftige Entwicklung des Welt-

Handelssystems haben.
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421 Allgemeines

Im Berichtsjahr konnten in für die Schweiz wichtigen Sachgebieten Ver-

handlungsabschlüsse erzielt werden: im Bereich der Informations-

technologie (vgl. Beilage, Ziff. 827), im Fernmeldebereich (Ziff. 423.1) und

im Bereich der Finanzdienstleistungen ( Ziff. 423.2).

Die verbesserten Streitschlichtungsverfahren (Ziff. 426) innerhalb der WTO

zeitigen Folgen hinsichtlich der Anwendung der neuen WTO-Rechts-

instrumente durch die Mitglieder und wirken sich damit auf das

Welthandelssystems aus. Wichtige Streitschlichtungsfälle betrafen u.a das

Importverbot der EG gegen hormonbehandeltes Rindfleisch, das EG-

Einfuhrregime für Bananen, Diskriminierungen Kanadas im Publikations-

wesen aus Gründen der Erhaltung der kulturellen Vielfalt und die Um-

setzung von WTO-Bestirnmungen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums.

Über die im Gefolge der Ministerkonferenz von 1996 in Singapur an-

stehenden neuen Verhandlungsthemen auf den Gebieten Handel-

Investitionen, Handel-Wettbewerb, Transparenz in den öffentlichen Ver-

gabeverfahren und Handelserleichterungen wurden erste Arbeiten aufge-

nommen. Auf informeller Ebene wurde zwischen WTO-Mitgliedern ein

erster Gedankenaustausch über eine neue multilaterale Verhandlungsrunde

(Horizont 2000) durchgeführt.

Am 27728. Oktober fand- in Genf eine Konferenz zum Thema einer

stärkeren Integration der ärmsten Entwicklungsländer in das Welt-

handelssystem statt. Die Zusammenkunft bezweckte vor allem, die

Kohärenz und Effizienz der Entwicklungszusammenarbeit von zwischen-

staatlichen (WTO, UNCTAD, ITC, Weltbank, IWF und UNDP) und

nationalen Organisationen zu verbessern. Die Konferenz steckte einen

umfassenden Rahmen für die integrierte technische Hilfe ab. Er soll dazu

beitragen, die Hilfsprogramme vermehrt auf die Bedürfhisse der am

wenigsten entwickelten Länder auszurichten und die von den Organi-

sationen und Geberländern finanzierten Tätigkeiten besser zu koordinieren.

Über 20 Länder, darunter sogar Entwicklungsländer, haben bekanntgegeben
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oder angekündigt, dass sie zusätzliche Massnahmen zur Verbesserung der

Marktzugangsmöglichkeiten für am wenigsten entwickelte Länder ergriffen

haben bzw. in nächster Zeit ergreifen werden. In diesem Zusammenhang

stellte die Schweiz, vertreten durch den Staatssekretär, den Konferenz-

teilnehmern ihr revidiertes Allgemeines Zollpräferenzsystem (GSP) vor.

Die Rolle der WTO als Forum, in welchem die Regierungen Antworten auf

die Herausforderung der Globalisierung entwerfen und Beiträge zu einer

verbesserten Integration der ärmsten Entwicklungsländer und der Transi-

tionsländer in das multilaterale Handelssystem erarbeiten, wird auch die

Ministerkonferenz 1998 (Genf) unter Schweizer Vorsitz prägen.

422 Waren

Der Rat für Warenverkehr befasste sich mit Fragen im Zusammenhang mit

der Umsetzung der WTO-Verpflichtungen in den Bereichen Marktzutritt,

Landwirtschaft, gesundheitspolizeiliche und pfianzenschutzrechtliche

Massnahmen, technische Handelshemranisse, handelsbezogene Investi-

tionsmassnahmen, Ursprungsregeln, Einfuhrlizenzen, Subventionen und

Ausgleichsmassnahmen, Antidumping, Schutzklauseln, Zollwertbestim-

mung, Textilien, Staatshandel und Notifikationsverfahren.

Im Bereich der pharmazeutischen Produkte konnte das Verhandlungs-

ergebnis aus dem Jahr 1995, das für zusätzliche 600 Produkte unter den

wichtigsten Exportländern Zollfreiheit vorsieht, weitgehend umgesetzt

werden.

Eine ähnliche Sektorvereinbarung ist für Produkte im Bereich der

Informationstechnologie getroffen worden, die für über 400 Produkte bis

zum Jahr 2000 die Zollbeseitigung vorsieht. Am 1. Juli trat fiir den grössten

Teil der Mitglieder dieser Vereinbarung - des sog. Informationstechnologie-

Abkommens (ITA) - die erste der vier Zollabbaustufen in Kraft. In einer

separaten Botschaft beantragen wir Ihnen die Genehmigung dieses Ab-

kommens, welches weltweite Handelsströme von jährlich gegen 500 Milli-
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arden Dollar abdeckt (vgl. Beilage, Ziff. 827). - Im Herbst wurde bereits

eine erste Überarbeitung des Produkteurafangs in Angriff genommen.

Die im Übereinkommen über Ursprungsregeln (AS 1995 2339) vereinbarten

Verhandlungen zur Harmonisierung der nicht-präferentiellen Ursprungs-

regeln wurden innerhalb der Weltzollorganisation (WZO) in Brüssel und

anschliessend im WTO-Ausschuss für Ursprungsregeln in Genf weiter-

geführt. Der Abschluss dieser Verhandlungen ist für 1998 vorgesehen.

Das neue Übereinkommen über Kontrollen vor dem Versand (AS 1995

2329) (vgl. Beilage, Ziff. 816) wurde erstmals einer Überprüfung unter-

zogen. Dabei wurden Empfehlungen bezüglich der Durchführung der

Kontrollaufträge ausgearbeitet und Vorschläge eingebracht, die zu einer

grösseren Transparenz bei der Anwendung des Abkommens fuhren sollen.

Im Landwirtschaftsausschuss wurden u.a. Probleme im Bereich der Export-

subventionen und der Zollkontingentsverwaltung behandelt. Auch der

Schweizer Delegation wurden dazu kritische Fragen gestellt. Parallel zu

diesen Arbeiten wurde ein informelles Forum geschaffen, das unabhängig

von länderbezogenen Fällen insbesondere die Verteilungsmethoden für

Zollkontingente, die Umgehung von Exportsubventionsbeschränkungen

und die Zuordnung von Inlandstützungsmassnahmen diskutiert. Aus diesem

Prozess werden voraussichtlich auch Verhandlungsthemen für die vom Jahr

2000 an beginnende neue WTO-Agrarrunde resultieren. - Im September lud

die Schweiz den Landwirtschaftsausschuss zu einem Besuch im Kanton

Freiburg ein. Die Erläuterungen zu den vielfältigen Aufgaben der schweize-

rischen Landwirtschaft haben zu einem besseren Verständnis für die

schweizerischen Anliegen (wie die Multifunktionalität der Landwirtschaft)

beigetragen.

Die beiden plurilateralen Übereinkünfte über Milcherzeugnisse und Rind-

fleisch aus der Tokio-Runde des GATT, deren Bestimmungen zuletzt nur

noch für die Erstellung von Statistiken von Bedeutung waren, wurden im

Einvernehmen aller Vertragsparteien per Ende 1997 nicht mehr verlängert.
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Im Ausschuss fur gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche
Massnahmen kamen Umsetzungsprobleme und einzelne Fälle von ver-
muteten Regelverletzungen zur Sprache. Im Mittelpunkt standen handels-
relevante Massnahmen, die im Zusammenhang mit dem Rinderwahnsinn

(BSE) ergriffen worden waren und die nicht nur die mit Nachdruck geltend

gemachten Interessen der Schweiz, sondern auch die vieler anderer Staaten
direkt berühren. Eine einvernehmliche Lösung des Problems der zahl-

reichen Importsperren konnte trotz intensiven Konsultationen nur in
wenigen Fällen gefunden werden.

423 Dienstleistungen

423.1 Verhandlungsergebnisse im Fernmeldebereich

Die in Marrakesch beschlossenen und im Mai 1994 begonnenen Nach-

verhandlungen über spezifische Verpflichtungen im Bereich Telekom-
munikationsgrunddienste (Netzinfrastruktur, Sprach-Telefonie, Daten-

kommunikation) konnten am 15. Februar erfolgreich beendet werden. Das

Verhandlungsergebnis besteht aus dem Vierten Protokoll zum Allgemeinen
Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen und den beigefügten

nationalen Listen, welche die Marktzutritts- und Inländerbehandlungs-

pflichten sowie die Meistbegünstigungs-Ausnahmen der beteiligten GATS-
Mitglieder enthalten. Zusätzlich haben sich die -Teilnehmer auf Prinzipien

verpflichtet, welche in ihren jeweiligen internen Marktordnungen handels-

verträgliche Regulierungen, insbesondere in den Bereichen Netzzugang

(Interkonnektion), Wettbewerb, Konzessionierung sowie bezüglich der

Unabhängigkeit der Aufsichtsbehörden, sicherstellen sollen. Damit über-

nehmen 70 WTO-Mitglieder (darunter die Schweiz) auf der Basis des

Meistbegünstigungsprinzips neue GATS-Verpflichtungen im Bereich der

Grunddienste der Telekommunikation.

Die beim Verhandlungsabschluss vom 15. Februar vorgelegte Marktzu-

gangsofferte der Schweiz enthielt mit Rücksicht auf den zu jenem Zeitpunkt

noch ausstehenden Entscheid des Parlaments über ein neues Fernmelde-

gesetz keine Verpflichtungen auf Marktzugang für Sprachtelefonie und für
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die Erstellung und Betreibung von Infrastruktur. Die Schweiz sicherte

jedoch eine zukünftige Anpassung ihrer Offerte im Rahmen des neuen

Fernmeldegesetzes zu und legte nach der Verabschiedung des

Fernmeldegesetzes vom 30. April 1997 (SR 784.10; AS 1997 2187) eine

entsprechend revidierte Marktzugangsofferte vor. Diese ergänzte Offerte

wurde für unser Land zeitgleich mit der Annahme des Vierten Protokolls

am 30. November 1997 bindend. Damit hat sich die Schweiz wie alle

übrigen Industriestaaten verpflichtet, vom 1. Januar 1998 an für alle Tele-

kommunikationsgrunddienste (inkl. Sprachtelefonie und Infrastruktur) den

Markt voll zu öffnen.

Der Telekommunikationssektor stellt gemäss Schätzungen des WTO-

Sekretariats rund 40 Prozent des Welthandels mit Dienstleistungen dar. Der

Abschluss der Vereinbarung über Telekommunikationsgrunddienste ist der

erste bedeutende Verhandlungserfolg unter der GATS-Aegide. Für

Schweizer Telekommunikationsunternehmen bietet die Marktöfmung gute

Chancen, ihre jetzt schon starke internationale Position auf der Basis der

WTO-rechtlich abgesicherten Marktöfrhung weiter auszubauen. Schweizer

Unternehmen werden dank der Bindung der WTO-Mitglieder an das

Meistbegünstigungsprinzip vor wirtschaftspolitischer Diskriminierung

geschützt. Wichtig für die Schweiz ist die Tatsache, dass durch die erfolgte

Marktöfmung im GATS auch die Beziehungen zur EU angemessen geregelt

werden. Gleichzeitig dürfte die Öffnung des Schweizer Tele-

kommunikationsmarktes gegenüber den WTO-Mitgliedern auch zum

erfolgreichen Übergang des schweizerischen Telekommunikationssektors

vom Monopol- zum Konkurrenzsystem beitragen. Insofern stellt die Rege-

lung des Telekommunikationssektors in der WTO ein zeitgleiches Pendant

zur Liberalisierung des schweizerischen Telekommunikationsmarktes dar.

Die internationale Öffnung des schweizerischen Marktes für Basis-

Fernmeldedienste auf der Grundlage der Meistbegünstigung bedeutet für

die Schweiz die Übernahme von neuen internationalen Verpflichtungen. Da

diese durch den Bundesbeschluss vom 16. Dezember 1994 über die

Genehmigung der in der Uruguay-Runde abgeschlossenen Abkommen

(AS 1995 2113) nicht abgedeckt sind, müssten sie Ihnen grundsätzlich zur
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Genehmigung unterbreitet werden. Indessen gibt der auf den 20. Oktober in

Kraft gesetzte Artikel 64 des neuen Fernmeldegesetzes dem Bundesrat die

Befugnis, internationale Vereinbarungen abzuschliessen, die in den

Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen. Das Vierte Protokoll und die

seinen Anhängen beigefugte Verpflichtungsliste der Schweiz stellen eine
solche internationale Vereinbarung dar. Der Bundesrat hat daher die
Vereinbarung über die Telekommunikationsgrunddienste am 19. November

in eigener Kompetenz genehmigt, und die Schweiz hat das Protokoll innert

Annahmefrist am 30. November in Genf unterzeichnet. Da dieser Termin

nicht von allen Verhandlungsteilnehmern eingehalten werden konnte, haben

die annehmenden WTO-Mitglieder - darunter die Schweiz - beschlossen,
die Verhandlungsergebnisse unter sich wie vorgesehen auf den 1. Januar
1998 in Kraft treten zu lassen.

423.2 Verhandlungsergebnisse im Bereich der
Finanzdieiistleistungen

Die Verhandlungen zur Ablösung des Interimsabkommens von 1995 im Be-
reich der Finanzdienstleistungen im Rahmen des GATS konnten am

12. Dezember erfolgreich abgeschlossen werden. Mit dem neuen
Abkommen werden die Verpflichtungen bezüglich Marktzugang und

Inländerbehandlung im Bereich der Finanzdienstleistungen dauerhaft in das

GATS eingebunden und unterstehen der Meistbegünstigungspflicht.

Insgesamt haben 102 WTO-Mitglieder spezifische Verpflichtungen im

Finanzdienstleistungssektor übernommen, worunter 70 Staaten ihre

Verpflichtungen im Vergleich zu den bestehenden zum Teil deutlich

verbessert haben. Das Abkommen deckt mehr als 95 Prozent des
Weltmarkts im Banken-, Versicherungs- und Wertschriftenbereich ab. Die

nationalen Verpflichtungslisten werden als Anhänge dem Fünften Protokoll

zum Allgemeinen Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen

beigefügt. Dieses soll bis 29. Januar 1999 ratifiziert werden und am 1. März

1999 in Kraft treten.

Die Verhandlungen spielten sich in einem schwierigen politischen und

ökonomischen Umfeld ab. Nachdem die USA 1995 wegen ungenügender
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Angebote namentlich südostasiatischer und lateinamerikanischer Staaten

den Abschluss der Verhandlungen hatten scheitern lassen, waren die

Entwicklungsländer äusserst skeptisch gegenüber der Entschlusskraft der

USA, den Finanzdienstleistungssektor definitiv im GATS zu regeln. Die im

Sommer ausgebrochenen Turbulenzen auf den fernöstlichen Finanzmärkten

verzögerten den Verhandlungsprozess. Da die Offerten der kritischen

Länder noch bis in den November hinein ausblieben, war der Ausgang der

Verhandlungen bis knapp vor dem Abschlusstermin unsicher. Der

Durchbruch konnte schliesslich mit der Eingabe vpn zum Teil wesentlich

verbesserten Angeboten erzielt werden. Substantielle Verbesserungen

erfolgten insbesondere in Bezug auf den Schutz bestehender Investitionen

in den wichtigen aufstrebenden Märkten Asiens und hinsichtlich der

Erhöhung der maximalen ausländischen Beteiligung im Banken- und

Versicherungssektor. Wesentlich zum Erfolg beigetragen hat schliesslich

auch Japan, das die in einer bilateralen Absprache mit den USA

vereinbarten Deregulierungsmassnahmen im Versicherungssektor als

zusätzliche Verpflichtungen dem GATS unterstellt hat. Kritisch blieb bis

zum Schluss die Forderung Malaysias, bestehende ausländische

Versicherungsunternehraen zur Desinvestition zwingen zu können. Die

USA, deren Gesellschaften von dieser Massnahme besonders betroffen

wären, haben sich schliesslich die Möglichkeit von Vergeltungsmass-

nahmen vorbehalten.

Wie die anderen WTO-Mitglieder verzichtet die Schweiz mit dem

vorliegenden Abkommen definitiv auf die Geltendmachung des

Gegenrechts und gewährt ausländischen Banken aus WTO-Mitgliedern

Marktzugang auf Meistbegünstigungsbasis. Ausserdem hat die Schweiz ihre

Verpflichtungen im Finanzdienstleistungssektor aufgrund der seit 1995

erfolgten gesetzlichen und regulatorischen Änderungen, namentlich im

Börsenbereich, erweitert.

Der erfolgreiche Abschluss der Verhandlungen über Finanzdienst-

leistungen, die schweizerischerseits unter der Leitung des zuständigen

Delegierten für Handeslsverträge standen, ist für unser Land als wichtigem

Exporteur von Finanzdienstleistungen von besonderer Bedeutung. Das
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Abkommen sichert einerseits schweizerischen Banken und Versicherangen
diskriminierungsfreien Zugang zu ausländischen Märkten, mitunter in den
aufstrebenden Finanzzentren Asiens und Lateinamerikas. Andererseits
erhöht der Einbezug der Finanzdienstleistungen in das GATS und damit
deren Unterstellung unter die Streitschlichtungsregeln der WTO die
internationale Rechtssicherheit auf diesem Sektor.

4233 Weitere Tätigkeiten im GATS

Im GATS-Rat wurden mit der Erarbeitung eines Informationsaustausch-
programms die ersten Vorbereitungen im Hinblick auf die für das Jahr 2000

beschlossene Verhandlungsrunde über den Dienstleistungshandel getroffen.

Auf dem Gebiet der freiberuflichen Dienstleistungen hat der GATS-Rat
Leitlinien gutgeheissen, welche als Grundlage für die Ausarbeitung von
gegenseitigen Anerkennungsabkommen über die Zulassungsbedingungen
für Buchhalter und Buchprüfer dienen sollen. Diese Leitlinien lassen sich
auch auf andere Berufsbereiche übertragen. - Parallel dazu wurden die
Arbeiten zur Entwicklung multilateraler Regeln über die Zulassung und

Ausübung von freiberuflichen Dienstleistungen weitergeführt und vorerst
auf die Dienstleisrungen der Buchhalter und Buchprüfer ausgerichtet.
Später sollen die Regelungsentwürfe in angepasster Form auf weitere
Berafsgruppen, in erster Linie auf Ingenieur- und Architektenberufe, über-
tragen werden.

424 Geistiges Eigentum

Der mit der Anwendung des WTO-Abkommens. über handelsbezogene
Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum (TRIPS) betraute Rat befasste
sich mit der Umsetzung der Abkommenspflichten einzelner Industrieländer
(deren Übergangszeit am 1. Jan. 96 abgelaufen ist). Dabei wurden die

einschlägigen nationalen Gesetze in den Bereichen des Patentrechtes, der
Layout-Designs (Topographien) integrierter Schaltkreise, des Schutzes ver-
traulicher Informationen und der Kontrolle wettbewerbswidriger Praktiken
in vertraglichen Lizenzen geprüft und anschliessend die Durchsetzung der
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Immaterialgüterrechte in den einzelnen WTO-Mitgliedern untersucht. - Im

Hinblick auf die Überprüfung der Abkommens-Bestimmungen über

geographische Angaben fanden erste informelle Konsultationen statt. Die

Schweiz hat dabei einen Vorschlag unterbreitet, der für Herkunftsangaben

auf allen Gütern - also auf Agrarprodukten, landwirtschaftlichen Verar-

beitungserzeugnissen, handwerklichen Gütern und Industrieprodukten -

einen mit den Herkunftsangaben auf Weinbauerzeugnissen vergleichbaren

Schutz bieten soll.

425 Öffentliches Beschaffungswesen

Das WTO-Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen, dem

heute 26 WTO-Mitglieder angehören, soll bis Ende 1998 einer Überprüfung

unterzogen werden mit dem Ziel, dessen Geltungsbereich auf der Grundlage

der Gegenseitigkeit zu erweitern. In die Prüfung sind auch die Einsatz-

möglichkeiten einzubeziehen, welche die Informationstechnologie für die

Ausschreibungen und das Beschaffungsverfahren bietet. Der damit betraute

Ausschuss hat mit diesen Arbeiten begonnen. Des weitem begleitete er die

hängigen Beitrittsverhandrungen mit Taiwan und nahm mit Panama Bei-

trittsverhandlungen zum Übereinkommen auf.

Die Ministerkonferenz in Singapur hatte die Einsetzung einer Arbeitsgruppe

beschlossen, welche den Entwurf zu einem Abkommen zu erarbeiten hat,

dem alle WTO-Mitglieder angehören sollen. In diesem Zusammenhang hat

die Schweiz Vorschläge eingebracht, welche zu einer grösstmöglichen

Transparenz bei den öffentlichen Beschaffungen fuhren sollen.

426 Streitbeilegungsfälle

Im Berichtsjahr wurden gegen 40 Anträge um Aufnahme von Konsulta-

tionen gestellt. Der grösste Teil der Streitfälle konnte gütlich beigelegt

werden. In 14 Fällen wurden Sondergruppen („Panels") eingesetzt und in

fünf Fällen die Verfahren abgeschlossen. Drei dieser Fälle weisen für die

Schweiz eine besondere Bedeutung auf.
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Wegen Zahlungsbilanzschwierigkeiten beschränkt Indien seit langem die
Einfuhr zahlreicher Industriegüter. In den letzten paar Jahren hat sich die
Zahlungsbilanz dieses Landes deutlich verbessert, ohne dass es seine
Beschränkungen aufgehoben hätte. Sechs WTO-Mitglieder (die USA, die
EG, Kanada, Australien, Neuseeland und die Schweiz) entschlossen sich
deshalb, ein Streitbeilegungsverfahren einzuleiten. Gegen Ende der Kon-

sultationsphase schlössen die Schweiz und Indien eine Vereinbarung ab,
welche den schrittweisen Abbau der indischen Beschränkungeii im Bereich
der Textil- und Uhrenimporte vorsieht. Die USA ihrerseits setzten das Ver-
fahren fort und verlangten die Einsetzung eines Panels, welches die
indischen Handelsbeschränkungen auf ihre WTO-Konformität überpüfen
soll.

Im zweiten Fall stellten die USA und Kanada das Importverbot der EG von
Fleischprodukten in Frage, die von Tieren stammen, welche mit

Wachstumshormonen behandelt worden sind. Das Panel, welches den Fall
zu beurteilen hatte, kam zum Schluss, dass die diesbezüglichen gemein-
schaftsrechtlichen sanitären Massnahmen gegen das Übereinkommen über
die Anwendung gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher
Massnahmen (vgl. AS 1995 2178) verstossen. Die gemeinschaftsrechtlichen
Massnahmen Hessen sich namentlich nicht auf Risikoabwägungen stützen,
da alle von der EG angeführten wissenschaftlichen Ergebnisse aufzeigten,

dass die Verwendung von Wachstumshormonen 1 bei Einhaltung gewisser
Regeln kein Risiko für die Gesundheit des Menschen beinhalte. Im weiteren
stellte das Panel fest, dass die Massnahmen der EG über die anwendbaren
internationalen Normen („Codex alimentarius") hinausgehen, ohne dass
diese Abweichung hätte wissenschaftlich begründet werden können. -

Durch die Schlussfolgerungen des Panels wird das Importregime der
Schweiz nicht in Frage gestellt. Die EG hat gegen einzelne Schluss-

folgerungen des Panels Berufung eingelegt. Der Entscheid des Einspruchs-
gremiums wird auf Anfang 1998 erwartet.

Der dritte Fall betrifft Verpflichtungen von Entwicklungsländern im

Bereich des Patentschutzes von pharmazeutischen und agrochemischen
Produkten. Gemäss TRIPS-Abkommen ist ein WTO-Mitglied, das für
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derartige Produkte keinen Patentschutz kennt und für die Umsetzung des

Abkommens die Übergangsfrist beansprucht, verpflichtet, eine Patentan-
meldemöglichkeit für solche Produkte zu schaffen. Die Sondergruppe be-

fand, dass Indien seine diesbezügliche Verpflichtung nicht umgesetzt hatte,

weil es diese Anmeldungsmöglichkeit nicht in einem Erlass, sondern
lediglich in einer Verwaltungsanweisung festgehalten hatte. Es sei zwar

jedem WTO-Mitglied freigestellt, wie es seine WTO-Verpflichtungen in

nationales Recht umsetze. Es müsse aber sicherstellen, dass der Rechts-

sicherheit Genüge getan werde. Dieser Entscheid ist noch nicht rechts-
kräftig, da Indien Einspruch gegen die Schlussfolgerungen der Sonder-

gruppe erhoben hat.

427 Beitrittsverfahren

Zurzeit werden mit 28 Staaten Beitrittsverhandlungen geführt, darunter mit

den baltischen Staaten, China, Jordanien, Kasachstan, Russland, Saudi-

Arabien, Taiwan, der Ukraine und Vietnam. Mit den Beitritten der

Demokratischen Republik Kongo (früher: Zaire), des Kongo, der Mongolei
und Panamas zählt die WTO nunmehr 132 Mitglieder.

43 Vereinte Nationen (UNO)

Für die UNO-Wirtschafìsorganisationen stand das Jahr im Zeichen von

Reformen, die nicht zuletzt durch die prekäre Finanzlage der UNO

notwendig -wurden. Die UNO-Wirtschaftskommission för Europa (ECE)

beging im April das Jubiläum ihres 50jährigen Bestehens.

431 Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC)

Zentrales Thema der Tagung des Wirtschafts- und Sozialrats waren die

operativen Tätigkeiten der UNO und insbesondere die Finanzierungs-

probleme der verschiedenen Fonds und der Programme der Organisation.

Mehrere Programme wie UNDP, UNICEF, werden derzeit umstrukturiert,

um neuen Erfordernissen sowie der vom UNO-Generalsekretär ange-
kündigten Umstrukturierung des Gesamtsystems besser gerecht zu werden.
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Die Finanzierung der UNO und die Reform ihrer Programme steilen zurzeit
zweifellos die wichtigsten Prioritäten der Organisation dar.

432 UNCTAD

Folgearbeiten der UNCTAD-IX

Die UNCTAD-Aktivitäten galten vor allem der Umsetzung der im Mai

1996 in Midrand beschlossenen Reform und der damit verbundenen
Straffiing der institutionellen Strukturen. So wurde die Anzahl der

Kommissionen von neun auf drei reduziert. Die Diskussionsgegenstände
wurden an Expertentreffen, in die auch der Privatsektor einbezogen wurde,

vorbereitet, was sich positiv auf die Qualität der Arbeiten ausgewirkt hat.
Um die Effizienz der UNCTAD-Tagungen zu erhöhen, tritt die Schweiz für
klare Richtlinien bezüglich der Sekretariatsarbeiten ein und unterstützt eine

vermehrte Teilnahme von Vertretern aus Entwicklungsländern an Experten-
treffen.

Anlässlich der Jahresversammlung wurden Leitlinien zur technischen

Zusammenarbeit verabschiedet, welche die Transparenz und die Wirkung

der durch die Organisation geleisteten technischen Unterstützung

verbessern sollen. Die Schweiz hat sich mit Erfolg dafür eingesetzt, bei der

Entwicklungszusammenarbeit eine bessere Koordination zwischen den
multilateralen Organisationen zu erreichen.

Schliesslich hat die UNCTAD ein Pilotseminar über die Mobilisierung

privater Investoren in den Entwicklungsländern organisiert. Diesem

Seminar wird im November 1998 unter dem Motto „Partner bei der Ent-

wicklung" ein Gipfeltreffen in Lyon folgen. Der Einbezug des Privatsektors

in die Arbeiten der UNCTAD war bei der Erarbeitung des UNCTAD-

Reformprogramms eine der Prioritäten der Schweiz.

Die Umsetzung der in Midrand beschlossenen Reform wird Ende 1998

einer Überprüfung unterzogen werden. Diese institutionelle Reform ist in

den allgemeinen Reformprozess der Vereinten Nationen eingebettet. Die
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Schweiz ist sich der Bedeutung der UNCTAD als Diskussionsforum für

Probleme, die sich den Entwicklungsländern im Zusammenhang mit der

wirtschaftlichen Globalisierung stellen, bewusst. Sie arbeitet auf eine

entpolitisierte Organisation hin, welche konkrete Probleme an der

Schnittstelle Handel und Entwicklung analysiert und diskutiert. Dank der

Umorientierung der Arbeiten hat sich die Stellung der UNCTAD im UNO-

System gefestigt, und die Beibehaltung dieser Institution in Genf scheint

gesichert. Die schweizerische Delegation bei der UNCTAD setzt sich

prioritär für die Konsolidierung dieser Reform und die Stärkung eines

freihändlerischen Ansatzes für die Problemlösung in Handelsfragen ein.

Kommission für internationale Investitionen und Technolgietransfer

Die Kommission ist eine wichtige Plattform zur Erörterung der

investitionspolitischen Herausforderungen, die sich den Entwicklungs-

ländern in einer zunehmend integrierten Weltwirtschaft stellen. Im

Vordergrund der Tätigkeiten, an denen regelmässig auch Vertreter der

Privatwirtschaft teilnehmen, standen denn auch Fragen über die Gestaltung

der unternehmerischen Rahmenbedingungen in Entwicklungsländern. Ein

besonderes Augenmerk galt der Förderung der Klein- und Mittelbetriebe,

die in diesen Ländern wesentlich zum Aufbau von diversifizierten

Prodiiktionsstrukturen beitragen können und denen sich als Zulieferer von

lokalen Niederlassungen multinationaler Unternehmen Verdienstmöglich-

keiten öfmen.

Ferner befasste sich die Kommission mit der entwicklungspolitischen

Bedeutung der bilateralen Investitionsschutzabkommen. Das Interesse der

Entwicklungsländer an diesen Abkommen manifestiert sich in der Tatsache,

dass diese Länder weltweit an etwa 1300 solcher Abkommen beteiligt sind

und damit als Investorländer zunehmend an Bedeutung gewinnen. Die

Experten der Entwicklungsländer wie auch die Vertreter der Privat-

wirtschaft unterstrichen die wichtige Funktion der Investitionsschutz-

abkommen als Garanten stabiler Rahmenbedingungen und erhöhter

Rechtssicherheit für ausländische Investitionen. Ein neues, von der Schweiz

mitfinanziertes UNCTAD-Programm hat zum Ziel, die bestehenden und im
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Entstehen begriffenen multilateralen Investitionsregeln unter entwicklungs-
politischen Gesichtspunkten zu durchleuchten. Mit diesem Programm sollen
das Verständnis für die Anliegen der Entwicklungsländer gefördert und
deren Stellung in künftigen Verhandlungen gestärkt werden.

433 UNIDO

Im Berichtsjahr stand die Organisation der Vereinten1 Nationen für

Industrielle Entwicklung (UNIDO) im Zeichen radikaler Reformen. Nach

dem Austritt der USA per Ende 1996 musste das ordentliche Budget um
25 Prozent auf 209 Millionen US-Dollar gekürzt werden. Mit der

Androhung Australiens, Deutschlands una Grossbritanniens, auf Ende 1997
aus der Organisation auszutreten, ist die UNIDO in eine existenz-

bedrohende Krise geraten. Die UNIDO hat daher in enger Zusammenarbeit

mit den Mitgliedstaaten ein Konzept erarbeitet, das die Tätigkeitsbereiche

der Organisation auf zwei Arbeitsfelder - die Stärkung der industriellen

Fertigkeiten und die nachhaltige industrielle Entwicklung - beschränkt und
eine organisatorische Straffimg vorsieht. Gleichzeitig wurde das ordentliche
Budget für 1998/99 um 20 Prozent (auf 125 Mio. US-$)'gekürzt. Angesichts
dieser positiven Entwicklungen der letzten Monate hat Grossbritannien

beschlossen, weiterhin Mitglied der UNIDO zu bleiben. Die finanzielle

Situation der UNIDO bleibt allerdings prekär, wurden doch auch im

Berichtsjahr ausstehende Verpflichtungen gegenüber der Organisation von
insgesamt 27 Millionen US-Dollar nicht beglichen. Dies führte dazu, dass

das Budget 1996/97 nicht ausgeglichen war und daher verschiedene
Programme nicht durchgeführt werden konnten.

Anlässlich der siebten Generalkonferenz vom Dezember wurde die Schweiz

wiederum in den Entwicklungsrat (für 1998-2001) und in den

Haushaltsausschuss (für 1998-99) gewählt. Auf Projektebene unterstutzt die

Schweiz die Tätigkeiten der UNIDO durch die Finanzierung verschiedener

Projekte, wobei das Programm zur Unterstützung einer nachhaltigen
Industrieentwicklung besondere Wichtigkeit erlangt hat.
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434 Folgearbeiten der UNCED

Auf internationaler Ebene

Fünf Jahre nach der Rio-Konferenz über Umwelt und Entwicklung

(UNCED) fend im Juni eine Sondersession der UNO-Generalversammlung

statt, um eine Zwischenbilanz über die weltweite Umsetzung der „Agenda

21" (vgl Ziff. 454 des Berichts 93/1+2) zu ziehen. Wegen starker

Meinungsverschiedenheiten zwischen Entwicklungs- und Industrieländern
gelang es nicht, sich auf eine gemeinsame politische Erklärung zur

nachhaltigen Entwicklung zu einigen. Die Generalversammlung

verabschiedete aber ein Programm mit Empfehlungen für weitere
Umsetzungsmassnahmen. Ferner legte sie für die Tätigkeit der Kommission

für nachhaltige Entwicklung (Commission on Sustainable Development;

CSD) Prioritäten fest.

Die Arbeiten der von der CSD 1995 lancierten Arbeitsgruppe für

Waldfragen werden in einem neuen Forum, dem IFF („Intergovernmental

Forum on Forests", ehemals IPF) weitergeführt werden. Dieses Forum soll
zuhanden der CSD Empfehlungen zur nachhaltigen Waldbewirtschaftung

erarbeiten und auch die Frage eines rechtlich verbindlichen

Übereinkommens über den Schutz und die Nutzung der Wälder prüfen.

Das international wichtigste Ergebnis im Rahmen der Rio-Folgearbeiten ist
das an der dritten Vertragsparteienkonferenz am 11. Dezember in Kyoto

verabschiedete Klimaprotokoil. Darin verpflichten sich die OECD- sowie
die mittel- und osteuropäischen Staaten, ihre Emissionen an Treibhausgasen

bis zur Berechnungsperiode 2008-12 gegenüber dem Basisjahr 1990 um

insgesamt 5,2 Prozent zu verringern. Dabei gelten für die einzelnen Staaten

unterschiedliche Reduktionsziele. So haben beispielsweise die EU, die

Schweiz und die meisten Transitionsländer ihre Emissionen um 8, die USA

um 7 und Kanada und Japan um 6 Prozent zu senken. Neben nationalen

Reduktionsmassnahmen werden auch internationale Instrumente wie die
gemeinsame Umsetzung von Massnahmen in Entwicklungs- und

Industrieländern zum Klimaschutz (Joint Implementation) und der Handel

824



mit Emissionszertifikaten eine wichtige Rolle spielen. Deren Modalitäten

müssen allerdings noch weiter ausgearbeitet werden. Das Ergebnis von

Kyoto ist aus schweizerischer Sicht im Sinne eines ersten Schrittes als
positiv z\i beurteilen.

A uf nationaler Ebene

Am 28. Februar 1996 hatte der "Interdépartementale Ausschuss Rio

(IDARio)" dem Bundesrat den Bericht "Nachhaltige Entwicklung in der

Schweiz" vorgelegt. Der Ausschuss erhielt in der Folge den Auftrag, bis

Mitte 1997 einen eigentlichen Aktionsplan für die nachhaltige Entwicklung

in der Schweiz auszuarbeiten (vgl. Ziff. 434 des Berichts 96/1+2). Dieser

Aktionsplan wurde in Form eines Strategiepapiers - „Nachhaltige

Entwicklung in der Schweiz" - dem Bundesrat vorgelegt und nach dessen

Verabschiedung den eidgenössischen Räten am 9. April zur Kenntnis

gebracht (BB1 1997 III 1045). Die Strategie beinhaltet Massnahmen in

folgenden Aktionsfeldern: Internationales Engagement, Energie, Wirtschaft,

Konsumverhalten, Sicherheitspolitik, ökologische Steuerreform, Bundes-

ausgaben, Umsetzung und Erfolgskontrolle. Die Massnahmen sollen

sukzessive bis ins Jahr 2001 umgesetzt werden.

Der Vorsitz des IDARio wird 1998 wieder vom BAWI übernommen

werden. Zu den Hauptanliegen wird die Sensibilisierung insbesondere der

schweizerischen Wirtschaft über Geschäftsmöglichkeiten (wie Technologie-

transfer, Consulting) gehören, die sich durch Beteiligungen an

Emissionsreduktions-Massnahmen vor allem der Entwicklungs- und Transi-

tionsländer (»Joint Implementation") eröffnen. Ein weiteres Schwergewicht

wird die Erarbeitung von Kriterien zu einer ökologischen Steuerreform sein,

welche die WTO-Kompatibilität sicherstellen und die Wettbewerbsfähigkeit

der Schweizer Wirtschaft langfristig verbessern sollen.

435 UNO-Wirtschaftskommission für Europa

Aus Anlass ihres 50jährigen Bestehens im letzten April ist die UNO-

Wirtschaftskommission für Europa (ECE/UNO) im April auf Ministerebene
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zu ihrer Jahresversammlung zusammengetreten. Das wichtigste Ergebnis

dieser Jubiläumstagung war die Verabschiedung eines Aktionsplanes zur
Restrukturierung der ECE/UNO. Die Schweiz war durch den Vorsteher des

EVD vertreten, der die Gelegenheit benützte, um die Bedeutung Genfs für

die Vereinten Nationen in Erinnerung zu rufen.

Der Reformplan verlangt von der ECE, dass sie ihre Arbeiten inskünftig auf

die fünf prioritär Tätigkeitsgebiete Umweltfragen, Transport, Statistik,

Erleichterung des Handels und wirtschaftliche Analysen fokussiert. Ferner

sieht er eine Verbesserung der administrativen Strukturen und
Arbeitsabläufe vor. Dank der Reformbemühungen wird die von der

ECE/UNO geforderte zehnprozentige Budgetkürzung umgesetzt werden

können. Der UNO-Generalsekretär, der dem ministeriellen Teil der

Jubiläumstagung beiwohnte, anerkannte die von der ECE/UNO
eingeleiteten Restrukturierungsmassnahmen. Er machte aber klar, dass

sämtliche regionalen Wirtschaftskommissionen der UNO einer Evaluation

durch den ECOSOC unterzogen würden, um dadurch Synergien auszulösen.

Die politische Schichtung innerhalb der Kommission, die heute 55

Mitglieder zählt, hat sich im Verlauf der letzten Jahre erheblich verändert.

Zudem gehören fast alle Mitgliedstaaten regionalen Integrations-

zusammenschlüssen unterschiedlicher Art und Grosse an, deren oftmals
divergierende Interessen die Rollendefinition der ECE/UNO im neu

strukturierten Europa nicht erleichtern.

44 Sektorale multilaterale Zusammenarbeit

441 Zusammenarbeit im Energiebereich

441.1 Internationale Energie-Agentur (IEA)

Die IEA-Ministerkonferenz vom 22./23. Mai in Paris war dem Thema
„Energie-Märkte: Politik für das 21. Jahrhundert" gewidmet. Erstmals nahm

Ungarn als 24. Mitgliedland an einer solchen Tagung teil. Im Zentrum der
Diskussionen standen Fragen im Zusammenhang mit der Liberalisierung
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der Energiemärkte, der Klimaproblematik sowie der weiteren Zusammen-
arbeit der IEA mit Nicht-Mitgliedländern.

Angesichts der weltweiten Liberalisierungsbestrebungen und der

Technologie-Entwicklungen ist die Rolle der Regierungen auch im

Energiebereich neu zu definieren. Die Minister begrüssten den generellen

Trend zu mehr Markt im Energie-Sektor. Der Staat soll dabei die

Rahmenbedingungen setzen, welche vor allem die Energieversor-

gungssicherheit, ein ausreichendes Wirtschaftswachstum und die Erhaltung

der Umwelt zu gewährleisten haben. Auch bei der Öffnung der Märkte für

leitungsgebundene Energie hat der Staat eine wichtige Aufgabe zu erfüllen,

nämlich die Sicherstellung der Grundversorgung. Daneben hat er Pflichten

in den Bereichen der langfristig orientierten Forschung und Entwicklung,

der Förderung des Wettbewerbs und des Umweltschutzes wahrzunehmen.

Die Energieminister waren sich einig, dass sie in den Diskussionen über die

Klimaveränderung, die ein langfristiges, globales Problem darstellt, eine

wesentliche Rolle zu übernehmen haben und dass es dazu umfassender

energiepolitischer Anstrengungen vor allem in den Bereichen Energie-

Effizienz, neue Technologien und erneuerbare Energien bedarf. Aber auch

die Nicht-Mitgliedländer sind zu verstärkten Beiträgen aufgerufen. Bereits

1998 wollen die Energieminister über die Umsetzung allfälliger Entscheide

der UNO-Klimakonferenz vom Dezember in Kyoto beraten.

Die Minister gaben ihrer Befriedigung über den bisher erreichten Ausbau

der Beziehungen zu Nicht-Mitgliedstaaten Ausdruck. Sie forderten aber,

dass die Beziehungen zu den für die Energiemärkte besonders wichtigen

Ländern - namentlich China, Indien und Russland - sowie zu Staaten, die

derzeit den Beitritt zur IEA anstreben, im Rahmen der verfügbaren

Ressourcen verstärkt werden müssten. Darüber hinaus ermutigten die

Minister die IEA, die Zusammenarbeit mit anderen internationalen Gremien

wie APEC, OLADE, der Energiecharta-Konferenz und deren Sekretariat

sowie mit der „Wirtschaftskooperation der Schwarzmeeranrainerstaaten"

weiter auszubauen.
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441.2 Energiecharta-Vertrag

Mit dem Ende 1994 in Lissabon unterzeichneten Energiecharta-Vertrag

(BB1 1995 III 982) ist der rechtliche Rahmen zu einer langfristigen

gesamteuropäischen und weltweiten Zusammenarbeit im Energiesektor

geschaffen worden. Die Schweiz hat den Vertrag am 1. Oktober 1996

ratifiziert. Er ist bisher immer noch nicht in Kraft getreten, wird jedoch von

allen Mitgliedstaaten sowie den meisten Unterzeichnerstaaten vorläufig

angewendet. In der Zwischenzeit wurden die Verhandlungen im

Investitionsbereich sowie bezüglich einer Ausweitung der Handelsbe-

stimmungen des Energiecharta-Vertrags weitergeführt.

Im Investitionsbereich zielen die Verhandlungen darauf ab, den Grundsatz

der Inländerbehandlung - die Verpflichtung beschränkt sich derzeit auf

bereits getätigte Investitionen - auch auf die Zulassung neuer ausländischer

Investitionen auszudehnen. In diesem Zusammenhang wurden die

Zulassungsschranken, die in den Unterzeichnerstaaten für ausländische

Investitionen gelten, einer eingehenden Prümng unterzogen.

Die Verhandlungen über eine Ausweitung der Handelsbestimmungen

betreffen die Zölle auf Energieerzeugnissen und auf energietechnischen

Ausrüstungsgütern. Diesbezüglich sollen Bestimmungen in den Vertrag

aufgenommen werden, welche vorsehen, dass im Handel mit solchen

Gütern zwischen sämtlichen Unterzeichnerstaaten des Vertrags die Regeln

der WTO Anwendung finden.

442 Zusammenarbeit im Bereich anderer Rohstoffe

Im Berichtsjahr wurden vor allem Projekte im Rahmen der Internationalen

Tropenholz-Organisation unterstützt. In den nächsten Monaten sollen

Strategien entwickelt werden, die es der Schweiz erlauben, den

Entwicklungsländern gezielter zu helfen, ihre Rohstoffe nachhaltig zu

bewirtschaften, die Exporterlöse zu steigern und die Produktion zu

diversifizieren.
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5 Finanzhilfe

51 Internationale Finanzinstitutionen

Die Tätigkeiten der internationalen Finanzinstitutionen standen im Zeichen
der Stärkung des internationalen Finanzsystems infolge der Turbulenzen
auf den fernöstlichen Finanzmärkten. Weitere Massnahmen betrafen die

Umsetzung der Entschuldungsinitiative zugunsten der ärmsten Ent-
wicklungsländer (HIPC-Initiative) sowie die Verdoppelung des Grund-
kapitals der Europäischen Bankfär Wiederaufbau und Entwicklung.

511 IWF und Weltbankgruppe (inkl. IFC und MIGA)

Interimsausschuss des IWF

An der Frühjahrestagung des Interimsausschusses des Internationalen
Währungsfonds (IWF) stand die Globalisierung der Weltwirtschaft im
Mittelpunkt der Diskussionen. Die Gouverneure billigten die Auffassung
des IWF, dass die Globalisierung den Mitgliedlandern neue Chancen bietet,
obwohl sie für die schwächsten Bevölkerungssegmente kurzfristig negative
Auswirkungen haben kann. Sie teilten die Meinung, dass der abnehmende
Beschäftigungsanteil in der Verarbeitungsindustrie der Industrieländer
hauptsächlich technologischen Veränderungen zuzuschreiben ist und dass

Losungen in 'der Verbesserung der Ausbildung der Arbeitnehmer sowie in
der Flexibilisierung des Arbeitsmarktes zu suchen sind.

Eine neue Priorität des Währungsfonds ist die Erweiterung des IWF-
Mandates auf den Bereich des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs..
Diese neue Aufgabe macht eine Änderung der IWF-Statuten nötig, wozu

der Interimsausschuss eine Erklärung zur Rolle des Fonds bei der
Förderung des freien Kapitalverkehrs verabschiedet hat. Mit der
Mandatserweiterung wird der Währungsfonds verantwortlich für die
Überwachung sämtlicher mit der Kapitalverkehrsbilanz zusammen-
hängender Zahlungsströme und fast aller damit verbundenen
Realtransaktionen. Übergangsbestimmungen sollen .eine geordnete, dem
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Entwicklungsstand der Mitglieder angepasste Liberalisierung ermöglichen.

Die Schweiz unterstützt diese Erweiterung der IWF-Aufgaben.

An der Jahrestagung in Hong Kong stand die 11. Allgemeine

Quotenrevision zur Diskussion. Die Quoten (Kapitalanteile) stellen die

wichtigste finanzielle Ressource des IWF dar. Damit dem Währungsfonds

. die" nötigen Finanzmittel zur Verfügung stehen, um weiterhin seine

Aufgaben wahrnehmen zu können, wurde eine Quotenerhöhung um 45 Pro-

zent beschlossen. Damit werden die Ressourcen des IWF annähernd an die

Entwicklung der Weltwirtschaft seit der letzten Erhöhung vor zehn Jahren

angepasst. Für die Schweiz und ihre Ländergruppe wird diese

Quotenerhöhung zu einer leichten Verringerung ihres Stimmenanteils

führen. Dies liegt unter anderem an den relativ tiefen Wachstumsraten der

Länder unserer Gruppe. Die Quotenerhöhung ergänzt die bereits 1996

beschlossene Erweiterung der Allgemeinen Kreditvereinbarungen (AKV)

durch die Neuen Kreditvereinbarungen (NKV). Unter diesen Instrumenten

stehen dem Fonds im Krisenfall Kreditzusagen der wichtigsten

Gläubigerländer in der Höhe von insgesamt 34 Milliarden SZR zur

Verfügung.

Des weitern wurde in Hong Kong über eine Neuzuteilung von 21,4 Milli-

arden Sonderziehungsrechten Beschluss gefasst. In den Genuss dieser

Zuteilung kommen alle Länder, die dem IWF erst nach 1981 beigetreten

sind und daher noch keine SZR erhalten haben. Dies ist für alle Länder der

schweizerischen Stimmrechtsgruppe der Fall. Vom Gesamtbetrag von

21,4 Milliarden SZR wird die von der Schweiz geleitete Ländergruppe

l,16 Milliarden SZR und die Schweiz 424 Millionen SZR erhalten. Eine

Zuteilung von SZR erhöht die internationalen Reserven eines Landes, was

insbesondere für ärmere Transitionsländer von Wichtigkeit sein kann.
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Ein weiteres wichtiges Thema im IWF war schliesslich die Umsetzung der

HIPC-Initiative8. Mehrere Länder (vgl. Ziff. 521) haben sich bereits für eine

Unterstützung durch die Initiative qualifiziert. Es besteht aber weiterhin

Klärungsbedarf über die Finanzierung der Beteiligung des IWF an der

Initiative. Voraussichtlich dürfte der Finanzierungsbedarf von 0,8 Milli-

arden SZR nur ungenügend durch bilaterale Mittel gedeckt werden. Die

Schweiz hat sich für diesen Fall bereiterklärt, ihren ursprünglichen

Widerstand gegen einen Teilverkauf der Goldreserven des IWF aufzugeben.

Gleichzeitig hat sie einen angemessenen bilateralen Beitrag an die ESAF9 in

Aussicht gestellt. Wir verweisen hiezu auf die Botschaft vom 14. Mai 1997

über den Beitritt der Schweiz zu den Neuen Kreditvereinbarungen

(BBl 1997 III 1013)10.

Entwicklungsausschuss des IWF und der Weltbank

Auch der Entwicklungsausschuss anerkannte an seiner Frühjahrs- und

Herbsttagung die bei der Umsetzung der HIPC-Initiative erzielten

Fortschritte. Er wies vor allem auf die Notwendigkeit hin, dass sich alle

Gläubiger an der Umschuldung der HIPC-Länder während der

Überbrückungszeit, d.h. bis zur Vollendung der in Angriff genommenen

Reformprogramme, angemessen beteiligen. Er begrüsste die Zusagen der

bilateralen Gläubiger zugunsten des HIPC-Trust Fonds11 im Umfang von

8 Heavily Indebted Poor Countries Debt Initiative (HIPC). Diese Initiative wurde 1996 von der

Weltbank und dem IWF gemeinsam ins Leben gerufen. Ihr Ziel ist die Lösung des Problems der

Aussenverschuldung der hochverschuldeten armen Länder. Dazu sollen erstmals alle

Gläubigerkategorien, einschliesslich der multilateralen Gläubiger, beitragen. Die potentiellen

Nutzniesser müssen sich verpflichten, ein mit dem IWF vereinbartes Reformprogramm

erfolgreich durchzuführen,
9 Die „Erweiterte Strukturanpassungsfazilität desIWF"' hat die Vergabe verbilligter Kredite an

die ärmsten Mitgliedländer zum Ziel.
10 Die Botschaft beantragt einen schweizerischen Beitrag an den neuen Treuhandfonds des IWF.

Über diesen sollen sowohl die Beteiligung des IWF an der HIPC-Initiative als auch die

Weiterfuhrung der ESAF finanziert werden.
11 Die Schweiz hat einen ersten Beitrag an den HIPC-Trust Fonds im Wert von 20 Millionen

Franken geleistet. Dieser Fonds ist nicht zu verwechseln mit dem neuen Treuhandfonds des IWF

(ESAF-HIPC Trust Fund).
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100 Millionen US-Dollar, gab jedoch zu bedenken, dass zusätzliche
Ressourcen erforderlich sind, um die Initiative zu finanzieren.

Femer sprach sich der Entwicklungsausschuss für den Einsatz zusätzlicher
Ressourcen zur Stärkung der Finanzsysteme in den Entwicklungsländern
aus. Die jüngsten Ereignisse in Ostasien haben gezeigt, dass eine
angemessene Überwachung und technische Hilfe wesentlich sind, um
Finanzkrisen vorzubeugen. Zudem sind nachhaltige Strukturreformen
notwendig. Die Minister begrüssten daher den Ausbau der Tätigkeit der
Weltbank und des IWF im Finanzsektor und forderten die Bretton Woods-
Institutionen zu einer engeren Zusammenarbeit auf.

Schliesslich wurden, wenn auch mit einigen Vorbehalten, Aktionsfelder zur
Bekämpfung der Korruption gutgeheissen. Bei öffentlichen Beschaffungen
soll der Korruption durch strengere Vergabevorschriften vorgebeugt und
den Regierungen technische Hilfe in ihren Bemühungen zur Eindämmung
der Korruption angeboten werden. Die Schweiz unterstützte den Vorschlag
der Weltbank, die Finanzhilfen in Fällen zu kürzen, in denen die Korruption
schwerwiegende Auswirkungen auf die von ihr finanzierten Projekte, auf
die makro-ökonomischen Bedingungen und auf die Entwicklungs-
anstrengungen eines Landes hat.

Exekutivrat der Weltbank

Schwerpunkt der Arbeiten des Exekutivrates der Weltbank bildete ein
Erneuerungsprogramm (sog. Strategischer Pakt), das eine institutionelle
Reform zum Inhalt hat und Massnahmen umfasst, welche die
Anstrengungen der Weltbank in der Bekämpfung der Armut wirksamer
machen sollen. In institutioneller Hinsicht sollen die Arbeitsverfahren
effizienter und die administrativen und Operationellen Kosten gesenkt
werden. Des weiteren will die Weltbank ihre Instrumente anpassen, um die
spezifischen Bedürfhisse ihrer Kunden besser befriedigen zu können. Die
Gesamtkosten des Reformprogrammes (250 Mio. US-$) werden durch
Sparmassnahmen und Personalkürzungen gedeckt werden. Nebst dieser
Reorganisation der Bank zählt der „Strategische Pakt" Massnahmen auf
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folgenden Gebieten auf: (i) die Bekämpfung der Korruption und die

Förderung der guten Regierungsführung; (ii) die Finanzierung und

Umsetzung der HlPC-Initiative, (iii) einen stärkeren Einsatz der Weltbank
im Finanzsektor, (iv) die gezielte Suche nach Partnern in der

Zivilgesellschaft sowie (v) eine stärkere Einbindung der Begünstigten.

Internationale Finanz-Corporation (IFC)

Die wichtigsten Anliegen der Schweiz in den Beratungen des Exekutivrates

der IFC betrafen die Entwicklungseffekte der IFC-Investitionen, die

Umweltverträglichkeit der IFC-Projekte sowie die Unterstützung von

Privatunternehmen in Ländern, wo der Privatsektor noch nicht marktfähig

ist.

Multilaterale Investitionsgarantie-Agentur (MIGA)

Die expandierende Tätigkeit der MIGA hat den Bedarf nach einer

Kapitalaufstockung verschärft. In Hong Kong billigten die Minister ein

Finanzierungspaket, das drei Komponenten umfasst: (i) ein Geschenk der

IBRD von 150 Millionen US-Dollar aus deren Nettoertrag; (ii) 150 Milli-

onen US-Dollar als eingezahltes Kapital der Mitglieder; (iii) 700 Millionen

US-Dollar als abrufbares Kapital. .Der Ausschuss forderte die Weltbank auf,

die Übertragung der ersten 150 Millionen US-Dollar baldmöglichst

vorzunehmen. Bis zur nächsten Tagung des Entwicklungsausschusses

(April 1998) soll der Exekutivrat über die Umsetzung der beiden anderen

Komponenten (Zahlungsfristen, Lastenverteilung usw.) beschliessen. Die

Schweiz hatte sich für eine Finanzierung über eine Kapitalerhöhung ohne

Zuschuss aus dem Gewinn der Weltbank eingesetzt. Sie konnte sich jedoch

dem Kompromiss anschliessen.

Globaler Umweltfonds

Zurzeit laufen Verhandlungen über eine Wiederauffüllung des Globalen

Umweltfonds (Global Environment Facility, GEF), der auf die

Zusammenarbeit von Weltbank, UNDP und UNEP aufbaut und dazu dient,
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Massnahmen in Entwicklungsländern zum Schutze der globalen Umwelt zu

finanzieren. Sie sollen bis Februar/März 1998 abgeschlossen werden.

Damit die Schweiz sich an der nächsten Phase des GEF (1998 bis ca. 2002)

finanziell beteiligen kann, wird der Bundesrat dem Parlament demnächst

eine Botschaft unterbreiten.

512 Regionale Entwicklungsbanken

Afrikanische Entwicklungsbank

Nach der rückläufigen Entwicklung der Darlehensaktivitäten in den

Krisenjahren (1993-1995) hat die Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB;

wieder vermehrt Darlehen gewähren können. Die Wiederauffiillung des

Afrikanischen Entwicklungsfonds im Mai 1996 hat ihre Wirkung erst im

Berichtsjahr entfeitet. Die positive Entwicklung der operationeilen

Aktivitäten der AfDB - wie auch die seit zwei Jahren laufenden Reformen

- haben das Vertrauen der Geldgeberländer in die Bank und in ihren

Präsidenten gestärkt. Die AfDB hat zu Jahresbeginn das Leitbild ihrer

neuen Offensive zugunsten der Förderung des privaten Sektors in Afrika

vorgestellt. Die mit der Finanzierung des privaten Sektors betraute

Abteilung wurde zum Departement ausgebaut. Ausserdem hat sich die Bank

mit Finanzinstrumenten ausgestattet, die besser auf die Bedürfnisse der

privaten Unternehmer ausgerichtet sind.

Die Verhandlungen über die fünfte Kapitaïaufstockung der Bank verfolgen

aus Sicht der Industrieländer, die von der Schweiz geteilt wird, eine
doppelte Zielsetzung: Zum einen soll sie zu einer Änderung der

Kapitalstruktur und zu einer angemesseneren Vertretung der Industrieländer

fuhren; zum andern soll sie die finanzielle Solidität der AfDB auf den

internationalen Finanzmärkten stärken. Derzeit wird über den Betrag, die

Modalitäten, die Struktur und die Stimmrechte in Bezug auf die neue

Kapitalausstattung beraten. Die Verhandlungen sollten 1998 abgeschlossen

werden können.
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Asiatische Entwicklungsbank

Die 30. Jahresversammlung der Asiatischen Entwicklungsbank (AsDB) in
Fukuoka (Japan) stand im Zeichen einer verstärkten Präsenz der Bank in
Projekten des Privatsektors. Ihr übergeordnete Ziel bleibt aber die Armuts-
bekämpfung. Die schweizerische Delegation forderte die Bank auf, zur
Erreichung dieses Zieles ihre Aktivitäten vermehrt auf die Bedürfnisse der
ärmsten Bevölkerungsgruppen auszurichten. Sie wies auf den engen
Zusammenhang hin, der zwischen einer transparenten Abwicklung der
Regierungsgeschäfte und der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung
besteht, und empfahl der Bank, Richtlinien zur Bekämpfung der Korruption
aufzustellen. Die Schweiz wird Ende April 1998 als Veranstalter der
31. Jahresversammlung die Bank in Genf willkommen heissen können.

Die Verhandlungen zur sechsten Wiederauffullung des Asiatischen
Entwicklungsfonds (AsDF-VH) sind im Januar abgeschlossen worden. Die
Geberländer erklärten sich bereit, neue Beiträge in Höhe von 2,7 Milliarden
Dollar einzuzahlen. Zusammen mit den Eigenmitteln der Bank und
weiteren, während der Laufzeit von AsDF-VII (1997-2000) erwarteten
Zuschüssen der Geberländer wird die Wiederauffullung ein Gesamtvolumen
von 6,3 Milliarden Dollar für konzessionelle Darlehen erreichen.

Interamerikanische Entwicklungsbank

Die Verhandlungen über die Zukunft der konzessionellen Mittel unter der
Kontrolle der Interamerikanischen Entwicklungsbank (IDB) konnten wegen
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Geber- und Empfängerländem
über die Finanzierungsweise (bankinterne Mittel oder Neugeld von
Geberländern) nicht zu'Ende geführt werden und wurden auf einen späteren
Zeitpunkt verschoben. Man hoöt jedoch, dass bis zur nächsten
Jahresversammlung eine für alle Mitgliedländer akzeptable Lösung
gefunden werden kann.

Die Bank weist einen Anpassungsbedarf auf (vgl. Beilage, Ziff. 817), der
sich aus der raschen, aber unterschiedlichen Entwicklung der Region als
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aufstrebender Markt bei gleichzeitig extrem ungleicher Einkommensver-
teilung erklärt. In den ärmeren Ländern liegt die Hauptrolle der Bank nach
wie vor in der Armutsbekämpfung. In den aufstrebenden Märkten fallt ihr
hingegen die Rolle zu, Privatkapital zur Finanzierung von Entwicklungs-
vorhaben (z.B. wirtschaftliche und soziale Infrastruktur) zu mobilisieren.

..Die Interamerikanische Investitionsgesettschaft (IIC) konnte ihr Porte-
feuille um gegen 20 Projekte und Massnahmen erweitern. Die einsetzbaren
Eigenmittel der Gesellschaft sind allerdings bald erschöpft. Gespräche unter
den Mitgliedstaaten über eine mögliche Kapitalerhöhung sind bis heute am
Widerstand der USA gescheitert.

513 Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung

An der Jahresversammlung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und

Entwicklung (EBRD) vom 14./15. April in London konnte EBRD-Präsident
Jacques de Larosière bekanntgegeben, dass die in Sofia beschlossene
Kapitalerhöhung der Bank von 10 auf 20 Milliarden ECU rechtskräftig
geworden ist. Mit dieser zusätzlichen finanziellen Unterstützung haben die
Aktionäre der EBRD die Leistung und Kreditwürdigkeit der Bank
honoriert. Die EBRD vermochte zum dritten aufeinanderfolgenden Mal, bei
einem jährlichen realen Nullwachstum des administrativen Budgets, den
Umfang der operationellen Tätigkeiten bei gleichbleibender Qualität aus-
zuweiten.

Die zusätzlichen Finanzmittel erlauben der Bank, ihre operationeilen

Prioritäten weiterhin wahrzunehmen und die Unterstützung des
Transformationsprozesses in ganz Mittel- und Osteuropa und der GUS
weiterzuführen. Aufgrund eines kontrollierten Wachsrums und mit
wahrscheinlich wachsenden Einkünften aus den Projekten sollte die Bank,
ohne weitere Unterstützungsbegehren an die Mitgliedländer, in der Lage
sein, finanziell selbsttragend zu werden.

Nachdem die eidgenössischen Räte der schweizerischen Beteiligung an der
Kapitalerhöhung zugestimmt hatten (vgl. die diesbezügliche Botschaft des

836



Bundesrates vom 13. November 1996, BB1 1997 I 1238), konnte die
Schweiz der EBRD am 4. September die Zeichnungsinstrumente für die
zusätzlichen Aktien hinterlegen. Die Schweiz ist damit weiterhin an der
Spitze einer Stimmrechtsgruppe mit Liechtenstein, der Türkei,
Aserbaidschan, Kirgisistan, Usbekistan und Turkmenistan in der EBRD
vertreten. Der schweizerische Anteil am Kapital der EBRD beläuft sich
auch nach der Kapitalerhöhung auf 2,28 Prozent.

Die Bank ist in 26 Einsatzländern, einschliesslich Bosnien-Herzegowina,
mit Projekten aktiv und verfügt über ein Netz von 28 örtlichen Vertretungen
in 25 Ländern. Während der letzten Jahre stand - vor allem in den im
Transformationsprozess weiter fortgeschrittenen Ländern - die Unter-
stützung des Finanzsektors durch Kreditlinien und Darlehen im Vorder-
grund. In der Region stehen zurzeit auch 19 Kreditlinien den kleinen und
mittleren Privatunternehmen zur Verfügung. In jenen Ländern, die sich in
einem frühen oder mittleren Übergangsstadium zur Marktwirtschaft
befinden, hat hingegen immer noch die Modernisierung der Infrastruktur
vorrangige Bedeutung. Die Bank trägt in allen Projekten dem Grundsatz
einer nachhaltigen Umweltentwicklung Rechnung und legt vermehrt
Gewicht auf den Gebrauch von sauberen Technologien und auf die

Förderung von effizienter Energienutzung und von erneuerbaren
Ressourcen.

Schliesslich hat die Bank Ende September entschieden, analog zum
Nuklearen Sicherheitskonto (,,Nuclear Safety Account") die Verwaltung des
Fonds für die Sanierung der Schutzhülle des Kernkraftwerkes Tschernobyl
zu übernehmen. Mit diesem Grossprojekt, das auf eine gemeinsame
Initiative der G-7 und der Ukraine zurückgeht, sollen die Schutzhülle der
1986 zerstörten vierten Reaktoreinheit stabilisiert und die von der Anlage
ausgehende Umweltgefährdung gebannt werden. Die Schweiz beteiligt sich
an diesem Projekt, dessen Gesamtkosten auf über eine Milliarde Franken
veranschlagt werden, mit einem Betrag von rund 6,4 Millionen Franken.
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52 Bilaterale Unterstützungsmassnahmen

Die neu gegründete Stiftung SOFI soll Investitionen in Entwicklungs- und
Transitionsländern fördern. Zur Unterstützung von Joint-Ventures mit

Firmen in China und Indien -wurden Risikokapitalfonds geschaffen. Die

Mittel zur Unterstätzung des Transformationsprozesses in Mittel- und

Osteuropa und der GUS sind praktisch erschöpft.

521 Entwicklungsländer

Im Berichtsjahr galt es, die wirtschafts- und handelspolitischen

Massnahmen im Sinne der in der Botschaft zum fünften Rahmenkredit von

960 Millionen Franken (BBI1996III 725) umschriebenen Neuausrichtung

umzusetzen. In engem Kontakt mit den Dachverbänden wurden für jedes

der neuen Instrumente der Entwicklungszusammenarbeit praxisbezogene

Merkblätter erarbeitet und publiziert. Diese Leitlinien werden bereits in
Zusammenarbeit mit dem Privatsektor auf konkrete Projekte angewendet.

Die Umsetzung der im Rahmen der Verwaltungsreform beschlossenen
Koordinationsmechanismen wird dazu beitragen, die aus dem Einsatz der

Instrumente der DEZA und des BAWI bei der Ausarbeitung gemeinsamer

Länderprogramme resultierenden Synergien besser zu nutzen.

Investitionsförderung

Im Anschluss an eine Öffentliche Ausschreibung erhielt das Audit- und

Beratungsunternehmen KPMG Fides den Auftrag zur Durchführung des

Programms zum Aufbau von Geschäftsbeziehungen zwischen Schweizer

Unternehmen und solchen in Entwicklungs- und Transitionsländern.

Zusammen mit dem BAWI errichtete dieses Unternehmen im Juli zu diesem

Zweck eine nicht gewinnorientierte Stiftung mit der Bezeichnung SOFI

("Swiss Organisation for Facilitating Investments"). Die SOFI hat zur

Aufgabe, in 15 Entwicklungsländern und neun Transitionsländera, welche
vom BAWI ausgewählt wurden, gezielt schweizerische Investitionen zu
fördern.
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Die Arbeiten im Hinblick auf die Gründung der Schweizerischen

Gesellschaft für Entwicklungsfmanzierung (SGE) wurden in enger

Zusammenarbeit mit Partnern aus dem privaten Sektor weitergeführt, die

Interesse zeigen, Aktionär zu werden. Anfang 1998 soll der Gründungs-

versammlung der Aktionäre ein "Business Plan"-Vorschlag zur

Genehmigung unterbreitet werden; die SGE sollte somit ihre Tätigkeit in

der ersten Hälfte 1998 aufnehmen können.

Im Rahmen der Pilotmassnahmen hat der Bund einen Risikokapital-Fonds -

den "Swiss Technology Venture Capital Fund" - eingerichtet, mit dem

hauptsächlich in Indien Joint-Ventures in jenen Sektoren unterstützt werden

sollen, in denen die Schweizer Industrie besonders konkurrenzfähig ist. Mit

der Unterzeichnung einer Vereinbarung mit der chinesischen "State

Development Bank" wurde am 11. Dezember der chinesisch-schweizerische

Partnerschafts-Fonds gegründet. Es handelt sich dabei um den ersten

Investitionsfonds eines ausländischen Investors bei einem chinesischen

Finanzinstitut. Der Fonds wird kleine und mittlere Schweizer Unternehmen

unterstützen, die auf dem chinesischen Markt eine Geschäftstätigkeit

aufnehmen und durch den Transfer von Finanzmitteln, Technologie und

Know-How zur nachhaltigen industriellen Entwicklung des Landes

beitragen möchten.

Ferner hat die Schweiz mit Vietnam ein Abkommen über das geistige

Eigentum und die Zusammenarbeit auf diesem Gebiet abgeschlossen (vgl.

Beilage, Ziff. 826). Danach wird die Schweiz Vietnam bei der Schaffung

eines modernen Systems zum Schutz des geistigen Eigentums unterstützen,

während Vietnam sich zur Nichtdiskriminierung der schweizerischen

Unternehmen auf diesem Gebiet verpflichtet.

Mischfinanziemngen undAusgleichsfonds

Die Zahlungen im Rahmen von Mischfinanzierungen sind weiter

zurückgegangen; sie belaufen sich auf etwa 10 Millionen Franken, was

einem Achtel des Betrags entspricht, der jeweils in den Jahren 1992 bis

1994 ausgerichtet wurde. Diese Entwicklung ist vor allem auf Schwierig-
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keiten der Schweizer Unternehmen zurückzuführen, den OECD-

Vorschriften entsprechende (d.h. kommerziell nicht tragfähige) Projekte zu
finden.

Ägypten wurde ein vierter Mischkredit in der Höhe von 80 Millionen

Franken zugesprochen. Der im Jahr 1989 Guatemala gewährte Mischkredit
soll um 10 Millionen Franken aufgestockt werden.

Die Schweiz hat das im Rahmen des OECD-Exportkreditarrangements
vorgesehene Konsultationsgremium in zwei Fällen benutzt, in denen es um

Mischfinanzierungen für Projekte im Libanon und in Tunesien ging. Da die

Konkurrenzbedingungen nicht eingehalten waren, wies sie auf die
Möglichkeit hin, Mittel aus dem Ausgleichsfonds einzusetzen. In der Folge

konnten die Interessen der schweizerischen Anbieter gewahrt werden, ohne

dass Mittel aus dem Ausgleichsfonds beansprucht wurden.

Zottpräferenzen

Am 1. März ist die neue Zollpräferenzenverordnung (SR 632.911) in Kraft

getreten. Mit ihr werden gezielt die ärmsten Entwicklungsländer bevorzugt.

Sie erhalten Zollfreiheit nicht nur auf den Industriegütern, sondern auch auf

der Mehrzahl der Agrarprodukte. Die übrigen Entwicklungsländer sind

weitgehend den Freihandelspartnern der Schweiz gleichgestellt. Zudem

wurde das Präferenzenschema auf gewisse Staaten der ehemaligen

Sowjetunion ausgedehnt. Hingegen werden Länder, die einen hohen

Entwicklungsstand erreicht haben, vom L März 1998 an nicht mehr in den
Genuss solcher Zollpräferenzen gelangen.

Die Neuerungen stellen eine erste Etappe in der Umsetzung der in der
Botschaft vom 29. Mai 1996 über die Verlängerung des ZoHpräferenzen-

beschlusses (BB11996III161) aufgeführten Schwerpunkte dar. Auf dieser

Grundlage können künftig weitere Anpassungen zugunsten von Ent-

wicklungsländern vorgenommen werden.
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Zahlungsbilanzhilfe

Mit der Zahlungsbilanzhilfe unterstützt die Schweiz Programme, die der
Stärkung der wirtschaftlichen und strukturellen Rahmenbedingungen in den
Entwicklungsländern dienen. Sie trägt dabei den internationalen
Bemühungen Rechnung, die auf die Förderung der Marktwirtschaft und des

Privatsektors zielen. Vor allem in Afrika haben solche Programme in den
letzten fünf Jahren wesentliche Fortschritte erbracht. Die Schweiz wird in
Zukunft ihre Anstrengungen vermehrt darauf ausrichten, durch umfassende
technische Hilfsprogramme die staatlichen Steuerungsfbnktionen vor allem
bei den Zentralbanken und in der Steuer- und Zollpolitik in den betroffenen
Ländern zu verbessern.

Im Berichtsjahr gewährte die Schweiz Tansania (12 Mio. Fr.) und Senegal
(13 Mio. Fr.) Zahlungsbilanzhilfen. In Tansania wird die Restrukturierung
der staatlichen Kommerzbank unterstützt, dies über eine Kofinanzierung
des Strukturanpassungskredits der Weltbank. In Senegal dient die
schweizerische Hilfe dazu, die eingeleiteten Strukturreformen insbesondere
über eine Erhöhung der Steuereinnahmen weiter zu verbessern.

Entschuldung

Im Gefolge der von der Weltbank und dem IWF 1996 verabschiedeten
globalen Entschuldungsinitiative für hochverschuldete Entwicklungsländer
(„heavily indebted poor countries" - HIPC) (vgl. Ziff. 511), zu deren
Konzipierung die Schweiz wesentlich beigetragen hat, wurde durch die
Bretton Woods-Institutionen bei sieben Ländern - Uganda, Bolivien,
Burkina Faso, Benin, Elfenbeinküste, Guyana und Mosambik - geprüft, ob

sie die Voraussetzungen erfüllen, um in den Genuss der günstigen
Entschuldungsbedingungen zu kommen. Von diesen Ländern dürften
Uganda und Bolivien bereits 1998 und Burkina Faso im Jahr 2000 einen
nachhaltigen Schuldenerlass erhalten. Der Zeitpunkt für den Abbau der
Aussenschulden der übrigen Länder ist noch offen.
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Neben dem finanziellen Engagement - 1996 entschied der Bundesrat über
eine Beteiligung im Umfang von 40 Millionen Franken - leistete die
Schweiz einen wichtigen Beitrag zum Gelingen dieser Initiative durch die
Lancierung eines technischen Hilfsprogramms, das den obgenannten
hochverschuldeten Ländern erlaubt, inskünftig die für die Durchführung der

HIPC-Initiative notwendigen wirtschaftlichen Analysen in eigener Verant-
wortung vorzunehmen und Massnahmen zu treffen, welche eine

Neuverschuldung in Grenzen hält. Dieses Hilfsprogramm wird auch von
Dänemark, Österreich und Schweden unterstützt.

Im Berichtsjahr beteiligte sich die Schweiz an international koordinierten
Aktionen zur multilateralen Entschuldung von Bolivien (10 Mio. Fr.),

Guinea-Bissau (5 Mio. Fr.) und Uganda (10 Mio. Fr.). Diese bilateral
gewährten Unterstützungen dienen der Überbrückung bis zum Schulden-

erlass unter der HIPC-Initiative. Im weiteren gewährte die Schweiz
Finanzbeiträge von 10 bzw. 2 Millionen Franken an die von der Weltbank
koordinierten kommerziellen Schuldenrückkäufe zugunsten der Elfenbein-
küste und Guineas. Ferner hat die Schweiz die bilateralen Schulden Guineas
im Betrag von 9,8 Millionen Franken erlassen.

Handelsförderung

Die Arbeiten auf dem Gebiet der Handelsförderung konzentrierten sich im
Berichtsjahr auf den multilateralen Bereich. Die Schweiz war massgeblich

an der Formulierung des Vorschlages über die Koordination der
multilateralen handelsrelevanten technischen Zusammenarbeit beteiligt, die
von den sechs in diesem Gebiet wichtigsten internationalen Organisationen

(Weltbank, FMI, WTO, UNDP, UNCTAD und ITC) ausgearbeitet und von
den WTO-Mitgliedern an der Konferenz vom 27728. Oktober in Genf
verabschiedet wurde (vgl. Ziff. 421).

In der technischen Zusammenarbeit ist die Schweiz bestrebt, die Mittel auf
bestimmte Länder zu konzentrieren und die Kooperation zwischen
Entwicklungsorganisationen zu verbessern.
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Zur Absatzförderung von Qualitätsprodukten aus kleineren Betrieben in
Entwicklungsländern wurden Leitlinien für die finanzielle Unterstützung
von Labels festgelegt. Diese dienen als Grundlage für die Fortsetzung der
BAWI-Unterstützung bzw. der Starthilfe für die „Fair-trade Labels" von
Max Havelaar (Kaffee, Schokolade, Bienenhonig, Tee sowie Bananen) und
STEP (Teppiche).

Das von der OSEC durchgeführte Exportförderungsprogramm zugunsten
von Entwicklungsländern war 1996 evaluiert worden (vgl. Ziff. 521 des
Berichts 96/1+2). 1998 wird für dieses Programm ein neues Konzept

erarbeitet werden, das vor allem kleinen und mittleren Unternehmen aus
Entwicklungs- und Transitionsländern helfen soll, den europäischen Markt
zu beliefern. Dabei soll auch auf die Einhaltung von hohen Umwelt- und
Sozialstandards Gewicht gelegt werden.

522 Mittel- und Osteuropa sowie die GUS

Im Rahmen der schweizerischen Unterstützung des Transformations-
prozesses in Mittel- und Osteuropa und der GUS konzentrierte sich die in
den Aufgabenbereich des BAWI fallende finanzielle Zusammenarbeit wie
in den Vorjahren auf die Durchführung konkreter Projekte zur
Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur, auf die
Erteilung von Kreditgarantien sowie die Umsetzung von Massnahmen im
Bereich der Handels- und Investitionsforderung. Während in vielen
Partnerländern die wirtschaftlichen und politischen Reformen konsolidiert
werden konnten, haben die Ereignisse in Bulgarien und Albanien mit aller
Deutlichkeit gezeigt, dass der Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft
kein linear ablaufender Prozess ist und dass bisweilen mit Rückschlägen
gerechnet werden muss. Es liegt nach wie vor im Interesse der Schweiz, die
Staaten Mittel- und Osteuropas und der GUS in ihren Reformanstrengungen
zu unterstützen.

Da die Finanzmittel aus den zwei bisher bewilligten Rahmenkrediten für die

Zusammenarbeit mit Mittel- und Osteuropa und der GUS praktisch
erschöpft sind, ist mit der Ausarbeitung einer Botschaft für einen dritten
Rahmenkredit begonnen worden. Damit soll sichergestellt werden, dass die
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Schweiz auch weiterhin ihren Beitrag zur internationalen Unterstützung der
Transformationsländer leisten kann, wobei es aufgrund der angespannten
Situation der Bundesfinanzen unumgänglich sein wird, klare Schwerpunkte
und Prioritäten zu setzen.

Wegen der praktisch erschöpften Verpflichtungsmittel wurden im
Berichtsjahr mit den mittel- und südosteuropäischen Staaten keine neuen

Finanzhilfe- und Projektabkommen abgeschlossen. Es konnten zwar noch
neue Projekte bewilligt werden; diese basieren aber alle auf bereits
bestehenden Finanzhilfeabkommen. Die Ereignisse in Albanien und
Bulgarien haben die Durchführung mehrerer Finanzhilfeprojekte erschwert
und zum Teil erheblich verzögert. Die gewalttätigen Ausschreitungen nach
dem Zusammenbruch der öffentlichen Ordnung in Albanien blieben für die
vom BAWI - meist zusammen mit internationalen Finanzinstitutionen -
finanzierten Projekte jedoch grösstenteils ohne Schadenfolgen. Die
Projekte, welche im Vorjahr zur Unterstützung des Wiederaufbaus in
Bosnien-Herzegowina in Angriff genommen worden waren, konnten
weitergeführt werden. Allerdings führte die mangelnde Zusammenarbeit
zwischen den Institutionen der Föderation und der serbischen Republik zu
gewissen Verzögerungen. So konnte ein grösseres, von der Schweiz
mitunterstütztes Telekommunikationsprojekt noch nicht begonnen werden.
Hingegen wurde die von der Weltbank errichtete Fazilität zur Abdeckung

des politischen Risikos von kommerziellen Transaktionen, an welcher auch
die Schweiz finanziell beteiligt ist, rege beansprucht.

Die Zusammenarbeit mit den GUS-Staaten konzentrierte sich weiterhin auf
Russland, die Ukraine und Zentralasien. In Russland wurde die
Unterstützung der drei Schwerpunktregionen Perm, Nishni Novgorod und

Samara weitergeführt. Zwischen allen beteiligten Projektpartnern hat sich in
der Zwischenzeit die Zusammenarbeit gut eingespielt. Im Gesund-
heitsbereich wurden die bisher durchgeführten Aktivitäten einer internen

Zwischenevaluation unterzogen, welche die Zweckmässigkeit des ge-
wählten Ansatzes bestätigte. Mit der Ukraine wurden ein Rahmen-
abkommen über die technische und finanzielle Zusammenarbeit und ein
Projektabkommen für ein Neonatologie-Projekt im Umfang von 6,7 Milli-
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onen Franken unterzeichnet. In Zentralasien ist nach wie vor Kirgisistan das

Schwerpunktland der schweizerischen Zusammenarbeit. Mehrere Finanz-

hilfeprojekte im Energie- und Gesundheitsbereich konnten zu Ende geführt

und ein neues Projekt im Bereich der Landvermessung (Kataster) gestartet

werden. Mit der Finanzierung eines Umweltprojektes im Umfang von

6,5 Millionen Franken in Usbekistan und der Übernahme der Beitrittskosten

Tadschikistans zur Asiatischen Entwicklungsbank (4,2 Mio. S) hat die

Schweiz begonnen, die Zusammenarbeit in Zentralasien geographisch auf

eine breitere Basis zu stellen. Neben Kirgisistan sollen in Zukunft auch die

anderen Staaten in der Schweizer Stimmrechtsgruppe in den Bretton-Woods

Institutionen und bei der EBRD vermehrt Unterstützung erfahren.

Im Bereich der Kreditgarantien zur Absicherung kommerziell fmanzierbarer

Investitionsprojekte steht heute für viele mittel- und südosteuropäische

Länder wieder die (normale) Exportrisikogarantie (ERG) zur Verfügung, so

dass eine Abdeckung dieser Risiken über die Osthilfe hinfällig geworden

ist. Kreditgarantien werden zurzeit nur noch für Bulgarien (langfristige

Kredite) und für Mazedonien (alle Laufzeiten) gewährt. Anders stellt sich

die Lage in den GUS-Staaten dar, wo Kreditgarantien nach wie vor in den

meisten Ländern zum Einsatz kommen. Durch die Anerkennung privater

Banken als Gegengaranten konnte der Einsatz dieses Instruments in

Russland flexibilisiert werden. In Zentralasien stehen Kreditgarantien

bereits ijür Kasachstan und Usbekistan zur Verfügung; eine Ausdehnung auf

Turkmenistan und Aserbaidschan wird gegenwärtig geprüft. Aufgrund der

positiven Entwicklung insbesondere in Mitteleuropa konnten die bisher

unter dem zweiten Rahmenkredit für Kreditgarantien reservierten Mittel

(380 Mio. Fr.) um 61 Millionen Franken reduziert werden. Die damit

freigesetzten Mittel wurden für die Finanzierung anderer Unter-

stützungsmassnahmen im Bereich der finanziellen und technischen

Zusammenarbeit eingesetzt.

Der Umweltbereich stellt weiterhin einen Schwerpunkt unserer

Zusammenarbeit mit Osteuropa dar. Nebst der Beteiligung an

verschiedenen Finanzhilfeprojekten nimmt die Schweiz im Rahmen des

Prozesses „Umwelt für Europa" aktiv an den Arbeiten des „Project
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Préparation Coramittee" (PPC) teil. Im Rahmen der Klimakonvention und

der Pilotphase der „Activities Implemented Jointly" (AU) zur Reduktion der

Treibhausgase ermöglichte die Schweiz über den bei der Weltbank

unterhaltenen „Trust Fund" die Finanzierung verschiedener nationaler

Strategiestudien in Mitteleuropa und der GUS. Gleichzeitig wurden zwei

Finanzhilfeprojekte in Rumänien und der Tschechischen Republik als

mögliche schweizerische AIJ-Pilotprojekte identifiziert. Vorhaben im

Bereich der Energieeffizienz und zur Verminderung von CO2-Emissionen

soll.in Zukunft ein noch stärkeres Gewicht zukommen.

Die verschiedenen Massnahmen zur Handels- und Investitionsförderung,

welche zusammen mit einer Reihe nationaler (z.B. OSEC) und

internationaler (z.B. WTO, UNCTAD, ITC) Organisationen umgesetzt

werden, wurden weitergeführt. Mit der Gründung der „Swiss Organisation

for Facilitating Investments" (SOFI) (vgl. Ziff. 521) wurde ein wichtiges

Instrument geschaffen, das durch die Zusammenarbeit mit einer

international tätigen Berarungsgesellschaft, einer Aufstockung der zur

Verfügung gestellten Mittel und der teilweisen Eigenfinanzierung über den

Verkauf von Dienstleistungen die Investitionsförderung zugunsten der

Transitions- und Entwicklungsländer auf eine neue Basis stellt.

Im Rahmen der Verwaltungsreform wurden die Zuständigkeiten der DEZA

und des BAWI im Bereich der Osthilfe besser abgegrenzt und die

Koordinationsmechanismen verstärkt.
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Bilaterale Beziehungen

Das Netz von bilateralen Wirtschaftsverträgen wurde durch ein

Wirtschaftskooperationsabkommen mit Kirgisien und Investitionsschutz-\

abkommen mit Indien, der Mongolei, den Philippinen und Thailand

ergänzt. Mit Kanada und den USA -wurden Gespräche über die Aus-

handlung von bilateralen Abkommen zur gegenseitigen Anerkennung von

Produktekontrollen aufgenommen, und mit dem MERCOSUR ist ein Dialog

eröffnet worden.

6l Westeuropa

Auch wenn die Aussenwirtschaftsbeziehungen der westeuropäischen

Staaten weitgehend durch die Europäische Union wahrgenommen werden,
kommt den bilateralen Beziehungen in Westeuropa nach wie vor erhebliche

Bedeutung zu. Bilaterale Treffen bieten Gelegenheit, die Wirtschaftsent-

wicklung und spezifische Wirtschaftsprobleme zu erörtern, die Positionen
zu multilateralen Themen zu besprechen und über die besonderen Interessen

und Anliegen der europäischen Partnerstaaten vertiefte Informationen zu

erlangen. Insbesondere bieten sie die geeignete Plattform, um bilaterale

Fragen zu behandeln.

Gegenstand intensiver bilateraler Kontakte waren im Berichtsjahr vor allem

Fragen im Zusammenhang mit den sektoriellen Verhandlungen zwischen

der Schweiz und der EU, aber auch Einzelprobleme im Verhältnis zu
unseren Nachbarstaaten. Diesbezüglich ist beispielsweise auf die laufenden

Bemühungen zur Erleichterung des grenzüberschreitenden gewerblichen

Dienstleistungsverkehrs im grenznahen Raum zwischen Österreich und der

Schweiz hinzuweisen. Des weitem wurden einzelne Bestimmungen zum

Genfer-Freizonenregime erneuert. Ferner sind Bestrebungen zu erwähnen,

um die Abfüllmöglichkeiten für italienischen Rotwein in der Schweiz

sicherzustellen. Schliesslich ist ein Abkommen in Vorbereitung, mit dem

Erleichterungen für Dienstleistungen des Messestandbaupersonals sowie

des Montagepersonals für Anlagen, Maschinen und Geräte zwischen

Deutschland und der Schweiz erreicht werden sollen.
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62 Mittel- und Osteuropa sowie die GUS

Wirtschaftspolitische Erfolgsmeldungen kennzeichneten bis vor kurzem die

Entwicklung in den Visegrad-Staaten. Inzwischen wird das positive

konjunkturelle Bild durch erhebliche Ungleichgewichte in der Handels- und

Leistungsbilanz getrübt. Dies zeigt sich am Beispiel der Tschechischen und

der Slowakischen Republik, die mit Importrestriktionen Gegensteuer zu

geben versuchten. Hauptursachen für die aussenwirtschaftliche Schieflage

sind die starke inländische Nachfrage, die reale Währungsaufwertung, die

flaue Konjunktur auf den westeuropäischen Absatzmärkten und eine

einstweilen ungenügende Konkurrenzfähigkeit. Letztere wird freilich nur
dann zu erreichen sein, wenn es gelingt, Strukturreformen mit
Entschiedenheit zu Ende zu fuhren. Die Regierungswechsel in Rumänien

und Bulgarien haben dem wirtschaftlichen Reformprozess neuen Auftrieb

verliehen. Bulgarien, anfangs 1997 kurz vor dem wirtschaftlichen

Zusammenbruch, vermochte inzwischen wieder Boden unter den Füssen zu

gewinnen. Ein umfassendes Reformpaket hat in Rumänien, das im Oktober

vom Staatssekretär für Aussenwirtschaft in Begleitung einer gemischten

Delegation besucht wurde, bereits erste Resultate erbracht. Vergleichsweise

weiter fortgeschritten ist die Wirtschaftsreform in den baltischen Staaten,

insbesondere in Estland, das sich für die erste EU-Erweiterungsrunde

qualifizieren konnte. Die. Intensivierung der Wirtschaftsbeziehungen war

ein vordringliches Anliegen des ungarischen Präsidenten Göncz, der sich
zu einem dreitägigen Staatsbesuch in der Schweiz aufhielt.

Um eine Schlechterstellung der Schweizer Industrie gegenüber jener der EU
auf den mittelosteuropäischen Märkten zu vermeiden, sind Bestrebungen im

Gange, die im Rahmen der EFTA mit diesen Staaten bestehenden

vertraglichen Beziehungen insbesondere auf die Bereiche Dienstleistungen

und Investitionen auszudehnen.

Im Berichtsjahr ist die seit der Auflösung der Sowjetunion dauernde

Rezession in den meisten GUS-Staaten durch ein leichtes Wirtschafts-

wachstum abgelöst worden. Dieser Umstand hat sich denn auch im

schweizerischen Aussenhandel mit diesen Landern durch eine überdurch-
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schnittHche Entwicklung der Ein- und Ausfuhren niedergeschlagen. Eine
allmähliche Verbesserung der Handels- und Investitionsperspektiven ist
unverkennbar. Die Nachhaltigkeit dieser Entwicklung wird allerdings
entscheidend vom weiteren Gang der Wirtschaftsreformen beeinflusst
werden. Der Anteil der GUS-Länder am gesamtschweizerischen Aussen-
handel liegt immer noch unter dem im Jahre 1990 erreichten Niveau.

Die Intensivierung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen war Gegenstand
von Gesprächen zwischen dem Bundespräsidenten und dem russischen

Ministerpräsidenten Tschernomyrdin im Januar in der Schweiz. Dem
gleichen Thema galt der erste offizielle Arbeitsbesuch des Vorstehers des
EVD in der Ukraine im Oktober, der von Spitzenvertretern der Wirtschaft
begleitet wurde. Mit Präsident Kutschma und Ministerpräsident
Pustowoitenko kamen insbesondere Massnahmen zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen für den bilateralen Wirtschaftsverkehr zur Sprache.

Das Vertragsnetz mit den GUS-Staaten ist weiter ausgebaut worden. Das
am 12. Mai 1994 mit der Republik Kasachstan abgeschlossene und seit dem
1. Juli 1994 vorläufig angewendete Abkommen (BB11995 II 170) ist am
1. Juli in Kraft getreten. Am 10. Mai konnte das Abkommen über Handel
und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Kirgisischen Republik (vgl.
Beilage, Ziff. 825) unterzeichnet werden. Gleichartige Abkommen wurden
im Juni mit Armenien und Georgien paraphiert; ein weiteres soll 1998 mit
Turkmenistan ausgehandelt werden. Am 30. Januar wurde mit der

Russischen Föderation das vierte Umschuldungsabkommen unterzeichnet,
das die von der Sowjetunion eingegangenen Zahlungsverpflichtungen von

rund 385 Millionen Franken abschliessend regelt.

63 Südosteuropa

Im Mai besuchte der Vorsteher des EVD die Türkei, um an der Jahrestagung
der Union Schweizerischer Auslandshandelskammern teilzunehmen. Er
benützte diesen Anlass, um mit der türkischen Regierung bilaterale

Kontakte aufzunehmen. Es handelte sich um den ersten Besuch eines
schweizerischen Regierungsmitglieds in der Türkei seit fünf Jahren. Im
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Zentrum der Gespräche standen die politische und wirtschaftliche Situation

in der Türkei sowie die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen. Der türkische

Markt ist weiterhin attraktiv, trotz der Unsicherheiten, die auf der

Wirtschaftspolitik des Landes lasten.

Der Ausbau der vertraglichen Beziehungen zwischen der Schweiz und den

fünf Nachfolgestaaten der ehemaligen Sozialistischen Föderativen Republik

Jugoslawien hängt von den Entwicklungen in diesen Staaten ab.

Mit Slowenien ist das Wirtschaftsvertragsnetz bereits weit fortgeschritten.

Nebst dem Abkommen vom 13. Juni 1995 zwischen den EFTA-Staaten und

Slowenien sowie einem 1996 abgeschlossenen Doppelbesteuerungs-

abkommen ist im Berichtsjahr ein Investitionsschutzabkommen in Kraft

getreten. Mit Mazedonien steht seit 1. September 1996 das Abkommen über

Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit in Kraft, das 1997 durch ein

Investitionsschutzabkommen ergänzt wurde. Die vertraglichen Beziehungen

mit Kroatien sind weniger.weit gediehen; es besteht aber immerhin ein

Investitionsschutzabkomraen. ' Die Beziehungen zur Bundesrepublik

Jugoslawien beschränken sich zurzeit auf Konsultationen. Dabei soll

geklärt werden, ob und wieweit früher mit der Föderation Jugoslawien

abgeschlossene Abkommen übernommen werden könnten. Die Umsetzung

des Rückschaffimgsabkommens ist ein wichtiger Bestandteil im Aufbau

unserer Beziehungen zu diesem Staat. Von Bosnien-Herzegowina erwartet

die Schweiz vor einer Intensivierung der bilateralen Beziehungen, dass die

im Abkommen von Dayton vorgesehenen gemeinsamen Institutionen ihre

Arbeit effektiv aufiiehmen. •

Die Übernahmeregelung der Schulden Ex-Jugoslawiens kommt nur langsam

voran. Bisher hat die Schweiz mit Kroatien und Mazedonien Schuldenkon-

solidierungsabkommen abgeschlossen. Ein entsprechendes Abkommen

dürfte in Kürze mit Slowenien Zustandekommen.

Die Unruhen in Albanien während des ersten Halbjahres führten zeitweise

zu einer Stagnierung der Zusammenarbeit.
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64 Nordamerika

Die US-Wirtschaft setzte ihr hohes Wachstumstempo im Berichtsjahr fort.
Seit über sechs Jahren steigt das reale Bruttoinlandproduk ungebrochen an.
Wie bereits ira Vorjahr befindet sich die Arbeitslosenrate auf einem
historischen Tief, und die Beschäftigung nimmt laufend zu. Die
Perspektiven für 1998 bleiben günstig.

Die kanadische Wirtschaft hat sich dank zunehmenden Exporten weiter
stabilisiert. Die Regierungswahlen von Mitte Jahr tragen ebenfalls zur
Kontinuität bei. Trotz abnehmender Arbeitslosigkeit seit 1994 liegt diese
mit 9,4 Prozent nach wie vor recht hoch. Ein Lichtblick zeichnet sich
hingegen bei der traditionell hohen Verschuldung ab. In 7 von 10 Provinzen
konnte ein ausgeglichenes Budget erreicht werden, und das Bundesdefizit
soll auf l Prozent des Bruttoinlandprodukte reduziert werden.

Die Wirtschaft Mexiko's hat sich von den Auswirkungen der Finanzkrise
erholt. Die Regierung konnte den US-Kredit Anfang 1997 sogar
vollumfänglich zurückzahlen. Die makroökonomischen Indikatoren ent-
wickeln sich weiterhin positiv; selbst die Beschäftigung nimmt zu.
Trotzdem wird es noch einige Jahre dauern, bis die Mehrheit der Be-
völkerung aus der wirtschaftlichen Erholung Nutzen ziehen wird.

Die regionale Erweiterung von Wirtschaftszonen in der westlichen
Hemisphäre - wie die beabsichtigte Ausdehnung des NAFTA oder eine
Beschleunigung des FTAA-Prozesses("Freee Trade Areaof thee Americas") -
scheitert nach wie vor am fehlenden „Fast Track"-Mandat des US-
Präsidenten und an gegensätzlichen Prioritäten der südlichen Nachbarn
(MERCOSUR). Die drei NAFTA-Mitglieder suchen deswegen einzeln, die
innerkontinentalen oder transatlantischen Beziehungen zu intensivieren.
Kanada ist nicht nur mit Chile und Israel ein Freihandelsabkommen
eingegangen, es sucht auch besseren Kontakt zu Europa, insbesondere auch
zur EFTA. Mexiko seinerseits hat mit der EU ein Rahmenabkommen
abgeschlossen, das eine engere Wirtschaftskooperation bezweckt.
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Der bilaterale Handel mit den USA hat im Berichtsjahr sogar an Bedeutung

zugenommen, haben die USA doch Frankreich als zweitwichtigsten

Absatzmarkt für schweizerische Produkte - mit einem Anteil am

Gesamtexport von 10,2 Prozent - überholt. Sie bleiben unser viertgrösstes

Lieferland mit einem Anteil an den schweizerischen Gesamtimporten von

7,9 Prozent (Jan. - Nov.). Das im Oktober 1996 unterzeichnete Doppelbe-

steuerungsabkommen tritt Anfang 1998 in Kraft. Die im Zusammenhang

mit der Problematik der Rolle der Schweiz im Zweiten Weltkrieg in

verschiedenen US-Gliedstaaten eingeleiteten Massnahmen gegen Schweizer

Banken vermochten die Wirtschaftsbeziehungen nicht zu beeinträchtigen.

Im Mai wurden Fragen der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen anlässlich

eines Besuches des Staatssekretärs für Aussenwirtschaft in den USA

eingehend erörtert. Im September nahm eine interdépartementale

Delegation unter der Leitung des zuständigen BAWI-Vizedirektors in

Washington und Ottawa Gespräche zur Aushandlung eines Abkommens

über die gegenseitige Anerkennung von Produktekontrollen auf.

Um den Handelsaustausch mit Kanada, der nach wie vor bescheiden ist, zu

stärken, wurden die bilateralen Beziehungen im Berichtsjahr stark

intensiviert. Anlässlich des Weltwirtschaftsforums in Davos fanden

Gespräche zwischen dem Vorsteher des EVD und dem kanadischen

Handelsminister statt. In der Folge wurde eine Vereinbarung über Handels-

und Wirtschaftszusammenarbeit ausgehandelt, die einen Aktionsplan zur

künftigen Liberalisierung und Förderung der Handelsbeziehungen enthält

und am 9. Dezember unterzeichnet werden konnte. Im Frühjahr wurde ein

Doppelbesteuerungsabkommen unterzeichnet. Zudem wurden, wie erwähnt,

erste Gespräche für die Aushandlung eines Abkommens über die

gegenseitige Anerkennung von Produktekontrollen gerührt. Mit einem

solchen Abkommen sollen technische Handelshemmnisse (Behinderungen

aufgrund unterschiedlicher technischer Vorschriften und Nonnen oder

wegen fehlender Anerkennung von Zulassungsprüfungen) abgebaut

werden, welche die Vermarktung von Produkten auf den Empfangermärkten

stark erschweren können.
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Für den bilateralen Handel ist Mexiko, nach den beiden nördlichen

Nachbarn und Brasilien, der wichtigste schweizerische Exportmarkt auf

dem Kontinent; der Anteil an unserem Gesamthandel bleibt aber sehr
gering.

65 Zentral- und Südamerika

Die Mexikokrise von 1994 war ein wichtiger Test für die Solidität der

politischen und wirtschaftlichen Reformen, welche Ende der 80er Jahre
eingeleitet worden sind. Sie legte die Empfindlichkeit Südamerikas
gegenüber dem volatilen internationalen Kapital offen. Die in der Folge

eingeleiteten Korrekturen an der Wirtschaftspolitik und die jüngsten

Wirtschaftsdaten geben Anlass zu verhaltenem Optimismus. Indessen ist

noch nicht abschätzbar, wieweit sich die weltweite Börsenkrise vom
Oktober, welche auch lateinamerikanische Finanzplätze ins Wanken

gebracht hat, auf die einzelnen Volkswirtschaften Südamerikas auswirken

werden. Eine dauerhafte Stabilität kann allerdings nur über die Umsetzung
weiterer Reformen, vor allem zur Reduzierung der Haushalts- bzw.
Zahlungsbilanzdefizite und zur Armutsbekämpfung, erreicht werden.

Die Erfolge der Integrationsbestrebungen des südlichsten Teils Amerikas

im Rahmen des MERCOSUR - sie haben ihren Niederschlag in der

Vervierfachung des internen Warenverkehrs seit 1990 und einer starken
Erhöhung des Aussenhandels (Exporte von 42 auf 56 Mrd. US-$ und

Importe von 25 auf 55 Mrd. US-$) gefunden - haben massgeblich zum

wachsenden Interesse an dieser Region beigetragen. Nachdem der

Assoziationsvertrag des MERCOSUR mit Chile bereits 1996 in Kraft

getreten war, ist im Berichtsjahr ein solcher mit Bolivien rechtsgültig

geworden. Mit den übrigen Mitgliedern der Andengemeinschaft

(Venezuela, Kolumbien, Peru, Ecuador) sind Verhandlungen im Gange. Die

Wiedereingliederung Perus in die Andengemeinschaft im August hat
innerhalb dieser Gruppe zu einer neuen Dynamik geführt. Weil die

Wirtschaftspolitiken dieser Länder aber nach wie vor stark divergieren,
bleibt das Ziel einer Zollunion noch weit entfernt. Die Lancierung der

Verhandlungen im Hinblick auf die Schaffung einer kontinentalen
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Freihandelszone (vgl. Ziff. 64) musste um ein weiteres Jahr verschoben

werden.

Die Ein- und Ausfuhren zwischen der Schweiz und der Gesamtheit der
lateinamerikanischen Ländern (Südamerika, Zentralamerika und Karibik)

haben in den ersten elf Monaten zugenommen: die Importe in die Schweiz
(985,9 Mio. Fr.) stiegen um 5,8 Prozent, die Exporte (2921,3 Mio. Fr.) um
19,2 Prozent. Brasilien bleibt der wichtigste Handelspartner der Schweiz in
dieser Region, gefolgt von Argentinien. Der Handelsverkehr mit
Zentralamerika (397,1 Mio. Fr.) verzeichnete gegenüber dem Vorjahr einen

leichten Rückgang (-7,3%); dagegen nahm der Handel mit der Karibik
(204,2 Mio. Fr.) nochmals deutlich zu (43,7%).

Anlässlich des "World Economie Forum" in Davos trat der Vorsteher des

EVD mit mehreren lateinamerikanischen Regierungsvertretern
{Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, Mexiko und Venezuela) zu einem
ausgedehnten Meinungsaustausch zusammen. Auch weilte der Präsident der
Interamerikanischen Entwicklungsbank zu einem offiziellen Besuch in
Bern. Am 2. Mai wurde eine Delegation des MERCOSUR empfangen.
Dieses erste Treffen zwischen dem MERCOSUR und der Schweiz
ermöglichte einen konstruktiven Informations- und Meinungsaustausch,
welcher der Förderung von Handel, Investitionen und Wirtschaftszu-
sammenarbeit gewidmet war. Der Dialog soll fortgesetzt werden. An einem
weiteren Treffen sollen dessen Modalitäten, gegebenenfalls unter Einbezug
der übrigen Länder der Europäischen Freihandelszone (EFTA), festgelegt
werden. Im November besuchte der venezolanische Wirtschaftsminister die
Schweiz. Das mit Venezuela im Dezember 1996 unterzeichnete
Doppelbesteuerungsabkommen tritt Anfang 1998 in Kraft.

Vom 19. - 27. April reiste eine gemischte Wirtschaftsdelegation unter der
Leitung des Vorstehers des EDA nach Peru, Brasilien und Argentinien. In
Argentinien eröfmete der Vorsteher des EDA die Ausstellung „Exposuiza"
und unterzeichnete ein Doppelbesteuerungsabkommen.
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In Ergänzung zur traditionellen Entwicklungszusammenarbeit werden
gewisse prioritäre Länder Lateinamerikas (z.B. Chile, Guatemala und Peru)
in die Aktivitäten der neugeschaffenen SOFI (Swiss Organisation for

Facilitating Investments) (vgl. Ziff. 521) einbezogen. In Anbetracht des
aufstrebenden Marktes und der politischen Stabilisierung Zentralamerikas
muss dieser Region weiterhin besondere Aufmerksamkeit geschenkt
werden.

66 Asien und Ozeanien

Die südostasiatischen Länder erlebten im Berichtsjahr das Ende einer
langjährigen Periode ausserordentlich hohen Wachstums. Durch die starke
Aurwertung des US-Dollars und damit der an ihn gekoppelten Währungen
dieser Länder ging ihre Konkurrenzfähigkeit drastisch zurück, was
Probleme struktureller Natur (schwacher Bankenapparat, überhöhte
Immobilienpreise, ungenügende Infrastrukturen, Mangel an gut ausge-
bildeten Arbeitskräften, Leistungsbilanzdefizite usw.) zum Vorschein

brachte. Thailand war von diesen Schwächen und Entwicklungen besonders
stark betroffen und geriet als erste Volkswirtschaft in die Krise. Die Lösung
der Bindung des Bäht an den US-Dollar Anfang Juli erfolgte zu spät; der
Bäht geriet in einen unkontrollierten Abwertungsstrudel und riss die
Währungen der meisten anderen ASEAN-Länder mit sich. Die in einzelnen
Ländern verzögerte Flexibilisierung der Wechselkurse und unterschiedliche
Reaktionen auf die Währungsprobleme führten zu bedeutenden
Spekulationsbewegungen und damit zum Teil zu (über)grossen

Abwertungen und Schwankungen.

Falls die betroffenen Länder aus dieser Krise die nötigen Lehren ziehen und
die im Zusammenhang mit der Gewährung von Hilfsmassnahmen teils
zusammen mit dem IWF erarbeiteten Spar-, Reform- und Deregulierungs-
massnahmen konsequent verwirklichen, könnte sich diese Krise auf die be-

troffenen Volkswirtschaften positiv auswirken. Kurz- bis mittelfristig wird
aber das Wachstum dieser Länder trotz der Hilfsmassnahmen des IWF, der
Weltbank, der asiatischen Entwicklungsbank und seitens mehrerer Staaten
(wie die USA, Japan, Singapur) erhebliche Rückschläge erleiden. Dazu
werden sich die negativen Auswirkungen der durch den „El Nino-Effekt"
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verursachten Dürre bemerkbar machen, deren Ausmass noch nicht
abzuschätzen ist. Diese Entwicklung dürfte sich negativ auch auf die
schweizerische Exportindustrie auswirken. Vor allem Unternehmen mit
starker Präsenz in Asien (z.B. im Energie- und Uhrensektor) oder solche,
die intensiver asiatischer Konkurrenz ausgesetzt sind, werden davon

betroffen sein.

Im Gegensatz zu den betroffenen ASEAN-Ländern hat Hong Kong mit

Unterstützung der VR China an der festen Bindung der Währung an den
US-Dollar festgehalten und Attacken auf den Hong Kong-Dollar durch
Zinserhöhungen und Interventionen auf dem Devisenmarkt abgewehrt.

Die Turbulenzen auf den femöstlichen Finanzmärkten könnten auch neue
Möglichkeiten der Zusammenarbeit eröffnen. In den meisten dieser Länder
sind die Schwierigkeiten hauptsächlich durch die Ineffizienz und
Intransparenz der Finanzmärkte verursacht worden. Das BAWI prüft
gegenwärtig, wie die Schweiz ihre spezifischen Kenntnisse im Bereich der
Privatbanken und auf dem Gebiet der Regulierung und Überwachung des

Bankensystems einzelnen Ländern zur Verfügung stellen könnte.

Bisher hat sich die Finanzkrise in Südostasien noch kaum auf die schweize-
rischen Exporte ausgewirkt. Die Exporte in die ASEAN-Länder sind in den
ersten neun Monaten um 3,5 Prozent gestiegen. Der Anstieg würde sogar
6,6 Prozent ausmachen, wenn die Lieferungen nach Brunei unberücksichtigt
bleiben, die (einer langjährigen Wellenbewegung folgend) im Berichtsjahr
wieder um 65 Prozent gesunken sind. Im gleichen Zeitraum ist bei den
Ausführen nach Hong Kong sogar ein Zuwachs um 22 Prozent zu
verzeichnen. Insgesamt haben die Ausfuhren in den asiatisch-pazifischen
Raum um 6,8 Prozent zugenommen; dazu haben .vor allem namhafte
Steigerungen nach Taiwan, Südkorea und Japan beigetragen, während im
Verhältnis zu Indien ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen ist und die
Ausfuhren nach China weiterhin stagnieren.

Den bilateralen Kontakten mit den aufstrebenden asiatischen Ländern
wurde auch im Berichtsjahr hohe Priorität beigemessen. Anlässlich des
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„World Economie Forum" in Davos traf der Vorsteher des EVD den Mini-
sterpräsidenten von Kambodscha und mehrere Minister aus den ASEAN-
Ländern. Im Mittelpunkt der Gespräche, an' denen auch führende
Persönlichkeiten der Schweizer Wirtschaft teilnahmen, standen die zuneh-
menden Integrationsbestrebungen in Südostasien. Eine weitere Unterredung
in Davos führte der Vorsteher des EVD mit dem Ministerpräsidenten
Indiens, die vor allem den Ausbau der bilateralen wirtschaftlichen
Zusammenarbeit und die Weiterfuhrung der indischen Wirtschaftsreformen

betraf.

Verschiedene chinesische Regierungsmitglieder und Behördendelegationen
weilten aus unterschiedlichen Anlässen in der Schweiz, so der u.a. für
Technologiefragen zuständige Vizeministerpräsident, der Präsident der
staatlichen Planungskommission, der Arbeitsminister und der Präsident der
staatlichen Kommission für Wissenschaft und Technologie. Im Rahmen
dieser Kontakte kamen vor allem die weitere Entwicklung der bilateralen

Wirtschaftsbeziehungen, offene Fragen im Hinblick auf die Aufnahme
Chinas in die WTO und die teilweise damit zusammenhängenden weiteren
chinesischen Reform- und Öfmungsschritte zur Sprache."

Anlässlich eines Besuchs des Ministerpräsidenten der Mongolei wurde in
Bern ein Investitionsschutzabkommen unterzeichnet. Des weitern statteten
der Minister für Zusammenarbeit und Aussenwirtschaft Nordkoreas, der
Handelsminister Vietnams und der Koordinationsminister für die Wirtschaft
Indonesiens der Schweiz Besuche ab. Aus Anlass des Besuchs des
indonesischen Ministers fand in Zürich ein vielbeachtetes In-
vestitionsforderungsseminar statt. Für zwei hochrangige vietnamesische
Regierungsdelegationen wurden Ausbildungsprogramme in der Schweiz

organisiert.

Begleitet von Vertretern aus Wirtschaft und Verwaltung stattete der Vorste-
her des EVD im Frühling den Philippinen und Indien -offizielle Besuche ab.
Mit beiden Ländern wurde ein Investitionsschutzabkommen unterzeichnet.
In Manila kam vor allem die Weiterentwicklung der WTO insbesondere
hinsichtlich der Aufnahme von Arbeits- und Umweltschutzstandards zur
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Sprache. In Indien standen die Importhemmnisse dieses Landes im

Mittelpunkt der Gespräche. Ferner wurden Möglichkeiten für die

Beteiligung der schweizerischen Wirtschaft an der Entwicklung Indiens

erörtert. Die Importhemmnisse dürften im Verlaufe der Weiterfuhrung der

Wirtschaftsreformen sukzessive aufgehoben werden.

Im Rahmen seines offiziellen Besuchs in Thailand unterzeichnete der

Bundespräsident ein Investitionsschutzabkommen. Damit wurde die letzte

bedeutende Lücke im Netz solcher Abkommen mit asiatischen Ländern

geschlossen.

Im November besuchte eine weitere Wirtschaftsdelegation unter der

Leitung des Vorstehers des EDA Vietnam, Japan, Singapur und Indonesien.

In Vietnam brachte die schweizerische Seite 'die intransparente Lage im

Bereich der Direktinvestitionen und Restriktionen im Dienstleistungssektor

zur Sprache. Gesprächsgegenstände in Indonesien bildeten Probleme im

Zusammenhang mit der erwähnten Finanzkrise sowie Fragen betreffend den

Schutz des geistigen Eigentums und der weiteren Öffnung der

indonesischen Wirtschaft. Der Meinungsaustausch in Japan und Singapur

galt der regionalen Wirtschaftszusammenarbeìt in Europa und Asien sowie

den politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen vor dem Hintergrund

der asiatischen Finanzkrise; ferner wurden Kontakte mit privaten

Wirtschaftskreisen geknüpft. Am Rande des Besuchs in Japan führte der

zuständige Delegierte für Handelsverträge Gespräche mit den drei neuen

Vizeministern für Handel und Industrie, für auswärtige Angelegenheiten

und für Finanzen. Dabei standen die WTO-Ministerkonferenz 1998, die

regionale Zusammenarbeit sowie die Deregulierungspolitik Japans im

Vordergrund.

Ende März fand die zweite Wirtschaftskonsultationsrunde zwischen der

Schweiz und Japan in Tokio statt. Sie diente hauptsächlich der Erörterung

von Problemen, denen die Schweiz in Japan beim Marktzutritt und den

Finanzdienstleistungen begegnet, und empfahl, diese Anliegen in der

weiteren Deregulierungspolitik Japans mitzuberücksichtigen. Weitere Dis-
kussionspunkte bildeten aktuelle WTO-Themen, die regionale Zusammen-
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arbeit im asiatisch-pazifischen Raum und die Förderung bilateraler
Wirtschaftsinteressen.

Der zuständige Delegierte für Handelsverträge stattete Taiwan im Frühjahr
einen Besuch ah, der insbesondere einer Bestandesaufhahme der laufenden
bilateralen Verhandlungen im Zusammenhang mit dem Beitritt Taiwans zur
WTO und der Lösungssuche von Problemen im Pharmabereich galt.

Im November stattete der Staatssekretär für Aussenwirtschaft an der Spitze
einer gemischten Wirtschaftsdelegation Südkorea einen Besuch ab, welcher
vor allem bezweckte, das Interesse der Schweiz an einer Intensivierung der
Wirtschaftsbeziehungen mit ihrem viertgrössten Handelspartner in Asien
zur Geltung zu bringen. Das gleichzeitig stattfindende neunte Treffen des
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit Schweiz-Korea sowie
verschiedene Kontakte mit koreanischen Wirtschaftsvertretern boten

Gelegenheit, neue Geschäftsmöglichkeiten zu erkunden, Im Anschluss an
Korea besuchte der Staatssekretär für Aussenwirtschaft Hong Kong zur
Erörterung aktueller WTO-Themen und Fragen im Gefolge der auf den
1. Juli erfolgten Rückkehr der ehemaligen britischen Kronkolonie zur
Volksrepublik China. Er nahm am dortigen „Economie Forum Switzerland"
zur Promotion der Schweiz aïs Handelspartner und Investitionsstandort für

Hong Kong teil.

67 Mittlerer Osten

Im Warenaustausch zwischen der. Schweiz und den Staaten des Mittleren
Ostens hat sich der positive Trend bestätigt: die Exporte nahmen (von
Januar - September) um 20 Prozent (1996: 6 %) zu, die Importe gar um
43 Prozent (1996: 33 %). Die Ursache für den beträchtlichen Anstieg der
schweizerischen Exporte liegt vor allem in vermehrten Lieferungen nach
Saudi-Arabien (+31 %) - dem mit einem jährlichen Exportvolumen von
über l Milliarde Franken für die schweizerische Exportwirtschaft
wichtigsten Markt im Mittleren Osten -, nach Oman (+ 42 %), Kuwait
(+ 37 %) und Bahrain (+ 34 %). Die Zunahme der schweizerischen Importe
aus der Mittelost-Region ist vor allem auf höhere Lieferungen von
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Edelmetallen und Bijouterieartikeln aus Saudi-Arabien (Zunahme: 122 %)
und Bahrain (99 %) zurückzuführen.

In der positiven Entwicklung der schweizerischen Exporte in den Mittleren
Osten - vor allem in die erdölproduzierenden Golfstaaten - widerspiegelt
sich die günstige Wirtschafts- und Finanzlage dieser Region. Der Erdölpreis
ist zwar in den ersten neun Monaten um rund 23 Prozent gesunken, dank
der günstigen Entwicklung des US-Dollars konnten die dadurch bedingten
Mindereinnahmen im Vergleich zu anderen wichtigen Währungen aber
mehr als wettgemacht werden.

Die künftige Entwicklung der Finanz- und Wirtschaftslage der Mittelost-

Region wird somit sehr stark von der weiteren Entwicklung des
Erdölpreises und des Wertes des US-Dollars abhängen. Die Nachfrage nach
Erdöl wird kaum sinken; sie dürfte bei einer Verbesserung der
Konjunkturlage in den westlichen Industriestaaten im Gegenteil zunehmen.

Vom 14. - 18. September besuchte eine gemischte Wirtschaftsdelegation
unter der Leitung des Staatssekretärs für Aussenwirtschaft Israel und die
palästinensischen Autonomiegebiete. Die Gespräche mit den Vertretern der
israelischen Regierung gaben einen Einblick in die tiefgreifenden
wirtschaftlichen Veränderungen in diesem Land, dessen Wirtschaft nach
wie vor auf die traditionellen westlichen Partner in Nordamerika und
Europa ausgerichtet ist. Die Fortschritte, welche Israel in den letzten Jahren
auf verschiedenen Gebieten der Hochtechnologie erzielt hat, dürften auch

für die Schweizer Wirtschaft neue Potentiale eröffnen. - Die Bemühungen
um grösserc wirtschaftliche Autonomie stossen in den palästinensischen
Autonomiegebieten weiterhin auf grosse Schwierigkeiten. Der Staats-
sekretär hat diese Probleme eingehend mit Präsident Yasir Arafat
besprochen.

Im Rahmen des Nahostfriedensprozesses fand vom 16. - 18. November in
Doha (Katar) die vierte Wirtschaftskonferenz über den Mittleren Osten und
Nordafrika statt, an der Regierungs- und Wirtschaftsvertreter aus 65 Staaten
teilnahmen. Die schweizerische Vertretung stand unter der Leitung des
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Staatssekretärs für Aussenwirtschaft, der die Gelegenheit zu bilateralen
Gesprächen mit Regierungsvertretern Israels, Jordaniens, der USA und des
Gastgeberlandes Katar benützte. Die Konferenz galt der Erörterung der
regionalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit und bot ruhrenden Wirt-
schaftsvertretern Gelegenheit, Geschäftskontakte zu knüpfen.. -

68 Afrika

In Nordafrika ist die wirtschaftliche Ausrichtung nach Europa verstärkt
spürbar. Ausschlaggebend dafür sind die mit der EU ausgehandelten oder
noch in Aushandlung befindlichen Assoziationsabkommen. Die EFTA
ihrerseits ist bestrebt, mit den südlichen Mittelmeerstaaten Freihandels-
beziehungen herzustellen. So ist am 19. Juni in Genf ein
Freihandelsabkommen mit Marokko unterzeichnet worden (vgl. Beilage,
Ziff. 824). Mit Tunesien sind entsprechende Verhandlungen noch im
Gange. Im Mai besuchte der Vorsteher des EVD an der Spitze einer
gemischten Wirtschaftsdelegation Marokko, das der drittgrösste Export-
markt der Schweiz in Afrika ist. Auch der Besuch des Staatssekretärs für
Aussenwirtschaft in Tunesien war Ausdruck der Bemühungen um eine ver-
stärkte Zusammenarbeit der Schweiz mit den Ländern des Mittehneerraums.
Aegypten wurde ein weiterer Mischkredit von 80 Millionen Franken
gewährt.

In Sub-Sahara-Afrika nimmt die Zahl der Länder mit einem realen
Wirtschaftswachstum von über 5 Prozent zu. Ausschlaggebend dafür sind
unter anderem die Privatisierung von Staatsbetrieben und eine konsequenter
befolgte Strukturanpassungspolitik. Fortschritte sind auch - abgesehen von

wenigen Ausnahmen - im Demokratisierangsprozess festzustellen. Sofern
es nicht durch den ,31 Nino"-Effekt im südlichen Afrika zu einer
Dürreperiode kommt, dürfte die wirtschaftliche Entwicklung einen recht
günstigen Verlauf nehmen. Im August besuchte der Staatssekretär für
Aussenwirtschaft Tansania, das ein Schwerpunktland der schweizerischen
Entwicklungshilfe ist. Anlässlich dieses Besuchs wurde ehi Abkommen
über eine Zahlungsbilanzhilfe im Umfang von 12 Millionen Franken

unterzeichnet. Eine weitere Zahlungsbilanzhilfe von 13 Millionen Franken
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wurde Senegal gewährt. Die politische und wirtschaftliche Entwicklung in

der Demokratischen Republik Kongo (früher: Zaire) wird aufinerksam

verfolgt; eine finanzielle Unterstützung der Reformanstrengungen ist nicht

auszuschliessen. - Mit regionalen Gruppierungen soll die Zusammenarbeit

inskünftig vertieft werden.

Mit Guinea, Madagaskar und Kamerun wurden Umschuldungsabkommen

im Gesamtbetrag von 34 Millionen Franken abgeschlossen. Der Kenia

gewährte Mischkredit wurde um weitere 320*000 Franken aufgestockt.

Guinea kam zudem in den Genuss einer bilateralen Umschuldung von rund

10 Millionen Franken. Mit Âethiopien konnte im Oktober ein Investitions-

schutzabkommen paraphiert werden.

•Das Wirtschaftswachstum Südafrikas ist im Berichtsjahr unter den

Erwartungen geblieben und hat das angestrebte Jahresziel einer realen

Wachstumsrate von 2,9 Prozent nicht erreicht. Hauptgrund dafür ist die

Krise bei der Goldförderung, verursacht durch die Ankündigung massiver

Goldverkaufe mehrerer Notenbanken. - Im September wurde der süd-

afrikanische Präsident Mandela zu einem offiziellen Besuch in der Schweiz

empfangen. Im Mittelpunkt der Gespräche, die auch mit dem

schweizerischen Privatsektor geführt wurden, stand die Zusammenarbeit im

Handels- und Investitionsbereich. Bei einem Treffen mit der

stellvertretenden Handels- und Industrieministerin im Rahmen dieses

Besuchs wurden die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen, Probleme

bezüglich des neuen südafrikanischen Patentschutzgesetzes, aber auch

Möglichkeiten zu einer engeren Zusammenarbeit sowohl auf bilateraler wie

auf EFTA-Ebene erörtert. Im Oktober traf der Staatssekretär für

Aussenwirtschaft mit dem südafrikanischen Handels- und Industrieminister

in Genf zusammen, wo diese Fragenkreise erneut besprochen wurden. Im

gleichen Monat ratifizierte das südafrikanische Parlament das bilaterale

Investitionsschutzabkommen, das zwei Jahre zuvor von Vizepräsident

Thabo Mbeki und vom Vorsteher des EVD in Bern unterzeichnet worden

war.
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7 Autonome Aussenwirtschaftspolitik

71 Exportkontrollmassnahmen

Seit dem L Oktober regelt das Güterkontrollgesetz den Handel mit Gütern,

die internationalen Exportkontrollregimes unterstehen, sowie den Vollzug

des Chemiewaffenübereinkommens. Der Industrie bringen die neuen

Verordnungen eine klarere Übersicht über die kontrollpflichtigen Güter

und vereinfachte Verfahren. Im Rahmen des Wirtschaftsembargos gegen

Irak trat das Programm Oil forFood" in Kraft.

711 Massnahmen zur Nichtweiterverbreitung von Gütern zur
Herstellung von Massenvernichtungswaffen

711.1 Inkrafttreten des neuen Güterkontrollgesetzes

Am 1. Oktober sind das neue Bundesgesetz vom 13. Dezember 1996 über

die Kontrotte zivil und militärisch verwendbarer Guter sowie besonderer

militärischer Güter (Güterkontrollgesetz, GKG; AS 1997 1697) und zwei

Ausführungsverordnungen des Bundesrates, die Verordnung vom 25. Juni

1997 über die Aus-, Ein- und Durchfuhr zivil und militärisch verwendbarer

Güter sowie besonderer militärischer Güter (Güterkontrollverordnung,

GKV; AS 1997 1704) sowie die Verordnung vom 3. September 1997 über

die Kontrolle von Chemikalien mit ziviler und militärischer Verwen-

dungsmöglichkeit (Chemikalienkontrollverordnung, ChKV; AS 1997 2090),

in Kraft getreten. Letztere wird durch die Chemikalienkontrollverordnung

des EVD vom 12. September 1997 (AS 1997 2103) konkretisiert, welche im

Anhang die Chemikalienliste enthält.

Die Güterkontrollverordnung enthält insbesondere im Anhang 2 eine Liste

der kontrollierten Dual-Use-Güter, die zur Herstellung von Massenver-

nichtungswaffen oder von konventionellen Waffen verwendet werden

können oder die sonstwie militärisch relevant sind. Aue diese Güter sind

aufgrund unserer Mitgliedschaft in den internationalen Exportkontroll-

regimes (Wassenaar-Vereinbarung, Gruppe der Nuklearlieferländer,
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Raketentechnologie-Kontrollregime, Australiengruppe) Kontrollen unter-
worfen. Die Struktur der Kontrolliste entspricht derjenigen der
Europäischen Union. Anhang 3 übernimmt die vollständige Munitionsliste
der Wassenaar-Vereinbarung. Obwohl gemäss GKG nur die "besonderen
militärischen Güter" Kontrollen unterliegen, die weder Waffen, Munition,
Sprengmittel, noch sonstige Kampf- oder Gefechtsführungsmittel sind,
wurde die vollständige Munitionsliste, die auch das vom Kriegs-
materialgesetz erfasste Rüstungsmaterial enthält, veröffentlicht. Damit wird

sichergestellt, dass alle Güter der Munitionsliste Kontrollen unterliegen.

Im Gefolge des GKG erhielt auch die Chemikalienkontrollverordnung vom
25. November 1996 (AS 1997 17), welche zur Umsetzung des am 29. April
1997 in Kraft getretenen Chemiewaffenübereinkommens (CWÜ) erlassen
worden war, mit der Chemikalienkontrottverordnung vom 3. September
1997 eine Neufassung. Eine Neuerung stellt auch ein der gleichnamigen

Verordnung des EVD angefügtes Stichwortverzeichnis dar, das im Interesse
der Benutzer nicht nur die chemischen Substanzen dieser Verordnung
aufführt, sondern auch die kontrollpflichtigen Chemikalien der GKV, der
Atomverordnung und der Kriegsmaterial verordnung.

Mit dem GKG wurden die Ausfuhrkontroll-Vorschriften gestrafft und ver-
einheitlicht. Fünf Verordnungen konnten mit dem Inkrafttreten des GKG
aufgehoben werden.12 Die Zusammenfassung der Listen in der GKV und
der ChKV, die bisher nach den einzelnen Exportkontrollregimes aufgebaut
waren, erlaubt den betroffenen Firmen einen raschen Überblick über alle

12 Aufgehoben wurden die:
a) Verordnung vom 12. Februar 1992 über die Aus- und Durchfuhr von Waren und Techno-

logien im Bereich der ABC-Waffen und Raketen (ABC-Verordnung, AS 1992 409,1993 990,
1994 1328,1995 5654);

b) Verordnung vom 7. März 1983 über den Warenverkehr mit dem Ausland (AS 1983 358,1991
32);

c) Verordnung vom 7. März 1983 über die Überwachung der Einfuhr (AS 1983 361,1994 1328,
1995,5650);

d) Verordnung des EMD vom 20. November 1991 über die Bezeichnung bewilligungspflichtiger
chemischer Substanzen (AS 1992 213,2209);

e) Verordnung des EMD vom 28. Juni 1993 über die bewilligungspflichtigen biologischen
Agenzien (AS 1993 2268).
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strategisch heiklen Güter und chemischen Substanzen, die exportkontroll-

pflichtig sind. Kontrollvorschriften werden damit für die betroffenen

Firmen übersichtlicher.

Neu erhält das Bundesamt für Aussenwirtschaft (BAWI) die Funktion eines

sogenannten "One-Stop-Shop": das BAWI wird zur zentralen Anlauf- und

Bewilligungsstelle für sämtliche strategisch heikle Güter. Neben den Dual-

Use-Gütern und den besonderen militärischen Gütern gilt dies zusätzlich

auch für die unter der Atomverordnung kontrollierten nuklearen Güter mit

Ausnahme der Kernbrennstoffe. Im weiteren wird auf den Zeitpunkt des

Inkrafttretens des neuen Kriegsmaterialgesetzes (voraussichtlich 1. März

1998) auch die Bewilligungssteile für Kriegsmaterial vom EMD auf das

EVD (BAWI) übertragen.

Neue Kontrollinstrumente wie die "Ausserordentliche Generalausfuhrbe-

willigung" (AGB) erlauben einerseits, mit der Industrie massgeschneiderte

Losungen für Lieferungen an vertrauenswürdige Endabnehmer zu

erarbeiten, die ihren Sitz ausserhalb der 23 Regimeländer haben (also nicht

zu den 23 Ländern gehören, die Mitglieder aller vier Exportkontrollregimes

sind). Die AGB ergänzt die bisherige "Ordentliche Generalausfuhr-

bewilligung" für Exporte nach Regimeländern. Anderseits ermöglicht eine

neue "catch-ali"- Bestimmung, Lieferungen von Gütern, die nicht in den

Güterlisten aufgeführt sind, zu verbieten, sofern diese für Massenver-

nichtungswaffen oder Trägersysteme verwendet werden sollen.

Geplant ist eine Verbesserung der Information insbesondere für kleinere

und mittlere Unternehmen. Unter anderem ist beabsichtigt, die Gesetz-

gebung, einschliesslich der umfangreichen Güterlisten, auf dem Internet zur

Verfügung zu stellen. Regelmässige Seminare für die Industrie sollen das

Verständnis für die Notwendigkeit der Exportkontrollen fördern und der

betroffenen Industrie Gelegenheit geben, in direktem Kontakt mit den

Behörden Exportkontroll-Fragen zu klären.
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711.2 Erteilte Ausfuhrbewilligungen

Die nachfolgend aufgeführten Ausfuhrgesuche für Dual-Use-Güter und

besondere militärische Güter sind durch das BAWI bewilligt worden 13:

Anzahl Wert
Gesuche Mio. Fr.

ABC-Verordnung
1. November 1996 - 30. September 1997

Anh. 1: Raketenbereich 88 8
Anh. 2: Chemiewaffenbereich 72 7
Anh. 3: Biologiewaffenbereich 5 l
Anh. 4: Nuklearwaffenbereich 325 96
Total 490 112

Verordnung über die Güterausfuhr und Güterdurchfuhr
1. November 1996-30. September 1997

Anh. 1: Kriegsmaterialliste
Anh. 2: Kernenergieliste
Anh. 3: Industrieliste
Total

103
10

698
811

70
0.2
186
256

Chemikalienkontrottverordnung vom 25.11.96
29. April 1997" - 30. September 1997 23 5

Verordnung aber die Bezeichnung bewilligungspflichtiger
chemischer Substanzen
29. April 199715-30. September 1997 8 0.2

Drei Anträge -je einer im biologischen, chemischen und nuklearen Bereich

- wurden abgelehnt.

13 Gewisse Bewilligungen werden doppelt aufgeführt, da sie von zwei Regimes erfasst sind.
14 Datum des Inkrafttretens des CWÜ.
15 Datum der Übernahme der Bewilligungserteilung durch das BAWI.
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Insgesamt machten 12 Finnen von Generalausfuhrbewilligungen Gebrauch
für Güter des Anhangs l (Raketentechnologie) und des Anhanges 4
(nukleare Dual-Use-Güter) der ABC-Verordnung (AS 1992 409,1993 990,
1994 1328, 1995 5654) sowie der Chemikalienkontrollverordnung
(AS 1997 17) nach Landern, die allen Exportkontrollregimes angehören 16.

712 Embargomassnahmen

712.1 Irak

Das im letzten Bericht beschriebene "Oil for Food"-Programm trat am
10. Dezember 1996 in Kraft, nachdem es wegen zahlreicher
Unstimmigkeiten zwischen dem Irak, den Vereinten Nationen und den USA
mehrmals verzögert worden war.

Das Programm ermöglicht dem Irak, unter Aufsicht der UNO alle 90 Tage
Erdöl im Wert von l Milliarde Dollar auszuführen. Der Erlös dieser Exporte
wird teils zur Finanzierung irakischer Importe von humanitären Gütern,
teils für den UNO-Kompensationsfonds verwendet Mit dem Kompen-
sationsfonds werden Personen und Firmen entschädigt, die durch die
Invasion des Irak in Kuwait zu Schaden gekommen waren.

Der Sicherheitsrat hat in einer Resolution vom 4. Juni entschieden, das "Oil
for Food"-Programm für weitere sechs Monate zu erneuern. .

Seit Inkrafttreten dieses Programms genehmigte das Sanktionskomitee bis
zum 31. Oktober Vertrage von 26 schweizerischen Firmen mit dem Irak im
Gesamtwert von 45 Millionen Franken. Die Verträge betrafen die Lieferung

16 in diese Länder konnten Güter des Anhangs 2 (ChemiewafFenbereich) und des Anhangs 3
(Biologiewaffenbereich) der ABC-Verordnung sowie die Güter, die in Anhang I bis 3 der
Verordnung vom 22. Dezember 1993 über die Güterausfuhr und die Güterdurchfuhr
(SR 946.211) aufgeführt sind, ohne Bewilligung exportiert werden.
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von Medikamenten und medizinischen Versorgungsgütern sowie anderer

humanitärer Güter.

Bis heute hat das BAWI 18 Erdölfirmen, die ihren Sitz in der Schweiz
haben, Bewilligungen erteilt, im Rahmen des "Oil for Food"-Programms

Erdöl und Erdölprodukte aus dem Irak zu kaufen.

Aus dem erwähnten UNO-Kompensationsfonds wurden bisher Einzel-

personen schweizerischer Nationalität Entschädigungen in der Höhe von

insgesamt 33*000 Franken ausbezahlt. An geschädigte Firmen wurden bis
anhin noch keine Zahlungen geleistet.

712.2 Libyen

Im Bereich des Teilembargos der UNO gegen Libyen, welches die Schweiz
mit der Verordnung vom 12. Januar 1994 über Massnahmen gegenüber

Libyen (SR 946.208) autonom umgesetzt hat, ergaben sich im Berichtsjahr
keine Änderungen.

72 ERG, IRG, Exportfinanzierung, Umschuldung

Dank günstiger Liquiditätsentwicklung konnte die ERG dem Bund

220 Mio. Fr. zurückerstatten. Um Verzerrungen im internationalen

Wettbewerb zu verhindern, wurden von der OECD Richtlinien über

Mindestgebühren ßjr staatliche Exportkreditgarantien festgelegt.

721 Exportrisikogarantie

Die erfreuliche Liquiditätsentwicklung ermöglichte es der ERG, nach 1995

(50 Mio. Fr:) und 1996 (137 Mio. Fr.) weitere 220 Millionen Franken an

den Bund zurückzuzahlen. Somit bestätigt sich die seit einigen Jahren
beobachtete finanzielle Trendwende.

Die Nachfrage nach Garantieleistungen der ERG hat im Berichtsjahr erneut

spürbar zugenommen. Der Schadenverlauf blieb weiterhin günstig. Zur
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positiven Entwicklung haben ebenfalls die vereinbarungsgemäss
eintreffenden bedeutenden Einnahmen aus den zahlreichen Konsoli-
dierungsabkommen mit Schuldnerländern (Zinsen und Rückzahlungen)
beigetragen.

Die im Rahmen der internationalen Prämienharmonisierung (vgl. Ziff. 723)
zur Anpassung unserer ERG aufgenommenen Arbeiten und Konsultationen
wurden intensiv fortgesetzt. Die 1996 im Zuge der Angleichung der ERG an
die Angebote der massgebenden internationalen Konkurrenz eingeführten
Leistungsverbesserungen stossen auf grosses Intéresse der Exporteure. Im

Berichtsjahr hat sich die Anzahl der als Garanten akzeptierten privaten
Banken im Vergleich zum Vorjahr mehr als verdoppelt, und die Exporteure
machen regen Gebrauch von der Möglichkeit der Absicherung des
Währungseventualrisikos bei Fremdwährungsgeschäften.

722 Investitionsrisikogarantie

Im Berichtsjahr wurde keine neue Garantie erteilt; eine 1996 erteilte

Garantie im Betrag von 12,5 Millionen Franken wurde um 3,1 Millionen
Franken erhöht.

723 Exportfinanzierung

Nach zweijährigen Verhandlungen wurde im Rahmen des Export-
kreditarrangments der OECD ein weiteres Massnahmenpaket zur Ver-
meidung von Wettbewerbsverzerrungen bei staatlich unterstützten

Exportkrediten verabschiedet. Die 23 Teilnehmerstaaten an diesem
Arrangement, deren Verhandlungsgremium seit fünf Jahren unter schweize-
rischem Vorsitz steht, sind ihrem Ziel, dem Abbau und der Vermeidung von
Wettbewerbsverzerrungen bei der staatlichen Unterstützung von Export-
krediten, einen weiteren wesentlichen Schritt nähergekommen. Im Juni
haben sie sich auf Richtlinien für Mindestgebühren für Exportkredit-
garantien mit einer Laufzeit von über zwei Jahren geeinigt. Bestandteile der
Vereinbarung sind namentlich eine gemeinsame Länderrisikoeinstufung,
Mindestgebühren nach Risikogruppe, Laufzeit und Garantieumfang sowie
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ein umfassender Informationsaustausch. Bis zum 1. April 1999 gilt eine

Übergangszeit zur Anpassung der nationalen Exportrisikogarantie-Systeme

an die OECD-Vereinbarung (vgl. Ziff. 721).

Bei Grossprojekten, namentlich im Telekommunikations-, Energìe-, Hotel-

und Transportsektor setzt der Kapitalmarkt vermehrt innovative

Finanzierungstechniken ehi, welche die eher starren Regeln der

internationalen Disziplin für staatliche Exportkreditgarantien zu sprengen

drohen. Die Teilnehmer am Exportkreditarrangement bewegen sich in

Richtung flexiblerer Regeln, die den Marktgegebenheiten Rechnung tragen,

ohne die erwünschte Disziplin preiszugeben.

Über die Beziehungen zwischen Exportkrediten und Bereichen wie

Umwelt, Korruption und Ausgabenpolitik insbesondere der ärmeren

Entwicklungsländer wurden die Gespräche und Informationen fortgesetzt

oder aufgenommen. Bevor Massnahmen un Zusammenhang mit

Exportkrediten ins Auge gefasst werden, lassen sich die teilnehmenden

Länder über bestehende internationale und nationale Praktiken und ihre

UmsetzungsmögHchkeiten auf breiterer Ebene informieren.

724 Umschuldung

Im Anschluss an eine Empfehlung des G-8-GipfeIs vom Juni in Denver

wurde Russland im September als 19. Gläubigerland in den Pariser Klub,

das multilaterale Umschuldungsverhandlungsorgan, aufgenommen.

Die Vereinbarung zwischen dem Pariser Klub und Russland sieht eine

weitgehende Gleichbehandlung der Forderungen Russlands gegenüber

seinen Schuldnern mit den Guthaben der übrigen, westlichen Gläubigern

vor. Um sowohl der Wechselkursproblematik der alten Rubelforderungen

wie der beschränkten Zahlungskapazität der Schuldnerländer, die

vorwiegend der Dritten Welt angehören, Rechnung zu tragen, wird der

Ausgangswert der Forderungen vor Umschuldung angemessen reduziert.

Machen die jeweiligen Forderungen aus russischen Militärgüterlieferungen

einen substantiellen Anteil aus, erfolgt ein zusätzlicher Abschlag. Mit der
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Aufnahme Russlands wird berücksichtigt, dass Russland neben seiner Rolle

als bedeutender Schuldner auch diejenige eines fährenden Gläubigerlandes

zukommt. Die Vereinbarung trägt zur Normalisierung der Beziehungen
Russlands zu seinen Schuldnerländern bei und ermöglicht diesen, eine

wichtige Position ihrer Aussenverschuldung zu bereinigen. Vom Einzug in

den Pariser Klub erhofft sich Russland auch eine Verbesserung seines

„Crédit Ratings" und dadurch tiefere Finanzierungskosten auf den

internationalen Kapitalmärkten.

Im Berichtsjahr wurden im Pariser Klub mit sieben Ländern neue

multilaterale Umschuldungsprotokolle über insgesamt 6 Milliarden Dollar

vereinbart. Die Schweiz ist von vier 'dieser Umschuldungsprotokolle be-

troffen. Der Anteil der Exportrisikogarantie an den neuen Umschuldungen

beträgt insgesamt 31 Millionen Franken. Die Schweiz hat im Berichtsjahr

mit fünf Ländern bilaterale Umschuldungsabkommen im Gesamtbetrag von

420 Millionen Franken abgeschlossen. Die bedeutendsten Vereinbarungen

betreffen Russland (385 Mio. Fr.) und Kamerun (20,3 Mio. Fr.).

73 Exportförderung

Die OSEC hat ihren Umsatz um rund 10 Prozent gesteigert. Mit der Aktion

„Treffpunkt Schweiz" in Deutschland -wurde eine der bisher grössten

Promotionsveranstaltungen durchgeführt. Zum Entwurf för ein neues

Aussenhandelsjorderungsgesetz wurde die Vernehmlassung durchgeführt.

Gemäss Bundesbeschluss vom 15. Dezember 1994 über die finanziellen

Mittel für die Finanzhilfe an die Schweizerische Zentrale für

Handelsförderung (OSEC) und andere Träger von Export-

förderungsaktionen (BB11995113) sowie dem vom Bund erteilten Mandat

standen der OSEC im Berichtsjahr 9,8 Millionen Franken für die im

öffentlichen Interesse erbrachten Exportförderungsaktivitäten zur Ver-

fügung. Die im Vertrag zwischen dem Bundesamt für Aussenwirtschaft und

der OSEC festgelegten Eigenwirtschaftlichkeitsgrade für die vier

Dienstleistungsbereiche Information im Ausland über die schweizerische

Exportwirtschaft, Information und Beratung der schweizerischen
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Exportwirtschaft über Auslandsmärkte, Vermittlung von Geschäftsmöglich-

keiten und Geschäftspartnern sowie Organisation von Exportförderungsver-

anstaltungen im Ausland konnten wiederum eingehalten werden.

Der 1996 erstmals erzielte Gesamtumsatz von mehr als 30 Millionen

Franken wurde im Berichtsjahr erneut erreicht. Dafür verantwortlich

zeichneten vor allem gegen 200 von der OSEC organisierte Veranstaltungen

(Steigerung um 10 % gegenüber 1996). Darunter fallen schweizerische

Gemeinschaftsbeteiligungen an Messen, Promotions- und Sonderaktionen

im Ausland und Informationsveranstaltungen in der Schweiz (Seminare,

Workshops, Kontaktforen, „Business Lunches", Firmenberarungstage usw.).

Gegen 5500 Teilnehmer (Vorjahr: 5000) wohnten diesen Anlässen bei.

Die 1996 unter der Schirmherrschaft des Vorstehers des EVD zur

verstärkten Promotion unseres Landes in der Bundesrepublik Deutschland

gestartete Aktion „Treffpunkt Schweiz" wurde mit weiteren Anlässen in

Berlin - dies in Gegenwart der Bundespräsidenten Deutschlands und der

Schweiz - , Erfurt, Köln und Essen fortgesetzt und in Stuttgart

abgeschlossen. Unter dem gleichen Titel führte die OSEC zudem

Veranstaltungen in Buenos Aires und Hong Kong durch; ferner unterstützte

sie die Handelskammer Schweiz - Österreich bei ihrer „Treffpunkt

Schweiz"-Aktion.

Im Frühherbst wurde die Vernehmlassung zum Entwurf für ein neues

Bundesgesetz über die Förderung des Aussenhandels durchgeführt. Die

eingegangenen Stellungnahmen werden zurzeit ausgewertet.

Die den schweizerischen Auslandshandelskammern und Wirtschaftsver-

bänden zur Verfügung stehenden Finanzhilfen des Bundes von je knapp

l Million Franken ermöglichten die Durchführung vielfältiger Exportfbrde-

rungsprojekte im Messe-, Marketing/PR- und Publikationsbereich.

Die 1995 in Zürich und 1996 in Singapur lancierten regionalen zweitägigen

Exportförderungsseminare fanden in Buenos Aires ihre Fortsetzung für die

Mitarbeiter der Handelsdienste und Handelskammern in Lateinamerika.
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Diese Zusammenkünfte bezwecken, die verschiedenen Exportförderungs-
instrumente koordiniert noch gezielter und wirksamer einzusetzen.

74 Tourismus: Aktivitäten des Bundes und der „Schweiz
Tourismus"

Am 10. Oktober 1997 haben Sie im Rahmen einer Botschaft (vgl.

BEI 199711412) dem Bundesbeschluss über die Förderung von Innovation
und Zusammenarbeit im Tourismus zugestimmt. Es ist vorgesehen,

ausführungsreife Vorhaben mit einer Finanzhilfe von 18 Millionen Franken

zu unterstützen, wenn sie der Einführung neuer Produkte und

Vertriebskanäle dienen, die Qualität der Leistungen verbessern oder die
organisatorischen Strukturen stärken. Diese Massnahme soll mithelfen, den

Rückgang des Anteils der Schweiz am touristischen Weltmarkt aufzuhalten,

indem die internationale Wettbewerbsfähigkeit im Bereich des Angebotes

gestärkt wird.

An der Generalversammlung der Weltorganisation für Tourismus in

Istanbul wurde der Franzose Francesco Frangialli zum neuen
Generalsekretär gewählt. Die Schweiz erhielt für eine weitere Amtsperiode
den Vorsitz der Kommission für Europa.
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8 Beilagen

81 Beilagen 811 - 818

Teil I : Beilagen nach Artikel 10 Absatz l des A u s s e n w i r t - s c h a f t s g e s e t z e s (zur Kenntnisnahme)
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811 Übersicht zur Wirtschaftslage

Tabellen:
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Tabelle 2; Entwicklung des schweizerischen Aussenhandels in den
wichtigsten Warengruppen im Jahre 1997

Tabelle 3: Regionale Entwicklung des schweizerischen Aussenhandels
im Jahre 1997
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GraphikS: Exporte ausgewählter Branchen 1995 bis 1997
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Graphik 7: Entwicklung der Direktinvestitionen: Kapitalexporte und

Kapitalimporte 1985-1996

Graphik 8: Europaorientierung der Schweizer Direktinvestitionen:

Kapitalexporte nach den wichtigsten Regionen 1993-1996
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Tabelle 1

Internationale Wirtschafts- und Handelsentwicklung

Entwicklung des realen Bruttosozialprodukts, der Konsumteuerung, der
Import- und Exportvolumina sowie der Leistungsbilanzen im OECD-Raum
in den Jahren 1996,1997 und 1998
[Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Prozenten]

•

Bruttoinlandprodukt real
-1996
-1997
-1998

Konsumteuerung
-1996
-1997
-1998

Aussenhandelsvolumen
Volumen der Güterimporte
-1996
-1997
-1998

Volumen der Güterexporte
-1996
-1997
-1998

Leistungsbilanz
Saldo in Prozenten des BIP
-1996
-1997
-1998

7 grösste
OECD-
Länder
% 1)

2.4
2.7
2.5

2.0
1.9
1.8

5.7
10.1
9.1

5.6
11.1
8.1

-0.2
-0.1
-0.1

Uebrige
OECD-
Länder
%

3.9
4.1
4.1

7.8
9.1
8.6

8.3
10.1
9.1

0.3
0.1
0.0

EU-
Länder

%

1.7
2.6
2.8

2.7
2.0
2.1

3.9
6.9
7.6

5.2
8.6
7.9

1.0
1.3
1.3 .

Schweiz

%

-0.2
0.4
1.7

0.9
0.5
1.0

2.5
6.0
5.5

2.0
6.3
6.5

7.3
7.3
8.0

OECD
total

% 2)

2.8
3.0
2.9

2.2
2.0
1.9

6.4
9.8
8.9

6.4
10.7
8.4

-0.1
0.0

-0.1

Quelle: Perspectives économiques de l'OCDE, no 62. Paris, décembre 1997
Schweiz: Eidg. Kommission für Konjunkturfragen

1) Kanada, USA, Japan, Frankreich, BRD, Italien, Vereinigtes Königreich 2) Ohne Hochinflationsländer
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Tabelle 2

Entwicklung des schweizerischen Aussenhandels
in den wichtigsten Warengruppen im Jahre 19977) 2)

Export total

Nahrungsmittel

Textillen
Bekleidung

Papier

Kunststoffe
Chemie

Metalle und Metallwaren
Maschinen, Apparate, Elektronik

Präzisionsinstrumente
Uhren

Import total

Land- und forstwirtsch. Produkte
Energieträger
Textilien, Bekleidung, Schuhe
Chemikalien

Metalle und Metallwaren
Maschinen, Apparate, Elektronik

Fahrzeuge

Handelsbilanz

[Vorjahr:

Werte
in

Mio Fr.

95 872.5

1 354.3
2 497.0

940.9

2 606.7
2 255.1

27 136.0

8 383.3

27 799.6

5 294.9
7 574.7

94501.7

8 095.2
4 515.4
7 809.6

15359.8
8 268.7

20 846.3
10505.0

1 370.8
2019.4

Anteil an
Gesamt-
ausfuhr
bzw.
Gesamt-
einfuhr
%

100.0

1.4

2.6

1.0
2.7

2.4
28.3

8.7

29.0

5.5
7.9

100.0

8.6
4.8
8.3

16.3
8.7

22.1

11.1

]

Veränderungen gegenüber
dem Vorjahr, In Prozenten

Real/
mengen-
mässig

6.7

5.0
3.9
1.3

16.5
14.5

6.4

8.5

7.9

9.3

•

6.4

1.0
32.3'
0.1

10.9
6.7

6.2
0.8

Mittel-
wert/
Preis

3.8

1.7

1.4
12.5
-2.0

-3.3
5.7

1.6

0.9

1.7

•

5.0

6.0

15.1
7.0

10.7
3.6

3.6
1.2

Wert-
massig

10.7

6.8
5.3

13.9

14.1
10.7

12.5
10.2

8.9

11.2

10.0

11.7

7.0
52.4
7.1

22.8
10.5

10.0
2.0

1) Ohne Handel mit Edelmetallen, Edel- und Schmucksteinen sowie Antiquitäten und Kunstgegenstände

2) Januar/November 1997
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Regionale Entwicklung des schweizerischen Aussenhandels 19971)2)
Tabelle 3

Industrieländer
EU
BR Deutschland
Frankreich
Italien
Grossbritannien
Gestenreich
Niederlande
Belgien-Luxemburg
Dänemark
Spanien
Schweden
Finnland
EFTA
Aussereuropäische Industrieländer
USA
Kanada
Japan
Ausbauen

Transformationsländer
Zentraleuropäische Transf.länder
Polen
Tschechien
Ungarn

Ausführ

Ausfuhrwert Veränderung Anteil an
gegenüber der Gesamt-
dem Vorjahr ausfuhr

Mio. Fr. % %

73620.8 10,2 76.8
58499.9 9.6 61.0
22277.0 9.4 23.2

8 744.3 7.0 9.1
7320.1 10.8 7.6
5 325.5 7.7 5.6
3 002.9 8.2 3.1
2599.7 11.4 2.7
2247.2 13.9 2.3
2424.9 21.0 2.5

933.2 1.7 1.0
1299.8 0.1 1,4

657.6 15.9 0.7
508.8 -4.6 0.5

14 612.0 13.5 15.2
9 294.2 20.2 9.7

717.0 -3.9 0.7
3 630.5 3.2 3.8

805.6 5.7 0.8

4358.1 19.2 4.5 '
2 018.9 22.9 2.1

757.1 25.1 0.8
563.6 10.8 0.6.
414.2 22.5 0.4

Einfuhr

Einfuhrwert Veränderung Anteil an
gegenüber der Gesamt
dem Vorjahr einfuhr

Mio. Fr. % %

84823.2 10.8 89.8
74445.7 9.8 78.8
30304.7 8.8 32.1
10857.5 8.4 11.5
9838.9 3.9 10.4
4 667.4 13.3 4.9
3 753.9 6.0 4.0
5063.6 21.1 5.4
3283.9 16.6 3.5
1 590.4 13.2 1.7

966.9 4.7 1.0
1483.3 1.8 1.6

565.4 5.8 0.6
286.5 5.5 0.3

10091.0 19.7 10.7
6730.5 21.4 7.1

384.2 5.6 0.4
2 775.3 18.2 2.9

110.3 9.7 0.1

2 730.6 24.2 2.9
895.1 20.6 0.9
165.6 15.7 0.2
300.8 33.2 0.3
292.8 35.8 0.3

Saldo

Handels-
bilanz

Mio. Fr.

-11 202.4
-15 945.8
-8 027.7
-2 113.2
-2 518.8

658.1
-751.0

-2 463.9
-1 036.7

834.5
-33.7

-183.5
92.2

222.3
4521.0
2 563.7

332.8
855.2
695.3

1 627.5
1 123.8

591.5
262.8
121.4



GUS
Südosteuropäische Transf.länder
Asiatische Transformationsländer
China

Schwellenländer
Asiatische Schwellenländer
Thailand
Singapur
Hongkong
Taiwan
Südkorea
Amerikanische Schwellenländer
Brasilien
Mexiko
Argentinien
Uebrige Schwellenländer
Türkei
Südafrika

Oelexportierende Entwicklungsländer
OPEC

Nicht-Oel-Entwicklungsländer
Israel
Indien

Ausfuhr / Einfuhr / Saldo Total

Ausfuhr

Ausfuhrwert Veränderung Anteil an
gegenüber der Gesamt-
dem Vorjahr ausfuhr

Mio. Fr. % %

703.3 27.3 0.7
791.7 21.5 0.8
844.2 4.3 0.9
837.0 4.6 0.9

11 377.3 12.3 11.9
7 599.5 9.8 7.9

786.0 1.3 0.8
1 353.3 5.0 1.4
2623.6 14.7 2.7

964.3 14.1 1.0
1 052.2 5.0 1.1
2011.6 20.8 2.1

977.4 19.9 1.0
564.3 36.1 0.6
334.9 5.5 0.3

1 766.2 13.9 1.8
1 310.6 30.5 1.4

455.6 -16.6 0.5

3027.0 15.7 3.2
2745.2 15.3 2.9

3 489.3 2.9 3.6
463.1 1.0 0.5
527.0 -13.3 0.5

95872.5 10.7 100.0

Einfuhr

Einfuhrwert Veränderung Anteil an
gegenüber der Gesamt-
dem Vorjahr einfuhr

Mio. Fr. % %

199.1 10.1 0.2
206.7 19.5 0.2

1 429.7 29.8 1.5
1427.0 29.7 1.5

3 265.5 7.4 3.5
2 366.6 6.8 2.5

436.9 0.4 . 0.5
170.3 - 15.7 0.2
541.1 12.3 0.6
614.3 4.8 0.7
380.8 12.9 0.4
49G.O 6.3 0.5
311.2 25.7 0.3
62.0 - 28.9 0.1
58.5 - 12.4 0.1

402.8 12.3 0.4
288.6 17.7 0.3
114.2 0.6 0.1

1 653.9 22.6 1.8
1 618.1 26.7 1.7

2 028.6 39.8 2.1
190.7 12.9 0.2
394.2 20.5 0.4

94501.7 11.7 100.0

Saldo

Handels-
bilanz

Mio. Fr.

504.2
585.0

-585.5
- 590.0

8111.8
5 232.9

349.1
1 183.0
2 082.5

350.0
671.4

1 515.6
666.2
502.3
276.4

1 363.4
1 022.0

341.4

1 373.1
1 127.1

1460.7
272.4
132.8

1 370.8
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882 Exporte ausgewählter Branchen 1995, 1996 und 1997 1)
(Veränderungen, nominell, gegenüber Vorjahr in Prozenten)

Graphik 3
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Regionale Entwicklung des Aussenhandels 1997 1)
(Nominelle Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Prozenten)
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Die schweizerische Fremdenverkehrswirtschaft 1985 -1997
Entwicklung der Logiernächte in- und ausländischer Gäste in der Hôtellerie

Ausland EnglandItalienFrankreich

Quelle: Bundesamt für Statistik
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Entwicklung der Direktinvestitionen
Kapitalexporte und Kapitalimporte 1985 -1996, Mrd. Franken

Graphik 7
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Europaorientierung der SchweizerDirektinvestitionn
Kapitalexporte nach den wichtigsten Regionen, 1993 -1996, Mrd. Franken

Graphik 8
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812 Pressemitteüung der OECD-Ministerkonferenz vom
26.127. Mai 1997 in Paris l7

1. Der Rat der OECD tagte am 26, und 27. Mai 1997 auf Ministerebene unter dem Vorsitz des
französischen Ministers für Wirtschaft und Finanzen Jean Arthuis, der von den stellvertretenden
Vorsitzenden aus Mexiko und der Tschechischen Republik unterstützt wurde. Die Beratungen erstreckten
sich auf Fragen des nachhaltigen Wachstums und des sozialen Zusammenhalts, der Liberalisierung des
multilateralen Handels und der Investitionen sowie auf die Rolle und die weitere Entwicklung der OECD
angesichts der Globalisierung der Weltwirtschaft.

2. Die Minister begrüßten den Beitritt Polens und der Republik Korea zur OECD wie auch'deren|
Beitrag zu den Arbeiten der Organisation.

3. Die Minister bekräftigten ihre Überzeugung, daß die Globalisierung eine echte Chance bietet,
den Lebensstandard in ihren eigenen Ländern anzuheben und zugleich allen Staaten die Teilhabe an einer
nachhaltigen weltweiten Entwicklung zu ermöglichen. Wenn diese Chance sowie' der rasche technische
Fortschritt und die Entwicklung einer Wissensgesellschaft genutzt werden sollen, müssen Privatpersonen.
Unternehmen und Regierungen sowie die Gesellschaft insgesamt zu Anpassung und Innovation bereit
sein. Für die Regierungen besteht die Herausforderung darin, Politiken zu verfolgen, die die Vorteile der
Globalisierung voll ausschöpfen und alle Gruppen der Gesellschaft daran teilhaben lassen.

4. Es steht viel auf dem Spiel. Aufgrund der Globalisierung der Weltwirtschaft besteht heute eine
historische Konvergenz der Interessen der OECD- und Nicht-OECD-Länder. Die Interdependenzstudie
der OECD Towards a New Global Age spiegelt diese Entwicklung wider und umreißt für das Jahr 2020
eine Vision, die einen erheblichen Anstieg der Prosperität und des Lebensstandards überall in der Well
sowie die progressive Einbeziehung der Entwickiungs- und Reformländer in die Weltwirtschaft
verspricht Diese Vision kann aber nur dann Wirklichkeit werden, wenn die Regierungen die ihnen
gebotenen Chancen nutzen und weitere Fortschritte bei der Liberalisierung von Handel und Investitionen,
der Verwirklichung makroökonomischer Disziplin, der Durchführung umfassender Reformen von
Produkt- und Faktormärkten, der Stärkung der Finanzsysteme und der Umsetzung einer effektiven
Umweltpolilik erzielen. Ferner müssen sie die Erfordernisse und Chancen der neu entstehenden
Wissensgesellschaften, die ihre Impulse aus den modernen Informations- und Kommunikations-
technologien beziehen, antizipieren und ihnen Rechnung tragen. Die Minister sind entschlossen,
dieses ehrgeizige Programm umzusetzen. M

5. Die Minister forderten die Organisation auf, ihre einzigartigen Kapazitäten für die multi-
disziplinäre und vorausschauende Analyse wichtiger nationaler und internationaler Probleme einzusetzen.
Die OECD spielt eine unschätzbare Rolle, indem sie OECD- und Nicht-OECD-Ländern gleichermaßen
den Weg zeigt, wie sie die Chancen der Globalisierung am besten nutzen bzw. die damit verbundenen
Herausforderungen meistern können. Die Minister nahmen die wichtigen analytischen Arbeiten der
Organisation zur Kenntnis. Sie begrüßten die bei der Umsetzung von OECD-Beschlüssen, -Empfehlungen
und -Abkommen erzielten Erfolge, waren sich aber auch der Tatsache bewußt, daß noch viel zu tun bleibt.
Vor diesem Hintergrund gelangten die Minister zu den nachstehend dargelegten Schlußfolgerungen.

17 Übersetzung des englischen und französischen Originaltextes.



FÖRDERUNG VON NACHHALTIGEM WACHSTUM UND SOZIALEM ZUSAMMENHALT

6. Nach übereinstimmender Auffassung der Minister sind makroökonomische Politiken, die
vor allem auf solide öffentliche Finanzen und effektive Preisstabil'uät abgestellt sind, verbunden mit
verstärkten Strukturreformen von entscheidender Bedeutung, um Wachstums- und Beschä'ftigungs-
ergebnisse nachhaltig zu verbessern. Maßnahmen in diesen beiden Bereichen sind unerläßlich zur
Bekämpfung der in den meisten OECD-Ländern noch immer hartnäckig fortbestehenden und unzumutbar
hohen Arbeitslosigkeit. Die Minister stimmten darin überein, daß eine Regulierungsreform, die
Beseitigung struktureller Verkrustungen auf den Produkt- und Faktormärkten sowie Maßnahmen zur
Verbesserung der Innovationskapazität und Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen erforderlich sind,
damit die Wirtschaftstätigkeit kräftiger expandieren kann. Sie hielten es Übereinstimmend für notwendig,
sich um die Verbesserung der Zukunftsaussichten für die Schwächsten der Gesellschaft zu kümmern.

•ff
Makroökonomische Politik

^^7. Die Minister nahmen zur Kenntnis, daß die Projektionen für den Zeitraum 1997-1998 von einem
Wirtschaftswachstum von durchschnittlich 2'/z-3% im OECD-Raum ausgehen. Das Wachstum dürfte
ausgewogener werden und die Inflationsrate fast überall niedrig bleiben, doch wird in einigen Ländern
eine hohe Arbeitslosigkeit fortbestehen. Die Minister verpflichteten sich erneut, eine Politik zur Verwirk-
lichung eines dynamischen, nachhaltigen und inflationsfreien Wachstums zu verfolgen. Sie waren sich
darüber im klaren, daß zur Umwandlung dieser Wachstumsdynamik in eine Beschäftigungszunahme
gewisse Abstufungen bei der kurzfristigen Orientierung der makroökonomischen Politik nötig sein
werden, um die unterschiedlichen Konjunkturpositionen der einzelnen Länder zu berücksichtigen und
gleichzeitig den mittelfristigen Zielen der Haushaltskonsolidierung Rechnung zu tragen. Ferner wiesen sie
darauf hin, daß die Verfolgung einer soliden Geld- und Finanzpolitik, verbunden mit fortgesetzter
wahrungspolitischer Zusammenarbeit, gesunden Finanzsystemen und der Durchführung von Struktur-
reformen, zu einem reibungslosen Funktionieren der internationalen Fmanzmärkte beitragen können. Die
Minister begrüßten die Anstrengungen der Mitgliedsländer der Europäischen Union, den erfolgreichen
Übergang zum Euro und zu einer gut funktionierenden, auf einer soliden makroökonomischen und
Strukturpolitik basierenden Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) zu verwirklichen, die am 1. Januar
1999 in Kraft treten soll und zur Stabilität des internationalen Währungssystems beitragen würde.

8. Die Minister stimmten darin überein, daß die Haushaltskonsolidierung für die meisten OECD-
Länder auch weiterhin eine Priorität darstellen wird, um die Voraussetzungen für ein nachhaltiges
Wachstum zu schaffen. In vielen OECD-Ländern sind die Haushaltsdefizite bzw. die öffentlichen
Schuldenstände noch immer zu hoch, und die Alterung der Bevölkerung droht die öffentlichen Ausgaben
weiter in die Höhe zu treiben. Angesifchts der bereits hohen Steuerlast müssen die Hauptanstrengungen

^^zum Defizitabbau auf der Ausgabenseite erfolgen. Die Minister waren sich darüber einig, daß es zur
^H/erbesserung der Ausgabenqualität neben der notwendigen Rationalisierung einer stärkeren Ausrichtung
^^auf Programme bedarf, die durch Humanfcapital- und Innovationsförderung zum Wirtschaftswachstum

beitragen. Weitere Reformen im Bereich der Öffentlichen Verwaltung zur Steigerung der Wirksamkeit des
staatlichen Handelns und der Ausgabeneffizienz werden ebenfalls hilfreich sein, um die Staatshaushalte
unter Kontrolle zu halten.

Beschäftigung und Umsetzung der OECD-Beschäftigungsstrategie

9. Die Beseitigung der hartnäckig hohen Arbeitslosigkeit stellt für die meisten OECD-Länder die
wichtigste wirtschaftspolitische Herausforderung dar. Bei den im Rahmen der Beschäftigungsstrategie
durchgeführten Prüfungen wurde festgestellt, daß die Arbeitslosigkeit im OECD-Raum insgesamt
gegenüber ihrem Höchststand von 1994 nur geringfügig gesunken und die strukturelle Arbeitslosigkeit
gestiegen ist. In mehreren Ländern h'at sie ein untragbar hohes Niveau erreicht. Die Minister stimmten
darin überein, daß diese Arbeitslosigkeit im wesentlichen nach wie vor struktureller Are ist, in einigen
Ländern aber auch eine konjunkturelle Arbeitslosigkeit existiert.
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[0. Die Minister nahmen als eine der wichtigsten Feststeilungen der Länderprüfungen zur Kenntnis.
daß sich die Beschäftigungslagc in den Ländern, die Fortschritte bei der umfassenden Umsetzung der in
der Beschäftigungsstrategie enthaltenen makroökonomischen und strukturpolitischen Empfehlungen,
einschließlich von Reformen der Arbeits- und Produktmärkte, erzielt haben, deutlich verbessert hat.
Wenn auch anerkannt wird, daß sich diese Maßnahmen erst nach einer gewissen Zeit auszahlen, haben
die Reformen in manchen Ländern doch nicht ausgereicht, um die strukturelle Arbeitslosigkeit in den
neunziger Jahren zu reduzieren. Die Minister waren sich durchaus bewußt, daß der oft notwendige
Strukturwandel mit schwierigen Anpassungen für bestimmte Unternehmen, Regionen, Sektoren und
Segmente der Erwerbsbevölkening verbunden sein kann. Dennoch stimmten sie darin überein, daß
Behinderungen des Wettbewerbs, des technischen Fortschritts oder anderer Quellen des Strukturwandels
das Wachstum bremsen und mithin den Interessen der Mitgliedsländer zuwiderlaufen würden. Zugleich
räumten die Minister ein, daß sich die Kluft zwischen "Arm" und "Reich" - wobei die "Armen" meistens
zu den Minderqualifizierten gehören - in einigen OECD-Ländern möglicherweise vertieft hat. Wenn-
gleich das Hauptanliegen die Steigerung der Beschäftigung ist, so besteht doch auch eine gewisse
Besorgnis hinsichtlich der zunehmenden Einkommensungleichheiten bzw. der mangelnden Chancen-1
gleichheit. Es muß verhindert werden, daß Menschen in Langzeitarbeitslosigkeit und soziale Ausgrenzung \
abdriften.

l L Eine der Grundvoraussetzungen für die Bewältigung des Problems der Marginalisierung sind
nach übereinstimmender Auffassung der Minister Maßnahmen, die den Zugang zur Arbeit erleichtem,
die Schaffung von Arbeitsplätzen fördern und die künftigen Verdienstaussichten verbessern. Die in der
Beschäftigungsstrategie enthaltenen Empfehlungen stellen einen wirksamen Ansatz zur Erreichung dieser
Ziele dar, der auf verschiedene Weise umgesetzt werden kann. Reformen der Steuer- und Transfersysteme
können die Anreize für die Aufnahme und Aufrechterhaltung eines Beschäftigungsverhältnisses erhöhen
und ein Ausufern der Kosten bei Neueinstellungen verhindern. Durch effektive Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik kann eine Wiedereingliederung in das Erwerbsleben erreicht werden. Gleichzeitig
sollten Kündigungsschutzmaßnahmen und Arbeitszeitrestriktionen, die exzessiv sind und mithin der
Schaffung neuer Arbeitsplätze entgegenstehen, abgeschafft werden. Die Minister betonten die Schlüssel-
rolle, die kleinen und mittleren Unternehmen bei der Schaffung von Arbeitsplätzen zufällt, und
bezeichneten es als besonders wichtig, die jeweils "besten Verfahrensweisen" zur Innovationsförderung
und Technologieverbreitung, zur Verbesserung der Wissensbasis und der Qualifikationen der Erwerbs-
bevölkerung sowie für Maßnahmen anzuwenden, die auch sozial gefährdeten Gruppen weiterhin eine
aktive Teilnahme an der Gesellschaft sichern. Sie sehen den einschlägigen Berichten, insbesondere der
Studie zum Thema Unternehmertum und den Untersuchungen über Indikatoren für Humankapital-
investitionen, die ihnen auf der nächsten Jahrestagung vorgelegt werden sollen, mit Interesse entgegen.
Die Minister bezeichneten es außerdem übereinstimmend als dringend notwendig, wirksame Strategien '
des lebensbegleitenden Lernens für alle umzusetzen, um die Fähigkeit des einzelnen zur Anpassung und
zur Aneignung neuer Qualifikationen und Kompetenzen zu stärken.

12. Wie die Länderprüfungen zeigen, müssen die Maßnahmen zeitlich kohärent umgesetzt und ̂
auf die spezifischen Rahmenbedingungen des jeweiligen Lands zugeschnitten werden. So sehr die
Minister die bisherigen Erfolge einiger Länder bei der Umsetzung der Empfehlungen der Beschäftigungs-
strategie begrüßten, so notwendig erschienen ihnen doch verstärkte Reformanstrengungen in den meisten
Ländern. Sie forderten zusätzliche Maßnahmen zur Bewältigung des Problems der Arbeitslosigkeit und
ersuchten die OECD, die Fortschritte bei der Umsetzung der in der Beschäftigungsstrategie enthaltenen
Empfehlungen weiter zu prüfen. Femer forderten sie die Organisation auf, ihnen auf ihrer Tagung von
1998 eine aktualiserte Fassung des Berichts vorzulegen und im Jahr 1999 eine neue umfassende Prüfung
durchzuführen.
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Alterung der Bevölkerung

13. Die Minister erörterten ferner die politischen Herausforderungen, die mit der Alterung der
Bevölkerung nach und nach entstehen werden. Mehrere Jahrzehnte lang, vor allem aber ab 2010, wird der
Anteil der älteren Menschen an der Gesamtbevölkerung in den OECD-Ländern stark zunehmen. Außer-
dem werden viele Menschen länger leben, ohne unter gravierenden Behinderungen zu leiden. Der Lebens-
standard wird unter Druck geraten, wenn das Produktivitätswachstum dann nicht deutlich zunimmt und
bei der gegenwärtigen Tendenz zur Friihverrentung keine Änderung eintritt. Die Minister waren sich
darüber einig, daß Politik- und Verhaltensänderungen notwendig sind, um die Aufteilung der gesamten
Lebenszeit auf Wissenserwerb, Arbeit, Freizeit und Sorge für andere flexibler zu gestalten. Sie sprachen
sich für das Konzept des "aktiven Altems" aus, bei dem es um die Frage der Teilnahme an gesellschaftlich
nützlichen Aktivitäten, darunter auch der Beteiligung am Erwerbsleben, geht. Möglicherweise müssen die

.p, Renten- und Gesundheitssysteme reformiert werden - ein Prozeß, der in einigen OECD-Ländern bereits in
^^ Gang gekommen ist -, um der Kosteneskalation Einhalt zu gebieten und die Tragfähigkeit der Systeme zu
^A sichern. Die Wechselbeziehungen zwischen Erwerbsbeteiligung, Renten- und Sparpolitik müssen genauer
^^ untersucht werden. Die Minister erwarten für 1998 mit großem Interesse einen Bericht über den

Alterungsprozeß der Bevölkerung. Sie unterstrichen ferner die Notwendigkeit eines Austauschs der
jeweiligen nationalen Erfahrungen im Bereich der Sozialpolitik, wie er in der Initiative for a Cartng
World (Initiative zur Bewältigung der Probleme der alternden Gesellschaft) vorgeschlagen wird, und
begrüßten die diesbezüglichen Arbeiten der OECD.

Regulierungsreform

14. Die Minister waren übereinstimmend der Auffassung, daß es zur Beseitigung der strukturellen
Verkrustungen in ihren Volkswirtschaften auch einer umfassenden Regulierungsreform, einschließlich
von Verbesserungen der Regulierungen und einer Deregulierung in solchen Fällen bedarf, wo eine
Überregulierung vorliegt. Mit der Reform sollen Effizienz sowie Anpassungsfähigkeit und Produktivität
der Volkswirtschaften gesteigert werden. Durch Stimulierung des Wettbewerbs kann die Regulierungs-
reform zu Unternehmensneugründungen und zur Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen, die Verbreitung
neuer Technologien und Managementmethoden beschleunigen, die Handels- und Investitionsmöglich-
keiten erweitern und das Risiko von Handelskonflikten mindern. Die Reform kann femer dafür sorgen,
daß kostengünstigere Mittel zur Erreichung wichtiger sozialer und umweltspezifischer Ziele zur
Verfügung stehen. Die Minister nahmen die Arbeiten der OECD zur Kenntnis, denen zufolge eine
umfassende Reform in einigen Ländern zu einem deutlichen Anstieg des realen BIP führen könnte.

15. Die Minister begrüßten den Bericht über die Regulierungsreform und pflichteten den darin
enthaltenen Grundsätzen bei. Sie kamen überein, auf die Umsetzung der Empfehlungen hinzuwirken, bei

^ d e n e n das besondere Augenmerk der Frage gilt, wie die Staaten ihre Regulierungen und Reguüerungs-
^Ä/erfahren verbessern können. Sie nahmen femer die geplante Inangriffnahme weiterer Arbeiten in
^^einzelnen Sektoren und Politikbereichen zur Kenntnis und ersuchten die OECD, ab 1998 Untersuchungen

- teilweise auf der Basis von Selbstevaluierungen - über die entsprechenden Reformanstrengungen
durchzuführen, um so zur ständigen Verbesserung der Regulierungspraktiken in den Mitgliedsländern
beizutragen. Sie beauftragten die OECD, ihnen auf ihrer Tagung im nächsten Jahr einen aktualisierten
Bericht über das Projekt vorzulegen.
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Corporate governane«

16. Die Corporate governance ~ d.h. die Regeln und Praktiken, die die Beziehungen zwischen
Investoren, Angestellten, Managern sowie sonstigen Untemehmensakteuren bestimmen - übt einen
wichtigen Einfluß auf das Untcmehmensverhalten und mithin die gesamte Wirtschaftsleistung eines
Landes aus. Die Minister forderten die OECD auf, die komplexen Zusammenhänge zwischen politischen
Rahmenbedingungen, Corporatc-govemance-Prakuten und Wirtschaftsergebnissen weiter zu untersuchen
und ihnen so bald wie möglich über die Schlußfolgerungen Bericht zu erstatten.

Die Informationsgesellschaft und der elektronische Handel

17. Die Informations- und Kommunikationstechnologien sind ganz wesentliche Triebkräfte der
Globalisierung. Die Informationsgesellschaft verspricht allen Privatpersonen, Unternehmen und Staaten
wirtschaftliche und soziale Vorteile. Die Minister stimmten den Empfehlungen des Berichts Über die
Globale Informations'mfrastmktur und die Globale InformatJonsgesellschaft zu. Sie begrüßten die OECD- t
Leitlinien für die Kryptographiepolitik als einen wichtigen Beitrag zur internationalen Zusammenarbeit in *
diesem Bereich und forderten die OECD auf, die diesbezüglichen Entwicklungen zu prüfen und so bald
wie möglich einen Dialog mit den Nichtmitgliedsländem aufzunehmen. Es steht sehr viel auf dem Spiel,
und die Herausforderungen sind enorm. Die Minister verwiesen auf das große Potential des elektronischen
Handels. Sie forderten die OECD auf, die Auswirkungen auf Bereiche wie Steuern, Geschäftstrans-
aktionen, Verbraucherschutz, Schutz der Privatsphäre und Sicherheitsfragen sorgfältig zu prüfen, so daß
diese Probleme in einem kohärenten Politikrahmen angegangen werden können. Die Minister beauftragten
femer die OECD, ihnen 1998 einen aktualisierten Bericht vorzulegen.

IS. Angesichts des gewaltigen Internet-Potentials sehen die Minister den Ergebnissen der von der
OECD in Angriff genommenen Studie mit Interesse entgegen, die die nationalen Gesetzgebungen und
Politiken im Hinblick auf das Internet, eingedenk der wichtigen beratenden Rolle des privaten Sektors
auf diesem Gebiet, miteinander vergleichen und Bereiche ermitteln soll, in denen es möglicherweise
einer internationalen Zusammenarbeit bedarf. Die Minister verurteilten mit aller Schärfe die Internet-
Verbreitung von Kinderpornographie und Informationen, die zum Mißbrauch von Kindern verleiten. Sie
drängten darauf, daß gegen diesen verabscheuungswürdigen und unannehmbaren Mißbrauch des Internets
u.a. in den geeigneten internationalen Organisationen unverzüglich vorgegangen wird.

FORTSETZUNG DER LIBERALISIERUNG VON HANDEL UNO INVESTITIONEN

19. Die Minister bekräftigten die zentrale Rolle, die der internationale Handel und die Investitionen
für die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungskraft und die
Anhebung des Lebensstandards in allen Ländern spielen. Sie sind daher entschlossen, auf die Errichtung
eines starken, auf bestimmten Regeln beruhenden, offenen und wirksamen multilateralen Handels- und '
Investitionssystems hinzuarbeiten, das fähig ist, den Herausforderungen der Globalisierung zu begegnen
und eine nachhaltige Entwicklung zu fordern. Es sind Aktionen auf breiter Front notwendig, um
Maßnahmen, die Handels- und Investitionsströme direkt beeinflussen, weiter1 zu liberalisieren und
zugleich Änderungen bei den binnenpolitischcn Maßnahmen vorzunehmen, die sich ebenfalls als große
Hindemisse für Marktzugang und Marktpräsenz erweisen können.
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Unterstützung des multilateralen Handelssystems

20. Die Minister begrüßten die Ergebnisse der WTO-Ministerkonferenz von Singapur, auf der das
Arbeitsprogramm für den Handel weiter vorangebracht und erweitert wurde, wodurch der Fortsetzung des
Liberalisierungsprozesses, insbesondere auch mit dem späteren erfolgreichen Abschluß des Informations-
technologieabkommens sowie des Abkommens über Basistelekommunikationsdienste, starke Impulse
verliehen wurden.
21. Dia Minister bekräftigten erneut die wichtige Rolle, die der OECD bei der Unterstützung der
WTO und des multilateralen Handelssystems zukommt. Sie messen der dynamischen Fortführung der
Handelsliberalisierung im Jahr 1997 und darüber hinaus höchste Bedeutung bei. Nach Auffassung der
Minister gebührt der vollen, effektiven Umsetzung der im "Rahmen der Uruguay-Runde getroffenen
Abkommen auch weiterhin hohe Priorität. Sie sind daher entschlossen, die am Ende der Uruguay-Runde
vereinbarte Built-in-Agenda weiter energisch umzusetzen, zusammen mit dem in Singapur beschlossenen
WTO-Arbeitsprogramm, das auch die neuen, wichtigen Arbeiten über Investitionen, Wettbewerb,

» Erleichterung des Handels sowie Transparenz im öffentlichen Beschaffungswesen umfaßt. Sie ermutigten
die WTO zur Fortsetzung ihrer Arbeiten zum Thema Handel und Umwelt Die Minister verwiesen auf die
Beiträge, die die OECD-Ausschüsse im Rahmen ihrer bestehenden Arbeitsprogramme zum derzeit in den
verschiedenen WTO-Arbeitsgruppen stattfindenden Prozeß des Informationsaustauschs und der Analyse
leisten könnten, wobei aber unerwünschte Überschneidungen mit Arbeiten in anderen Foren vermieden
werden müssen. In diesem Zusammenhang verwiesen die Minister femer darauf, daß die OECD bereits
vor zehn Jahren mit der Verabschiedung der Grundprinzipien für die Reform der Agrarpolitik bahn-
brechende Arbeit geleistet hat, und nahmen zur Kenntnis, daß der Umsetzungsprozeß in den Mitglieds-
ländern weiter andauert

22. Die Minister verpflichteten sich, auf einen erfolgreichen Abschluß der laufenden WTO-
Verhandlungen über Finanzdienstleistungen bis Dezember 1997 hinzuarbeiten, der ein hohes Maß an
Liberalisierung unter voller Einhaltung des Metstbegünstigungssprinzips gewährleistet. Sie kamen
überein, Möglichkeiten für weitere Marktöffnungsinitiativen zu erforschen. -Die Minister vereinbarten
femer, auf Maßnahmen zu verzichten, die die schrittweise Liberalisierung untergraben würden, und sich
weiterhin darum zu bemühen, daß sich die Öffentlichkeit der Vorteile eines offenen Handelsaustauschs
sowie des Nutzens der Globalisierung und einer verstärkten Liberalisierung voll bewußt wird, und etwaige
Differenzen gemeinsam und im Einklang mît der WTO-Vereinbarung über Streitbeilegung zu schlichten.

23. Sie bekräftigten erneut ihre Fjitschlossenheit, international anerkannte grundlegende Arbeits-
normen zu beachten und dem Einsatz von Arbeitsnormen zu protektionistischen Zwecken eine Absage zu
erteilen, wie in der Ministererklärung von Singapur vereinbart wurde. Die Minister waren im Hinblick
hierauf übereinstimmend der Auffassung, daß es zum besseren Verständnis dieser Fragen wichtig ist, die
diesbezüglichen Arbeiten der OECD heranzuziehen.

' 24, Die Minister kamen überein, darauf hinzuarbeiten, daß regionale Handelsabkommen die Regeln
des WTO-Systems ergänzen und mit diesen im Einklang stehen, und die Entwicklungs- und Reformländer
voll in das multilaterale Handelssystem zu integrieren, wobei den am wenigsten entwickelten Ländern
besondere Aufmerksamkeit gebührt. Sie sprachen sich femer für die möglichst rasche Aufnahme beitritts-
williger Länder in die WTO zu wirtschaftlich tragbaren Bedingungen aus, wobei die Integrität der WTO-
Regeln gewahrt bleiben muß.

25. Die Minister sehen ferner neuen, eingehenderen Untersuchungen über die Nutzeffekte einer
weiteren Handelsliberalisierung und die Wechselbeziehungen zwischen Handelspolitik und anderen
Politikbereichen erwartungsvoll entgegen.
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26. Die Minister forderten nachdrücklich die baldige Ratifüierung des OECD-Schiffbau-
abkommens durch sämtliche Teilnehmer, damit auf dem internationalen Schiffbaumarkt normale
Wettbewerbsbedingungen hergestellt und Anreize für andere Länder geschaffen werden, diesem
Abkommen beizutreten.

Exportkredite

27. Die Minister begrüßten die erfolgreichen Verhandlungen über die Leitlinien für die Prämien-
•festsetzung bei öffentlich unterstützten Exportkrediten. Die Bemühungen um verstärkte Disziplinen in
diesem Bereich sollen fortgesetzt werden.' Die Minister ermutigten die Teilnehmer, die Verhandlungen
über Exportkredite für Agrarprodukte so bald wie möglich zum Abschluß zu bringen und anläßlich ihrer
nächsten Tagung im Jahr 1998 hierüber Bericht zu erstatten.

Schädlicher Steuer-Wettbewerb
i

28. Die Liberalisierung und der Eintritt in das Zeitalter der globalen Informations- und Kommuni-
kationstechnologien haben die Steuersysteme dem Spiel der Wettbewerbskräfte ausgesetzt und dadurch
das Risiko verstärkt, daß sich die Länder durch gegenseitiges Überbieten einen Konkurrenzkampf um
geographisch mobile Aktivitäten liefern. Ein solches Verhalten kann einen schädlichen Steuerwett-
bewerb verursachen, der zu einer Erosion der Steuerbemessungsgrundlage führen und die Handels- und
Investitionsströme verzerren kann. Gemäß dem ihr 1996 von den Ministem erteilten Mandat arbeitet die
OECD aktiv an dieser Frage, um einen gemeinsamen Ansatz zur Lösung dieses Problems zu entwickeln.
Den Ministem soll 1998 ein Bericht hierüber vorgelegt werden.

Bekämpfung von Bestechung bei internationalen Geschäftsabschlüssen

29. Bestechungen bei internationalen Geschäftstransaktionen bilden angesichts der zunehmend
interdependenten Weltwirtschaft ein weiteres Kernproblem. Bestechung behindert den Wettbewerb,
verzerrt den Handel, schadet Verbrauchern und Steuerzahlern und bringt ehrliche, effizient arbeitende
Geschäftsleute um Aufträge, Produktion und Gewinne. Außerdem kann Bestechung das Vertrauen der
Öffentlichkeit in die Regierung untergraben. Die Minister stimmten der Revidierten Empfehlung zur
Bekämpfung von Bestechung bei internationalen Geschäftsabschlüssen bei. Sie bekräftigten insbesondere
erneut ihre Entschlossenheit, die Bestechung ausländischer Amtsträger auf wirksame und koordinierte
Weise als Straftatbestand zu behandeln. Die Minister bezeichneten ein internationales Übereinkommen
gemäß den gemeinsamen, von den MitgHedstaaten vereinbarten Elementen als geeignetes Instrument zur
raschen Durchsetzung einer solchen strafrechtlichen Behandlung. Sie erkannten an, daß Fortschritte in
diesem Bereich nicht nur Anstrengungen von selten der einzelnen Länder, sondern auch Zusammenarbeit,
Überwachung und Folgemaßnahmen auf multilateraler Basis voraussetzen. Die Minister sprachen die .
Empfehlung an die Mitgliedstaaten aus, ihren jeweiligen gesetzgebenden Körperschaften bis zum 1. April (
1998 Vorschläge für die gesetzliche Verankerung einer solchen strafrechtlichen Behandlung zu
unterbreiten und das Inkrafttreten der entsprechenden Bestimmungen bis Ende 1998 anzustreben. Die
Minister beschlossen zu diesem Zweck, unverzüglich Verhandlungen über ein Übereinkommen
aufzunehmen, das bis Ende dieses Jahrs fertiggestellt werden soll, damit es 1998 zum frühestmöglichen
Termin in Kraft treten kann. Die Minister drangen auf die sofortige Umsetzung der Empfehlung von 1996
über die Abschaffung der steuerlichen Abzugs Fähigkeit von Bestechungsgeldern. Die Minister
unterstrichen, daß Bestechung bei internationalen Geschäftsabschlüssen ein Problem von globaler
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Bedeutung ist, und appellierten an die Nicht-OECD-Länder, sich am Kampf gegen dieses Phänomen zu
beteiligen.

DIE ROLLE DER OECD IN DER WELT

30. Die Globalisierung der Weltwirtschaft schreitet immer rascher voran, wobei sich eine
wachsende Zahl von Ländern zu den Grundsätzen der pluralistischen Demokratie, der Achtung der
Menschenrechte sowie der Marktwirtschaft bekennt. Diese Entwicklungen werden von der OECD
begrüßt, die sich bereits seit langem für die diesen positiven Tendenzen zugrunde liegenden Prinzipien
einsetzt.

Fragen der Mitgliedschaft

31. Seit 1994 sind fünf Länder der OECD beigetreten, und mehrere andere haben ihrem Beitrittswunsch

» Ausdruck gegeben. Die Minister begrüGten dieses Interesse und bekräftigten erneut ihre Auffassung, daß
sich in bezug auf die künftige Rolle und die Zusammensetzung der OECD ein Anpassungsprozeß
vollziehen muß. Sie erinnerten daran, daß die Organisation für die Staaten, die die gemeinsamen Werte
der OECD-Mitgliedsländer teilen, offenbleiben muß, ausgehend vom Prinzip des beiderseitigen
Interesses. Gleichzeitig sollte sie selektiv sein, indem sie die Tradition strenger Beitrittskriterien
aufrechterhält. Beide Grundsätze sind wichtig, um die Effektivität und die Bedeutung der OECD für die
Mitgliedsländer zu verstärken. Die Minister stimmten darin überein, daß das Beitrittsverfahren für die
Slowakische Republik zum Abschluß gebracht werden sollte, sobald diese bereit und in der Lage ist, die
gemeinsamen Werte der OECD zu teilen und alle den OECD-Mitgliedsländern zufallenden
Verpflichtungen zu übernehmen.

Zusammenarbeit mit Nichtmitgüedsländern

32. Die Minister begrüßten die Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen der Russischen
Föderation und der OECD, die in der Einrichtung eines Verbindungsausschusses zum Ausdruck kommen
soll. Diese Zusammenarbeit dürfte der Russischen Föderation dabei helfen, innerhalb eines Rahmenwerks
demokratischer Institutionen eine echte Marktwirtschaft aufzubauen und alle Bedingungen für eine
Mitgliedschaft in der OECD, die von beiden Seiten als Endziel angestrebt wird, dauerhaft zu erreichen.

33. Die Minister befaßten sich ferner mit den verschiedenen Elementen des Dialogs und der
Zusammenarbeit, die die Organisation mit anderen Nicht-OECD-Volkswirtschaften unterhält. Sie
erkennen die Bedeutung derartiger Aktivitäten für den Auftrag der OECD sowie einer Vertiefung des
Dialogs und der Zusammenarbeit mit aufstrebenden Marktwirtschaften und Transformationsländem über
deren Integration in die Weltwirtschaft an. In diesem Zusammenhang würdigen sie die Rolle, die die

» Organisation durch ihre thematischen und länderspezifischen Programme bei der Förderung des
Transformationsprozesses spielt. Im Rahmen der Reform der OECD forderten die Minister auch eine
Rationalisierung derartiger Programme und Strukturen, um auch in Zukunft deren effektive Weiter-
entwicklung bei zunehmender Konzentration auf die Kemaktivitäten der Organisation zu gewährleisten
und zugleich das Potential für eine flexible und differenzierte Zusammenarbeit mît Nichtmitgliedsländern
aufrechtzuerhalten. Die Minister stimmten den bereits ergriffenen Maßnahmen zu und forderten die
Organisation nachdrücklich auf, ihre Bemühungen um die Erreichung dieses Ziels fortzusetzen.

34. Die Minister waren übereinstimmend der Auffassung, daß der von der OECD eingeleitete
Prozeß des Dialogs und der Zusammenarbeit für alle Seiten nutzbringend sein und den OECD- wie den
Nicht-OECD-Là'ndem die Möglichkeit geben muß, ihre jeweiligen Politikerfahrungen zu teilen. Sie waren
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sich ferner darüber einig, daß es angesichts der immer stärker integrierten Weltwirtschaft wesentlich
darauf ankommt, daß die von der OECD durchgeführten Analysen und Prüfungen der OECD-Volks wirt-
schaften die zunehmende Bedeutung der Nichtmitgliedsländer gebührend in Rechnung stellen.

Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen

35. Im Hinblick auf die Beziehungen der OECD zu anderen internationalen Organisationen mit
globalem oder regionalem Charakter forderten die Minister die volle Ausschöpfung der hier gegebenen
Synergieeffekte und die Beseitigung unnötiger Doppelarbeit. In dieser Hinsicht begrüßten die Minister die
mit der WTO und anderen Instituttonen etablierten wirksamen Arbeitsbeziehungen.

Globale Umweltfragen

36. Die Integration wirtschaftlicher, sozialer und umweltpolitischer Ziele untersützt eine nachhaltige
globale Entwicklung. Die Minister stellten fest, daß die analytischen Arbeiten der OECD zu diesen Fragen
den Mitgliedsländern dabei helfen. Umweltbelange bei der Konzipierung ihrer Politiken gebührend zu l
berücksichtigen. Mît ihrer Arbeit unterstützt die Organisation femer die Mitgliedsländer bei deren
Vorbereitungen für einschlägige internationale Aktivitäten, darunter auch für die Sondersitzung der
UN-Generalversammlung im Juni sowie das UN-Rahmenübereinkommen über Klimaänderungen,
insbesondere im Hinblick auf die für Dezember in Japan anberaumte wichtige Tagung der Vertrags-
parteienkonferenz. In diesem Zusammenhang erkannten sie ferner an, daß die Mitgliedsländer - als
eine der Möglichkeiten zur Bewältigung globaler Umweltprobleme - Forschung, Entwicklung und
Verbreitung relevanter Technologien vorantreiben müssen. Die Minister begrüßten den Bericht über
Öko-Steuern und nahmen zur Kenntnis, daß 1998 ein Bericht über die Evaluierung der Auswirkungen von
Subventionen auf die Umwelt erörtert werden soll. Sie forderten die Organisation nachdrücklich auf, sich
mit der Frage zu befassen, wie Umwelterwägungen besser in andere relevante Aktivitäten der
Organisation integriert werden können,

Entwicklungsfragen '

37. Die den Fragen von Entwicklung und Interdependenz gewidmeten Arbeiten werfen ein Schlag-
licht sowohl auf die beachtlichen Fortschritte, die viele Entwicklungsländer in den vergangenen Jahr-
zehnten bei der Integration in die großen Handels- und Investitionssysteme erzielt haben, als auch auf die
ernsten Schwierigkeiten, mit denen andere Länder nach wie vor konfrontiert sind. Die Minister begrüßten
die koordinierten Anstrengungen im Rahmen der Partnerschaftsstrategie der OECD, die darauf abzielen,
den Ländern, namentlich auch in Subsahara-Afrika und Südasien, die selbst die Verantwortung für ihre
Programme übernehmen und Eigeninitiative entwickeln und sich nach Kräften um eine nachhaltige
Entwicklung bemühen bzw. gegen die Marginalisierung ankämpfen, beim Aufbau ihrer eigenen
Entwicklungskapazitäten zu helfen. Die Minister begrüßten die kontinuierliche Überprüfung und .
Erörterung der Ziele, die in der Partnerschaftsstrategie der OECD niedergelegt sind, wobei sich mittler- \
weile auch viele Entwicklungsländer und internationale Organisationen diese Strategie zu eigen gemacht
haben. Die Verwirklichung dieser Entwicklungsziele setzt einen integrierten Ansatz voraus, der die
Verfolgung einer soliden Wirtschaftspolitik, einschließlich geeigneter Maßnahmen zur Liberalisierung
von Handel und Investitionen, einen robusten privatwirtschaftlichen Sektor, eine ausgewogene soziale
Entwicklung, eine verstärkte Beteiligung der Bevölkerung, eine bessere Regierungs- und Verwaltungs-
führung sowie den Schutz der Umwelt und ausreichende Überwachungskapazitäten umfassen muß. Die
Minister erkannten die Notwendigkeit eines höheren Entwicklungshilfevolumens an und forderten die
wirksame Mobilisierung von Entwicklungsfinanzierungen aller Art - aus privaten und öffentlichen,
internen und externen Quellen - einschließlich der Aufrechterhaltung eines substantiellen Volumens an

896



bilateraler und multilateraler öffentlicher Entwicklungshilfe, im Rahmen eines umfassenden und
kohärenten Entwicklungsansatzes, namentlich zugunsten der ärmsten Länder. Die Minister erinnerten
an die auf der Ministertagung von Singapur getroffene Vereinbarung über einen Aktionsplan, und
insbesondere an die Klausel, die die Möglichkeit vorsieht, auf autonomer Basis positive Maßnahmen,
wie beispielsweise eine Entscheidung über zollfreien Zugang, mit dem Ziel zu ergreifen, die globale
Kapazität der am wenigsten entwickelten Länder zur Nutzung der vom Handelssystem gebotenen
Chancen zu verbessern. Nach Ansicht der Minister bietet die nächste für Oktober 1997 in Genf
anberaumte hochrangige Tagung von WTO, UNCTAD und ITC eine ausgezeichnete Gelegenheit zur
Unterbrcitung von Vorschlägen, wie der Inhalt des Aktionsplans operationeil gestaltet werden kann, und
sie forderten auch die Nicht-Mitgliedsländer auf, zum Erfolg der hochrangigen Tagung beizutragen.

38. Zur Verwirklichung dieser Ziele muß die Partnerschaftsstrategie der OECD auch künftig in
enger Zusammenarbeit mit den Partnerländern und neuen Geberländem sowie anderen multilateralen
Organisationen umgesetzt werden. Die Minister begrüßten die neuen Leitlinien der OECD für die
Zusammenarbeit im Hinblick auf Konfliktverhütung und Friedensstiftung, die vorgeschlagenen Arbeiten
zur Unterstützung der Bemühungen um Reduzierung exzessiver Militärausgaben sowie die Fortschritte,
die in bezug auf die Korruptionsbekämpfung bei mit Entwicklungshilfe finanzierten Beschaffungen erzielt
worden sind. Sie forderten die OECD-Mitgliedsländer auf, anläßlich der Ministerratstagung von 1998
über diese drei Themen Bericht zu erstatten. Darüber hinaus erbaten sie für ihre nächste Tagung einen
aktualisierten Bericht über die Umsetzung der Partnerschaftsstrategie der OECD sowie einen vollstän-
digen Prüfbericht für 1999.

Die künftige Rolle der OECD

39. Die Minister unterstützen nachdrücklich den vom Generalsekretär in Gang gesetzen Reformprozeß,
der sich gegenwärtig in der Organisation vollzieht, und sehen den Ergebnissen der derzeitigen
Bemühungen um Straffung und Prioritätensetzung im Rahmen des Arbeitsprogramms und Budgets der
OECD für 1998 mit Interesse entgegen. Sie sind davon überzeugt, daß eine zielgerichtet und effizient
arbeitende Organisation, die sich darum bemüht, die Politikgestaltung auf nationaler wie internationaler
Ebene zu verbessern, ein besonders wirkungsvolles Instrument globalen Wandels und globaler Reformen
darstellt. Eine der wichtigsten Aufgaben der OECD besteht darin, den Regierungen dabei zu helfen, die
öffentliche Debatte über die großen anstehenden Probleme in besserer Kenntnis der Sachlage zu führen.
In diesem Zusammenhang ersuchen die Minister die OECD, einen knapp und präzise gehaltenen
multidisziplinären Bericht zu erstellen, in dem die Nutzeffekte der Liberalisierung von Handel und
Investitionen erläutert werden.

40. Vor 50 Jahren hat General Marshall mit seiner Rede an der Universität Harvard das Fundament
für die internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit gelegt, das zur Gründung der OEEC als Vorläufer-
organisation der OECD führte. Die Minister sind überzeugt, daß das im Gründungsübereinkommen
umrissene Mandat der Organisation nach wie vor gültig und zutreffend ist, die OECD aber ihre
Funktionsweise und ihre Arbeitsprioritäten anpassen muß und kann, um der anhaltenden Ressourcen-
anspannung sowie den sich wandelnden Bedürfnissen der Mitgliedsländer Rechnung zu tragen. Die
Minister sicherten der Organisation ihre nachdrückliche Unterstützung zu und verpflichteten sich,
gemeinsam auf die Stärkung der Rolle der OECD in der Weltwirtschaft von morgen hinzuarbeiten.
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ERKLÄRUNG DER MINISTER

ZUM MULTILATERALEN INVESTIRONS A B KOMMEN

Die Minister sind überzeugt von der Bedeutung internationaler Investitionen und der Not-
wendigkeit fairer, transparenter und verläßlicher Regeln für Investoren und Investitionen. Sie nehmen mit
Genugtuung die großen Fortschritte zur Kenntnis, die bei der Erarbeitung eines umfassenden Multi-
lateralen Invescitionsabkommens (MAI) erzielt worden sind, das hohe Standards für die Liberalisierung
der Investitionsbestimmungen und den Invesiilionsschutz sowie ein effektives Streitbeilegungsverfahren
vorsieht. Sie erinnern daran, daß es sich bei dem Investitionsabkommen um ein eigenständiges inter-
nationales Vertragswerk handeln wird, das allen OECD-Ländern und der Europäischen Gemeinschaft wie
auch den Nicht-OECD-Ländem offensteht.

Die Minister verleihen ihrer Entschlossenheit Ausdruck:

i) die noch ausstehenden Fragen zu lösen und hohe Standards für Liberalisierung und
Investitionsschutz sicherzustellen;

ü) zu einem befriedigenden Ergebnis im Hinblick auf den Geltungsbereich des Abkommens und
die Ausgewogenheit der Verpflichtungen zu gelangen;

tu) den Dialog mit Nichimitgliedsländem, darunter vor allem denjenigen, die an einem Beitritt
zum MAI interessiert sind, zu intensivieren;

iv) das Abkommen rechtzeitig bis zur Ministerratstagung 1998 zum Abschluß zu bringen.
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813 OECD-Empfehlung zur Bekämpfung von Bestechungen in
internationalen Geschäftstransaktionen 18

(Angenommen vom Rat der OECD am 23. Mai 1997)

DER RAT,

Im Hinblick auf Artikel 3, Sa) und Sb) des Übereinkommens über die Organisation für

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, vom 14. Dezember 1960;

In der Erwägung, dass Bestechung ein weitverbreitetes Phänomen in internationalen

Geschäftstransaktionen ist, namentlich im Bereich des Handels und der Investitionen, das

Anlass zu ernster moralischer und politischer Besorgnis gibt und die internationalen

Wettbewerbsbedingungen verzerrt;

In der Erwägung, dass allen Ländern eine gemeinsame Verantwortung für die

Bekämpfung von Bestechungen in internationalen Geschäftstransaktionen zukommt;

In der Erwägung, dass sich die Unternehmen der Bestechung von Staatsbediensteten

oder Inhabern öffentlicher Ämter entsprechend den OECD-Leitsätzen für multinationale

Unternehmen enthalten sollten;

In Anerkennung der erzielten Fortschritte bei der Umsetzung der ursprünglichen

Empfehlung des Rats über die Bekämpfung von Bestechungen in internationalen

Geschäftstransaktionen, die am 27. Mai 1994 angenommen wurde [C(94)75/FINAL], und

der damit verbundenen, am 11. April 1996 [C(96)27/FINAL3 angenommenen

Empfehlung über die Abschaffung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von

Bestechungsgeldern an ausländische Amtsträger sowie der auf der hochrangigen Tagung

des Ausschusses für Entwicklungshilfe am 7. Mai 1996 angenommenen Empfehlung

18 Übersetzung des englischen und französischen Originaltextes.
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ober Vorschläge zur Bekämpfung von Bestechung bei Beschaffungen im Rahmen der

bilateralen Entwicklungshilfe;

Eingedenk anderer begrüssenswerter Entwicklungen der jüngsten Zeit, die das

internationale Einvernehmen und die internationale Zusammenarbeit in Fragen der

Bestechung bei internationalen Geschäftstransaktionen weiter vorangebracht haben, wozu

-namentlich die von den Vereinten Nationen, dem Europarat, der Europäischen Union und

der Organisation Amerikanischer Staaten eingeleiteten Initiativen gehören;

Im Hinblick auf die anlässlich der Ministerratstagung vom Mai 1996 eingegangene

Verpflichtung, die Bestechung ausländischer Amtsträger auf wirksame und koordinierte

Weise als Straftatbestand zu behandeln;

Unter Hinweis darauf, dass ein internationales Übereinkommen gemäss den

vereinbarten gemeinsamen Elementen, wie sie im Anhang dargelegt sind, ein geeignetes

Instrument zur raschen Durchsetzung einer solchen strafrechtlichen Behandlung darstellt;

Unter Berücksichtigung des Konsenses, der sich über die Massnahmen herausgebildet

hat, die zur Umsetzung der Empfehlung von 1994 getroffen werden sollten, vor allem

bezüglich der Modalitäten und internationalen Instrumente zur Erleichterung einer

strafrechtlichen Behandlung der Bestechung auslandischer Amtsträger, der steuerlichen

Abzugsfahigkeit von Bestechungsgeldern an ausländische Amtsträger, der

Rechnungslegungsvorschriften, der Frage der externen und internen Unter-

nehmenskontrollen sowie der Regeln und Vorschriften für das öffentliche

Beschaffungswesen;

In Anerkennung der Tatsache, dass Fortschritte in diesem Bereich nicht nur

Anstrengungen von Seiten der einzelnen Lander, sondern auch Zusammenarbeit,

Überwachung und Folgemassnahmen auf multilateraler Basis voraussetzen.

Allgemeines

I. EMPFIEHLT, dass die Mitgliedstaaten wirksame Massnahmen zur

Abschreckung, Verhinderung und Bekämpfung von Bestechung ausländischer

Amtsträger im Zusammenhang mit internationalen <ïeschaftstransaktionén treffen.
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IL EMPFIEHLT, dass jeder Mitgliedstaat die folgenden Bereiche prüft und in

Übereinstimmung mit seinen Grundsätzen der Gerichtsbarkeit und sonstigen

wesentlichen Rechtsgrundsätzen konkrete und bedeutsame Schritte zur Erreichung

dieses Ziels unternimmt:

i) Strafrechtliche Bestimmungen und ihre Anwendung in Übereinstimmung mit

Abschnitt III und dem Anhang zu dieser Empfehlung;

ii) Steuergesetze, -bestimmungen und -praktiken im Hinblick auf die

Beseitigung aller Aspekte gemäss Abschnitt IV, die indirekt der Bestechung

förderlich sein können;

iit) Rechnungslegungsvorschriften für Unternehmen, Bestimmungen über externe

und interne Unternehmenskontrollen gemäss Abschnitt V;

iv) Bank-, Finanz- und sonstige einschlägige Vorschriften, die gewährleisten

sollen, dass angemessen Buch geführt wird und die entsprechenden

Unterlagen zu Zwecken der Einsichtnahme und Ermittlung verfugbar

gemacht werden;

v,) staatliche Subventionen, Genehmigungen, öffentliche Beschaffungsaufträge

und sonstige von öffentlichen Stellen eingeräumte Vorteile, wobei zu prüfen

ist, welche dieser Vorteile gegebenenfalls als Sanktion für Bestechung

gemäss Abschnitt VI betreffend öffentliche Beschaffungsaufträge und

Beschaffungen im Rahmen der Öffentlichen Entwicklungshilfe verweigert

werden können;

vi) zivil-, handels- und verwaltungsrechtliche Gesetze und Vorschriften, die eine

Handhabe bieten, Bestechung für illegal zu erklären;

vii) die internationale Zusammenarbeit bei Ermittlungen und sonstigen

Rechtsverfahren gemäss Abschnitt VII.
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Strafrechtliche Behandlung der Bestechung ausländischer Amtsträger

ITI. EMPFIEHLT, dass die Mitgliedstaaten die Bestechung ausländischer Amtsträger

auf wirksame und koordinierte Weise als Straftatbestand behandeln, indem sie

ihren gesetzgebenden Organen bis zum l. April 1998 in Übereinstimmung mit den

vereinbarten gemeinsamen Elementen, wie sie im Anhang dargelegt sind,

Vorschläge unterbreiten und auf deren Inkrafttreten bis Ende 1998 hinwirken.

BESCHLEESST, zu diesem Zweck unverzüglich Verhandlungen über ein

internationales Übereinkommen zur strafrechtlichen Behandlung von Bestechung in

Übereinstimmung mit den vereinbarten gemeinsamen Elementen aufzunehmen,

damit das Übereinkommen Ende 1997 zur Unterzeichnung bereitsteht und zwölf

Monate nach diesem Zeitpunkt in Kraft treten kann,

Steuerliche Abzugsfähigkeit

W. ERSUCHT die Mitgliedstaaten nachdrücklich um sofortige Umsetzung der

Empfehlung von 1996 über die steuerliche Abzugsfahigkeit von

Bestechungsgeldern an ausländische Amtstrager, damit diejenigen Mitgliedstaaten,

in denen die steuerliche Abzugsfähigkeit von Bestechungsgeldem an ausländische

Amtsträger nicht verboten ist, diese Bestimmungen in der Absicht überprüfen, eine

solche steuerliche Abzugsfähigkeit zu untersagen. Eine derartige Initiative könnte

durch Bestrebungen erleichtert werden, Bestechungsgelder an ausländische

Amtsträger für illegal zu erklären.

Rechnungslegungsvorschriften, externe und interne Unternehmenskontrollen

V. EMPFIEHLT, dass die Mitgliedstaaten die notwendigen Schritte unternehmen,

damit Gesetze, Bestimmungen und Verfahren in bezug auf Rechnungslegung sowie

auf externe und interne Untemehmenskontrullen im Einklang mit den folgenden

Grundsätzen stehen und uneingeschränkt mit dem Ziel angewendet werden, die

Bestechung ausländischer Amtsträger bei internationalen Geschäftstransaktionen zu

verhindern und aufzudecken.
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A. Zweckmässige Rechnungslegungsvorschriften

i) Die Mitgliedstaaten sollten die Unternehmen dazu auffordern,

angemessen Buch zu führen über die von ihnen empfangenen und

geleisteten Zahlungen unter Angabe des jeweiligen Zahlungszwecks.

Den Unternehmen sollte es untersagt sein, nicht buchmässig erfasste

Transaktionen durchzuführen oder ausserbilanzielle Konten zu

unterhalten;

H) Die Mitgliedstaaten sollten den Unternehmen zur Auflage machen, in

den Buchungsbelegen ihre gesamten materiellen Eventualver-

bindlichkeiten offenzulegen;

iii) Die Mitgliedstaaten sollten Unterlassungen, Fälschungen und Zuwider-

handlungen im Bereich der Rechnungslegung angemessen

sanktionieren.

B. Unabhängige externe Kontrollen

i) Die Mitgliedstaaten sollten prüfen, ob die Verpflichtung, sich externer

Betriebsprüfungen zu unterziehen, hinreichend verankert ist;

ä) Die Mitgliedstaaten und die Berufsverbände sollten angemessene

Standards für die Unabhängigkeit externer Buchprüfer festsetzen, um

zu gewährleisten, dass diese zu einer objektiven Beurteilung der

Bilanzen, Buchungsbelege und internen Kontrollen der Unternehmen in

der Lage sind;

iii) Die Mitgliedstaaten sollten Buchprüfern, die Hinweise auf mögliche

illegale Bestechungshandlungen entdecken, zur Auflage machen, die

Unternehmensleitung und gegebenenfalls die Aufsichtsinstanzen des

betreffenden Unternehmens davon zu unterrichten;

iv) Die Mitgliedstaaten sollten die Frage erwägen, ob von den Buchprüfern

verlangt werden soll, Hinweise auf mögliche illegale Bestechungs-
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Handlungen den zuständigen Behörden zu melden,

C. Interne Unternehmenskontrollen

i) Die Mitgliedstaaten sollten die Konzipierung und Einfuhrung

angemessener Vorkehrungen für interne Unternehmenskontrollen,

darunter auch von Verhaltensregeln, fordern;

n) Die Mitgliedstaaten sollten die Unternehmensleitungen dazu anhalten,

in ihren Jahresabschlüssen Erklärungen zu ihren internen Kontroll-

mechanismen, darunter auch zu solchen Vorkehrungen abzugeben, die

zur Verhinderung von Bestechung beitragen;

iii) Die Mitgliedstaaten sollten die Schaffung unabhängig von der

Unternehmensleitung tätiger Kontrollorgane fördern, wie z.B.

Prüfungsausschüsse der von Geschäftsleitungen oder Verwaltungsräten;

iv) Die Mitgliedstaaten sollten die Unternehmen dazu anhalten,

Kommunikationsmittel für bzw. zum Schutz von Personen zu schaffen,

die nicht gewillt sind, auf Anweisung von bzw. auf Druck seitens ihrer

Vorgesetzten gegen die beruflichen Standesregeln oder gegen ethische

Grundsätze zu verstossen.

Öffentliches Beschaffungswesen

VI. EMPFIEHLT:

i) dass die Mitgliedstaaten die Anstrengungen der Welthandelsorganisation

hinsichtlich eines Übereinkommens über Transparenz beim öffentlichen

Beschaffungswesen unterstützen;

ii) dass die Gesetze und Bestimmungen der Mitgliedstaaten den Behörden

erlauben sollten, solche Unternehmen vom Submissionswettbewerb um

öffentliche Aufträge auszuschliessen, die erwiesenermassen gegen die

innerstaatlichen Gesetze des jeweiligen Mitgliedstaats verstossen und
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ausländische Amtstrager bestochen haben, und dass - sofern ein Mitgliedstaat

im öffentlichen Beschaffungswesen Sanktionen gegenüber Unternehmen

verhängt, die effektiv der Bestechung inländischer Amtsträger überfuhrt

worden sind - diese Sanktionen in derselben Weise bei Bestechung

ausländischer Amtstrager angewendet werden19 ;

iii) dass die Mitgliedstaaten gemäss der Empfehlung des Ausschusses für

Entwicklungshilfe Vorkehrungen zur Bekämpfung von Bestechung bei

Beschaffungen im Rahmen der bilateralen Entwicklungshilfe fordern, die

ordnungsgemässe Umsetzung der Vorkehrungen zur Bekämpfung von

Bestechung in den internationalen Entwicklungsstellen fordern und eng mit

ihren Entwicklungspartnern bei der Bekämpfung von Bestechung im Rahmen

sämtlicher Aktivitäten der Entwicklungskooperation zusammenarbeiten20.

Internationale Zusammenarbeit

VII. EMPFIEHLT, dass die Mitgliedstaaten zur Bekämpfung von Bestechung bei

internationalen Geschäftsabschlüssen in Übereinstimmung mit ihren Grundsätzen

der Gerichtsbarkeit und sonstigen wesentlichen Rechtsgrundsätzen folgende

Massnahmen ergreifen:

i) bei Ermittlungen und sonstigen Rechtsverfahren betreffend spezifische Fälle

von Bestechung in internationalen Geschäftstransaktionen sollten sie mit den

zuständigen Behörden der anderen Länder Konsultationen fuhren und mit

ihnen auf sonstige Weise zusammenarbeiten, z.B. durch den Austausch von

Informationen (unaufgefordert oder auf Anfrage), die Bereitstellung von

Beweismaterial und entsprechende Auslieferungsbestimmungen;

19 Die Systeme der einzelnen Mitgliedstaaten zur Ahndung von Bestechung inländischer
Amtsträger sind unterschiedlich, je nachdem, ob der Bestechungstatbestand aufgrund einer
strafrechtlichen Verurteilung einer Anklage oder eines Verwaltungsverfahrens festgestellt
wurde; in allen Fällen müssen jedoch substantielle Beweise vorliegen.
Ì0 In diesem Absatz wird die lediglich an die DAC-Mitglieder adressierte DAC-Empfehlung
zusammengefasst und an alle OECD-Mitgliedstaaten sowie auch an jene Nichtmitgliedstaaten
gerichtet, die sich der Empfehlung anschliessen.
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ü) die bestehenden Übereinkommen und Vereinbarungen über gegenseitige

internationale Rechtshilfe sollten ohne Einschränkungen angewendet werden

und nötigenfalls sollten neue Übereinkommen und Vereinbarungen zu diesem

Zweck getroffen werden;

in) es sollte sichergestellt werden, dass das jeweilige innerstaatliche Recht eine

geeignete Basis für eine solche Zusammenarbeit bietet, insbesondere im

Hinblick auf Absatz 8 des Anhangs.

Folgemassnahmen und institutionelle Vorkehrungen

VÏÏI. BEAUTFRAGT den Ausschuss für internationale Investitionen und multilaterale

Unternehmen über seine Arbeitsgruppe für Bestechungsfragen in internationalen

Geschäftstransaktionen ein systematisches Folgeprogramm durchzufuhren, um die

uneingeschränkte Umsetzung dieser Empfehlung zu überwachen und zu fordern, in

Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für Steuerfragen, dem Ausschuss für

Entwicklungshilfe und gegebenenfalls anderen OECD-Organen. Diese Folge-

massnahmen umfassen insbesondere:

i) die Entgegennahme von Notifizierungen und sonstigen Informationen, die der

Arbeitsgruppe von den Mitgliedstaaten übermittelt werden;

ü) regelmässige Prüfungen der von den Mitgliedstaaten eingeleiteten

Massnahmen zur Umsetzung der Empfehlung und gegebenenfalls zur

Formulierung von Vorschlägen, um die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung

zu unterstützen; diese Prüfungen stützen sich auf folgende ergänzende

Vorkehrungen:

ein System der Selbstevaluierung, bei dem mit Hilfe der von den

MitgHedstaaten auf der Basis eines Fragebogens gegebenen Antworten

bewertet werden kann, wieweit die Empfehlung umgesetzt wurde;

ein System der gegenseitigen Evaluierung, bei dem jeder Mitgliedstaat

turnusmässig von der Arbeitsgruppe für Bestechungsfragen auf der

Basis eines Berichts geprüft wird, der eine objektive Bewertung der von
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dem betreffenden Mitgliedstaat bei der Umsetzung der Empfehlung

erzielten Fortschritte enthält

in) die Untersuchung spezifischer Fragen im Zusammenhang mît Bestechungen

in internationalen Geschäftstransaktionen;

iv) die Untersuchung der Möglichkeit, den Geltungsbereich der OECD-Arbeiten

zur Bekämpfung der internationalen Bestechung zu erweitem und auf die

Bestechung im privatwirtschaftlichen Sektor sowie auf die Bestechung

ausländischer Amtsträger auch in solchen Fällen auszudehnen, in denen das

Motiv weder die Erteilung noch die Sicherung eines Auftrags ist;

v) die rcgelmässige Information der Öffentlichkeit über ihre Arbeiten und

Aktivitäten und über die Umsetzung der Empfehlung.

EX. VERWEIST auf die Verpflichtung der Mitgliedstaaten zu einer engen

Zusammenarbeit bei diesen Folgemassnahmen gcmäss Artikel 3 des

Übereinkommens über die OECD.

X. BEAUFTRAGT den Ausschuss für internationale Investitionen und multinationale

Unternehmen, die Umsetzung von Abschnitt in und, in -Zusammenarbeit mit dem

Ausschuss für Steuerfragen, von Abschnitt IV dieser Empfehlung zu überprüfen

und den Ministern im Frühjahr 1998 sowie dem Rat der OECD nach der ersten

regelmässigen Überprüfung und gegebenenfalls danach Bericht zu erstatten und

diese revidierte Empfehlung innerhalb von drei Jahren nach ihrer Annahme erneut

zu prüfen.

Zusammenarbeit mit Nichtmitgliedstaaten

XL ERLÄSST DIE AUFFORDERUNG an die Nichtmitgliedstaaten, sich der

Empfehlung anzuschliessen und sich an etwaigen institutionellen Folge- oder

Umsetzungsmechanismen zu beteiligen.

XII. BEAUFTRAGT den Ausschuss für internationale Investitionen und multinationale

Unternehmen über dessen Arbeitsgruppe für Bestechungsfragen, ein Forum für

907



Konsultationen mit solchen Landern zu schaffen, die sich der Empfehlung noch

nicht angeschlossen haben, um eine breitere Teilnahme an der Empfehlung und

ihren Folgemassnahmen zu fördern.

Beziehungen zu internationalen Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen

XÏIL BEAUFTRAGT den Ausschuss für internationale Investitionen und multinationale

Unternehmen, über seine Arbeitsgruppe für Bestechungsfragen mit internationalen

Organisationen und internationalen Finanzinstitutionen, die aktiv bei der

Bekämpfung von Bestechung bei internationalen Geschäftsabschlüssen mitwirken,

Konsultationen zu führen und mit ihnen zusammenzuarbeiten und

Nichtregierungsorganisationen sowie Vertreter aus Unternehmenskreisen, die in

diesem Bereich tätig sind, ebenfalls regelmässig zu konsultieren.

ANHANG

Vereinbarte gemeinsame Elemente des Strafrechts und damit zusammenhängende

Massnahmen

1. Elemente des strafrechtlichen Tatbestand der Bestechung

i) Unter Bestechung ist das Versprechen oder die Gewährung einer

ungerechtfertigten Zahlung oder eines sonstigen Vorteils an einen Amtsträger

in dessen eigenem Interesse oder im Interesse eines Dritten zu verstehen,

wobei die Zahlung oder der Vorteil entweder unmittelbar oder über

Mittelspersonen in der Absicht erfolgt, den Amtsträger dahingehend zu

beeinflussen, dass er in der Ausübung seiner Dienstpflichten eine

Diensthandlung ausführt bzw. unterlässt, um auf diese Weise Aufträge zu

erhalten oder zu sichern;

n) Der Begriff ausländischer Amtsträger bezeichnet jede Person, die durch

Ernennung oder Wahl mit einem Amt im Rechts-, Verwaltungs- oder

Justizwesen eines ausländischen Staats oder einer internationalen

Organisation betraut wurde, bzw. jede sonstige Person, die eine öffentliche

Funktion oder Aufgabe in einem ausländischen Staat ausübt;
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iü) Als Offertstelle gilt jede Person, die auf eigene Rechnung oder im Auftrag

einer anderen natürlichen oder juristischen Person handelt.

2. Ergänzende Elemente des strafrechtlichen Tatbestands

Es wird vom Grundsatz ausgegangen, dass die allgemeinen strafrechtlichen

Begriffe der versuchten Straftat, der Tatbeteiligung und/oder der rechtswidrigen

Absprache nach dem Recht des die Strafverfolgung betreibenden Staats auch auf

die Straftat der Bestechung ausländischer Amtsträger Anwendung findet.

3. Argumente zur Rechtfertigung und Verteidigung

Die Bestechung ausländischer Amtsträger zur Erzielung bzw. Sicherung von

Aufträgen stellt eine Straftat dar, und zwar ungeachtet des Werts oder des

Ergebnisses der jeweiligen Bestechung, der Einschätzung der ortsüblichen Sitten

und Gepflogenheiten oder der Duldung von Bestechung durch die lokalen

Behörden.

4. Gerichtsbarkeit

Die Gerichtsbarkeit im Falle des Straftatbestands der Bestechung ausländischer

Amtsträger sollte in jedem Fall begründet werden, wenn die Straftat gänzlich oder

teilweise auf dem Hoheitsgebiet des die Strafverfolgung betreibenden Staats

begangen wurde. Die hoheitsrechtliche Begründung der Gerichtsbarkeit sollte im

weiten Sinne ausgelegt werden, damit eine materielle Verknüpfung mit der

Bestechungshandlung nicht ausführlich belegt zu werden braucht

Staaten, die ihre Staatsangehörigen für im Ausland begangene Straftaten

strafrechtlich verfolgen, sollten dies im Fall der Bestechung ausländischer

Amtsträger nach denselben Grundsätzen tun.

Staaten, die bei der strafrechtlichen Verfolgung nicht den Grundsatz der

Staatsangehörigkeit anwenden, sollten im Fall der Bestechung ausländischer

Amtsträger zur Auslieferung ihrer Staatsangehörigen bereit sein.
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Alle Länder sollten überprüfen, ob ihre gegenwärtigen Bestimmungen über die

Gerichtsbarkeit ein wirksames Mittel im Kampf gegen die Bestechung

ausländischer Amtsträger darstellen, und gegebenenfalls entsprechende

Abhilfemassnahmen treffen.

J. Sanktionen

Der Straftatbestand der Bestechung ausländischer Amtsträger sollte auf wirksame,

angemessene und abschreckende Weise strafrechtlich geahndet werden bzw.

strafbar sein, wobei die Strafen eine effektive gegenseitige Rechtshilfe und

Auslieferung gewährleisten und den Strafen entsprechen sollten, die im Fall der

Bestechung inländischer Amtsträger verhängt werden.

Es sollten Geldstrafen oder andere Sanktionen des Zivil-, Verwaltungs- oder

Strafrechts gegenüber allen an der betreffenden Straftat beteiligten juristischen

Personen vorgesehen werden, wobei die Höhe der Bestechungsgelder sowie die

Gewinne zu berücksichtigen sind, die sich aus Geschäftstransaktion infolge von

Bestechungen ergeben.

Es sollte die Einziehung bzw. Beschlagnahme der der Bestechung dienenden

Mittel, der mit der Bestechung erzielten Vorteile sowie der Gewinne aus

Geschäftstransaktionen, die infolge von Bestechungen zustandegekommen sind,

vorgesehen werden oder es sollten entsprechende Geldstrafen verhängt bzw.

Entschädigungen zur Auflage gemacht werden.

6. Effektive Umsetzung

Angesichts der Schwere des Straftatbestands der Bestechung ausländischer

Amtsträger sollten die mit der Strafverfolgung betrauten öffentlichen Organe in

unabhängiger Weise und in Befolgung berufsethischer Grundsätze von dem ihnen

zustehenden Ermessen Gebrauch machen. Sie sollten sich weder von Erwägungen

nationaler Wirtschaftsinteressen oder guter politischer Beziehungen noch durch die

Identität der Geschädigten beeinflussen lassen.
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Bei Klagen der Geschädigten sollten von den zuständigen Behörden sehr

gründliche Ermittlungen durchgeführt werden.

Die Verjährungsfrist sollte hinreichend lang sein, um diesem komplexen

Straftatbestand gerecht zu werden.

Die staatlichen Stellen der einzelnen Länder sollten den jeweiligen

Strafverfolgungsbehörden hinreichende Mittel einräumen, um diesen eine

wirksame Strafverfolgung im Fall der Bestechung ausländischer Amtsträger zu

erlauben.

7. Ergänzende Vorschriften (strafrechtlicher und nichtstrafrechtUcher Art)

Vorschriften bezüglich Rechnungslegung, Buchführung und Offenlegung von

Informationen

Zur wirksamen Bekämpfung der Bestechung öffentlicher Amtsträger sollten

die Staaten auch Unterlassungen,' Fälschungen und Betrug in der

Rechnungslegung auf angemessene Weise sanktionieren.

Geldwäscherei

Die Bestechung ausländischer Amtsträger sollte im Hinblick auf die

gesetzlichen Bestimmungen über Geldwäscherei überall dort als schwerer

Rechtsverstoss behandelt werden, wo die Bestechung inländischer

Amtsträger einen schweren Verstoss gegen die Bestimmungen über die

Geldwäscherei darstellt, und zwar ungeachtet des Ortes, an dem die

Bestechung stattgefunden hat.

8. Internationale Zusammenarbeit

Eine wirksame gegenseitige Rechtshilfe ist unerlässlich, um Ermittlungen

durchführen und Beweismaterial zum Zweck der strafrechtlichen Verfolgung der

Bestechung ausländischer Amtsträger zusammentragen zu können.
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Die Annahme von Gesetzen, mit denen die Bestechung ausländischer Amtsträger

unter Strafe gestellt wird, würde die durch die Voraussetzung der doppelten

Strafbarkeit bedingten Hindernisse für gegenseitige Rechtshilfe beseitigen.

Die Länder sollten ihre Gesetze über gegenseitige Rechtshilfe so gestalten, dass

diese eine Zusammenarbeit mit Ländern erlauben, die Ermittlungen über Fälle der

Bestechung ausländischer Amtsträger durchführen, einschliesslich der

Zusammenarbeit mit Drittländern (dem Land des Offertstellers; dem Land, in dem

die Bestechungshandlung stattgefunden hat), sowie mit Ländern, die auf

Bestechungstatbestände andere Arten von strafrechtlichen Bestimmungen

anwenden.

Es sollten Mittel und Wege geprüft und angewendet werden, um die Wirksamkeit

der gegenseitigen Rechtshilfe zu verstärken.
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814 Pressemitteilung der Ministertagung des EFTA-Rates
vom 19. Juni 1997 in Genf21

Die EFTA-Ministertagung fand am 19, Juni 1997 unter Vorsitz des Schweizer
Wirtschaftsministers, Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz, in Genf statt. Die Minister
überprüften die Beziehungen der EFTA zur Europäischen Union, namentlich auch im
Rahmen des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR). Sie stellten fest, dass das EWR-
Abkommen weiterhin gut funktioniert, und nahmen Kenntnis von der Beteiligung jener
EFTA-Staaten, die zugleich EWR-Mitglieder sind, an der Entwicklung und Realisierung
des gemeinsamen Binnenmarktes, Die Minister zeigten sich befriedigt über die
Unterzeichnung eines Freihandelsabkommens zwischen den EFTA-Staaten und Marokko
sowie über die Verabschiedung von Zusammenarbeitserklärungen mit Jordanien und
dem Libanon, Diese Initiativen stellen für die EFTA einen -wichtigen Schritt in Bezug auf
die Mittelmeerregion dar. Die fortschreitende Ausweitung des Netzes der von der EFTA
geschlossenen Abkommen soll die Vorbedingungen für eine Teilnahme der
Wirtschaftsakteure aus den EFTA-Staaten am zukünftigen Euro-mediterranen Raum
schaffen. Die Minister unterstrichen im weiteren ihren Willen, die Aufnahme von
Beziehungen mit weiter entfernten Ländern und Regionalgruppierungen zu diskutieren
und hierzu gemeinsame Prioritäten zu bestimmen und Strategien festzulegen, Schliesslich
verabschiedeten die Minister ein Abkommen der EFTA-Staaten über Amtshilfe in
Zollsachen und nahmen zur Kenntnis, dass in der Arbeit des Sekretariats dem
Umweltschutz ein wachsender Stellenwert zukommt.

ZUSAMMENARBEIT EFTA-EU

Die Minister stellten fest, dass das EWR-Abkommen im allgemeinen weiterhin gut
funktioniert. Seit der letzten Ministertagung wurden vom gemischten EWR-Ausschuss 36
Beschlüsse gefasst, welche die Eingliederung von 53 EU-Rechtstexten in das EWR-
Abkommen zur Folge hatten. Die Einführung neuer Verfahren hatte eine wesentliche
Verbesserung des Beschlussfassungsprozesses seitens der EFTA zur Folge. Die EFTA-
Staaten nutzten in verstärktem Mass die Möglichkeiten, die das Abkommen hinsichtlich
Konsultation und Information bietet, und konnten damit ihren Beitrag zu den
verschiedensten, von der EU ausgearbeiteten Gesetzesvorschlägen und politischen
Analysen leisten.

Die Minister der EFTA/EWR-Staaten begrüssten die Fortschritte, die in mehreren
wesentlichen Bereichen erzielt worden sind, so die Vorbereitungen zur Eingliederung des
Acquis im Veterinärbereich, die Gesetzgebung über die Arzneimittel sowie die

21 Übersetzung des englischen Originaltextes.
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Aushandlung von Abkommen zur gegenseitigen Anerkennung von Konformitäts-
zeugnissen, die mit einer bestimmten Anzahl Drittstaaten parallel zur EU abzuschliessen
sein werden.

Die Minister der EFTA/EWR-Staaten unterstrichen die grosse Bedeutung, die sie der
Zusammenarbeit mit der EU im Bereich der Aussenpolitik beimessen. In dieser Hinsicht
begrüssten sie, dass ihre Staaten sich einer Anzahl politischer Initiativen der EU
anschliessen konnten, und drückten den Wunsch nach einer Ausweitung der
Zusammenarbeit mit der EU in diesem Bereich aus.

Die Minister der EFTA/EWR-Staaten bestätigten die drei Mitglieder der EFTA-
Überwachungsbehörde Hannes Hafstein (Island), Bernd Hammermann (Liechtenstein)
und Knut Almestad (Norwegen) für weitere vier Jahre im Amt.

Die Minister nahmen vom Bericht über Fortschritte bei den bilateralen Verhandlungen
zwischen der Schweiz und der EU Kenntnis.

BEZIEHUNGEN DER EFTA ZU DRITTSTAATEN

Die Minister drückten ihre grosse Befriedigung über die wachsende Bedeutung der
EFTA-Beziehungen zu Drittstaaten aus. Eineinhalb Jahre nach der Unterzeichnung einer
Zusammenarbeitserklärung mit Marokko anlässlich einer EFTA-Ministertagung in
Zermatt konnte bereits ein Freihandelsabkommen abgeschlossen werden. Dessen Ziel ist
es, bis ins Jahr 2010 schrittweise eine Freihandelszone für Industrieprodukte und Fisch
einzuführen.

Die Minister begrüssten die Unterzeichnung von Zusammenarbeitserklärungen der EFTA
mit Jordanien und dem Libanon. Es handelt sich hier um den ersten Schritt auf dem Weg
zur Errichtung einer Freihandelszone zwischen der EFTA und diesen zwei
Partnerländern.

Die Minister stellten fest, dass die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit
Tunesien gut angelaufen sind. Die Aufnahme ähnlicher Gespräche mit Zypern ist noch
für dieses Jahr vorgesehen.

Die Minister betonten, dass diese Initiativen einen wichtigen Schritt der EFTA in
Richtung Mittelmeerregion darstellten. Die schrittweise Ausweitung des Netzes der von
der EFTA geschlossenen Abkommen schafft die Vorbedingungen für die Teilnahme der
Wirtschaftsakteure aus den EFTA-Staaten am zukünftigen euro-mediterranen Frei-
handelsraum.

Die Minister riefen in Erinnerung, dass die EFTA-Staaten inzwischen 13
Freihandelsabkommen geschlossen und 7 Zusammenarbeitserklärungen mit mittel- und
osteuropäischen Partnerstaaten und der Mittelmeerregion verabschiedet haben. Die
bestehenden Freihandelsabkommen werden regelmässig im Lichte der internationalen
Handelspolitik in Bereichen wie technische Vorschriften, öffentliches Beschafrungs-
wesen, Schutz des geistigen Eigentums, Dienstleistungen und Zulassung von
Investitionen überprüft und angepasst. 1997 wurden mit Ungarn, Estland, Lettland und
Litauen solche Überprüfungen vorgenommen.
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Die Minister unterstrichen ihren Willen, die Aufnahme von Beziehungen mit weiter
entfernten Ländern und Regionalgruppierungen zu diskutieren und hierzu gemeinsame
Prioritäten für die Annäherung an diese Länder und regionalen Gruppierungen zu
identifizieren und Strategien zu definieren. Die Minister stellten fest, dass diesbezüglich
bereits erste Kontakte zwecks gemeinsamer Diskussion möglicher Zusammen-
arbeitsformen aufgenommen worden sind.

EFTA-INTERNE TÄTIGKEITEN

Die Minister beschlossen, durch eine Anpassung der Konvention von Stockholm die
substantiellen Bestimmungen sowohl des Abkommens über die gegenseitige Amtshilfe in
Zollsachen, das vor kurzem zwischen der Schweiz und der EU abgeschlossen wurde, und
des Protokolls 11 des EWR-Vertrags auf alle EFTA-Länder auszuweiten. Sie betonten,
dass damit die Beziehungen unter den EFTA-Staaten eine wesentliche Verbesserung
erfahren.

Die Minister stellten fest, dass angemessene Massnahmen getroffen worden sind, damit
die Arbeiten des Sekretariats auf dem Gebiet des Umweltschutzes aktiv weitergeführt
werden können, und pflichteten der Entschliessung des OECD-Rats (C(96)40/FINAL)
auf dem Gebiet des Umweltschutzes bei.

Die Minister hoben die bedeutende Rolle der Konsultativorgane der EFTA hervor. Das
Parlamentarierkomitee und der Konsultativausschuss leisten nicht nur einen Beitrag an
die interne Arbeit der EFTA, sie haben auch die Kontakte mit ihren Partnern in der
Europäischen Union und in Drittstaaten verstärkt.

NÄCHSTE TAGUNG

Die nächste Tagung des Ministerrats soll am 3. und 4. Dezember 1997 in Genf
stattfinden.
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815 Pressemitteilimg der Ministertagung des EFTA-Rates vom

4. Dezember 1997 in Genf22

Die Europäische Freihandelsassoziation (EFTA) führte am 4. Dezember 1997 unter dem
Vorsitz von Frau Hild F. Johnson, Ministerin für Entwicklung und Menschenrechte
(Norwegen), das Herbst-Ministertreffe in Genf durch. Die Minister der EFTA-Staaten
nahmen eine Neubewertung der EFTA-Beziehungen mit der EU, insbesondere im
Rahmen des EWR-Abkommens, vor. Sie nahmen zur Kenntnis, dass das EWR-Abkommen
und die Mitwirkung der EFTA/EWR-Staaten in der Entwicklung und Umsetzung des
Binnenmarktes gut funktioniert. Die Minister begrüssten, dass Freihandelsbeziehungen
mit Kanada in Aussicht stehen und dass informelle EFTA-Kontakte mit anderen Landern
und regionalen Gruppierungen ausserhalb Europas hergestellt worden sind. Es wurde
daran erinnert, dass der weitere Ausbau des EFTA-Abkommensnetzes im
Mittelmeerraum die notwendigen Voraussetzungen schaffen werde, damit die
Unternehmen aus EFTA-Ländern an der zukünftigen Euro-Mediterranen
Freihandelszone partizipieren können.

EFTA-EU KOOPERATION

Es wurde zur Kenntnis genommen, dass das EWR-Abkommen im allgemeinen für alle
Parteien zufriedenstellend funktioniert. 67 Beschlüsse sind seit dem letzten
Ministertreffen vom Gemischten EWR-Ausschuss verabschiedet worden, wodurch 80
EG-Rechtsakte in das EWR-Abkommen übernommen wurden. Darunter fallen auch
Beschlüsse, welche eine EFTA-Teilnahme an einer Anzahl von weiteren EU-
Programmen ermöglichen. Die Einführung neuer Verfahren auf EFTA-Seite hat zu einer
beschleunigten Beschlussfassung beigetragen. Seitens der EFTA und der Europäischen
Kommission werden Anstrengungen unternommen, um diesen Prozess noch weiter zu
verbessern. Die Minister nahmen ferner zur Kenntnis, dass EFTA-Experten in weiteren
EG-Ausschüssen mitwirken, was von beiden Seiten als von Bedeutung für das gute
Funktionieren des EWR-Abkommens eingestuft wird.

Die EFTA/EWR-Minister begrüssten die Tatsache, dass weitere Fortschritte in einer
Reihe von wesentlichen Fragen gemacht wurden, namentlich in den Vorbereitungen für
die Übernahme des EG-Veterinäracquis und der Gesetzgebung im Pharmabereich, sowie,
parallel zur EU, in den Verhandlungen von gegenseitigen Konformitätsanerkennungen
mit einer Anzahl von Drittländern.

Die EFTA/EWR-Minister sind sich einig, dass - im Anschluss an das kürzliche Treffen
des EWR-Rates - der Vertrag von Amsterdam unter dem Gesichtspunkt möglicher

'' Übersetzung des englischen Originaltextes.
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Auswirkungen auf das EWR-Abkommen analysiert werden müsse. Beide Seiten werden
die Angelegenheit gemeinsam weiterverfolgen. In bezug auf die EU-Erweiterung hielten
die EFTA/EWR-Minister fest, dass es erforderlich sein wird, gemeinsam mit der EU die
möglichen Auswirkungen einer EU-Erweiterung auf das Funktionieren des EWR-
Abkommens. abzuklären.

Die Minister wiesen auf den fruchtbaren Meinungsaustausch hin, welcher anlässlich des
jährlichen Treffens der Finanz- und Wirtschaftsminister der EU- und EFTA-Länder in
Luxemburg am 12. Oktober 1997 stattgefunden hat. Dabei wurden auch Gespräche über
mögliche Strategien geführt, um Wachstum und Beschäftigung in Europa zu steigern. Die
Minister besprachen auch die Auswirkungen der Schaffung der Europäischen
Währungsunion (EWU). Sie nahmen zur Kenntnis, dass die Währungsunion einen
Rahmen für monetäre Stabilität, Budgetdisziplin und Wachstum schaffen werde.

Die Minister nahmen den Bericht über die bilateralen Verhandlungen zwischen der
Schweiz und der EG zur Kenntnis.

EFTA-DRITTLANDBEZIEHÜNGEN

Die Minister druckten ihre Befriedigung über die dynamische Entwicklung der EFTA-
Drittlandbeziehungen aus. Sie erinnerten daran, dass anlässlich des letzten Treffens eine
Lagebeurteilung der gemeinsamen Politik gegenüber Drittländern beschlossen wurde.
Dabei wurden Prioritäten festgelegt, wie mit einzelnen Ländern und regionalen
Gruppierungen ausserhalb Europas Kontakte aufgebaut werden könnten. Die Minister
hielten fest, dass diese Diskussion erste greifbare Resultate aufgezeigt habe.

Kanada hat dem Wunsch Ausdruck gegeben, mit den EFTA-Staaten
Freihandelsbeziehungen aufzunehmen. Die Minister begrüssten diesen Schritt und haben
ihre Bereitschaft erklärt, die Möglichkeit einer Aufnahme von Freihandelsbeziehungen
mit Kanada zu erörtern. Ehi erstes Treffen sollte schon in der ersten Jahreshälfte 1998 im
Rahmen der bilateralen Kooperationsabkommen zwischen Kanada und einzelnen EFTA-
Staaten stattfinden. Die Minister fügten hinzu, dass sie den Beziehungen mit Kanada
grosse Bedeutung in der zukünftigen Arbeit der EFTA einräumen werden.

Die Minister nahmen mit Interesse zur Kenntnis, dass informelle Kontakte mit den
MERCOSUR-Ländern, dem Golfkooperationsrat (GCC) und Südafrika stattgefunden
haben, um Modalitäten für verstärkte Handelsbeziehungen zu erörtern.

Der schrittweise Ausbau von EFTA-Abkommen im Mittelmeerraum geht unvermindert
weiter. Damit werden die notwendigen Voraussetzungen für Unternehmen aus den
EFTA-Ländem geschaffen werden, um an der künftigen Euro-Mediterranen
Freihandelszone partizipieren zu können. Die Verhandlungen für ein Frei-
handelsabkommen mit Tunesien sind weit fortgeschritten. Mit Zypern und Malta haben
kürzlich technische Gespräche für Freihandelsabkommen stattgefunden. Eine erste
Verhandlungsrunde mit Zypern ist für anfangs 1998 vorgesehen. Informelle Gespräche
haben ebenfalls mit Vertretern der Palästinensischen Autonomiebehörde stattgefunden,
um Verhandlungen für ein Interims-Freihandelsabkommen im nächsten Jahr
vorzubereiten. Verhandlungen für ein Freihandelsabkommen mit Jordanien sollen
ebenfalls 1998 eingeleitet werden.
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Die Minister erinnerten daran, dass die EFTA-Staaten bereits 13 Freihandelsabkommen
und 7 Kooperationserklärungen mit Partnern in Mittel- und Osteuropa und im
Mittelmeerraum abgeschlossen haben. Bestehende Freihandelsabkommen werden
regelmässig neu bewertet und den neuesten Entwicklungen der internationalen
Handelspolitik angepasst, vornehmlich in den Bereichen technische Vorschriften,
öffentliches Beschaffungswesen, Vorschriften im Bereich des geistigen Eigentums,
Dienstleistungen, Investitionen, Niederlassung und gegenseitige Amtshilfe in Zollsachen.
Eine Überprüfung des Freihandelsabkommens mit Israel hat bereits in der zweiten Hälfte
1997 stattgefunden. Mit Bulgarien, Rumänien und der Türkei stehen weitere unmittelbar
bevor.

BERATUNGSAUSSCHÜSSE

Die Minister hoben die wertvolle Rolle der EFTA-Beratungsausschüsse hervor. Der
Parlamentarische Ausschuss und der Beratende Ausschuss haben nicht nur zur EFTA-
internen Arbeit beigetragen, sondern auch die Kontakte mit ihren entsprechenden
Gesprächspartnern in der Europäischen Union und Drittländern verstärkt

WTO

Die Minister bekräftigten nachdrücklich ihre Unterstützung für das multilaterale
Handelssystem und nahmen mit Befriedigung zur Kenntnis, dass die WTO gut
funktioniere. Sie waren sich einig, dass grösste Bemühungen unternommen werden
sollten, um die sich gegenseitig ergänzende Beziehung zwischen regionaler Integration
und multilateraler Handelspolitik aufrechtzuerhalten. In diesem Zusammenhang wurde
auch die Vereinbarkeit der EFTA-Freihandelsverträge mit den WTO-Regeln besprochen.
Die Minister gaben ihrem Willen Ausdruck, aktiv zu einer erfolgreichen WTO-
Ministerkonferenz im Mai 1998 beizutragen, und bekräftigten ihre Unterstützung für das
zukunftweisende Arbeitsprogramm der WTO, einschliesslich der in den Abkommen
enthaltenen sogenannten "built-in-agenda".

NÄCHSTES TREFFEN

Das nächste Treffen des Rates auf Ministerstufe findet in Reykjavik statt. Es wurde auf
den 3. und 4. Juni 1998 festgesetzt.
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816 Bewilligungspflichtige Versandkontrollen in der Schweiz im
Auftrag ausländischer Staaten

Die im Zusammenhang mit dem WTO-Übereinkommen über Kontrollen vor
dem Versand (SR 0.632.20, Anhang 1A.10) (vgl. Ziff. 422 des Berichts)
erlassene Verordnung vom 17. Mai 1995 über die Durchführung von
Versandkontrollen (SR 946.202.8) regelt die Zulassung, Durchführung und
Überwachung solcher Kontrollen (v.a. Überprüfung der Qualität, der Menge
und des Preises) im Auftrag ausländischer Staaten durch spezialisierte
Versandkontrollgesellschafte in der Schweiz. Für Versandkontrollen
braucht es eine Bewilligung des EVD.

Nach Artikel 15 der Verordnung ist jährlich eine Liste zu veröffentlichen, in
welcher die Versandkontrollstellen, die über eine Bewilligung zur
Vornahme von Versandkontrollen in der Schweiz verfügen, sowie die
Länder, auf die sich die Bewilligung bezieht, aufgeführt sind.

Zurzeit verfügen vier Kontrollgesellschaften über solche Bewilligungen. Es
sind dies die Société Générale de Surveillance S.A. in Genf (SGS), die

Cotecna Inspection S.A. in Genf (Cotecna), das Bureau Véritas/BIVAC
(Switzerland) AG in Zürich (Veritas) sowie die Inspectorate (Suisse) S.A. in
Prilly (Inspectorate). Die entsprechenden Bewilligungen beziehen sich auf
37 Staaten, von denen drei nicht der WTO angehören. Nachfolgend sind die
betreffenden Staaten und Versandkontrollstellen in alphabetischer Reihen-
folge aufgelistet; das Stichdatum ist der 30. November 1997.

Land Versandkontrollstellen Bewilligungs-
(*) = Nichtmitglied der WTO datum

Angola SGS 01.09.96
Argentinien SGS 18.11.97

Véritas • 18.11.97
Inspectorate 18.11.97

Benin Véritas 01.09.96
Bolivien SGS 01.09.96

Inspectorate 01.09.96
Burkina Faso SGS 01.09.96
Burundi SGS 01.09.96
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Côte d'Ivoire
Demokratische Republik Kongo 23

Djibouti
Ecuador

Ghana
Guinea
Kambodscha (*)
Kamerun
Kenya
Kolumbien

Komoren (*)
Kongo
Liberia (*)
Madagaskar
Malawi
Mali
Mauretanien
Mozambik
Niger
Nigeria
Paraguay

Peru

Philippinen
Ruanda
Sambia
Senegal
Sierra Leone
Tansania (+Sansibar)
Togo
Uganda
Zentralafrika

SGS
SGS
Cotecna
SGS
Cotecna
Veritas
Inspectorate
Cotecna
SGS
SGS
SGS
Veritas
Veritas
Inspectorate
Cotecna
SGS
SGS
Veritas
SGS
SGS
SGS
Inspectorate
Cotecna
Inspectorate
SGS
Veritas
SGS
Cotecna
Veritas
SGS
SGS
SGS
SGS
Veritas
SGS
Cotecna
SGS
SGS

01.09.96
01.09.96
15.08.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
15.08.96
01.09.96
01.09.96
15.08.96
15.08.96
15.08.96
01.09.96
24.02.97
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
15.08.96
15.08.96
12.05.97
01.09.96
18.10.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96
01.09.96

Seit 17. Mai 1997 (früher: Zaire)-
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817 Reformen in den regionalen Entwicklungsbanken

Das Jahr 1995 war durch die interne Krise der Afrikanischen
Entwicklungsbank (A/DB), durch den Wechsel des Präsidenten und durch
das Vorhaben eines bedeutenden Reformprogramms, das mehrere
Bereiche24 umfasst, gekennzeichnet. Das Jahr 1996 war für die Bank ein
Übergangsjahr, charakterisiert durch die Bemühungen des Präsidenten - mit
der Unterstützung des Verwaltungsrates - eine neue Basis für die Reformen
zu schaffen. 1997 konnten diese Reformen weitergeführt werden. Bis heute
haben sich folgende Entwicklungen ergeben:

i) Auf organisatorischer Ebene: 1996 wurde eine neue Organisationsstruktur
geschaffen, welche sich stärker an Landern orientiert und in die drei
Sektoren Operationen (mit fünf regionalen Departementen), Finanzen und
institutionelles Management aufgeteilt ist. Damit ist die Gesamtheit der
administrativen Funktionen abgedeckt. Von Januar 1996 bis Oktober 1997
hat der Personalbestand bedeutende Mutationen erfahren (70% der
Vorgesetzten und 30% der Mitarbeiter). Die Bank hat während dieser
Periode trotz einschneidender Veränderungen ihre Darlehensoperationen
erhöhen können. Nach Beendigung des Anstellungsprozesses anfangs 1998
wird das Personal der Bank aus rund 1000 Personen bestehen (wovon 57%
Bankfachleute).

ii) Auf der operativen Ebene: die Umsetzung der Reformmassnahmen
wurde durch die Vorbereitung und die Diskussion des Strategieberichtes für
jedes Land, durch Berichte über die Portfolioleistungen durch eine bessere
Auswertung der Schätzungsergebnisse und durch mehrere Überwachungs-
missionen konkretisiert. Es wurde ein Komitee zur Evaluation der

24 Der Aktionsplan umfasst vier Teile: die Verbesserung der Organisationsstruktur, die
Qualitätsverbesserung der Operationen, die Revision des Finanzmanagements und die Reform
der« Gouvernanz » (vgl, Ziff. 816 des Berichts 96/Ì+2).

921



operativen Effekte auf die ökonomische Entwicklung eingesetzt, um die

Qualität des Portfolios der Bankprojekte zu verbessern.

Üi) Auf der finanziellen Ebene: In Zusammenarbeit mit der Weltbank führt

die BAfD zurzeit konkurrenzfähigere Produkte ein, die besser an die

Bedürfnisse der Kundschaft angepasst sind (Anleihe mit gleitenden

Zinssätzen, Zugang zu kontinentalen Währungen wie dem Euro Rand). Die

finanzielle Reform hat die Gründung einer Einheit tur das finanzielle

Risikomanagement wie auch einer Einheit für die finanzielle Überwachung

mit sich gebracht. Eines der hauptsächlichen Probleme des finanziellen

Gleichgewichts der Bank ist die Frage der Zahlungsrückstände und deren

Konzentration auf wenige Lander. Auf Ende September 1997 stellten die

Zahlungsrückstände von drei Ländern mehr als 90 Prozent des

Gesamtbetrages der Zahlungsrückstände der Bank dar. Dank der

Einführung von strengeren Sanktionen, die bis zur Suspendierung von

Stimmrechten und der Teilnahme führen, ist es gelungen, einige Länder

dazu zu bewegen, ihre finanzielle Lage in Ordnung zu bringen. Dies hatte

den positiven Effekt, dass der Gesamtbetrag der Zahlungsrückstände auf

Ende September 1997 leicht rückläufig war.

iv) Die Erarbeitung neuer Regeln für die Beschaffung von Gütern und

Dienstleistungen sowie der Einsatz von Beratern haben es ermöglicht, die

Bank mit entsprechenden Instrumenten auszustatten, die auf internationaler

Ebene anerkannt sind. Seit der Inkraftsetzung dieser neuen Regeln hat die

Zahl der Klagen abgenommen. Im übrigen hat der erste Bericht der Bank

über die Beschaffungsaktivitäten, der im Februar 1997 erstellt wurde,

Fortschritte im Informationsmanagement bezüglich der durch die Bank

finanzierten Kontrakte und bei der geographischen Verteilung ihrer

Begünstigten aufgezeigt. Dank dieses Berichts konnten die Qualität der

Leistungen der ausführenden Organe und der Dienstleistungen der Bank

evaluiert und die Beschaffungsaktivitäten besser überwacht werden.

Die in der Durchführung der verschiedenen Reformen durch die Bank

erzielten Fortschritte werden von der Schweiz aufmerksam verfolgt, dies

sowohl im Rahmen der Beratungen im Verwaltungsrat als auch in den
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Verhandlungen über die fünfte Kapitalaufstockung der Bank. Im übrigen
wurde im Rahmen der siebten Wiederaufffillung des afrikanischen
Entwicklungsfonds beschlossen, Anfang 1998 eine Untersuchung der
Banktätigkeit durchzuführen, um die Anwendung der Reformmassnahmen
einer Evaluation zu unterziehen.

Die Asiatische Entwicklungsbank (ÄsDB) setzte die Neudefinierung ihrer
Aufgaben fort, um eine stärkere katalytische Rolle in der wirtschaftlich-
sozialen Entwicklung der Länder Asiens und des Pazifik spielen zu können.
Sie verabschiedete wichtige Basisdokumente (u. a. Zusammenarbeit mit
Nichtregierungsorganisationen, Politik gegenüber Urvölkern, Politik im
Fischereibereich) und ist daran, ihre Politik zur Armutsbekämpfung und
gegen Korruption verbindlich zu formulieren.

Auch bei der Interamerikanischen Entwicklungsbank (IDB) werden die
Refonnbestrebungen weitergeführt. Ein wichtiger, noch wenig beachteter
Aspekt ist derjenige der Effizienz der internen Prozesse. Während sich die
Reorganisation von 1994 bezüglich des Organigramras bewährt hat, besteht
bei den Abläufen noch ein Anpassungsbedarf sowohl in Bezug auf die
Erhöhung der Qualität der Projekte als auch hinsichtlich der Senkung der
Kosten der operationeilen Tätigkeit. Eine „Task Force" arbeitet an einem
Konzept für die Bank im Jahr 2005. Von zentraler Bedeutung sind die
Festlegung neuer Angebote für verschiedene Gruppen von Kreditnehmern
und kostengünstiger Abläufe bei der Bereitstellung der Mittel.
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818 Volkswirtschaftliche Auswirkungen der öffentlichen
Entwicklungshilfe in der Schweiz

1996 hat die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) dem
„Institut Universitaire d'Etudes du Développement" (IUED) in Genf und
der Universität Neuenburg das Mandat übertragen, eine eingehende Studie
über die Rückflüsse der Entwicklungshilfe in die Schweizer Wirtschaft
durchzuführen25. Diese Studie, die sich auf das Jahr 1994 bezieht, zeigt,
dass ehi Franken an bilateraler öffentlicher Entwicklungshilfe
Auswirkungen auf das schweizerische Volkseinkommen (BIP) hatte, die
sich zwischen 1,37 und 1,46 Franken bewegen, während ein Franken
zugunsten der multilateralen Entwicklungshilfe Auswirkungen zwischen
1,71 und 2,10 Franken zeitigte. Der Effekt der gesamten öffentlichen
Entwicklungshilfe auf das Bruttoinlandprodukt - einschliesslich der
Hebelwirkung durch Mitfinanzierungen Dritter (NGO, Kantone,
Gemeinden, Privatwirtschaft) auf Ausgaben, die über die bilaterale
Entwicklungshilfe ausgelöst wurden - betrug zwischen 1,55 und
1,79 Franken. Die Studie analysierte auch die Aufteilung der Rückflüsse
pro Kanton.

Die Rekapitulierung der Rückflüsse innerhalb der letzten fünf Jahre zeigt,
dass die Zahlen innerhalb dieser Zeitspanne nur geringfügig variieren. In
Anbetracht der Kosten und des Arbeitsaufwandes, die eine solche Studie
verursachen, wurde beschlossen, nur alle vier Jahre eine detaillierte Studie
durchzuführen. Die nächste Studie, welche die Daten aus dem Jahr 1998
analysieren wird, soll 1999 durchgeführt werden. Die Ergebnisse werden im
Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik vom Januar 2000 veröffentlicht
werden.

25 Institut Universitaire d'Etudes du Développement et Université de Neuchâtel, Division

économique et sociale: „Effets économiques de l'aide publique au développement en Suisse";
Genève et Neuchâtel, décembre 1996.
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82 Beilagen 821 - 827

Teil II: Beilagen nach Artikel 10 Absätze 2 und 3 des Aussen-
wirtschaftsgesetzes (zur Genehmigung)
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821 Botschaft über die Vereinbarung mit der EG-Kommission
betreffend die Ablösung der Bescheinigung IMA l sowie die
Einführung neuer Ursprungsregeln für Milchprodukte aus
der Schweiz

vom 19. Januar 1998

821.1 Allgemeiner Teil

821.11 Übersicht

Im Rahmen der bestehenden Agrarvereinbarungen zwischen der Schweiz
und der EU können bestimmte Milchprodukte aus der Schweiz zu

Vorzugszöllen in die EU importiert werden, wenn die mit der jeweiligen

'Konzession verbundenen Voraussetzungen eingehalten werden. Dazu

zählen vor allem die Einhaltung von Mindestpreisen und dass es sich um

Waren schweizerischen Ursprungs handelt. Diese Bedingungen wurden

bisher in besonderen Zeugnissen (sog. Bescheinigung IMA 1) bestätigt. Bei

den Bescheinigungen über die Einhaltung der Mindestpreise wurden

Unregelmässigkeiten festgestellt. Die EG-Kommission sah sich daher

veranlasst, auf die bisherigen Bescheinigungen zu verzichten. Die

Einhaltung der Mindestpreise wurde durch ein System ersetzt, das sich

ausschliesslich auf die Einfuhrlizenzen der Gemeinschaft, stützt. Damit liegt

die Verantwortung für die Einhaltung der Mindestpreise allein beim EU-

Importeur. Um aber weiterhin sicherzustellen, dass die betreffenden
Milchprodukte schweizerischen Ursprungs sind, wurde zwischen der

Schweiz und der EG-Kommission vereinbart, auf diese Produkte die
Ursprungsregeln des Protokolls Nr. 3 zum Freihandelsabkommen von 1972

und sinngemäss die dort umschriebene Verwaltungszusammenarbeit

anzuwenden. Da diese Milchprodukte nicht unter den Geltungsbereich des

Freihandelsabkommens fallen, mussten die Gesprächsergebnisse in einer

vom Freihandelsabkommen gesonderten Vereinbarung festgehalten werden,

was im vorliegenden Briefwechsel erfolgt ist. Die Vereinbarung wird seit
l. Juni 1997 vorläufig angewendet.
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821.12 Die bisherige Bescheinigungsregelung

Für Milchprodukte aus der Schweiz, die aufgrund vertraglicher Bindungen

zu Vorzugszöllen in die EU eingeführt werden können, musste bisher in

einem speziellen Zertifikat (Bescheinigung IMA 1) bestätigt werden, dass

der für die Inanspruchnahme des Vorzugszolls geltende Mindestwert nicht

unterschritten wird und dass die Ware Schweizer Ursprung hat. Solche

Vorzugszölle werden von der EU gewährt für:

- Milch zur Ernährung von Säuglingen, Schmelzkäse, Glarner-Kräuterkäse,
Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz und Appenzeller26);

- Vacherin fribourgeois und Tête de Moine27);

- Tilsiter und Vacherin Mont d'Or28).

Mit der Ausstellung solcher Zertifikate waren je nach Produkt das
Bundesamt für Landwirtschaft, die Schweizerische Käseunion AG und
weitere privatrechtliche Organisationen des Käsesektors beauftragt 29). So

hatte die Schweizerische Käseunion (SK) bei der Ausruhr von Hart- und

Schmelzkäse-in den erwähnten Zertifikaten u.a. zu bescheinigen, dass die

Ware Schweizer Ursprung hat und dass die Mindestpreise nicht

unterschritten sind. Die zuständigen Organe in der EU stellten im Laufe von

26 Briefwechsel vom 29./30. Juni 1967 zwischen der Schweiz und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft über verschiedene Zollkonzessionen (SR 0.632.290.14).
27 Briefwechsel vom 5. Februar 1981 zwischen der Schweiz und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft über den gegenseitigen Handel mit gewissen Landwirtschaftsprodukten
und Erzeugnissen aus Landwirtschaftsprodukten (Agrarverhandlungen 1980; SR 0.632.290.15).
21 Briefwechsel vom 14. Juli 1986 zwischen der Schweiz und der EG-Kommission über die
Anpassung der Zugeständnisse im gegenseitigen Handel mit Käse (SR 0.632.401.815).
29 Vf des EVD vom 4. Juli 1968 über die Abgabe der für die Verzollung von bestimmten
schweizerischen Erzeugnissen in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erforderlichen
Bescheinigungen (AS 1968 859) und V vom 8. April 1981 über die Bescheinigung für die
Verzollung der Käse „Vacherin fribourgeois", „Tête de Moine" und „Vacherin Mont d'Or" in
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (AS 1981 360, 1986 1477), welche auf den 1. Juni
1997 aufgehoben worden ist (AS 1997 1154).
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Untersuchungen jedoch Unregelmässigkeiten in den Bescheinigungen der
SK30) fest, welche die EG-Kommission veranlassten, auf die Bescheini-
gungen (IMA 1) durch schweizerische Zertifikatsstellen generell zu
verzichten und die Einhaltung der Mindestpreise für alle Milchprodukte aus
der Schweiz, für welche eine Mindestpreisregelung gilt, allein von den EU-
Importeuren im Rahmen der einschlägigen EG-Einfuhrlizenzen bestätigen
zu lassen. Die EU hat diese Änderung mit der Verordnung (EG) Nr.

1165/97 der Kommission vom 26. Juni 1997 (EG-Amtsblatt Nr. L 169/6
vom 27. Juni 1997) vorgenommen.

821.13 Notwendigkeit einer Neuregelung

Mit der Abschaffung der erwähnten Bescheinigungen entfiel indessen auch

die Bescheinigung des schweizerischen Ursprungs der Ware, welche
ebenfalls eine Bedingung für die Inanspruchnahme des Vorzugszolls ist. Es

war daher nötig, eine adäquate Lösung zu finden. Zu diesem Zweck fanden
zwischen Vertretern der Schweiz und der EG-Kommission Gespräche statt,
welche zum Abschluss der vorliegenden Vereinbarung in Form eines
Briefwechsels geführt haben.

821.2 Besonderer Teil: Inhalt der Vereinbarung

Die vorliegende Vereinbarung hält zum einen die Abschaffung der
bisherigen Bescheinigungen fest; zum andern regelt sie die Ursprungs-
bedingungen und -formalitäten der betreffenden Milchprodukte.
Massgebend sind die im Protokoll Nr. 3 vom 6. April 1994

(SR 0.632.401.3) zum Freihandelsabkommen vom 22. Juli 1972
(SR0.632.401) enthaltenen Ursprungsregeln (die identisch sind mit den
bisherigen Ursprungsbestimmungen), die damit verbundene Verwaltungs-

zusammenarbeit, die sinngemäss Anwendung finden soll, und die

30Vgl. Bericht der gemeinsamen Subkommission Käseverwertung der Finanzkommissionen und

der Geschäftsprüfungskommissionen zur Subventionspraxis der Schweizerischen Käseunion AG
(BBl 1996 IV 476)
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erforderlichen Formulare. Zur Verwaltungszusammenarbeit zählt die
gegenseitige Amtshilfe durch die Zollverwaltungen bei der Prüfung der
Echtheit der Ursprungsbescheinigungen und der Richtigkeit der darin
enthaltenen Angaben. Da die betroffenen Milchprodukte nicht unter den

Geltungsbereich des Freihandelsabkommens von 1972 fallen, musste diese
Lösung in einer gesonderten Vereinbarung getroffen werden. Die
Ursprungsbestimmungen und die Verwaltungszusammenarbeit stellen neue
Verpflichtungen der Schweiz gegenüber der EU dar, weshalb die
Vereinbarung der Genehmigung durch die eidgenössischen Räte bedarf. Um
indessen die Ausfuhnnöglichkeiten dieser Milchprodukte in die EU zu
Präferenzzöllen ununterbrochen sicherzustellen, hat der Bundesrat gestützt
auf Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 über aussenwirt-
schaftliche Massnahmen (SR 946.201) beschlossen, die Vereinbarung vom
1. Juni 1997 an vorläufig anzuwenden.

Die vorliegende Vereinbarung hat keine Auswirkungen auf die bestehenden
Zollbindungen der EU zugunsten der Schweiz. Die Schweiz wird die in der
Vereinbarung enthaltenen Ursprungsbestimmungen bis zum Inkrafttreten
des im Rahmen der bilateralen Verhandlungen vorgesehenen Agrarab-
kommens anwenden, behält sich aber das Recht vor, ihre Verpflichtung
jederzeit unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist
zurückzunehmen.

8213 Finanzielle Auswirkungen

Das vorliegende Abkommen ist mit keinen finanziellen Auswirkungen auf

den Bundeshaushalt verbunden.

821.4 Legislaturplanung

Die vorliegende Vereinbarung ist im Bericht über die Legislaturplauung
1995-1999 nicht angekündigt. Die Ablösung der Bescheinigungsregelung
für schweizerische Milchprodukte im Verkehr mit der EU war nicht

voraussehbar.
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821.5 Gültigkeit für das Fürstentum Liechtenstein

Das Abkommen hat auch auf das Fürstentum Liechtenstein Gültigkeit,
solange dieses mit der Schweiz durch eine Zollunion verbunden ist.

821.6 Verfnssungsmässigkeit

Der Bundesbeschluss basiert auf Artikel 8 der Bundesverfassung, wonach
der Bund das Recht zum Abschluss von Staatsverträgen besitzt. Die
Bundesversammlung ist gemäss Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung

für deren Genehmigung zuständig. Das vorliegende Abkommen ist kündbar

und führt weder eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung noch einen
Beitritt zu einer internationalen Organisation herbei. Der Bundesbeschluss

unterliegt daher nicht dem fakultativen Referendum gemäss Artikel 89
Absatz 3 der Bundesverfassung.
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Anhang l

Bundesbeschluss Entwurf
über die Vereinbarung mit der EG-Kommission betreffend
die Ablösung der Bescheinigung IMA l sowie die Einführung
neuer Ursprungsregeln für Milchprodukte aus der Schweiz

vom

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung,
nach Einsicht in die im Bericht vom 19. Januar 19981 zur Aussenwirtschaftspolitik
97/1+2 enthaltene Botschaft,

beschliesst:

Art. l
1 Die Vereinbarung mit der EG-Kommission betreffend die Ablösung der Bescheini-
gung IMA l sowie die Einführung neuer Ursprungsregeln für Milchprodukte aus der
Schweiz wird genehmigt (Anhang 2).
2 Der Bundesrat wird ermächtigt, das Abkommen zu ratifizieren.

Art. 2

Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertragsreferendum.
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Anhang 2

Vereinbarung in Form eines Briefwechsels zwischen der

Schweizerischen Eidgenossenschaft und der EG-Kommission

betreifend die Ablösung der Bescheinigung IMA l sowie die

Einführung neuer Ursprungsregeln für Milchprodukte aus der

-Schweiz32

DER STAATSSEKRETÄR
Bundesamt für Außenwirtschaft

Bern, den 30. Mai 1997
Herrn G. Legras
Generaldirektor GD VI
Europäische Kommission
B-1049 Brüssel

Sehr geehrter Herr Generaldirektor,

Ich beehre mich, auf die technischen Erörterungen Bezug zu nehmen, die zwischen den
schweizerischen Behörden und den Stellen der Kommission über die Bescheinigung IMA
l für die Einfuhr von Käse und Milchprodukten schweizerischen Ursprungs
stattgefunden haben.

Ich nehme zur Kenntnis, dass aufgrund dieser Gespräche die Einfuhren der im Anhang
aufgeführten Milchprodukte in die EU fortan ausschliesslich dem System der
Einfuhrlizenzen der Gemeinschaft unterstellt sind. Ab dem Inkrafttreten der Änderungen
der betreffenden Gemeinschaftsregelung wird die Schweiz keine IMA l-Bescheinigungen
mehr ausstellen.

Bis die neue bilaterale Regelung über die Milchprodukte, über die noch verhandelt wird,
in Kraft tritt, wird die Einhaltung des Mindestpreises durch die neuen Bestimmungen der
erwähnten Gemeinschaftsregelung gewährleistet. Diese Bestimmungen sehen vor, dass
die EG-Einfuhrlizenz nur ausgestellt wird, wenn der Importeur eine Erklärung vorlegt,
welche die Einhaltung des Mindestpreises bestätigt.

! Übersetzung des französischen Originaltextes.

932



Für die Bestimmung, den Nachweis und die Prüfung der Ursprungseigenschaft, die bisher
durch die Bescheinigungsregelung IMA l gewährleistet waren, gelten fortan die Regeln
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmungen des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in"
oder „Ursprungserzeugnisse" zum Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 22. Juli 1972.
Die im Protokoll Nr. 3 umschriebenen Methoden der Verwaltungszusammenarbeit sind
sinngemäss anzuwenden.

Diese Änderungen haben keine negativen Auswirkungen auf die Einfuhr von Käse
schweizerischen Ursprungs in die Europäische Gemeinschaft.

Die Schweiz erklärt sich bereit, die erwähnten Regeln über die Bestimmung, den
Nachweis und die Prüfung der Ursprungseigenschaft ab dem 1. Juni 1997 und bis zum
Inkrafttreten der neuen Regelung über die Milchprodukte anzuwenden. Sie behält sich
jedoch das Recht vor, diese Verpflichtung jederzeit unter Einhaltung einer
sechsmonatigen Kündigungsfrist schriftlich zu widerrufen.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mich wissen lassen würden, ob Sie mit dem Inhalt
dieses Schreibens einverstanden sind.

Genehmigen Sie, Herr Generaldirektor, den Ausdruck meiner ausgezeichneten
Hochachtung.

Franz Blankart
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Anhang

HS Code

0402.2911
ex0404.9083

0406.2010
0406.9019

ex0406.30

ex0406.9002
ex0406.9003
ex0406.9004
ex0406.9005
ex0406.9006
ex0406.9013
ex0406.9015
ex0406.9017

ex0406.9018

0406.9025

Warenbezeichnung

Milch zur Ernährung von Säuglingen

Glarner-Kräuterkäse

Schmelzkäse

Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz und Appenzeller

Freiburger Vacherin, Vacherin Mont d'Or und Tête de Moine

Tilsiter
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EUROPÄISCHE KOMMISSION
Generaldirektion VI, Landwirtschaft

Brüssel, den 9. Juli 1997

Herrn F. Blankart
Staatssekretär
Bundesamt für Aussenwirtschaft
CH-3003 Bern

Sehr geehrter Herr Staatssekretär,

Ich beehre mich, Ihnen den Eingang Ihres Schreibens vom 30. Mai 1997 zu bestätigen,
das wie folgt lautet:

„Ich beehre mich, auf die technischen Erörterungen Bezug zu nehmen, die zwischen den
schweizerischen Behörden und den Stellen der Kommission über die Bescheinigung IMA
l für die Einfuhr von Käse und Milchprodukten schweizerischen Ursprungs stattge-
funden haben.

Ich nehme zur Kenntnis, dass aufgrund dieser Gespräche die Einfuhren der im Anhang
aufgeführten Milchprodukte in die EU fortan ausschliessUch dem System der
Einfuhrlizenzen der Gemeinschaft unterstellt sind. Ab dem Inkrafttreten der Änderungen
der betreffenden Gemeinschaftsregelung wird die Schweiz keine IMA l-Bescheinigungen
mehr ausstellen.

Bis die neue bilaterale Regelung über die Milchprodukte, über die noch verhandelt wird,
in Kraft tritt, wird die Einhaltung des Mindestpreises durch die neuen Bestimmungen der
erwähnten Gemeinschaftsregelung gewährleistet. Diese Bestimmungen sehen vor, dass
die EG-Einfuhrlizenz nur ausgestellt wird, wenn der Importeur eine Erklärung vorlegt,
welche die Einhaltung des Mindestpreises bestätigt.

Für die Bestimmung, den Nachweis und die Prüfung der Ursprungseigenschaft, die bisher
durch die Bescheinigungsregelung MA l gewährleistet waren, gelten fortan die Regeln
des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmungen des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in"
oder „Ursprungserzeugnisse" zum Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 22. Juli 1972.
Die im Protokoll Nr. 3 umschriebenen Methoden der Verwaltungszusammenarbeit sind
sinngemäss anzuwenden.

Diese Änderungen haben keine negativen Auswirkungen auf die Einfuhr von Käse
schweizerischen Ursprungs in die Europäische Gemeinschaft.

Die Schweiz erklärt sich bereit, die erwähnten Regeln über die Bestimmung, den
Nachweis und die Prüfung der Ursprungseigenschaft ab dem 1. Juni 1997 und bis zum
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Inkrafttreten der neuen Regelung über die Milchprodukte anzuwenden. Sie behält sich
jedoch das Recht vor, diese Verpflichtung jederzeit unter Einhaltung einer sechs-
monatigen Kündigungsfrist schriftlich zu widerrufen.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mich wissen lassen würden, ob Sie mit dem Inhalt
dieses Schreibens einverstanden sind."

Ich bestätige Ihnen meine Zustimmung zum Inhalt Ihres Schreibens.

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, den Ausdruck meiner ausgezeichneten
Hochachtung.

G. Legras
Generaldirektor
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Anhang

HS Code

0402.2911
ex0404.9083

0406.2010
0406.9019

ex0406.30

ex0406.9002
ex0406.9003
ex0406.9004
ex0406.9005
CX0406.9006
6x0406.9013
ex0406.9015
ex0406.9017

ex0406.9018

0406.9025

Warenbezeichnung

Milch zur Ernährung von Säuglingen

Glarner-Kräuterkäse

Schmelzkäse

Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz und Appenzeller

Freiburger Vacherin, Vacherin Mont d'Or und Tête de Moine

Tilsiter
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822 Botschaft über ein die Amtshilfe im Zollbereich betreffendes
Zusatzprotokoll zum Freihandelsabkommen zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft

vom 19. Januar 1998

822.1 Allgemeiner Teil

Die im Rahmen des Freihandelsabkommens (FHA) und in weiteren, den

grenzüberschreitenden Warenverkehr betreffenden Abkommen zwischen

der Schweiz und den EG vorgesehene Zusammenarbeit unter den
Verwaltungsbehörden weist bezüglich der Leistung von Amtshilfe Lücken

auf, welche das gute Funktionieren des abkommensmässig geregelten

Warenverkehrs vor allem bei Widerhandlungen gegen Zollvorschriften und

zollrelevante aussenwirtschaftsrechtliche Ein-, Aus- und Durchfuhrbe-

stimmungen der Vertragsparteien beeinträchtigen können. So wurde bislang
nur dort Amtshilfe geleistet, wo sie zur Erfüllung bestimmter Aufgaben

absolut nötig war (z.B. gemeinsames Versandverfahren, Ursprungsregeln

gemäss Protokoll Nr. 3 des Freihandelsabkommens). Die Beschleunigung
der Abfertigung an der Grenze (Stichprobenkontrollen) bedingt aber eine

verstärkte Zusammenarbeit der Zollverwaltungen, um Widerhandlungen

beim grenzüberschreitenden Warenverkehr zu begegnen. Mit dem

vorliegenden Zusatzprotokoll betreffend Amtshilfe im Zollbereich sollen

diese Lücken möglichst geschlossen werden, indem den Verwaltungs-

behörden eine engere Zusammenarbeit als bisher ermöglicht wird.

Die auf Ersuchen der EG-Kommission aufgenommenen Verhandlungen

konnten Anfang 1997. abgeschlossen werden. Das Zusatzprotokoll wurde

am 22. Januar 1997 in Genf paraphiert und am 9. Juni 1997 in Luxemburg

in Form eines Briefwechsels unter Genehmigungsvorbehalt unterzeichnet.
Es steht seit 1. Juli 1997 vorläufig in Anwendung.
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822.2 Besonderer Teil

822.21 Inhalt des Zusatzprotokolls

Das Zusatzprotokoll trägt ähnlichen Abkommen der EG Rechnung, die sie

auf diesem Gebiet mit anderen Staaten abgeschlossen hat. Es entspricht

inhaltlich weitgehend dem Protokoll 11 des EWR-Abkommens. In
Ergänzung zu den in den Übereinkommen mit den EG über ein
gemeinsames Versandverfahren (SR 0.63L 242.04) und über die

Erleichterungen der Kontrollen und Formalitäten im Güterverkehr (SR

0.631.242.05) bestehenden Amtshilfebestimmungen sieht das vorliegende
Zusatzprotokoll zum FHA eine enge Zusammenarbeit mit den

Zollverwaltungen der EU-Staaten sowie der EG-Kommission vor.

Insbesondere ermöglicht es den direkten Austausch von Informationen vor
der Inanspruchnahme des Rechtshilfeweges, der durch das vorliegende

Protokoll keine Änderung erfahrt. Entsprechend dem Rechtshilfegesetz

(IRSG; SR 357.7) bleibt daher Rechtshilfe bei Zollhinterziehung weiterhin

ausgeschlossen, während sie bei eigentlichem Abgabebetrug - also in

Fällen, in denen gefälschte Dokumente benutzt werden, was z.B. beim

Zigarettenscbmuggel häufig vorkommt - geleistet werden kann, sofern die

weiteren Voraussetzungen des IRSG erfüllt sind.

Der Anwendungsbereich des Protokolls umfasst den gesamten grenzüber-

schreitenden Warenverkehr (Kapitel 1-97 des harmonisierten Systems),
unabhängig vom Geltungsbereich des Freihandelsabkommens von 1972

(SR0.o"32.407). Die Vertragsparteien werden einander Amtshilfe leisten,

um die Einhaltung der Zollvorschriften und der zollrelevanten

aussenwirtschaftsrechtlichen Bestimmungen der Vertragsparteien zu

gewährleisten. Zu diesem Zweck kann die ersuchte Behörde der
ersuchenden Behörde alle notwendigen Auskünfte erteilen, damit sich diese

vergewissern kann, dass ein Zollverfahren ordnungsgemäss durchgeführt

wurde. Auf Ersuchen können Firmen oder Einzelpersonen, die im Verdacht

stehen, Zollwiderhandlungen zu begehen oder begangen zu haben,

überwacht werden. Die Zollverwaltungen werden auch auf eigene Initiative

Informationen weitergeben, wenn sie' dies zur Einhaltung der Zollge-

939



setzgebung als nötig erachten. Schliesslich ermöglicht das Zusatzprotokoll

die einfache Zustellung sowie die Notifikation von amtlichen Schriftstücken

an die Zollbeteiligten in den einzelnen EU-Staaten oder in der Schweiz nach

den Vorschriften des jeweiligen innerstaatlichen Rechts.

822.22 Form der Amtshilfevereinbarimg

Die vorliegende Vereinbarung ergänzt das Freihandelsabkommen Schweiz-

EWG von 1972, indem es im Zolibereich die gegenseitige Leistung von

Amtshilfe ermöglicht. Daher wird im Briefwechsel vom 9. Juni 1997

festgehalten, dass sie dem FHA als Zusatzprotokoll beigefügt und damit

Bestandteil des FHA werden soll. Die Amtshilfe bezieht sich allerdings

auch auf Agrarprodukte, also auf Waren, die nur indirekt dem sachlichen

Geltungsbereich des FHA unterliegen. Diese Ausdehnung des Anwen-

dungsbereichs ist aber strikt auf die Amtshilfe in Zollsachen beschränkt und

hindert die Vertragsparteien in keiner Weise an der Ausgestaltung ihrer

eigenen Agrarpolitik. Die Verknüpfung der Zoll-Amtshilfe für die Ein- und

Ausfuhr von Agrarprodukten mit dem FHA war geboten, um ein

einheitliches Funktionieren zu gewährleisten, indem ein Bezug zum

institutionellen Teil des FHA (Verwaltung durch den Gemischten

Ausschuss) hergestellt wird.

822.23 Vorläufige Anwendung

Das Zusatzprotokoll wird in Kraft treten, nachdem die Notifikation über den

Abschluss der erforderlichen Genehmigungsverfahren erfolgt sein wird. Um

das gute Funktionieren des Freihandelsabkommens, das ohne rasche

Anwendung der Zollamtshilfevereinbarung beeinträchtigt würde, zu

gewährleisten, hat der Bundesrat gestützt auf Artike! 2 des Bundesgesetzes

vom 25. Juni 1982 über aussenwirtschaftliche Massnahmen (SR 946.201)

beschlossen, das vorliegende Zusatzprotokoll vom 1. Juli 1997 an vorläufig

anzuwenden. Die vorläufige Anwendung ist denn auch im erwalmten

Briefwechsel vom 9. Juni 1997 festgehalten.
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822.3 Finanzielle Auswirkungen

Die finanziellen Auswirkungen können nicht genau beziffert werden,

dürften aber kaum ins Gewicht fallen. Hingegen rechnet die Zollverwaltung
mit einem gewissen Mehrbedarf an Personal, weil die EU-Staaten relativ

häufig Amtshilfegesuche an die Schweiz richten dürften - diese Ein-

schätzung hat sich seit der vorläufigen Anwendung bestätigt -, was mit
einem grösseren Untersuchungsaufwand als bisher verbunden sein wird.

822.4 Legislaturplanung

Das Zusatzprotokoll zum FHA entspricht dem Inhalt von Ziel 19

(Sicherstellung der schweizerischen Präsenz durch Ausbau und Vertiefimg

der weltweiten bilateralen und multilateralen Beziehungen) des Berichts

über die Legislaturplanung 1995-1999 (BBI1996 II 293).

822.5 Verhältnis zum europaischen Recht

Der Inhalt des Zusatzprotokolls entspricht im wesentlichen jenen

Amtshilfeabkommen, welche die EG mit gewissen Drittländern (EFTA-
Staaten, zentral- und mittelosteuropäische Staaten) abgeschlossen hat. Er

geht materiell aber weniger weit als die EG-interne Zollzusammenarbeit,
zumal jene generell die Amtshilfe in Fiskalsachen miteinschliesst.

822.6 Verfassungsmässigkeit

Der Bundesbeschluss basiert auf Artikel 8 der Bundesverfassung, welcher

dem Bund das Recht einräumt, Staatsverträge abzuschliessen. Die Befugnis

der Bundesversammlung zur Genehmigung solcher Abkommen fliesst aus

Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung.

Das Zusatzprotokoll bildet Bestandteil des FHA und ist daher wie dieses

kündbar. Es liegt weder ein Beitritt zu einer internationalen Organisation

noch eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung vor. Der Bundesbeschluss
unterliegt somit nicht dem fakultativen Referendum nach Artikel 89 Absatz

3 der Bundesverfassung.
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Anhang I

Bundesbeschluss Entwurf
über das Zusatzprotokoll zum Freihandelsabkommen
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 22. Juli 1972
betreffend Amtshilfe im Zollbereich

vom

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung,
nach Einsicht in die im Bericht vom 19. Januar 19981 zur Aussenwirtschaftspolitik
97/1+2 enthaltene Botschaft,
beschliesst:

Art. l
1 Das Abkommen in Form eines Briefwechsels vom 9. Juni 1997 zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über ein
die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich betreffendes Zusatzprotokoll zum Ab-
kommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft wird genehmigt (Anhang 2).
2 Der Bundesrat wird ermächtigt, das Zusatzprotokoll zu ratifizieren.

Art. 2

Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertragsreferendum.
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Anhang 2

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über ein die
gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich betreffendes Zusatzprotokoll
zum Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

Unterzeichnet in Luxemburg am 9. Juni 1997

Von der Schweiz vorläufig angewendet seit L Juli 1997

A. Schreiben der Europäischen Gemeinschaft

Brüssel, den 9. Juni 1997

Herr ,

ich beehre mich, Bezug zu nehmen auf die Verhandlungen zwischen Vertretern der
Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft im Hinblick auf
den Abschluss eines Abkommens über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich durch
Hinzufügimg eines entsprechenden Zusatzprotokolls zum Abkommen vom 22. Juli 1972.

Dieses Zusatzprotokoll, dessen Wortlaut diesem Schreiben beigefügt ist, wird Bestandteil
des Abkommens vom 22. Juli 1972 sein und tritt am ersten Tag des zweiten Monats in
Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die Notifizierung des Abschlusses der dafür
erforderlichen Verfahren erfolgt ist. Zur Überbrückung der Zeit bis zum Abschluss dieser
Verfahren wird es ab dem l. Juli 1997 vorläufig angewendet.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Zustimmung der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft hierzu bestätigen könnten.

Genehmigen Sie, Herr , den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Im Namen des Rates der Europäischen Union

Gerrit Zahn
Mario Monti
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B. Schreiben der Schweizerischen Eidgenossenschaft

Bern, den 9 Juni 1997

Herr ,

ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen Schreibens zu bestätigen, das wie folgt
lautet:

"Ich beehre mich, Bezug zu nehmen auf die Verhandlungen zwischen Vertretern
der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft im
Hinblick auf den Abschluss eines Abkommens über die gegenseitige Amtshilfe im
Zollbereich durch Hinzufügung eines entsprechenden Zusatzprotokolls zum
Abkommen vom 22. Juli 1972.

Dieses Zusatzprotokoll, dessen Wortlaut diesem Schreiben beigefügt ist, wird
Bestandteil des Abkommens vom 22. Juli 1972 sein und tritt am ersten Tag des
zweiten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die Notifizierung des
Abschlusses der dafür erforderlichen Verfahren erfolgt ist Zur Überbrückung der
Zeit bis zum Abschluss dieser Verfahren wird es ab dem 1. Juli 1997 vorläufig
angewendet

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Zustimmung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft hierzu bestätigen könnten."

Ich darf Ihnen die Zustimmung der Schweizerischen Eidgenossenschaft zum
Vorstehenden bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr , den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft

Franz Blankart
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ZUSATZPROTOKOLL

ÜBER DIE GEGENSEITIGE AMTSHILFE IM ZOLLBEREICH

Artikel!
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Protokolls bezeichnet der Ausdruck

a) "Waren" die Waren der Kapitel l bis 97 des Harmonisierten Systems, unabhängig
vom Anwendungsbereich des Abkommens vom 22. Juli 1972;

b) "Zollrecht" jede von der- Europäischen Gemeinschaft oder der Schweizerischen
Eidgenossenschaft erlassene Rechts- oder Verwaltungsvorschrift über die Einfuhr,
Ausfuhr und Durchfuhr von Waren und deren Überführung in ein Zollverfahren,
einschliesslich der Verbote, Beschränkungen und Kontrollen;

c) "ersuchende Behörde" die von einer Vertragspartei zu diesem Zweck bezeichnete
zuständige Verwaltungsbehörde, die ein Amtshilfeersuchen im Zollbereich stellt;

d) "ersuchte Behörde" die von einer Vertragspartei zu diesem Zweck bezeichnete
zuständige Verwaltungsbehörde, an die ein Amtshilfeersuchen im Zollbereich
gerichtet wird;

e) "Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht" jede Verletzung des Zollrechts oder
jeder Versuch einer solchen Verletzung.

Artikel 2
Sachlicher Geltungsbereich

1. Die Vertragsparteien leisten einander in den unter ihre Zuständigkeit fallenden
Bereichen in der Form und unter den Voraussetzungen, die in diesem Protokoll
vorgesehen sind, Amtshilfe bei der Sicherstellung der ordnungsgemässen Anwen-
dung des Zollrechts, insbesondere bei der Verhütung und der Aufdeckung von
Zuwiderhandlungen gegen das Zolkecht und bei Ermittlungen im Zollbereich.

2. Die Amtshilfe im Zolïbereîch im Sinne dieses Protokolls betrifft alle
Verwaltungsbehörden der Vertragsparteien, die für die Anwendung dieses
Protokolls zuständig sind. Sie berührt nicht die Vorschriften über die gegenseitige
Amtshilfe in Strafsachen. Sie betrifft femer nicht Informationen, die bei der
Ausübung von Befugnissen auf Antrag der Justizbehörden erlangt werden, es sei
denn, daß letztere der Weitergabe dieser Informationen zustimmen.
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Artikel 3
Amtshììfe auf Ersuchen

1. Auf Antrag erteilt die ersuchte Behörde der ersuchenden Behörde alle
sachdienlichen Auskünfte, die es dieser ermöglichen, die Einhaltung des Zollrechts
sicherzustellen, insbesondere Auskünfte über festgestellte oder beabsichtigte Hand-
lungen, die gegen das Zollrecht verstossen oder verstossen könnten.

2. Auf Antrag teilt die ersuchte Behörde der ersuchenden Behörde mit, ob die aus dem
Gebiet einer Vertragspartei ausgeführten Waren ordnungsgemäss in das Gebiet der
anderen Vertragspartei eingeführt worden sind, gegebenenfalls unter Angabe des
für die Waren geltenden Zollverfahrens. '

3. Auf Antrag der ersuchenden Behörde veranlasst die ersuchte Behörde im Rahmen
ihrer Rechtsvorschriften die Überwachung von

a) natürlichen oder juristischen Personen, bei denen Grund zu der Annahme
besteht, dass sie -Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht begehen oder
begangen haben;

b) Örtlichkeiten, an denen Warenlager in einer Weise errichtet werden, dass Grund
zu der Annahme besteht, daß sie Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht
begünstigen sollen;

c) Warenbewegungen, die den vorliegenden Angaben zufolge möglicherweise
Gegenstand von Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht sind;

d) Beförderungsmitteln, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie bei
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht benutzt worden sind, benutzt werden
oder benutzt werden könnten.

Artikel 4
Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen

Die Vertragsparteien leisten einander von sich aus im Einklang mit ihren Rechts- und
Verwaltungsvorschriften Amtshilfe, sofern dies ihres Erachtens zur ordnungsgemässen
Anwendung des Zollrechts notwendig ist, insbesondere wenn sie über Erkenntnisse
verfügen über

Handlungen, die gegen das Zollrecht verstossen oder ihres Erachtens gegen das
Zollrecht verstossen und die für die andere Vertragspartei von Interesse sein
können;

neue Mittel oder Methoden zur Begehung solcher Handlungen;
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Waren, die bekanntennassen Gegenstand von Zuwiderhandlungen gegen das
Zollrecht sind;

natürliche oder juristische Personen, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass
sie Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht begehen oder begangen haben;

Beförderungsmittel, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie für
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht benutzt worden sind, benutzt werden oder
benutzt werden könnten.

Artikels
Zustellung/Bekanntgabe

Auf Antrag der ersuchenden Behörde veranlasst die ersuchte Behörde im Einklang mit
den für sie geltenden Vorschriften

die Zustellung aller Schriftstücke,

die Bekanntgabe aller Entscheidungen, sowie aller anderen für das anhängige
Verfahren rechtserheblichen Schriftstücke,

die in den sachlichen Geltungsbereich dieses Protokolls fallen, an einen Adressaten mit
Sitz oder Wohnsitz in ihrem Gebiet Artikel 6 Absatz 3 findet auf den Antrag auf
Zustellung oder Bekanntgabe Anwendung.

Artikel 6
Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen

1. Amtshilfeersuchen nach diesem Protokoll sind schriftlich zu stellen. Dem Ersuchen
sind alle Unterlagen beizufügen, die für seine Erledigung erforderlich sind. In
dringenden Fällen können mündliche Ersuchen zulässig sein, die jedoch der
unverzüglichen schriftlichen Bestätigung bedürfen.

2. Amtshilfeersuchen nach Absatz l müssen folgende Angaben enthalten:

a) Bezeichnung der ersuchenden Behörde;

b) Massnahme, um die ersucht wird;

c) Gegenstand und Grund des Ersuchens;

d) betroffene Rechts- und Verwaltungsvorschriften;
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e) möglichst genaue und umfassende Angaben über die natürlichen und
juristischen Personen, gegen die sich die Ermittlungen richten;

f) Zusammenfassung des Sachverhalts und der bereits durchgeführten
Ermittlungen, ausser in den Fällen des Artikels 5.

3. Amtshilfeersuchen werden in einer Amtssprache der ersuchten Behörde oder in
einer von dieser zugelassenen Sprache gestellt.

4. Entspricht ein Amtshilfeersuchen nicht den Formvorschriftenj so kann seine
Berichtigung oder Ergänzung beantragt werden; die Anordnung vorsorglicher
Massnahmen wird dadurch nicht berührt.

Artikel?
Erledigung von Amtshilfeersuchen

1. Bei der Erledigung von Amtshüfeersuchen verfahrt die ersuchte Behörde im Rahmen
ihrer Zuständigkeit und Mittel so, als ob sie in Erfüllung eigener Aufgaben oder auf
Ersuchen anderer Behörden der eigenen Vertragspartei handelte; zu diesem Zweck
hat sie bei ihr bereits verfugbare Angaben zu liefern oder zweckdienliche
Ermittlungen anzustellen beziehungsweise zu veranlassen. Gleiches gilt für die
Behörde, die von der ersuchten Behörde mit dem Ersuchen befasst wird, wenn diese
nicht alleine tätig werden kann.

2. Die Erledigung von Amtshilfeersuchen erfolgt im Einklang mit den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der ersuchten Vertragspartei.

3. Ordnungsgemäss bevollmächtigte Beamte der einen Vertragspartei können im
Einvernehmen mit der anderen Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten
Voraussetzungen bei der ersuchten Behörde oder einer dieser nachgeordneten
Behörde Auskünfte über Handlungen einholen, die gegen das Zollrecht verstossen
oder verstossen könnten, welche die ersuchende Behörde zu den in diesem Protokoll
niedergelegten Zwecken benötigt.

4. Beamte der einen Vertragspartei können im Einvernehmen mit der anderen
Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten Voraussetzungen bei auf deren
Gebiet durchgeführten Ermittlungen zugegen sein.

Artikel 8
Form der Auskunftserteilung

1. Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde das Ergebnis ihrer
Ermittlungen in Form von Schriftstücken, beglaubigten Kopien, Berichten'oder
dergleichen mit.
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2. Die in Absatz l genannten Schriftstücke können durch Angaben ersetzt werden, die
mittels Datenverarbeitung in beliebiger Form zum gleichen Zweck erstellt werden.

Artikel 9
Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe

1. Die Vertragsparteien können Amtshilfe nach Massgabe dieses Protokolls ablehnen,
sofern diese

a) die Souveränität der Schweizerischen Eidgenossenschaft oder eines
Mitgliedstaats der Gemeinschaft, der nach diesem Protokoll um Amtshilfe
ersucht wurde, beeinträchtigen könnte oder

b) die öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder andere wesentliche Interessen
beeinträchtigen'könnte, insbesondere in den Fällen des Artikels 10 Absatz 2,
oder

c) Steuer- oder Währungsvorschriften ausserhalb des Zollrechts betrifft oder

d) ein Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis verletzen würde.

2. Ersucht eine Behörde um Amtshilfe, die sie selbst im Fall eines Ersuchens nicht
leisten könnte, so weist sie in ihrem Ersuchen auf diesen Umstand hin. Die
Erledigung eines derartigen Ersuchens steht im Ermessen der ersuchten Behörde.

3. Wird die Amtshilfe abgelehnt, so ist diese Entscheidung der ersuchenden Behörde
unter Angabe der Gründe unverzüglich mitzuteilen.

Artikel 10
• Datenschutz

1. Sämtliche Auskünfte nach Massgabe dieses Protokolls sind nach den in jeder
Vertragspartei geltenden Rechtsvorschriften vertraulich oder nur für den
Dienstgebrauch bestimmt, gleichgültig, in welcher Form sie erteilt werden. Sie
unterliegen dem Dienstgeheimnis und geniessen den Schutz sowohl der für
derartige Auskünfte geltenden Rechtsvorschriften der Vertragspartei, die sie
erhalten hat, als auch der entsprechenden für die Gemeinschaftsorgane geltenden
Rechtsvorschriften.

2. Personenbezogene Daten, d.h. alle Auskünfte, die sich auf eine identifizierte oder
identifizierbare Person beziehen, dürfen nur ausgetauscht werden, wenn die
empfangende Vertragspartei sich verpflichtet, für einen Schutz dieser Daten zu
sorgen, der dem in diesem Fall in der übermittelnden Vertragspartei geltenden
Schutz mindestens gleichwertig ist.
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Artikel!!
Verwendung der Auskünfte

1. Die erhaltenen Auskünfte dürfen nur für die Zwecke dieses Protokolls verwendet
werden. Ersucht eine Vertragspartei darum, solche Auskünfte zu anderen Zwecken
zu verwenden, so holt sie vorher die schriftliche Zustimmung der Behörde ein, die
die Auskünfte erteilt hat Die Verwendung unterliegt dann den von dieser Behörde
auferlegten Beschränkungen.

2. Absatz l steht der Verwendung von Auskünften bei Gerichts- oder Verwaltungs-
verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht nicht entgegen. Die
zuständige Behörde, welche diese Auskünfte erteilt hat, wird von einer derartigen
Verwendung unverzüglich unterrichtet

3. Die Vertragsparteien können die nach Massgabe dieses Protokolls erhaltenen
Auskünfte und eingesehenen Schriftstücke als Beweismittel in Protokollen,
Berichten und für Zeugenvernehmungen sowie in gerichtlichen Verfahren und
Ermittlungen verwenden.

ArtikeI12
Sachverständige und Zeugen

Beamten der ersuchten Behörde kann es gestattet werden, nach Massgabe der erteilten
Genehmigung in Gerichts- oder Verwaltungsverfahren, die unter dieses Abkommen
fallende Angelegenheiten betreffen, im Gebiet der anderen Vertragspartei als
Sachverständige oder Zeugen aufzutreten und Gegenstände und Schriftstücke oder
beglaubigte Kopien davon vorzulegen, sofern dies für das Verfahren erforderlich ist. In
der Ladung ist genau anzugeben, in welcher Angelegenheit und in welcher Eigenschaft
oder mit welcher Berechtigung die Beamten befragt werden sollen.

Artikel 13
Kosten der Amtshilfe

Die Vertragsparteien verzichten auf alle gegenseitigen Ansprüche auf Erstattung der bei
der Durchführung dieses Protokolls angefallenen Kosten; hiervon ausgenommen sind
gegebenenfalls Vergütungen für Zeugen und Sachverständige sowie für Dolmetscher und
Übersetzer, die nicht dem öffentlichen Dienst angehören.

Artikell4
Durchföhrung

1. Die Durchführung dieses Protokolls wird den Zolldienststellen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft einerseits und den zuständigen Dienststellen der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften und gegebenenfalls den Zollbehörden der
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft andererseits übertragen. Sie beschliessen alle zu
seiner Durchführung notwendigen praktischen Massnahmen und Vereinbarungen
und tragen dabei den geltenden Datenschutzbestimmungen Rechnung.
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2. Die Vertragsparteien konsultieren und unterrichten einander über die Einzelheiten
der Durchfuhrungsbestimmungen, die sie nach diesem Protokoll erlassen. Sie
tauschen insbesondere die Liste der zuständigen Behörden aus, die ermächtigt sind,
im Sinne dieses Protokolls tätig zu werden.

GEMEINSAME ERKLÄRUNG

Die Vertragsparteien stimmen darin überein dass vom Gemischten Ausschuss eine
Arbeitsgruppe eingesetzt werden sollte, um diesen bei der Verwaltung des Protokolls
über die gegenseitige Amtshilfe zu unterstützen.
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823 Botschaft über die Änderung des EFTA-Übcrcinkommes
betreffend die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich

vom 19. Januar 1998

823.1 Allgemeiner Teil

Mit der Änderung der Artikel 9 und 38 des Übereinkommens vom 4. Januar

1960 zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA)

(SR 0.632.31) - EFTA-Übereinkommen - und der damit verbundenen

Einfügung eines neuen Anhangs I wird zwischen der Schweiz und den

übrigen EFTA-Staaten inhaltlich dasselbe System über die Amtshilfe im

Zollbereich eingeführt^ wie es einerseits zwischen der Schweiz und der

Europäischen Gemeinschaft (EG) im Rahmen des Zusatzprotokolls vom

9. Juni 1997 zum Freihandelsabkommen von 1972 (vgl. Ziff. 822) und

andererseits zwischen der EG und den EFTA/EWR-Staaten im Protokoll 11

des EWR-Abkommens vereinbart wurde. Damit wird eine einheitlich

geregelte Zusammenarbeit unter den Verwaltungsbehörden bezüglich der

Leistung von Amtshilfe im Zollbereich zwischen sämtlichen EU- und

EFTA-Staaten ermöglicht.

Die Verhandlungen über die Amtshilfe in Zollsachen konnten innerhalb der

EFTA innert kurzer Zeit abgeschlossen werden. Am 19. Juni 1997 hat der

EFTA-Rat den entsprechenden Beschluss zur Änderung des EFTA-Über-

einkommens unter Genehmigungsvorbehalt gefasst.

823.2 Besonderer Teil: Inhalt der Abkommensänderung und des
neuen Anhangs I

Die Neuregelung zwischen den EFTA-Staaten (Schweiz, Liechtenstein,

Norwegen und Island) unterscheidet sich vom ZusatzprotokoH des Freihan-
delsabkommens zwischen der Schweiz und der EG in materieller Hinsicht

nur in marginalen Punkten. Die nachfolgenden Ausführungen beschränken
sich daher auf diese Punkte. Was die Bestimmungen betrifft, die dem
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Zusatzprotokoll zum Freihandelsabkommen entsprechen, sei auf die
Botschaft in Ziffer 822 des Berichts verwiesen.

Anhang I weicht gegenüber dem erwähnten Zusatzprotokoll lediglich in
Bezug auf die Verwendung der Auskünfte ab. Zusätzlich enthält er eine

Bestimmung zum Verhältnis des Anhangs I gegenüber anderen Amtshilfe-
abkommen. Und schliesslich kann der Anhang I durch den EFTA-Rat
geändert werden:

- Nach Artikel 11 Absatz l des Anhangs I dürfen die erhaltenen Aus-
künfte auch den für die Bekämpfung des Drogenhandels unmittelbar
zuständigen Stellen der EFTA-Staaten weitergegeben werden, sofern
die Behörde, welche die Auskunft erteilt hat, schriftlich zustimmt.

- In Artikel 15 wird der Ergänzungscharakter des Anhangs I gegenüber
andern Amtshilfeabkommen festgehalten. Einerseits dienen demnach
die Bestimmungen des Anhangs I als Ergänzung zu weniger weitgehen-
den Amtshilfeabkommen; anderseits stehen sie weitergehenden Amts-
hilfeabkommen nicht entgegen.

- Gemäss dem geänderten Artikel 9 des EFTA-Übereinkommens kann der
EFTA-Rat über allenfalls notwendig werdende Änderungen des
Anhangs I beschliessen, um in diesem weitgehend technischen Bereich
rasch auf Neuentwicklungen reagieren zu können. Solche Änderungen
unterstehen somit nicht dem Genehmigungsverfahren des Parlamentes

für internationale Abkommen, werden aber mit dem Aussenwirtschafts-
bericht dem Parlament zur Kenntnis gebracht.

Die weiteren Unterschiede des Anhangs I zum Zusatzprotokoll des Freihan-
delsabkommens mit der EG sind formeller Natur. Sie betreffen hauptsäch-
lich Bestimmungen, die spezifisch auf das EFTA-Übereinkommen bzw. auf

die EFTA-Staaten Bezug nehmen.
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Die Änderung des EFTA-Übereinkommens wird in Kraft treten, nachdem
die Notifikation über den Abschluss der erforderlichen Genehmigungsver-

fahren erfolgt sein wird.

823.3 Finanzielle Auswirkungen

Die finanziellen Auswirkungen können nicht genau beziffert werden, dürf-

ten aber kaum ins Gewicht fallen.

823.4 Legislaturplanung

Die Änderung des EFTA-Übereinkommens entspricht dem Inhalt von Ziel

19 (Sicherstellung der schweizerischen Präsenz durch Ausbau und Vertie-

fung der weltweiten bilateralen und multilateralen Beziehungen) des

Berichts über die Legislaturplanung 1995-1999 (BB1 1996II328).

823.5 Verhältnis zum europäischen Recht

Der Inhalt des Anhangs entspricht weitestgehend den Amtshilfebestimmun-
gen im Zusatzprotokoll vom 9. Juni 1997 zwischen der Schweiz und der

EG. Es kann deshalb auf die Ausführungen in der betreffenden Botschaft

verwiesen werden (Ziff. 822.5).

823.6 Verfassungsmässigkeit

Der Bundesbeschluss basiert auf Artikel 8 der Bundesverfassung, welcher
dem Bund das Recht einräumt, Staatsverträge abzuschliessen. Die Befugnis

der Bundesversammlung zur Genehmigung solcher Abkommen fliesst aus
Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung.

Die geänderten Artikel 9 und 38 des EFTA-Übereinkommens und damit
auch desssn neuer Anhang I über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich
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unterliegen den Rücktrittsbestimmungen des EFTA-Übereinkommens, das

unter Einhaltung einer Vorankündigungsfrist von zwölf Monaten jederzeit

kündbar ist. Es liegt weder ein Beitritt zu einer internationalen Organisation

noch eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung vor. Der Bundesbeschluss

unterliegt somit nicht dem fakultativen Referendum nach Artikel 89 Absatz

3 der Bundesverfassung.
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Anhang l

Bundesbeschluss Entwurf
über die Änderung des Übereinkommens zur Errichtung
der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTÂ)
betreffend die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich

vom

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung,
nach Einsicht in die im Bericht vom 19. Januar 19981 zur Außenwirtschaftspolitik
97/1+2 enthaltene Botschaft,
beschliesst;

Art. l
1 Die mit EFTA-Ratsbeschluss vom 19. Juni 1997 erfolgte Änderung des Überein-
kommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) betref-
fend die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich wird genehmigt (Anhang 2).
2 Der Bundesrat wird ermächtigt, diese Änderung zu ratifizieren.

Art. 2
Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertragsreferendum.
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Anhang 2

Übersetzung31)

Übereinkommen vom 4. Januar 1960
zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA)

Änderung der Artikel 9 und 38 und Einfügung eines neuen Anhangs I

EFTA-Ratsbeschluss Nr. 3/1997

vom 19. Juni 1997

Der Rat,

unter Bezugnahme auf Artikel 9 des EFTA-Übereinkommens36), welcher die Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Zollverwaltung für gewisse Bestimmungen
dieses Übereinkommens vorsieht,

mit der Feststellung, dass die Mitgliedstaaten, ohne Beeinträchtigung spezifischer
Bestimmungen in Abkommen mit Partnern in und ausserhalb Europas, für den grenz-
überschreitenden Warenverkehr vereinfachte Inspektionen und Formalitäten anstreben,

mit der Feststellung einer zunehmenden Zahl von angewendeten internationalen Konven-
tionen im gesamten Bereich der Zollgesetzgebung, welche eine verbesserte Zusammen-
arbeit der Zollbehörden fordern,

mit der Feststellung eines entsprechenden Bedürfnisses, die Verhinderung, Aufdeckung
und Untersuchung von Tätigkeiten zu erleichtern, die gegen die Zollgesetzgebung
verstossen,

unter Bezugnahme auf das Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über ein die
gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich betreffendes Zusatzprotokoll zum Abkommen
vom 22. Juli 1972 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft,

unter Bezugnahme auf das Protokoll 11 des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum über gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich,

35 ) Übersetzung des englischen Originaltextes.
36)SR 0.632.31; AS 1960 590.
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mit der Feststellung, dass ein verbessertes System der gegenseitigen Amtshilfe im Zollbe-
reich zwischen allen EFTA-Staaten der wirkungsvollen Betrugsbekampfung dient,

unter Bezugnahme auf Artikel 44 des Übereinkommens,

beschliesst:

1. Artikel 9 des Übereinkommens wird wie folgt geändert:

"Zusammenarbeit auf dem Gebiete detZollyerwaltung"

"1. Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Massnahmen, einschliesslich Vor-
kehrungen für die administrative Zusammenarbeit, um zu gewährleisten, dass
die Bestimmungen der Artikel 3 bis 7 und der Anhänge A und B wirksam
und entsprechend abgestimmt angewandt werden. Dabei berücksichtigen sie
die Notwendigkeit, die dem Handel auferlegten Formalitäten soweit als mög-
lich zu verringern und allseitig zufriedenstellende Lösungen aller sich aus der
Handhabung dieser Bestimmungen ergebenden Schwierigkeiten herbeizufüh-
ren.

2. Die Mitgliedstaaten gewähren einander Amtshilfe im Zollbereich im allge-
meinen entsprechend den Bestimmungen von Anhang I, um zu gewährleisten,
dass ihre Zollgesetzgebung korrekt angewendet wird.

3. Anhang I ist auf alle Produkte anwendbar, unabhängig davon, ob sie durch
die Bestimmungen dieses Übereinkommens erfasst sind oder nicht

4. Der Rat kann entscheiden, die Bestimmungen des Anhangs I zu ändern."

2. Artikel 38 des Übereinkommens wird wie folgt geändert:

"Die Anhänge zu diesem Übereinkommen bilden einen integrierenden Bestandteil
desselben und sind die folgenden:

Anhang A Ausgangszolle
Anhang B Ursprungsregeln für die Gewährung der Zollbehandlung der Zone
Anhang C Liste der staatlichen Beihilfen, auf die sich Artikel 13 Absatz l bezieht
Anhang D Liste der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, auf die sich Artikel 21

Absatz l bezieht
Anhang E Vorübergehende Vereinbarungen, die auf Fische und andere Meeres-

produkte anwendbar sind
Anhang F Liste der Gebiete, auf die Artikel 43 Absatz 2 Anwendung findet
Anhang G Sonderbestimmungen für Portugal betreffend Einfuhrzölle und mengen-

mässige Ausfuhrbeschränkungen
Anhang H Notifikationsverfahren für Entwurfe von technischen Vorschriften
Anhang I Abkommen über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich."
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3. Der Text im Anhang zu diesem Beschluss wird als Anhang I dem Übereinkommen
angefügt.

4. Die vorstehenden Änderungen treten in Kraft, wenn die Annahmeurkunden von
allen Mitgliedstaaten beim Depositär hinterlegt worden sind, der allen anderen Mit-
gliedstaaten eine entsprechende Notifikation übermittelt.

5. Der Generalsekretär der Europäischen Freihandeis-Assoziation wird den Text
dieses Beschlusses beim Depositär hinterlegen.
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Anhang zum EFTA-RatsbeschlussNr. 3/1997

ANHANG I

ÜBER DIE GEGENSEITIGE AMTSHILFE IM ZOLLBEREICH

ARTIKEL 1
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Anhangs bezeichnet der Ausdruck

a) "Waren" die Waren der Kapitel l bis 97 des Harmonisierten Systems, unabhängig
vom Anwendungsbereich der EFTA-Konvention;

b) "Zollrecht" jede von den EFTA-Staaten erlassene Rechts- oder Verwaltungs-
vorschrift über die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von Waren und deren
Überführung in ein Zollverfahren, einschliesslich der Verbote, Beschränkungen und
Kontrollen;

c) "ersuchende Behörde" die von einer Vertragspartei zu diesem Zweck bezeichnete
zuständige Verwaltungsbehörde, die ein Amtshilfeersuchen im Zollbereich stellt;

d) "ersuchte Behörde" die von einer Vertragspartei zu diesem Zweck bezeichnete
zuständige Verwaltungsbehörde, an die ein Amtshilfeersuchen im Zollbereich
gerichtet wird; "

e) "Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht" jede Verletzung des Zollrechts oder
jeder Versuch einer solchen Verletzung.

ARTIKEL 2
Sachlicher Geltungsbereich

(1) Die Vertragsparteien leisten einander in den unter ihre Zuständigkeit fallenden
Bereichen in der Form und unter den Voraussetzungen, die in diesem Anhang
vorgesehen sind, Amtshilfe bei der Sicherstellung der ordnungsgemässen
Anwendung des Zollrechts insbesondere bei der Verhütung und der Aufdeckung
von Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht und bei Ermittlungen im Zollbereich,

(2) Die Amtshilfe im Zollbereich im Sinne dieses Anhangs betrifft alle Verwaltungs-
behörden der Vertragsparteien, die für die Anwendung dieses Anhangs zuständig
sind. Sie berührt nicht die Vorschriften über die gegenseitige Amtshilfe in
Strafsachen. Sie betrifft ferner nicht Informationen, die bei der Ausübung von
Befugnissen auf Antrag der Justizbehörden erlangt werden, es sei denn, dass
letztere der Weitergabe dieser Informationen zustimmen.
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ARTIKEL 3
Amtshilfe auf Ersuchen

(1) Auf Antrag erteilt die ersuchte Behörde der ersuchenden Behörde alle sachdien-
lichen Auskünfte, die es dieser ermöglichen, die Einhaltung des Zollrechts sicher-
zustellen, insbesondere Auskünfte über festgestellte oder beabsichtigte Hand-
lungen, die gegen das Zollrecht verstossen oder verstossen könnten.

(2) Auf Antrag teilt die ersuchte Behörde der ersuchenden Behörde mit, ob die aus dem
Gebiet einer Vertragspartei ausgeführten Waren ordnungsgemäss in ihr Gebiet
eingeführt worden sind, gegebenenfalls unter Angabe des für die Waren geltenden
Zollverfahrens.

(3) Auf Antrag der ersuchenden Behörde veranlasst die ersuchte Behörde im Rahmen
ihrer Rechtsvorschriften die Überwachung von

a) natürlichen oder juristischen Personen, bei denen Grund zu der Annahme
besteht, dass sie Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht begehen oder
begangen haben;

b) Örtlichkeiten, an denen Warenlager in einer Weise errichtet werden, dass
Grund zu der Annahme besteht, dass sie Zuwiderhandlungen gegen das
Zollrecht begünstigen sollen;

c) Warenbewegungen, die den vorliegenden Angaben zufolge möglicherweise
Gegenstand von schweren Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht sind;

d) Beförderungsmitteln, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie bei
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht benutzt worden sind, benutzt werden
oder benutzt werden könnten.

ARTIKEL 4
Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen

Die Vertragsparteien leisten einander von sich aus im Einklang mit ihren Rechts- und
Verwaltungsvorschriften Amtshilfe, sofern dies ihres Erachtens zur ordnungsgemässen
Anwendung des Zollrechts notwendig ist, insbesondere wenn sie über Erkenntnisse
verfugen über

Handlungen, die gegen das Zollrecht verstossen oder ihres Erachtens gegen das
Zollrecht verstossen und die für andere Vertragsparteien von Interesse sein können;
neue Mittel oder Methoden zur Begehung solcher Handlungen;
Waren, die bekanntermassen Gegenstand von Zuwiderhandlungen-gegen das
Zollrecht sind;
natürliche oder juristische Personen, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass
sie Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht begehen oder begangen haben;
Beförderungsmittel, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie für
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht benutzt worden sind, benutzt werden oder
benutzt werden könnten.
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ARTIKELS
Zustellung/Bekanntgabe

Auf Antrag der ersuchenden Behörde veranlagst die ersuchte Behörde im Einklang mit
den für sie geltenden Vorschriften

die Zustellung aller Schriftstücke,
die Bekanntgabe aller Entscheidungen, sowie aller anderen für das anhängige
Verfahren rechtserheblichen Schriftstücke,

die in den sachlichen Geltungsbereich dieses Anhangs fallen, an einen Adressaten mit
Sitz oder Wohnsitz in ihrem Gebiet Artikel 6 Absatz 3 findet auf den Antrag auf
Zustellung oder Bekanntgabe Anwendung.

ARTIKEL 6
Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen

(1) Amtshilfeersuchen nach diesem Anhang sind schriftlich zu stellen. Dem Ersuchen
sind alle Unterlagen beizufügen, die für seine Erledigung erforderlich sind. In
dringenden Fällen können mündliche Ersuchen zulässig sein, die jedoch der
unverzüglichen schriftlichen Bestätigung bedürfen.

(2) Amtshilfeersuchen nach Absatz l müssen folgende Angaben enthalten:

a) Bezeichnung der ersuchenden Behörde;
b) Massnahme, um die ersucht wird;
c) Gegenstand und Grund des Ersuchens;
d) betroffene Rechts- und Verwaltungsvorschriften;
e) möglichst genaue und umfassende Angaben über die natürlichen und

juristischen Personen, gegen die sich die Ermittlungen richten;
f) Zusammenfassung des Sachverhalts und der bereits durchgeführten

Ermittlungen, ausser in den Fallen des Artikels 5.

(3) Amtshüfeersuchen werden in einer Amtssprache der ersuchten Behörde oder in
einer von dieser zugelassenen Sprache gestellt:

(4) Entspricht ein Amtshüfeersuchen nicht den Formvorschriften, so kann seine
Berichtigung oder Ergänzung beantragt werden; die Anordnung vorsorglicher
Massnahmen wird dadurch nicht berührt.

ARTIKEL?
Erledigung von Amtshilfeersuchen

(1) Bei der Erledigung von Amtshüfeersuchen verfährt die ersuchte Behörde im
Rahmen ihrer Zuständigkeit und Mittel so, als ob sie in Erfüllung eigener Aufgaben
oder auf Ersuchen anderer Behörden der eigenen Vertragspartei handelte; zu
diesem Zweck hat sie bei ihr bereits verfügbare Angaben zu Hefern oder
zweckdienliche Ermittlungen anzustellen beziehungsweise zu veranlassen.
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Gleiches gilt für die Behörde, die von der ersuchten Behörde mit dem Ersuchen
befasst wird, wenn diese nicht alleine tätig werden kann.

(2) Die Erledigung von Amtshilfeersuchen erfolgt im Einklang mit den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der ersuchten Vertragspartei,

(3) Ordnungsgemäss bevollmächtigte Beamte der einen Vertragspartei können im Ein-
vernehmen mit der betroffenen Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten
Voraussetzungen bei der ersuchten Behörde oder einer dieser nachgeordneten
Behörde Auskünfte über Handlungen einholen, die gegen das Zollrecht verstossen
oder verstossen könnten, welche die ersuchende Behörde zu den in diesem Anhang
niedergelegten Zwecken benötigt.

(4) Beamte der einen Vertragspartei können im Einvernehmen mit der betroffenen
Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten Voraussetzungen bei auf deren
Gebiet durchgeführten Ermittlungen zugegen sein.

ARTIKEL 8
Form der Auskunßserteilung

(1) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde das Ergebnis ihrer
Ermittlungen in Form von Schriftstücken, beglaubigten Kopien, Berichten oder
dergleichen mit.

(2) Die in Absatz l genannten Schriftstücke können durch Angaben ersetzt werden, die
mittels Datenverarbeitung in beliebiger Form zum gleichen Zweck erstellt werden.

ARTIKEL 9
Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe

(1) Die Vertragsparteien können Amtshilfe nach Massgabe dieses Anhangs ablehnen,
sofern diese

a) ihre Souveränität, die Öffentliche Ordnung, ihre Sicherheit oder andere
wesentliche Interessen beeinträchtigen könnte oder

b) Steuer- oder Währungsvorschriften ausserhalb des Zollrechts betrifft oder
c) ein Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis verletzen würde.

(2) Ersucht eine Behörde um Amtshilfe, die sie selbst im Fall eines Ersuchens nicht
leisten könnte, so weist sie in ihrem Ersuchen auf diesen Umstand hin. Die
Erledigung eines derartigen Ersuchens steht im Ermessen der ersuchten Behörde.

(3) Wird die Amtshilfe abgelehnt, so ist diese Entscheidung der ersuchenden Behörde
unter Angabe der Gründe unverzüglich mitzuteilen.

963



ARTIKEL 10
Datenschutz

(I) Sämtliche Auskünfte nach Massgabe dieses Anhangs sind vertraulich oder nur für
den Dienstgebrauch bestimmt, gleichgültig, in welcher Form sie erteilt werden. Sie
unterliegen dem Dienstgeheimnis und gemessen den Schutz der tur derartige
Auskünfte geltenden Rechtsvorschriften der Vertragspartei, die sie erhalten hat.

(2)_ Personenbezogene Daten, d.h. alle Auskünfte, die sich auf eine identifizierte oder
identifizierbare Person beziehen, dürfen nur ausgetauscht werden, wenn die
empfangende Vertragspartei sich verpflichtet, für einen Schutz dieser Daten zu
sorgen, der dem in diesem Fall in der übermittelnden Vertragspartei geltenden

. Schutz mindestens gleichwertig ist

ARTIKEL U
Verwendung der Auskünfte

(1) Die erhaltenen Auskünfte dürfen nur für die Zwecke dieses Anhangs verwendet
werden. Ersucht eine Vertragspartei darum, solche Auskünfte zu anderen Zwecken
zu verwenden, so holt sie vorher die schriftliche Zustimmung der Behörde ein, die
die Auskünfte erteilt hat Die Verwendung unterliegt dann den von dieser Behörde
auferlegten Beschränkungen. In derartigen Fällen können Auskünfte an die für die
Bekämpfung des unerlaubten Drogenhandels unmittelbar zuständigen Stellen
weitergegeben werden.

(2) Absatz l steht der Verwendung von Auskünften bei Gerichts- oder
Verwaltungsverrahren wegen Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht nicht
entgegen. Die zuständige Behörde, welche diese Auskünfte erteilt hat, wird von
einer derartigen Verwendung unverzüglich unterrichtet.

(3) Die Vertragsparteien können die nach Massgabe dieses Anhangs erhaltenen
Auskünfte und eingesehenen Schriftstücke als Beweismittel in Protokollen,
Berichten und für Zeugenvernehmungen sowie in gerichtlichen Verfahren und
Ermittlungen verwenden.

ARTIKEL 12
Sachverständige und Zeugen

Beamten der ersuchten Behörde kann es gestattet werden, nach Massgabe der erteilten
Genehmigung in Gerichts- oder Verwaltungsverfahren, die unter diesen Anhang fallende
Angelegenheiten betreffen, im Gebiet einer anderen Vertragspartei als Sachverständige
oder Zeugen aufzutreten und Gegenstände und Schriftstücke oder beglaubigte Kopien
davon vorzulegen, sofern dies für das Verfahren erforderlich ist. In der Ladung ist genau
anzugeben, in welcher Angelegenheit und in welcher Eigenschaft oder mit welcher
Berechtigung die Beamten befragt werden sollen.
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ARTIKEL 13
Kosten der Amtshilfe

Die Vertragsparteien verzichten auf alle gegenseitigen Ansprüche auf Erstattung der bei
der Durchführung dieses Anhangs angefallenen Kosten; hiervon ausgenommen sind
gegebenenfalls Vergütungen für Zeugen und Sachverständige sowie für Dolmetscher und
Übersetzer, die nicht dem Öffentlichen Dienst angehören.

ARTIKEL 14
Durchßihrung

(1) Die Durchführung dieses Anhangs wird den Zolldienststellen der EFTA-Staaten
übertragen. Sie beschliessen alle zu seiner Durchführung notwendigen praktischen
Massnahmen und Vereinbarungen und tragen dabei den geltenden Datenschutz-
bestimmungen Rechnung.

(2) Die Vertragsparteien konsultieren und unterrichten einander über die Einzelheiten
der Durchführungsbestimmungen, die sie nach diesem Anhang erlassen. Sie
tauschen durch das EFTA-Sekretariat insbesondere die Liste der zustandigen
Behörden aus, die ermächtigt sind, im Sinne dieses Anhangs tätig zu werden.

ARTIKEL 15
Ergänzungscharakter

Dieser Anhang steht der Durchführung etwaiger Amtshilfeabkommen, die zwischen
EFTA-Staaten und Drittländern oder zwischen den EG-Mitgliedstaaten und EFTA-
Staaten und/oder Drittländern geschlossen worden sind oder geschlossen werden, nicht
entgegen, sondern bildet eine Ergänzung dazu. Auch schliesst er eine im Rahmen solcher
Abkommen vereinbarte weiterreichende Amtshilfe nicht aus.
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824 Botschaft über das Freihandelsabkommcn zwischen den
EFTA-Staaten und dem Königreich Marokko

vom 19. Januar 1998

824.1 Allgemeiner Teil

824.11 Übersicht

Hauptziel des Abkommens ist die Herstellung des freien Handels zwischen
den EFTA-Staaten und Marokko. Es ist Ausdruck der von den EFTA-

Staaten gegenüber den östlichen und südlichen Mittelmeerländern
eingeschlagenen Politik der Öffnung und der Unterstützung. Der

erleichterte Zugang zu den EFTA-Märkten soll Marokko ermöglichen,

seinen auf die Marktwirtschaft ausgerichteten Entwicklungsprozess

weiterzuführen. Gleichzeitig sollen Diskriminierungen der EFTA-Staaten

gegenüber der EU auf dem marokkanischen Markt vermieden werden. Das

Abkommen dürfte im Verlauf des Jahres 1998 in Kraft treten.

Das Abkommen umfasst den Industriesektor, die verarbeiteten

landwirtschaftlichen Erzeugnisse sowie Fische und andere Meeresprodukte.
Es ist asymmetrisch ausgestaltet: die EFTA-Staaten beseitigen ab

Inkrafttreten alle Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung, während

Marokko während einer Übergangsperiode von maximal zwölf Jahren seine
Schutzzölle schrittweise abzuschaffen hat. Diese auch von der EU befolgte

Vorgehensweise ermöglicht es, den Unterschieden in der Entwicklung der

Partner Rechnung zu tragen. Zurzeit gewährt die Schweiz Marokko die in

ihrem Zollpräferenzschema zugunsten der Entwicklungsländer vorge-

sehenen Vergünstigungen. Eine Reihe der schweizerischen Zoll-

konzessionen wird im Freihandelsabkommen konsolidiert, dies auf

reziproker Basis.
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In einem Verständigungsprotokoll, das integrierender Bestandteil des
Abkommens bildet, werden technische Umsetzungsmodalitäten und Präzi-

sierungen zu einzelnen Abkommensbestimmungen festgehalten.

Im Landwirtschaftssektor haben die einzelnen EFTA-Staaten mit Marokko
bilaterale Vereinbarungen abgeschlossen. Die von der Schweiz gewährten

Zugeständnisse betreffen ausschliesslich Zölle und gehen nicht über
diejenigen hinaus, welche bereits anderen Freihandelspartnern eingeräumt
worden sind.

824.12 Ursprung des Abkommens

1995 nahm die Europäische Union eine Neuausrichtung ihrer Beziehungen

zu den Ländern des Mittelmeerraums vor und entschloss sich, mit elf
Mittelmeer-Anrainerstaaten 37 sowie der palästinensischen Autonomie-
behörde eine Partnerschaft einzugehen. Diese Partnerschaft wurde Ende

November 1995 in Barcelona offiziell durch die erste euro-mediterrane
Konferenz, an der 27 Regierungen (ohne die Schweiz) vertreten waren,
besiegelt.

Auf der Grundlage dieser Partnerschaft hat die EU in einem ersten Schritt
mit mehreren Partnern des Mittelmeerraums bilaterale Assoziations-
abkommen abgeschlossen 38, nämlich mit Tunesien und Israel (1995), mit

Marokko und der PLO (1996) sowie mit Jordanien (1997). Weitere werden

zurzeit mit Algerien, Ägypten und Libanon ausgehandelt. Diese Abkommen

sehen nebst der Aufnahme eines politischen Dialogs und dem Aufbau

gegenseitiger kultureller Beziehungen die schrittweise Einführung des

freien Handels innerhalb einer Übergangsperiode von zwölf Jahren vor. Des
weitem enthalten sie Bestimmungen über die finanzielle und wirtschaftliche

Zusammenarbeit, die auf die Sozial- und Kulturbereiche ausgeweitet wird,

37 Ägypten, Algerien, Israel, Jordanien, Libanon, Malta, Marokko, Syrien, Tunesien, die Türkei

und Zypern.
31 Mit Ausnahme der Türkei (mit der seit 1996 ein Zollabkommen besteht) sowie Malta und
Zypern, mit denen bereits seit 1971 bzw. 1973 Assoziationsabkommenbestehen.
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über den freien Kapitalverkehr, die Inländerbehandlung ausländischer

Arbeitnehmer und die Migration.

Auch wenn die Abschaffung der Zollschranken für die Länder der Region

schrittweise und für die betroffenen Produkte unterschiedlich erfolgt, wird

sie einen beträchtlichen Druck auf deren Wirtschaft ausüben. Um die

nötigen Anpassungsbemühungen zu unterstützen, hat die EU beschlossen,

der Region für die Jahre 1996 - 2000 eine Finanzhilfe von 4,7 Milliarden

ECU zukommen zu lassen. Dazu kommen Darlehen der Europäischen

Investitionsbank (EIB) sowie bilaterale Hilfen der EU-MitgUedstaaten.

Diese Mittel sollen den verschiedenen Ländern der Region ermöglichen,

ihre Produktionskapazitäten anzupassen, damit sie der ausländischen

Konkurrenz begegnen, aber auch neue Arbeitsplätze schaffen können.

Um Diskriminierungen der Unternehmen der EFTA-Staaten gegenüber den

Konkurrenten der EU zu vermeiden, haben die EFTA-Staaten beschlossen,

ihrerseits mit den Mittelmeer-Anrainerstaaten Verhandlungen über

Freihandelsabkommen aufzunehmen. Dazu wurden am 8. Dezember 1995

Zusammenarbeitserklärungen mit Ägypten, Marokko und Tunesien unter-

zeichnet und gemischte Ausschüsse eingesetzt. Anlässlich der Zusammen-

kunft dieser Ausschüsse zeigten sich Marokko und Tunesien zur Aufnahme

von Verhandlungen bereit. Ägypten dagegen gab bekannt, dass Kairo den

laufenden Verhandlungen über ein Assoziationsabkommen mit der EU

Priorität einräumt.

Bisher hat die EFTA mit 12 Staaten Freihandelsabkommen abgeschlossen:

mit Bulgarien, Estland, Israel, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, der

Slowakei, Slowenien, Tschechien, der Türkei und Ungarn. Zudem hat die

EFTA mehrere Zusammenarbeitserklärungen unterzeichnet. Als letztes

wurden in dieser Region Erklärungen mit der PLO für die palästinensische

Autonomiebehörde sowie mit Jordanien und Libanon unterzeichnet.
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824.13 Die Wirtschaftslage Marokkos

Marokko zählt heute 27 Millionen Einwohner. Die Entwicklungs-
möglichkeiten dieses Landes sind- gut: es besitzt viele natürliche

Ressourcen, eine grosse landwirtschaftlich nutzbare Fläche, eine für den

Tourismus attraktive Küste und an Bodenschätzen nicht weniger als drei

Viertel der weltweiten und zudem leicht abbaubaren Phosphatreserven.

In der Landwirtschaft, die für Marokko lebenswichtig ist, sind 40 Prozent

der aktiven Bevölkerung beschäftigt. Dieser für das Land wichtige Sektor,
dessen Anteil am BIP zwischen 13 und 20 Prozent variiert, ist zugleich
seine Schwäche, weil er klimaabhängig ist. Die beiden letzten Jahre waren

dafür typisch: der trockene Winter von 1995 beeinträchtigte die

landwirtschaftliche Produktion und bewirkte einen Rückgang des BIP um

6,5 Prozent, während 1996 dank einer ausserordentlichen Nieder-

schlagsmenge ein Wirtschaftswachstum von 10 Prozent zu verzeichnen war.

Der Hauptteil des BIP wird allerdings im Dienstleistungssektor (40 %)
erwirtschaftet, während die Industrie (Textil-, Nahrungsmittel- und
Maschinenindustrie) mit rund 18 Prozent des BIP an dritter Stelle steht.

Die Handelsbilanz Marokkos ist stark defizitär; die Ausfuhren decken seit
jeher nur zwei Drittel der Einfuhren. Lange Zeit basierten sie auf den

Bodenschätzen (Phosphaten), doch fand in letzter Zeit dank neuer

Exportindustrien wie Bekleidungs-, Strickwaren- und Fischkonservierungs-

industrie eine willkommene Diversifizierung statt. Die Einfuhren sind - und
damit bilden sie das Spiegelbild zur Wirtschaft - stark vom Klima abhängig:

regenarme Jahre (wie 1993 oder 1995) zwingen das Land zum Import von
Nahrungsmitteln. Allerdings ist ein gestiegener Bedarf an anderen

Produkten, namentlich an Treibstoffen, festzustellen. Wichtigster

Handelspartner Marokkos ist die EU, in die 70 Prozent der marokkanischen

Ausfuhren (im Textilbereich gar 90 Prozent) gehen.

Die hauptsächlichsten Devisenquellen stammen aus den Einkommen der im

Ausland lebenden Arbeiter und aus dem Tourismus, der indessen seit
mehreren Jahren rückläufig ist. Zwischen 1983 und 1992 vereinbarte
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Marokko mit, dem Klub von Paris sechs Umschuldungsabkommen. Die
Aussenschuld belief sich Ende 1996 auf 21,5 Milliarden Dollar, was einem

beträchtlichen Teil des BIP entspricht Der Schuldendienst beläuft sich auf
26 Prozent der Erlöse aus Exporten von Gütern und Dienstleistungen.
Jüngste „Swap"-Operationen erlaubten es, hohe Beträge, die das Land
Frankreich und Spanien schuldete, in Investitionen umzuwandeln.

Seit Inkrafttreten des ersten Strukturanpassungsprogramms, das Marokko
1983 mit Unterstützung der Bretton-Woods-Institutionen in Gang setzte,
wurden bei der Steuerreform, der Liberalisierung der Preise, des Devisen-

und Warenverkehrs sowie der Privatisierung grosse Fortschritte gemacht.
Vor allem bei der Handelsliberalisierung hat sich Marokko durch den
Abschluss eines Assoziationsabkonunens mit der EU, das längerfristig zur
Errichtung einer Freihandelszone fuhren soll, hohe Ziele gesteckt. Das
Abkommen dürfte spürbare Folgen haben, sind davon doch nicht weniger
als zwei Drittel der marokkanischen Unternehmen betroffen; der
Weiterbestand eines Drittels das Unternehmen ist gefährdet.

Im Sozialwesen des Landes müssen noch eindeutige Fortschritte gemacht
werden, da die Indikatoren sowohl im Gesundheits- wie im Erziehungs-
wesen und beim Zugang zu den öffentlichen Dienstleistungen (Wasser- und
Stromversorgung) noch deutlich unter dem Stand der Nachbarländer liegen.

824.14 Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Schweiz und
Marokko

Marokko hat im Aussenhandel der Schweiz ein relativ bescheidenes
wirtschaftliches Gewicht. Trotzdem kommt dieser Markt für uns an dritter
Stelle auf dem afrikanischen Kontinent, nach Südafrika und Ägypten.
Nahezu 80 Prozent der marokkanischen EFTA-Einfuhren stammen aus der
Schweiz.

Die schweizerischen Ausfuhren nach Marokko beliefen sich 1996 auf ins-
gesamt 108 Millionen Franken. Sie setzen sich traditionellerweise aus
chemischen Produkten und Maschinen (1/3 der Gesamtausfuhren), Texti-
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lien, Instrumenten und Apparaten zusammen. Die Einrühren aus Marokko

machten im gleichen Jahr 46 Millionen Franken aus. In erster Linie waren

es Edelmetalle und Schmuckartikel (42 %) sowie landwirtschaftliche

Erzeugnisse (36 %). Ausserdem besuchten 1996 30'000 Schweizer

Touristen das Land.

Den schweizerischen Investitionen in Marokko kommt in den bilateralen

Wirtschaftsbeziehungen eine besondere Bedeutung zu. Mit 13 Prozent des

ausländischen Kapitals, das sind rund 250 Millionen Franken, stand die

Schweiz Ende 1996 an zweiter Stelle der ausländischen Investoren in

Marokko - nach Frankreich, aber vor Spanien und den USA. Die

Hauptinvestition tätigte die Firma Holderbank, die 1994 Mehrheits-

aktionärin der grössten Zementfabrik Marokkos wurde. ABB ihrerseits

erhielt 1996, zusammen mit einer amerikanischen Firma, die Bewilligung,

während 30 Jahren zwei thermische Kraftwerke bei Jorf Lasfar zu betreiben

und zwei zusätzliche Einheiten zu bauen. Der Konzessionsvertrag im

Umfang von rund 1,6 Milliarden Dollar sieht die Produktion von Strom vor,

der an die staatliche Elektrizitätsgesellschaft verkauft wird.

Der vertragliche Rahmen der bilateralen Beziehungen basiert auf einem

Protokoll von 1957, das die gegenseitige Gewährung der Meistbe-

günstigung vorsieht, sowie auf einem Investitionsschutz- und einem

Doppelbesteuerungsabkommen. Die beiden letzteren traten 1991 bzw. 1995

in Kraft.

Im Rahmen des Freihandelsabkommens hat die Schweiz die bisher

Marokko autonom aufgrund des Allgemeinen Zollpräferenzsystems

gewährten Konzessionen konsolidiert. Im Gegenzug werden rund

25 Prozent der schweizerischen Ausfuhren ab Inkrafttreten des Abkommens

von einer vollständigen Zollbefreiung profitieren, die übrigen Ausfuhren

werden während der Übergangsperiode bis zur Erreichung des voll-

ständigen Freihandels zollmässig kontinuierlich weniger belastet. Das

Abkommen verhindert, dass die schweizerische Exportwirtschaft nach

Inkrafttreten des Assoziationsabkommens zwischen Marokko und der EU

auf dem marokkanischen Markt diskriminiert wird.
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Im Bereich der wirtschaftlichen und finanziellen Zusammenarbeit erhielt

Marokko 1991 einen Mischkredit in Höhe von 55 Millionen Franken.

Dieser erlaubte vor allem die Finanzierung von Projekten in der
Textilindustrie. Der Anteil des Bundes wurde später in eine Spende von

17,5 Millionen Franken umgewandelt. Anlässlich des Besuchs des

Vorstehers des EVD in Rabat am 15. Mai wurde eine Erklärung
unterzeichnet, welche die Gewährung finanzieller Unterstützungsmass-

nahmen für marokkanisch-schweizerische Unternehmenspartnerschaften

vorsieht. Dabei sollen marokkanische Ausfuhren und der Einsatz

umweltfreundlicher Technologien gefördert werden. Diese bilaterale Aktion

muss noch - unabhängig vom Freihandelsabkommen - durch Verein-

barungen konkretisiert werden.

824.2 Besonderer Teil

824.21 Verhandlungsverlauf

Im Gefolge der Zusammenarbeitserklärung vom Dezember 1995 nahmen

die EFTA-Staaten und Marokko im Herbst 1996 Verhandlungen über ein

Freihandelsabkommen auf. Nach vier Verhandlungsrunden konnte dieses

am 9. Juni paraphiert und zehn Tage später, anlässlich der EFTA-

Ministerkonferenz, am 19. Juni 1997 in Genf unterzeichnet werden.

824.22 Inhalt des Abkommens

Das Abkommen schafft eine Freihandelszone zwischen den EFTA-Staaten

und Marokko. Es entspricht inhaltlich weitgehend den mit den Ländern

Mittel- und Osteuropas, den baltischen Staaten sowie der Türkei und Israel

abgeschlossenen Abkommen. Es umfasst die Industrieprodukte, die

verarbeiteten Landwirtschaftserzeugnisse sowie Fische und andere Meeres-

produkte (Art. 2).

In Berücksichtigung des unterschiedlichen Entwicklungsstandes der EFTA-
Staaten und Marokko ist das Abkommen asymmetrisch ausgestaltet. Die

EFTA-Staaten werden die Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung vom

972



Inkrafttreten des Abkommens an vollständig beseitigen. Demgegenüber hat
Marokko seine Einfuhrzölle während einer Übergangsperiode von maximal
zwölf Jahren schrittweise abzubauen, dies in vier Etappen, deren
unterschiedliche Dauer den Empfindlichkeiten der marokkanischen
Industrie gegenüber Importprodukten Rechnung trägt (Art. 4). Was die
verarbeiteten landwirtschaftlichen Erzeugnissen betrifft, wird die Schweiz
ab Inkrafttreten des Abkommens auf den marokkanischen Erzeugnissen das
Industrieschutz-Zollelement aufheben.

Die Ursprungsregeln und die Methoden der administrativen Zusammen-
arbeit (Protokoll E) wurden denjenigen im Assoziationsabkommen
zwischen der EU und Marokko angepasst Diese auf Begehren Marokkos
vorgenommenen Anpassungen bedingen unter anderem, dass 4as in den
andern EFTA-Feihandelsabkommen enthaltene Rückerstattungsverbot der
auf Einführen aus Drittländern erhobenen Zölle im vorliegenden
Abkommen fehlt. Es wird jedoch festgehalten, dass spätere Änderungen
jeweils parallel zu denjenigen im Assoziationsabkommen mit der EU
vorzunehmen sein werden. Zusätzlich sieht das Abkommen vor, dass über
diese Frage in naher Zukunft Konsultationen durchgeführt werden.

Nebst den Vorschriften über Zölle und mengenmässige Beschränkungen

(Art. 5 bis 8) enthält das Abkommen Bestimmungen über staatliche
Handelsmonopole (Art. 10), technische Handelshemmnisse (Art. 11), das
öffentliche Beschafftmgswesen (Art. 15), den Schutz des geistigen
Eigentums (Art. 16) sowie über Dienstleistungen und Investitionen
(Art. 28).

Mehrere Rahmenbestimmungen dienen dazu, die Funktionstüchtigkeit des
Abkommens sicherzustellen. Dazu zählen Bestimmungen über interne

Steuern (Art. 13), Zahlungen (Art. 14), staatliche Beihilfen (Art. 18),
Dumping (Art. 19) sowie die Wettbewerbsregeln (Art. 17) und eine
Schiedsklausel (Art. 24).

Ferner sind in das Abkommen die üblichen Schutzklauseln und Ausnahme-

bestimmungen (Art. 9, 20 bis 23, 25 und 26} integriert. So kann Marokko
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während einer Übergangsperiode von maximal acht Jahren für den Fall,

dass Strukturanpassungen die Wirtschaft ernsthaft gefährden (aufkom-

mende Industrien oder bestimmte Sektoren, die restrukturiert werden), eine
besondere Schutzklause! anrufen (Art. 21).

In einer Entwicklungsklausel (Art. 27) wird der Wille der Vertragsparteien
zum Ausdruck gebracht, das Abkommen gegebenenfalls auf weitere

Bereiche auszudehnen. Mit der Verwaltung und Durchführung des Ab-

kommens wird ein Gemischter Ausschuss (Art. 30 und 31) betraut.

Schliesslich sind in das Abkommen zusätzliche Bestimmungen

aufgenommen worden, die in den bisherigen Freihandelsabkommen der
EFTA nicht enthalten sind. So dürfen investitionsbezogene Überweisungen

keinen Beschränkungen unterliegen (Art, 14 Abs. 3). Artikel 29 sieht die

Leistung technischer Hilfe auf den Gebieten des geistigen Eigentums, der

Zölle und der technischen Vorschriften vor, und Artikel 33 verpflichtet die

Parteien, das Abkommen WTO-konform zu halten.

Erstmals wurde ein EFTA-Abkommen nicht nur in englischer, sondern-auch

in französischer Originalsprache abgefasst.

824.23 Verständigungsprotokoll

Dem Abkommen ist ein Verständigungsprotokoll beigefügt, das vor allem

Präzisierungen zur Umsetzung des Protokolls B über die Ursprungsregeln
enthält und unter anderem festhält, dass unter bestimmten Bedingungen

eine Kumulierung der Ursprungsregeln mit der EU, Tunesien und Algerien

eingeführt werden kann. Ferner erklären sich die EFTA-Staaten bereit, die

Anstrengungen Marokkos im Wirtschafts- und Sozialbereich zu

unterstützen und die Wirtschaftszusammenarbeit mit Marokko auf der

Grundlage der Erklärung von Zermatt (vgl. Ziff. 416 des Berichts 95/1+2)

weiterzuführen.
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824.24 Bilaterale Vereinbarung im Landwirtschaftsbereich

Die EFTA-Staaten haben in diesem Bereich mit Marokko - wie vorher

schon mit den mittel- und osteuropäischen Staaten, mit Israel und mit der
Türkei - separate bilaterale Vereinbarungen abgeschlossen, um den
Besonderheiten dieses Staates im Landwirtschaftsbereich Rechnung zu
tragen. Diese Vereinbarungen sind über Artikel 12 mit dem Freihandels-
abkommen der EFTA verbunden.

Die Konzessionen, die unser Land Marokko in der bilateralen Vereinbarung

gewährt, bestehen ausschliesslich im Abbau oder in der Beseitigung der
Importzölle auf landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die für Marokko

besonders wichtig sind. Es wurden Marokko nur Konzessionen zuge-

standen, die bereits den Freihandelspartnern Mittel- und Südosteuropas oder
den Entwicklungsländern, zu denen auch Marokko zählt, im Rahmen des

Allgemeinen Zollpräferenzsystems gewährt worden sind. Im Gegenzug hat
die Schweiz Konzessionen für Käse, Pektinstoffe, Fette und Öle,

Fruchtpulver, Kaffee- und Tee-Extrakte sowie Saucenzubereirungen und
Tiernahrung erhalten.

Die Landwirtschaftsvereinbarung enthält ferner Bestimmungen über die

Ursprungsregeln zu den von ihr erfassten Erzeugnissen und über die

Methoden der administrativen Zusammenarbeit. Sie wird gleichzeitig mit

dem multilateralen Freihandelsabkommen in Kraft treten und so lange wie

dieses Gültigkeit behalten.

824.3 Finanzielle Auswirkungen

Das Freihandelsabkommen und die Agrarvereinbarung werden nur

bescheidene finanzielle Auswirkungen zeitigen. Die Zolleinnahmen aus

Einfuhren von Industriegütern aus Marokko beliefen sich 1996 auf etwas

mehr als 200*000 Franken, diejenigen aus Agrarimporten bewegten sich auf

gleicher Höhe. Der Einkommensausfall wird durch die verbesserten Absatz-

möglichkeiten für die schweizerischen Unternehmen und die Landwirt-

schaft auf dem marokkanischen Markt wettgemacht.
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824.4 Legislaturplanung

Das Abkommen entspricht dem Inhalt von Ziel 19 (Sicherstellung der
schweizerischen Präsenz durch Ausbau und Vertierung der weltweiten bila-
teralen und multilateralen Beziehungen) und den unter den Parlaments-
geschäften 1995 -1999 (A2, Aussenbeziehungen) aufgeführten Abkommen
des Berichtes über die Legislaturplanung 1995 - 1999 (BB1 1996II293).

824.5 Bezug zu den anderen Instrumenten der Handelspolitik und
Verhältnis zum europäischen Recht

Die EFTA-Staaten und Marokko gehören der Welthandelsorganisation
WTO an. In Artikel 33 des Abkommens wird, wie bereits erwähnt,
festgehalten, dass es WTO-konform sein muss, und dass die Parteien sich
gegenseitig keine ungünstigere Behandlung gewähren als jene im Rahmen
der WTO.

Das Abkommen ist mit den Zielen unserer europäischen Integrationspolitik
vereinbar, da sein Inhalt weitgehend mit den Freihandelsbestimmungen des
Assoziationsabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
Marokko übereinstimmt. Die bilaterale Agrarvereìnbarung ist Ausdruck der
unterschiedlichen Handelsregimes der EU und der Schweiz im Landwirt-
schaftsbereich.

824.6 Gültigkeit für das Fürstentum Liechtenstein

Das Fürstentum Liechtenstein ist Unterzeichnerstaat des Abkommens. Auf-
grund des Vertrags vom 29. März 1923 zwischen der Schweiz und
Liechtenstein (SR 0.631.112.514) wendet die Schweiz die im Freihandels-
abkommen mit Marokko enthaltenen zollrechtlichen Bestimmungen auch
für Liechtenstein an.

Was die bilaterale Vereinbarung zwischen der Schweiz und Marokko im
Agrarbereich betrifft, gilt diese auch für das Fürstentum Liechtenstein,
solange dieses durch eine Zollunion mit der Schweiz verbunden ist.
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824.7 Veröffentlichung der Anhänge zum Abkommen zwischen den
EFTA-Staaten und Marokko

Die Anhänge zum Abkommen umfassen rund 600 Seiten. Es handelt sich

zur Hauptsache um Bestimmungen technischer Natur. Die Anhänge können
bei der Eidgenössischen Drucksachen- und Materialzentrale bezogen

werden. Es wäre unzweckmässig, sie in der Gesetzessammlung und im
Bundesblatt zu veröffentlichen (vgl. Art. 4 und 14 Abs. 4 des Publikations-

gesetzes, SR 770.572).

824.8 Verfassungsmässigkeit

Artikel 8 der Bundesverfassung ermächtigt den Bund, internationale

Verträge abzuschliessen. Für deren Genehmigung ist gemäss Artikel 85

Ziffer 5 der Bundesverfassung die Bundesversammlung zuständig. Das

vorliegende Abkommen kann unter Einhaltung einer Vorankündigungsfiist
von sechs Monaten jederzeit gekündigt werden. Das Verständigungs-
protokoll und die Landwirtschaftsvereinbarung enthalten zwar keine

Kündigungsklausel, doch bilden sie mit dem Abkommen eine Einheit und

sind deshalb wie dieses kündbar (vgl. Art. 56 des Wiener Übereinkommens

über das Recht der Verträge, SR Q.lll). Es liegt weder ein Beitritt zu einer
internationalen Organisation noch eine multilaterale Rechtsverein-

heitlichung vor. Der Ihnen zur Genehmigung unterbreitete Bundes-

beschluss unterliegt somit nicht dem fakultativen Referendum gemäss

Artikel 89 Absatz 3 der Bundesverfassung.
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Anhang l

Bundesbeschluss Entwurf
über das Abkommen zwischen den EFTA-Staaten
und dem Königreich Marokko

vom

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung,
nach Einsicht in die im Bericht vom 19. Januar 19981 zur Aussenwirtschaftspolitik
97/1+2 enthaltene Botschaft,

beschliesst:

Art. l
1 Die folgenden Abkommen werden genehmigt:
a. Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und dem Königreich Marokko samt

Verständigungsprotokoll (Anhang 2);
b. Vereinbarung in Form eines Briefwechsels zwischen der Schweizerischen Eid-

genossenschaft und dem Königreich Marokko über Abmachungen im Agrarbe-
reich (Anhang 3).

1 Der Bundesrat wird ermächtigt, die Abkommen zu ratifizieren.

Art. 2

Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertragsreferendum.
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Anhang 2

Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und dem Königreich
Marokko4041

Unterzeichnet am 19. Juni 1997

Präambel

Die Republik Island, das Fürstentum Liechtenstein, das Königreich* Norwegen und die
Schweizerische Eidgenossenschaft (im folgenden EFTA-Staaten genannt)

und

das Königreich Marokko (im folgenden Marokko genannt),

1. In Erwägung der Bedeutung der zwischen den EFTA-Staaten und Marokko
bestehenden Bande, insbesondere der im Dezember 1995 in Zermatt
unterzeichneten Zusammenarbeitserklärung, und des Wunsches, diese Bande zu
festigen und enge und dauerhafte Beziehungen herzustellen;

2. Eingedenk ihrer Absicht, sich am Prozess der wirtschaftlichen Integration im Euro-
Mittelmeerraum aktiv zu beteiligen, und in der Bereitschaft, bei der Suche nach
Mitteln und Wegen zur Festigung dieses Prozesses zusammenzuarbeiten;

3. Unter Bekräftigung ihres Bekenntnisses zur pluralistischen Demokratie auf der
Grundlage der Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte und der Grundfreiheiten
sowie eingedenk der Prinzipien der Vereinten Nationen;

4. Vom Wunsch beseelt, günstige Voraussetzungen zu schaffen, um den gegenseitigen
Handel auszuweiten und zu diversiftzieren sowie die handels- und wirtschafts-
politische Zusammenarbeit in Bereichen von gemeinsamen Interessen auf der
Grundlage der Gleichberechtigung, des beiderseitigen Nutzens, der Nicht-
diskriminierung und des Völkerrechts zu vertiefen;

5. Eingedenk der Mitgliedschaft der EFTA-Staaten und Marokkos in der WTO sowie
ihrer Verpflichtungen, die Rechte und Pflichten zu befolgen, welche sich aus dem
Abkommen zur Errichtung der Welthandelsorganisation (WTO) ergeben,
einschliesslich der Prinzipien der Meistbegünstigung und der Inländerbehandlung;

40 Übersetzung der englischen und französischen Originaltexte.
41 Die Anhänge zum Abkommen können bei der Eidg. Drucksachen- und Materialzentrale,
3003 Dem, bezogen werden.
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6. Entschlossen, zur Stärkung des multilateralen Handelssystems beizutragen und ihre
Beziehungen im Einklang mit den Grundsätzen der WTO in Richtung Freihandel
auszubauen;

7. In der Erwägung, dass keine Bestimmung dieses Abkommens dahingehend
ausgelegt werden kann, dass sie die Vertragsstaaten von ihren Verpflichtungen
aufgrund anderer internationaler Verträge, insbesondere im Rahmen der WTO,
entbindet;

8. Entschlossen, dieses Abkommen zu verwirklichen mit dem Ziel, die Umwelt zu
erhalten und zu schützen und eine optimale Nutzung der natürlichen Ressourcen in
Übereinstimmung mit den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sicherzu-
stellen;

9. In der festen Überzeugung, dass dieses Abkommen die Errichtung einer
erweiterten und ausgewogenen Freihandelszone zwischen den Staaten Europas und
des Mittehneerraums fördern und damit einen wichtigen Beitrag zur Integration im
Euro-Mittelmeerraum leisten wird;

10. In Erwähnung der Absicht der EFTA-Staaten, Bemühungen zur Liberalisierung der
marokkanischen Wirtschaft zu unterstützen und dadurch zur Verbesserung der
wirtschaftlichen und sozialen Lage in Marokko beizutragen;

11. Dire Bereitschaft bekundend, im Lichte jedes massgeblichen Faktors die
Möglichkeit zu prüfen, ihre Beziehungen zu entwickeln und zu vertiefen, um sie
auf Bereiche auszudehnen, die nicht unter dieses Abkommen fallen;

12. Überzeugt, dass dieses Abkommen einen geeigneten Rahmen bildet für den
Austausch von Informationen und Meinungen über wirtschaftliche Entwicklung
und Handel sowie damit verwandte Fragen;

13. Ebenfalls überzeugt, dass dieses Abkommen die Voraussetzungen schaffen wird,
um die gegenseitigen Beziehungen in den Bereichen Wirtschaft, Handel und
Investitionen zu fordern;

14. Haben zur Erreichung dieser Ziele folgendes Abkommen (im folgenden
Abkommen genannt) abgeschlossen:

Artikel l Zielsetzung

1. Die EFTA-Staaten und Marokko errichten schrittweise und im Einklang mit den
Bestimmungen dieses Abkommens eine Freihandelszone.

2. Ziel dieses Abkommens, das auf Handelsbeziehungen zwischen marktwirt-
schaftlich orientierten Landern sowie auf der Respektierung der demokratischen
Grundsätze und der Menschenrechte fusst, ist es,

a) die harmonische Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den
EFTA-Staaten und Marokko durch die Ausweitung des gegenseitigen
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Handels zu fordern und damit den Aufschwung des Wirtschaftslebens, die
Verbesserung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen, die Steigerung
der Produktivität sowie die finanzielle Stabilität in den EFTA-Staaten und
in Marokko zu begünstigen;

b) im Handel zwischen den Vertragsstaaten gerechte Wettbewerbs-
bedingungen sicherzustellen;

c) auf diese Weise, durch die Beseitigung von Handelshemmnissen, zur euro-
mediteranen Wirtschaftsintegration und zur harmonischen Entwicklung
und Ausweitung des Welthandels beizutragen.

Artikel 2 Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt

mit Ausnahme der im Anhang I aufgezählten Waren für die Erzeugnisse, die unter
die Kapitel 25-97 des Harmonisierten Systems (HS) zur Bezeichnung und
Codierung der Waren fallen;

für die Erzeugnisse, die im Protokoll A aufgezählt sind, unter gebührender
Beachtung der in diesem Protokoll enthaltenen Sonderbestimmungen;

für Fische und andere Meeresprodukte, die im Anhang II aufgezählt sind,

mit Ursprung in einem EFTA-Staat oder in Marokko.

Artikel 3 Ursprungsregeln und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Zollverwaltung

1. Das Protokoll B legt die Ursprungsregeln und die Verfahren für die administrative
Zusammenarbeit fest

2. Die Vertragsparteien treffen geeignete Massnahmen, einschliesslich regelmässiger
Prüfungen durch den Gemischten Ausschuss und Vorkehrungen für die
administrative Zusammenarbeit, um zu gewährleisten, dass die Bestimmungen von
Artikel 4 (Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung), 5 (Ausgangszollsätze), 6
(Fiskalzölle), 7 (Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung), 8 (Mengenmässige
Ein-oder Ausfuhrbeschränkungen und Massnahmen gleicher Wirkung), 13 (interne
Steuern und Regelungen) und 22 (Wiederausfuhr und ernster Versorgungsengpass)
des Abkommens sowie das Protokoll B wirksam und aufeinander abgestimmt
angewandt werden sowie um die dem Handel auferlegten Formalitäten soweit als
möglich abzubauen und beidseitig zufriedenstellende Lösungen aller sich aus der
Anwendung dieser Bestimmungen ergebenden Schwierigkeiten herbeizuführen.

3. Auf der Grundlage der in Absatz 2 genannten Prüfungen werden die
Vertragsstaaten über die zu treffenden Massnahmen entscheiden.
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Artikel 4 Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung

1. Im Warenverkehr zwischen den EFTA-Staaten und Marokko werden keine neuen
Einfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung eingeführt.

2. Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigen die EFTA-Staaten alle
Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung auf Ursprungserzeugnissen aus
Marokko.

3. Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigt Marokko alle Einfuhrzölle und
Abgaben gleicher Wirkung auf Ursprungserzeugnissen aus den EFTA-Staaten,
ausgenommen jene, die in den Tafeln A, B, C, D und E zu Anhang lu aufgeführt
sind.

4. Spätestens drei Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigt Marokko
in Übereinstimmung mit den Verpflichtungen im Rahmen der WTO, insbesondere
dem Abkommen über die Berechnung der Zölle, alle Referenzpreise auf den in
Tafel F zu Anhang III aufgeführten Produkte.

Artikel 5 Ausgangszollsätze

1. Für jedes Produkt soll der Ausgangszollsatz, aufweichen die in diesem Abkommen
vorgesehenen schrittweisen Reduktionen angewandt werden, dem Zollansatz
entsprechen, der am 1. Januar 1996 unter dem Meistbegünstigungsprinzip zur
Anwendung gelangt.

2. Wird vor, bei oder nach Inkrafttreten dieses Abkommens eine allgemeine
Zollsenkung „erga oranes" vorgenommen, insbesondere eine Senkung, welche sich
aus den Verpflichtungen zum Abschluss der Uruguay Runde ergibt, ersetzen die so
gesenkten Zollsätze von diesem Zeitpunkt an oder mit Inkrafttreten des
Abkommens, fàîls letzteres später stattfindet, die in Absatz l erwähnten
Ausgangszollsätze.

3. Die reduzierten und in Übereinstimmung mit Artikel 4 (Einfuhrzölle und Abgaben
gleicher Wirkung) berechneten Zölle werden bei der Anwendung auf die erste
Dezimalstelle oder, im Falte von speziellen Zöllen, auf die zweite Dezimalstelle
gerundet

Artikel 6 Fiskalzölle

Die Bestimmungen gemäss Artikel 4 (Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung)
gelten auch für die Fiskalzölle.

Artikel 7 Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung

1. ira Warenverkehr zwischen den EFTA-Staaten und Marokko werden keine neuen
Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung eingeführt.

2. Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigen die EFTA-Staaten und
Marokko die bestehenden Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung.
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Artikels Mengenmässige Ein- oder Ausfuhrbeschränkungen und Massnahmen
gleicher Wirkung

1. Im Warenverkehr zwischen den EFTA-Staaten und Marokko werden keine neuen
mengenmässigen Ein- oder Ausfuhrbeschränkungen oder Massnahmen gleicher
Wirkung eingeführt.

2. Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigen die EFTA-Staaten die
mengenmässigen Ein- oder Ausfuhrbeschränkungen sowie Massnahmen gleicher
Wirkung.

3. Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens beseitigt Marokko die mengenmässigen
Ein- oder Ausfuhrbeschränkungen sowie Massnahmen gleicher Wirkung, mit
Ausnahme der Bestimmungen gemäss Anhang IV.

Artikel 9 Allgemeine Ausnahmen

Dieses Abkommen steht Verboten oder Beschränkungen der Einfuhr, Ausfuhr oder
Durchfuhr von Waren nicht .entgegen, welche aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit,
öffentlichen Ordnung oder Sicherheit, zum Schutz der Gesundheit und des Lebens von
Menschen, Tieren oder Pflanzen, zum Schutz der Umwelt, zum Schutze des nationalen
Kulturgutes von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem Wert oder zum
Schutz des geistigen Eigentums gerechtfertigt sind; ebensowenig steht es Regelungen
betreffend Gold oder Silber entgegen oder Massnahmen zur Bewahrung nicht
erneuerbarer natürlicher Ressourcen, sofern diese Massnahmen zusammen mit
Beschränkungen bei der Inlandproduktion und beim Inlandverbrauch angewandt werden.
Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch weder ein Mittel zur willkürlichen
Diskriminierung noch eine verschleierte Beschränkung des Handels zwischen den
Vertragsparteien darstellen.

Artikel 10 Staatsmonopole

1, Vorbehaltlich der in Protokoll C vorgesehenen Ausnahmen sorgen die EFTA-
Staaten dafür, dass mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens alle staatlichen
Monopole kommerzieller Natur derart ausgestaltet werden, dass hinsichtlich der
Bedingungen, zu denen Waren beschafft und vermarktet werden, keine
Diskriminierung zwischen Staatsangehörigen der EFTA-Staaten und Marokkos
besteht. Diese Waren werden zu handelsüblichen Bedingungen beschafft und
vermarktet.

2, Marokko wird, ohne die im Rahmen der WTO gemachten Verpflichtungen zu
beeinträchtigen, alle staatlichen Monopole kommerzieller Natur schrittweise so
ausgestalten, dass spätestens 5 Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens
hinsichtlich der Bedingungen, zu denen Waren beschafft und vermarktet werden,
keine Diskriminierung zwischen Staatsangehörigen Marokkos und der EFTA-
Staaten besteht. Marokko wird den Gemischten Ausschuss über die zur Umsetzung
dieser Ziele getroffenen Massnahmen informieren.

3, Die Bestimmungen dieses Artikels gelten für jede Institution, mit deren Hilfe die
zuständigen Behörden der Vertragsparteien Ein- oder Ausfuhren zwischen den
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Vertragsparteien rechtlich oder tatsächlich, mittelbar oder unmittelbar überwachen,
lenken oder wirksam beeinflussen. Diese Bestimmungen gelten auch für Monopole,
die der Staat Dritten überträgt.

Artikel 11 Technische Regelungen

1. Die Vertragsstaaten werden in den Bereichen der technischen Regelungen, der
Standards und der Konformitätsbewertung zusammenarbeiten, wobei durch
geeignete Massnahmen insbesondere europaweite Lösungen gefördert werden
sollen. Der Gemischte Ausschuss wird Richtlinien für die Umsetzung dieses
Absatzes aufstellen.

2. Die Vertragsstaaten kommen überein, im Rahmen des Gemischten Ausschusses
unverzüglich Konsultationen aufzunehmen, um eine geeignete Lösung zu finden
für den Fall, dass ein Vertragsstaat der Ansicht ist, dass ein anderer Vertragsstaat
Massnahmen ergreift, die ein Markthindernis schaffen oder schaffen könnten.

3. Die Vertragsstaaten bekräftigen ihre Verpflichtung, Entwürfe zu technischen
Regelungen im Einklang mit den Bestimmungen des WTO-Übereinkommens über
technische Handelshemmnisse zu notifizieren.

Artikel 12 Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen

1. Die Vertragsparteien erklären sich bereit, unter Beachtung ihrer Landwirtschafts-
politiken, die harmonische Entwicklung des Handels mit landwirtschaftlichen
Erzeugnissen zu fördern.

2. In Verfolgung dieses Zieles hat jeder einzelne EFTA-Staat mit Marokko eine
bilaterale Vereinbarung, welche Massnahmen zur Erleichterung des Handels mit
landwirtschaftlichen Erzeugnissen vorsieht, abgeschlossen.

3. In den Bereichen des Veterinärwesens sowie des Pflanzen- und Gesundheits-
schutzes wenden die Vertragsparteien ihre Regelungen in nicht-diskriminierender
Weise an und treffen keine neuen Massnahmen, die eine unangemessene
Behinderung des Warenverkehrs zur Folge haben.

Artikel 13 Interne Steuern und Regelungen

1. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, alle internen Steuern und anderen Gebühren
und Regelungen in Übereinstimmung mit Artikel III des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens 1994 sowie anderen relevanten WTO-Abkommen anzu-
wenden.

2. Für Erzeugnisse, die in das Gebiet eines der Vertragsstaaten ausgeführt werden,
darf keine Erstattung für inländische Abgaben gewährt werden, die hoher ist als die
auf diesen Erzeugnissen unmittelbar oder mittelbar erhobenen Steuern.
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Artikel 14 Zahlungen und Überweisungen

1. Die mit dem Warenverkehr zwischen einem EFTA-Staat und Marokko verbun-
denen Zahlungen und die Überweisung dieser Beträge in das Gebiet jener
Vertragspartei, in welcher der Gläubiger seinen Wohnsitz hat, sind keinen
Beschränkungen unterworfen.

2. Die Vertragsparteien verwenden keine devisen- oder verwaltungsmässigen
Beschränkungen betreffend die Gewährung, Rückzahlung oder Annahme von kurz-
und mittelfristigen Krediten in Verbindung mit Handelsgeschäften, an welchen ein
Gebietsansässiger beteiligt ist

3. Auf Überweisungen im Zusammenhang mit Investitionen, insbesondere der
Rückführung investierter oder wiederinvestierter Beträge sowie der daraus
stammenden Gewinne, werden keine einschränkenden Massnahmen angewandt.

Artikel 15 Öffentliches Beschafrungswesen

1. Die Vertragsstaaten betrachten die wirksame Liberalisierung ihres öffentlichen
Beschaffimgswesens auf der Basis der Nichtdiskriminierung und Reziprozität aïs
ein integrierendes Ziel dieses Abkommens.

2. Zu diesem Zweck erarbeiten die Vertragsparteien im Gemischten Aussohuss
Regeln im Hinblick auf die Verwirklichung dieser Liberalisierung. Die Ent-
wicklungen unter der Schirmherrschaft der WTO werden dabei angemessen
berücksichtigt.

Artikel 16 Schutz des geistigen Eigentums

1. Die Vertragsstaaten gewährleisten einen angemessenen, wirksamen und nicht-
diskriminierenden Schutz der Rechte des geistigen Eigentums. Sie treffen
Massnahmen in Übereinstimmung mit diesem Artikel, Anhang V zu vorliegendem
Abkommen und den darin erwähnten internationalen Abkommen, um diese Rechte
vor Verletzungen, insbesondere vor Fälschung und Nachahmung, zu schützen.

2. Die Vertragsstaaten werden den Angehörigen jedes Vertragsstaates keine
ungünstigere Behandlung angedeihen lassen als ihren eigenen Angehörigen.
Ausnahmen zu dieser Verpflichtung müssen in Übereinstimmung stehen mit den
wesentlichen Bestimmungen des Artikel 3 des TRIPS Abkommens.

3. Die Vertragsstaaten werden den Angehörigen jedes Vertragsstaates kerne
ungünstigere Behandlung angedeihen lassen als den Angehörigen irgend eines
anderen Staates. Ausnahmen von dieser Verpflichtung müssen in Übereinstimmung
stehen mit den wesentlichen Bestimmungen des TRIPS Abkommens, insbesondere
Artikel 4 und 5.

4. Die Vertragsstaaten vereinbaren, auf Antrag einer Vertragspartei die in diesem
Artikel und im Anhang V enthaltenen Bestimmungen über den Schutz des geistigen
Eigentums zu überprüfen mit dem Ziel, das Schutzniveau zu verbessern und
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Handelsverzerrungen, welche durch den gegenwärtigen Umfang des Schutzes des
geistigen Eigentums verursacht werden, zu vermeiden oder zu beseitigen.

Artikel 17 Wettbewerbsregeln betreffend Unternehmen

1. Mit dem guten Funktionieren dieses Abkommens sind unvereinbar, soweit sie
geeignet sind, den Warenverkehr zwischen einem EFTA-Staat und Marokko zu
beeinträchtigen:

a) alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unter-
nehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen
zwischen Unternehmen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder
Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken;

b) die missbräuchliche Ausnützung einer beherrschenden Stellung auf dem
gesamten Gebiet der Vertragsstaaten oder auf einem wesentlichen Teil
derselben durch ein oder mehrere Unternehmen.

2. Die Bestimmungen von Absatz l gelten ebenfalls für Tätigkeiten öffentlicher
Unternehmen und Unternehmen, denen die Vertragsstaaten besondere oder
ausschliessliche Rechte einräumen, soweit die Anwendung dieser Bestimmungen
die Ausführungen der ihnen zugewiesenen öffentlichen Aufgaben weder rechtlich
noch tatsächlich behindert.

3. Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, dass eine Praktik mit den Bestimmungen von
Absatz l und 2 unvereinbar ist, kann er gemäss den in Artikel 25 (Verfahren für
die Anwendung von Schutzmassnahmen) festgelegten Voraussetzungen und
Verfahren geeignete Massnahmen treffen.

Artikel 18 Staatliche Beihilfen

1. Jede von einem Vertragsstaat gewährte oder aus staatlichen Mitteln in irgendeiner
Form stammende Beihilfe, die den Wettbewerb verzerrt oder zu verzerren droht,
indem sie bestimmte Unternehmen oder die Produktion bestimmter Güter
begünstigt, ist mit dem guten Funktionieren dieses Abkommens unvereinbar,
soweit sie den Warenverkehr zwischen einem EFTA-Staat und Marokko
beeinträchtigt.

2. Alle Praktiken, die zu Absatz l in Widerspruch stehen, werden aufgrund der im
Anhang IV festgelegten Kriterien beurteilt.

3. Die Vertragsstaaten gewährleisten die Transparenz staatlicher Beihilfemassnahmen
durch den in Anhang VII vorgesehenen Informationsaustausch.

4. Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, dass eine Praktik mit Absatz l dieses Artikels
unvereinbar ist, kann er gemäss den in Artikel 25 (Verfahren für die Anwendung
von Schutzmassnahmen) festgelegten Voraussetzungen und Verfahren geeignete
Massnahmen treffen.
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Artikel 19 Dumping

Stellt ein EFTA-Staat im Warenverkehr mît Marokko Dumping-Praktiken im Sinne von
Artikel VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 fest oder stellt Marokko
im Warenverkehr mit einem EFTA-Staat entsprechende Dumping-Praktiken fest, kann
der betroffene Vertragsstaat im Einklang mit dem Abkommen über die Durchführung
von Artikel VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 und mit den in
Artikel 25 (Verfahren für die Anwendung von Schutzmassnahmen) festgelegten
Verfahren geeignete Massnahmen gegen diese Praktiken treffen.

Artikel 20 Dringlichkeìtsmassnahmen für Einfuhren bestimmter Erzeugnisse

Nimmt die Erhöhung der Einfuhren eines Erzeugnisses ein Ausmass an oder erfolgen
diese erhöhten Einfuhren zu Bedingungen, welche

a) die einheimischen Produzenten gleichartiger oder direkt wettbewerbsfähiger
Erzeugnisse im Gebiet des einführenden Vertragsstaates schwerwiegend schädigen
oder zu schädigen drohen, oder

b) ernste Störungen in einem Wirtschaftszweig oder Schwierigkeiten, die regional zu
einer schwerwiegenden Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage fuhren können,
bewirken oder zu bewirken drohen,

kann der betroffene Vertragsstaat gemäss den in Artikel 25 (Verfahren für die
Anwendung von Schutzmassnahmen) festgelegten Voraussetzungen und Verfahren
geeignete Massnahmen treffen.

Artikel 21 Strukturanpassungen

1. Marokko kann zeitlich begrenzte Ausnahmemassnahmen, die von den Bestim-
mungen von Artikel 4 (Einfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung) abweichen, in
Form von Zollerhöhungen ergreifen.

2. Diese Massnahmen dürfen lediglich neu entstehende Industrien oder bestimmte
Wirtschaftssektoren betreffen, die Strukturanpassungen unterzogen werden oder
ernsthaften Schwierigkeiten begegnen, namentlich wenn diese Schwierigkeiten zu
bedeutenden sozialen Problemen führen.

3. Die im Zuge dieser Massnahmen von Marokko auf Ursprungserzeugnissen aus den
EFTA-Staaten erhobenen Einfuhrzölle dürfen den Satz von 25 Prozent ad valorem
nicht überschreiten und müssen eine Präferenz für Ursprungserzeugnisse aus den
EFTA-Staaten aufrechterhalten. Sie dürfen nicht höher sein als die Zölle, welche
auf den Import von vergleichbaren Waren nach Marokko aus irgendeinem Land
erhoben werden. Der Gesamtwert der Wareneinfuhren, welche Gegenstand dieser
Massnahmen bilden, darf nicht mehr als 15 Prozent der Gesamteinfuhren der in
Artikel 2 (a) genannten Industriegüter aus den EFTA-Staaten während des letzten
statistisch erfassten Jahres betragen.

4. Diese Massnahmen werden während höchstens drei Jahren angewandt, sofern der
Gemischte Ausschuss keine längere Geltungsdauer gestattet. Alle ausser-:
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ordentlichen Massnahmen hinsichtlich Stnikturanpassungen werden spätestens acht
Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens aufgehoben.

S. Marokko unterrichtet den Gemischten Ausschuss von allen Ausnahme-
massnahmen, die es zu treffen beabsichtigt; auf Antrag der EFTA-Staaten werden
im Gemischten Ausschuss vorgängig ihrer Einführung Konsultationen über diese
Massnahmen und die davon betroffenen Bereiche abgehalten. Marokko unterbreitet
dem Gemischten Ausschuss einen Zeitplan für die Beseitigung der im Zuge der
Massnahmen gemäss diesem Artikel eingeführten Zölle. Dieser Zeitplan muss die

. schrittweise Beseitigung dieser Zölle in gleichen jährlichen Raten spätestens ab
dem zweiten Jahr nach ihrer Einführung vorsehen. Der Gemischte Ausschuss kann
einen anderen Zeitplan festlegen.

Artikel 22 Wiederausfuhr und ernster Versorgungsengpass

Wenn aufgrund der Artikel 7 (Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung) und 8
(Mengenmässige Ein- und Ausfuhrbeschränkungen und Massnahmen gleicher Wirkung)

a) es zu einer Wiederausfuhr in ein Drittland kommt, dem gegenüber der ausfuhrende
Vertragsstaat für das jeweilige Erzeugnis, mengenmässige Ausfuhrbeschränkungen,
Ausfuhrzölle oder Massnahmen und Abgaben gleicher Wirkung aufrechterhält,
oder

b) im Zusammenhang mit einem für den ausführenden Vertragsstaat wichtigen
Erzeugnis ein ernster Versorgungsengpass entsteht oder zu entstehen droht,

und wenn dem ausfuhrenden Vertragsstaat in den vorgenannten Situationen ernste
Schwierigkeiten entstehen oder zu entstehen drohen, kann dieser Vertragsstaat gemäss
den in Artikel 25 (Verfahren für die Anwendung von Schutzmassnahmen) festgelegten
Voraussetzungen und Verfahren geeignete Massnahmen treffen. Diese Massnahmen
sollen nicht diskriminierend sein und aufgehoben werden, wenn die Umstände ihre
Aufrechterhaltung nicht länger rechtfertigen.

Artikel 23 Zahlungsbilanzschwierigkeiten

1. Die Vertragsstaaten trachten danach, restriktive Massnahmen aus Zahlungs-
bilanzgründen zu vermeiden.

2. Befindet sich ein EFTA-Staat oder Marokko in ernsthaften Zahlungs-
bilanzschwierigkeiten oder ist ehi EFTA-Staat bzw. Marokko unmittelbar davon
bedroht, kann der betroffene EFTA-Staat bzw. Marokko im Einklang mit den im
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 1994 und in der Vereinbarung über
Zahlungsbilanzbestimmungen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
1994 festgelegten Bestimmungen und Voraussetzungen Handelsbeschränkungen
einführen, die zeitlich begrenzt und nichtdiskriminierend sind und nicht über das
für die Sanierung der Zahlungsbilanzsituation Erforderliche hinausgehen.
Preisbezogene Massnahmen sollen den Vorzug erhalten und werden parallel zur
Verbesserung der Zahlungsbilanzbedingungen gelockert und aufgehoben, wenn die
Lage ihre Beibehaltung nicht mehr rechtfertigt. Der EFTA-Staat bzw. Marokko
unterrichtet die übrigen Vertragsstaaten und den Gemischten Ausschuss
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unverzüglich von der Einfühlung da- Massnahmen und unterbreitet ihnen einen
Zeitplan für deren Aufhebung. Der Gemischte Ausschuss wird auf Antrag eines
anderen Vertragsstaates die Notwendigkeit der Beibehaltung der ergriffenen
Massnahmen prüfen.

Artikel 24 Schiedsverfahren

'l. Bei Streitfallen zwischen Vertragsstaaten, welche sich auf die Interpretation der
Rechte und Pflichten der Vertragsstaaten beziehen und die nicht innerhalb von
sechs Monaten mittels Konsultationen oder im Gemischten Ausschuss geregelt
werden konnten, kann ein vom Streitfall betroffener Vertragsstaat mittels einer
schriftlichen Notifikation an den anderen vom Streitfall betroffenen Vertragsstaat
das Schiedsgerichtsverfahren einleiten. Eine Kopie dieser Notifikation wird allen
Vertragsstaaten zugesandt.

2. Die Zusammensetzung und Arbeitsweise des Schiedsgerichtes richtet sich nach
Anhang VIII.

3. Das Schiedsgericht entscheidet den Streitfall in Übereinstimmung mit den
Bestimmungen dieses Abkommens und den anwendbaren Regeln und Prinzipien
des internationalen Rechts.

4. Der Urteilsspruch des Schiedsgerichtes ist endgültig und bindet die Streitparteien.

Artikel 25 Verfahren für die Anwendung von Schutzmassnahmen

1. Bevor die Vertragsstaaten das in den folgenden Absätzen dieses Artikels
festgelegte Verfahren für die Anwendung von Schutzmassnahmen einleiten,
versuchen sie, die zwischen ihnen bestehenden Differenzen durch Konsultationen
auszuräumen. Sie unterrichten die übrigen Vertragsstaaten davon.

2. Unbeschadet von Absatz 6 dieses Artikels notifiziert ein Vertragsstaat, der
beabsichtigt, Schutzmassnahmen zu ergreifen, diese Massnahmen unverzüglich den
übrigen Vertragsstaaten und dem Gemischten Ausschuss und stellt alle
zweckdienlichen Auskünfte zur Verfügung, im Gemischten Ausschuss finden ohne
Verzug Konsultationen zwischen den Vertragsstaaten statt, mit dem Ziel, eine
einvernehmliche Lösung zu finden,

3. a) Was Artikel 17 (Wettbewerbsregem betreffend Unternehmen) und 18
(staatliche Beihilfen) anbetrifft, so leistet der betreffende Vertragsstaat
dem Gemischten Ausschuss die Unterstützung, derer er zur Prüfung des
Falles und gegebenenfalls zur Aufhebung der beanstandeten Praktiken
bedarf. Hat der betreffende Vertragsstaat innerhalb des vom Gemischten
Ausschuss festgesetzten Zeitraumes den beanstandeten Praktiken kein
Ende gesetzt oder ist der Gemischte Ausschuss nicht in der Lage, nach
erfolgten Konsultationen oder dreissig Tage nachdem um diese
Konsultationen nachgesucht wurde, zu einer Einigung zu gelangen, kann
der betreffende Vertragsstaat die geeigneten Massnahmen treffen, um den
sich aus den in Frage stehenden Praktiken ergebenden Schwierigkeiten zu
begegnen.
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b) Was Artikel 19 (Dumping), 20 (Dringlichkeitsmassnahmen für Einfuhren
bestimmter Erzeugnisse) und 22 (Wiederausfuhr und ernster Versorgungs-
engpass) anbetrifft, so prüft der Gemischte Ausschuss den Fall oder die
Situation, und er kann jeden Entscheid fallen, der erforderlich ist, um den
vom betreffenden Vertragsstaat notifizierten Schwierigkeiten ein Ende zu
setzen. Kommt ein solcher Entscheid innerhalb von 30 Tagen nachdem die
Angelegenheit dem Gemischten Ausschuss unterbreitet wurde nicht
zustande, kann der betreffende Vertragsstaat die erforderlichen Mass-
nahmen ergreifen, um der Situation zu begegnen.

c) Was Artikel 32 (Erfüllung von Verpflichtungen) anbetrifft, so liefert der
betreffende Vertragsstaat dem Gemischten Ausschuss alle zweck-
dienlichen Auskünfte, die für eine sorgfältige Prüfung der Situation und
für die Suche nach einer allseits annehmbaren Lösung benötigt werden. Ist
der Gemischte Ausschuss nicht in der Lage, eine derartige Lösung zu
finden, oder sind seit dem Zeitpunkt der Notifikation drei Monate
vergangen, kann der betreffende Vertragsstaat geeignete Massnahmen
treffen.

4. Die getroffenen Schutzmassnahmen werden den anderen Vertragsstaaten und dem
Gemischten Ausschuss unverzüglich notifiziert. Sie beschränken sich, was ihre
Tragweite und Dauer anbetrifft, auf das für die Wiederherstellung der Situation, die
zu ihrer Anwendung geführt hat, unbedingt Erforderliche und gehen nicht über das
Ausmass des Schadens hinaus, der durch die betreffenden Praktiken oder
Schwierigkeiten verursacht wurde. Vorrangig werden Massnahmen getroffen, die
das Funktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. Die von
Marokko gegen eine Handlung oder Unterlassung eines EFTA-Staates getroffenen
Massnahmen dürfen sich nur auf den Warenverkehr mit diesem Land auswirken.
Massnahmen gegen eine Handlung oder Unterlassung Marokkos dürfen nur von
jenem EFTA-Staat oder jenen EFTA-Staaten ergriffen werden, dessen bzw. deren
Handel von der besagten Handlung oder Unterlassung betroffen wurde.

5. Die getroffenen Schutzmassnahmen bilden Gegenstand regelmäßiger Konsulta-
tionen im Gemischten Ausschuss mit dem Ziel, die Massnahmen baldmöglichst zu
lockern, zu ersetzen oder aufzuheben, wenn die Umstände deren weitere
Beibehaltung nicht mehr rechtfertigen,

6. Verunmöglichen aussergewöhnliche Umstände, die ein unverzügliches Handeln
erfordern, eine vorausgehende Prüfung, kann der betreffende Vertragsstaat in den
Fällen von Artikel 19 (Dumping), 20 (Dringlichkeitsmassnahmen für Einführen
bestimmter Erzeugnisse) und 22 (Wiederausfuhr und ernster Versorgungsengpass)
und sofern die staatlichen Beihilfen unmittelbare und sofortige Auswirkungen auf
den Handel zwischen den Vertragsstaaten zeitigen, die vorsorglichen und
provisorischen Massnahmen, die zur Wiederherstellung der Lage " unbedingt
erforderlich sind, sofort anwenden. Diese Massnahmen werden ohne Verzug
notifiziert, worauf im Gemischten Ausschuss sobald als möglich Konsultationen
zwischen den Vertragsstaaten stattfinden.
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Artikel 26 Ausnahmen aus Gründen der Sicherheit

Keine Bestimmung dieses Abkommens hindert einen Vertragsstaat daran, Massnahmen
zu treffen, die er als erforderlich erachtet,

a) um Auskünfte zu verweigern, deren Preisgabe seinen wesentlichen Sicherheits-
interessen zuwiderläuft;

b) zum Schutz seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen, zur Erfüllung internationaler
Verpflichtungen oder zur Befolgung nationaler Politiken.

i) betreffend den Handel mit Waffen, Munition und Kriegsmaterial, sofern
derartige Massnahmen die Wettbewerbsbedingungen bezüglich nicht für
spezifisch militärische Zwecke bestimmter Erzeugnisse nicht verfälschen,
sowie mit anderen Waren, Materialien und Dienstleistungen, die
unmittelbar oder mittelbar für eine militärische Einrichtung bestimmt
sind, oder

ii) betreffend die Nichtweiterverbreitung von biologischen und chemischen
Waffen, von Atomwaffen oder von anderen Kernsprengstoffen, oder

iii) die in Kriegszeiten oder in Zeiten anderer ernsthafter internationaler
Spannungen getroffen werden.

Artikel 27 Evolutivklausel

1. Die Vertragsstaaten überprüfen das vorliegende Abkommen im Lichte der weiteren
Entwicklungen in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen, insbesondere im
Rahmen der WTO, und untersuchen in diesem Zusammenhang und im Lichte jedes
massgeblichen Faktors die Möglichkeit, die durch dieses Abkommen geschaffenen
Beziehungen weiter auszubauen und zu vertiefen und sie auf Bereiche
auszudehnen, die nicht unter das Abkommen fallen. Die Vertragsstaaten können
dem Gemischten Ausschuss die Prüfung dieser Möglichkeit und die Ausarbeitung
von Empfehlungen übertragen, die ihnen angezeigt erscheinen, namentlich im
Hinblick auf die Aufnahme von Verhandlungen.

2. Vereinbarungen, die aus dem in Absatz l genannten Verfahren hervorgehen,
bedürfen der Ratifizierung oder Genehmigung durch die Vertragsstaaten nach deren
eigenen Verfahren.

Artikel 28 Dienstleistungen und Investitionen

1. Die Vertragsstaaten anerkennen die wachsende Bedeutung bestimmter Bereiche,
wie jene der Dienstleistungen und der Investitionen. Im Rahmen ihrer Bemühungen
um eine schrittweise Entwicklung und Vertiefung ihrer Zusammenarbeit,
insbesondere im Kontext der euro-mediteranen Integration, wirken sie darauf hin,
Investitionen weiter zu fordern und eine schrittweise Liberalisierung und eine
gegenseitige Marktöffhung für den Handel mit Dienstleistungen zu erreichen. Sie
berücksichtigen dabei die laufenden Entwicklungen unter der Schirmherrschaft der
WTO.
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2, Die EFTA-Staaten und Marokko überprüfen die Entwicklungen im Bereich der
Diensflcistungen mit dem Ziel, zwischen den Vertragsparteien Massnahmen zur
Liberalisierung zu erwägen.

3. Die EFTA-Staaten und Marokko beraten die Modalitäten dieser Zusammenarbeit
im Gemischten Ausschuss mit dem Ziel, ihre Beziehungen auf Grund dieses
Abkommens zu entwickeln und zu vertiefen.

Artikel 29 Technische Unterstützung

Um die Umsetzung dieses Abkommens zu vereinfachen, einigen sich die Vertrags-
parteien auf geeignete Modalitäten der technischen Unterstützung und der
Zusammenarbeit ihrer Verwaltungen, insbesondere in den Bereichen geistiges Eigentum,
Zollangelegenheiten und technische Bestimmungen. Sie koordinieren zu diesem Zwecke
ihre Bemühungen mit den massgeblichen internationalen Organisationen.

Artikel 30 Gemischter Ausschuss

1. Die Durchführung dieses Abkommens wird von einem Gemischten Ausschuss
überwacht und verwaltet, der gleichzeitig im Einklang mit der im Dezember 1995
in Zermatt unterzeichneten Erklärung handelt.

2. Zur ordnungsgemässen Durchführung des Abkommens tauschen die Vertrags-
staaten Informationen aus und halten auf Antrag eines Vertragsstaates im
Gemischten Ausschuss Konsultationen ab. Der Gemischte Ausschuss prüft laufend
die Möglichkeit, die Handelsschranken zwischen den EFTA-Staaten und Marokko
weiter abzubauen.

3. Der Gemischte Ausschuss kann in den in diesem Abkommen vorgesehenen Fällen
Beschlüsse fassen. In den übrigen Fällen kann er Empfehlungen aussprechen.

Artikel 31 Verfahren des Gemischten Ausschusses

1. Zur ordnungsgemässen Durchführung dieses Abkommens tritt der Gemischte
Ausschuss so oft dies erforderlich ist, mindestens aber einmal jährlich, zusammen.
Jeder Vertragsstaat kann seine Einberufung beantragen.

2. Der Gemischte Ausschuss äussert sich im gegenseitigen Einvernehmen.

3. Hat ein Vertreter eines Vertragsstaates im Gemischten Ausschuss einen Beschluss
unter Vorbehalt der Erfüllung verfassungsrechtlicher Vorschriften angenommen,
tritt der Beschluss, sofern er keinen späteren Zeitpunkt vorsieht, an dem Tag in
Kraft, an dem die Aufhebung der Vorbehaltes notifiziert worden ist

4. Der Gemischte Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung, die unter anderem
Bestimmungen über die Einberufung von Sitzungen und über die Ernennung und
die Amtsdauer der/des Vorsitzenden enthält
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5. Der Gemischte Ausschuss kann die Einsetzung von Unterausschüssen und
Arbeitsgruppen beschliessen, die im bei der Erfüllung seiner Aufgaben zur Seite
stehen.

Artikel 32 Erfüllung von Verpflichtungen

1. Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Massnahmen, um die Ver-
wirklichung der Ziele dieses Abkommens und die Erfüllung ihrer Verpflichtungen
aus dem Abkommen sicherzustellen.

2. Ist ein EFTA-Staat der Auffassung, dass Marokko, oder ist Marokko der
Auffassung, dass ein EFTA-Staat eine Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht
erfüllt hat, kann der betroffene Vertragsstaat gemäss den in Artikel 25 (Verfahren
für die Anwendung von Schutzmassnahm.cn) festgelegten Voraussetzungen und
Verfahren geeignete Massnahmen treffen.

Artikel 33 Verhältnis zwischen diesem Abkommen und dem WTO-Abkommen

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Übereinstimmung dieses Abkommens mit
ihren Rechten und Pflichten im Rahmen der WTO zu gewährleisten. Sie werden sich
gegenseitig keine ungünstigere Behandlung angedeihen lassen als diese, welche sie im
Rahmen der WTO gewahren.

Artikel 34 Anhänge und Protokolle

Die Anhänge und Protokolle zu diesen Abkommen bilden einen integrierenden
Bestandteil des Abkommens. Der Gemischte Ausschuss kann beschliessen, die Anhänge
und Protokolle zu ändern.

Artikel 35 Diesem Abkommen unterliegende Handelsbeziehungen

Dieses Abkommen gilt für die Handelsbeziehungen zwischen den einzelnen EFTA-
Staaten einerseits und Marokko andererseits. Das Abkommen gilt jedoch nicht für die
Handelsbeziehungen zwischen einzelnen EFTA-Staaten, es sei denn, es sehe etwas
anderes vor.

Artikel 36 Räumlicher Anwendungsbereich

Dieses Abkommen findet, mit .Ausnahme der Bestimmung in Protokoll E, auf dem
Gebiet der Vertragsstaaten Anwendung.

Artikel 37 Zollunionen, Freihandelszonen, Grenzverkehr und andere präferenzielle
Abkommen

Dieses Abkommen steht der Beibehaltung oder Schaffung von Zollunionen, Freihandels-
zonen, Grenzverkehrsregelungen und anderen präferenziellen Abkommen, welche in
Übereinstimmung stehen mit Artikel XXIV und Teil IV des GATT 1994, nicht entgegen,
soweit sie keine negativen Auswirkungen auf das in diesem Abkommen vorgesehene
Handelsregime zeitigen.
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Artikel 38 Änderungen

Sofern es sich nicht um Änderungen im Sinne von Artikel 34 (Anhänge und Protokolle)
handelt, die vom Gemischten Ausschuss beschlossen werden, werden Änderungen dieses
Abkommens den Vertragsparteien zur Annahme unterbreitet; sie treten in Kraft, sobald
sie von allen Vertragsstaaten gutgeheissen worden sind. Der Text der Änderungen sowie
die Annahmeurkunden werden beim Depositarstaat hinterlegt.

Artikel 39 Beitritt

1. Jeder Staat, der Mitgliedstaat der Europäischen Freihandelsassoziation wird, kann
diesem Abkommen beitreten, wenn der Gemischte Ausschuss dem durch Beschluss
zustimmt und zu den in diesem Beschluss festgelegten Bedingungen. Der Beitritt
ist zwischen dem beitretenden Staat und den Vertragsstaaten auszuhandeln. Die
Beitrittsurkunde wird beim Depositarstaat hinterlegt

2. In einem beigetretenen Staat tritt das Abkommen am ersten Tag des dritten Monats
nach der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 40 Rücktritt und Beendigung

1. Jeder Vertragsstaat kann unter Angabe einer schriftlichen Notifikation an den
Depositarstaat von diesem Abkommen zurücktreten. Der Rücktritt wird sechs
Monate nach dem Zeitpunkt, an welchem der Depositarstaat die Notifikation
erhalten hat, wirksam.

2. Tritt Marokko zurück, erlischt das Abkommen nach Ablauf der Kündigungsfrist,
und treten alle EFTA-Staaten zurück, erlischt es nach Ablauf der letzten
Kündigungsfrist.

3. Jeder EFTA-Staat, der vom Übereinkommen über die Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation zurücktritt, hört ipso facto am selben Tag auf, Partei dieses
Abkommens zu sein.

Artikel 41 Inkrafttreten

1. Dieses Abkommen unterliegt der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden
beim Depositarstaat hinterlegt

2. Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach der Hinterlegung
aller Ratifikationsurkunden in Kraft.

Artikel 42 Depositar

Die Regierung Norwegens, die als Depositar handelt, notifiziert allen Staaten, welche
dieses Abkommen unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind: die Hinterlegung jeder
Urkunde über die Ratifizierung, den Beitritt oder die Annahme einer Änderung unter
Artikel 38 sowie das Inkrafttreten dieses Abkommens und jeder hierzu gemachten
Änderung nach dem Verfahren gemäss Artikel 38 sowie dessen Beendigung oder
jedwelchen Rücktritt
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Zu Urkunde dessen haben die Unterzeichner, die hierzu gebührend bevollmächtigt sind,
das vorliegende Abkommen unterzeichnet
Geschehen zu Genf, am 19. Juni 1997 in je einer einzigen Ausfertigung in englischer und
französischer Sprache, die bei der Regierung Norwegens hinterlegt werden; beide Texte
sind in gleicher Weise authentisch. Der Depositarstaat wird allen Signatarstaaten und
Staaten, die diesem Abkommen beitreten, eine beglaubigte Abschrift übermitteln.
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Verständigungsprotokoll betreffend das Abkommen zwischen den
EFTA-Staaten und Marokko

Protokoll B

1. Die Vertragsparteien kommen überein, dass die Bestimmungen in Artikel l (e) von
Protokoll B den Anspruch Marokkos nicht einschränken, von der besonderen und

.- unterschiedlichen Behandlung sowie anderen Ausnahmen, welche Entwicklungs-
ländern durch das Abkommen zur Umsetzung von Artikel VII des GATT 1994
gewährt werden, zu profitieren.

2. .Anhang II zu Protokoll B basiert auf der HS Version von 1992. Er wird beim
Inkrafttreten dieses Abkommens durch einen Beschluss des Gemischten
Ausschusses an die zweite Überarbeitung der HS (HS Version 1996) angepasst
werden.

3. Die EFTA-Staaten und Marokko erklären sich bereit, Tunesien in ein diagonales
Kumulationssystem einzubeziehen unter der Bedingung, dass der Handel zwischen
den EFTA-Staaten und Tunesien sowie zwischen Marokko und Tunesien
Ursprungsregeln unterliegt, welche denjenigen in diesem Abkommen entsprechen,
und sofern die Verwaltungszusammenarbeit gewährleistet ist,

4. Für den Fall, dass ein Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und
Algerien abgeschlossen wird, erklären sich die Vertragsparteien bereit, die
Möglichkeiten eines Einbezugs von Algerien in die Regelungen des Abkommens
über die Ursprungskumulation zu prüfen.

5. Die EFTA-Staaten und Marokko kommen überein, die Möglichkeiten eines
Einbezugs der Europäischen Gemeinschaften in die Regelungen des Abkommens
über die Ursprungskumulation, basierend auf Reziprozität zwischen den drei
Parteien, zu prüfen.

6. Überdies einigen sich die EFTA-Staaten und Marokko darauf, die Möglichkeiten
einer zusätzlichen Erweiterung und Verbesserung der Ursprungsregeln,
einschliesslich Kumulation und „no-drawback",oder „exonération" zu prüfen, um
Produktion und Handel zwischen den europäischen Staaten und den Staaten des
Mittelmeerraums auszubauen und zu fordern.

7. Auf jeden Fall wird spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens
eine Diskussion zwischen Marokko und den EFTA-Staaten eröffnet mit dem Ziel,
Protokoll- B unter Berücksichtigung der Fortschritte, welche mit den Europäischen
Gemeinschaften und der WTO hinsichtlich der Ursprungsregeln gemacht wurden,
anzupassen.

Allgemeine Ausnahmen

8. Das EFTA-Marokko Abkommen steht Verboten oder Beschränkungen der Einfuhr
oder Durchfuhr von Waren nicht entgegen, die aus Gründen des Umweltschutzes
gerechtfertigt sind und kraft der Bestimmungen von Artikel 9 (Allgemeine
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Ausnahmen) erlassen werden, vorausgesetzt, dass derartige Verbote oder Beschrän-
kungen zusammen mit gleichwertigen im Inland angeordneten Massnahmen oder
solchen in Erfüllung von Verpflichtungen aus einem zwischenstaatlichen Ab-
kommen über die Umwelt angewandt werden. Auslegungsschwierigkeiten
hinsichtlich des Begriffes "Umweltschutz" im Zusammenhang mit Artikel 9 werden
vom Gemischten Ausschuss geprüft.

Zahlungen und Überweisungen

9. Die Bestimmungen in Absatz 3 von Artikel 14 finden nur Anwendung, sofern die
Investitionen in fremder Währung getätigt worden sind.

10. Die Schweiz und Marokko bestätigen, dass Absatz 3 von Artikel 14 sowie Absatz 9
dieses Verständigungsprotokolls das zwischen ihnen geschlossene bilaterale Ab-
kommen vom 3. April 1991 über die Förderung und den gegenseitigen Schutz der
Investitionen nicht beeinträchtigen.

Öffentliches Beschaffungswesen

11. Die Vertragsparteien werden sich aktiv an den Arbeiten im Bereich des öffentlichen
Beschaffungswesens, welche gemäss der Ministererklärung von Singapore unter

. der Schirmherrschaft der WTO geführt werden sollen, beteiligen.

Schutz des geistigen Eigentums

12. Hinsichtlich des EWR-Abkommens werden die EFTA-Staaten in ihrer Gesetz-
gebung die wesentlichen Bestimmungen des Europäischen Patentübereinkommens
vom 5. Oktober 1973 erfüllen. Island-und Norwegen gehen davon aus, dass die
Verpflichtungen in Artikel 16 (Schutz des geistigen Eigentums) sich in der
Substanz nicht von den EWR-Verpflichtungen unterscheiden.

Strukturanpassungen

13. Es besteht Einvernehmen darüber, dass die Höhe eines unter Artikel 21 (Struktur-
anpassungen) angewandten Zolles nicht höher als 25 Prozent sein darf.

14. Was Absatz 3 von Artikel 21 (Strukturanpassungen) betrifft, so gilt, dass bei Un-
stimmigkeiten hinsichtlich des tatsächlichen Wertes der Einfuhren von industriellen
Erzeugnissen die internationalen Handelsstatistiken wie jene der ECE/UNO, der
WTO und OECD als Grundlage dienen.
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Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den EFTA-Staaten und Marokko

15. Die EFTA-Staaten erklären ihre Bereitschaft, die Anstrengungen Marokkos unter
Berücksichtigung der nachhaltigen sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung zu
unterstützen und die Zusammenarbeit auf der Grundlage der Erklärung von Zermatt
zu fordern.

16. Die Zusammenarbeit wird aufgebaut in Bereichen, die im Zusammenhang stehen
mit dem Prozess der Liberalisierung der marokkanischen Wirtschaft und
insbesondere der Liberalisierung des Handels zwischen Marokko und den EFTA-
Staaten, und sie konzentriert sich auf Tätigkeiten und Bereiche, in welchen die
EFTA-Staaten besondere Sachkenntnisse haben.
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Anhang 3

Vereinbarung in Form eines Briefwechsels zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Königreich Marokko über
Abmachungen im Agrarbereich "

Unterzeichnet in Genf am 19. Juni 1997

Oscar Zosso
Botschafter
Chef der schweizerischen Delegation

S.E. Herrn TaharNcjjar
Botschafter
Chef der marokkanischen De-
legation

Genf, den 19. Juni 1997

Sehr geehrter Herr Botschafter

Ich beehre mich, Bezug zu nehmen auf die Verhandlungen betreffend die
Handelsvereinbarung für landwirtschaftliche Erzeugnisse zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft (im folgenden Schweiz genannt) und dem Königreich Marokko (im
folgenden Marokko genannt), die im Rahmen der Verhandlungen über ein Freihandels-
abkommen zwischen den EFTA-Staaten und Marokko stattgefimden haben und die
namentlich die Anwendung von Artikel 12 des Abkommens zum Ziel haben.

Ich bestätige hiermit die Ergebnisse dieser Verhandlungen wie folgt:

I. Zollkonzessionen der Schweiz gegenüber Marokko gemäss den in Anhang I zu
diesem Schreiben angeführten Bedingungen;

II. Zollkonzessionen Marokkos gegenüber der Schweiz gemäss den in Anhang II zu
diesem Schreiben angeführten Bedingungen;

III. Zum Zwecke der Anwendung von Anhang I und II legt Anhang III dieses
Schreibens die Ursprungsregeln und die Methoden der administrativen
Zusammenarbeit fest;

! Übersetzung des französischen Originaltextes.
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IV. Anhänge I bis III bilden einen integrierenden Bestandteil dieser Vereinbarung.

Die Vertragsparteien geben ihrem Willen Ausdruck, auf der Grundlage der Reziprozität
und innerhalb des Rahmens ihrer jeweiligen Landwirtschaftspolitik und ihrer
internationalen Verpflichtungen die harmonische Entwicklung des Handels mit
Landwirtschaftserzeugnissen zu fordern. Sie werden regelnlässig die Entwicklung ihres
Handels mit Landwirtschaftserzeugnissen überprüfen, ïm weitern werden sie ohne
Verzug Konsultationen eröffnen, wenn Schwierigkeiten in bezug auf den Handel mit
Landwirtschaftserzeugnissen entstehen, und sich bemühen, geeignete Lösungen zu
finden.

Die vorliegende Vereinbarung findet auch auf das Fürstentum Liechtenstein Anwendung,
solange dieser Staat durch einen Zollunionsvertrag mit der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft verbunden ist

Diese Vereinbarung wird von den Vertragsparteien gemäss ihren eigenen Verfahren
genehmigt. Sie tritt zum gleichen Zeitpunkt in Kraft oder wird zum gleichen Zeitpunkt
provisorisch angewandt wie das Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und Marokko.

Diese Vereinbarung bleibt solange in Kraft wie das Freihandelsabkommen zwischen den
EFTA-Staatcn und Marokko.

Eine Kündigung des Freihandelsabkommens durch Marokko oder durch die Schweiz
wird auch diese Vereinbarung beenden; diese wird zum gleichen Zeitpunkt hinfällig
werden wie das Freihandelsabkommen.

Ich wäre Ihnen verbunden, wenn Sie bestätigen wollten, dass die Regierung Marokkos
dem Inhalt dieses Briefes zustimmt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschafter, die Versicherung meiner
ausgezeichneten Hochachtung.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft

Oscar Zosso
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Tahar Nejjar
Botschafter
Chef der marokkanischen Delegation

S.E. Herrn Oscar Zosso
Botschafter
Chef der schweizerischen
Delegation

Genf, den 19. Juni 1997

Sehr geehrter Herr Botschafter

Ich beehre mich, Ihnen den Empfang Ihres heutigen Schreibens folgenden Wortlauts zu
bestätigen:

"Ich beehre mich, Bezug zu nehmen auf die Verhandlungen betreffend die Handels-
vereinbarung für landwirtschaftliche Erzeugnisse zwischen der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft (im folgenden Schweiz genannt) und dem Königreich Marokko (im
folgenden Marokko genannt), die im. Rahmen der Verhandlungen über ein
Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und Marokko stattgefimden haben
und die namentlich die Anwendung von Artikel 12 des Abkommens zum Ziel haben.

Ich bestätige hiermit die Ergebnisse dieser Verhandlungen wie folgt:

I. Zollkonzessionen der Schweiz gegenüber Marokko gemäss den in Anhang I zu
diesem Schreiben angeführten Bedingungen;

H. Zollkonzessionen Marokkos gegenüber der Schweiz gemäss den in Anhang II zu
diesem Schreiben angeführten Bedingungen;

H. Zum Zwecke der Anwendung von Anhang I und II legt Anhang III dieses
Schreibens die Ursprungsregeln und die Methoden der administrativen
Zusammenarbeit fest;

IV. Anhänge I bis III bilden einen integrierenden Bestandteil dieser Vereinbarung.

Die Vertragsparteien geben ihrem Willen Ausdruck, auf der Grundlage der Reziprozität
und innerhalb des Rahmens ihrer jeweiligen Landwirtschaftspolitik und ihrer
internationalen Verpflichtungen die harmonische Entwicklung des Handels mit
Landwirtschaftserzeugnissen zu fördern. Sie werden regelmassig die Entwicklung ihres
Handels mit Landwirtschaftserzeugnissen überprüfen. Im weitem werden sie ohne
Verzug Konsultationen eröffnen, wenn Schwierigkeiten in bezug auf den Handel mit
Landwirtschaftserzeugnissen entstehen, und sich bemühen, geeignete Lösungen zu
finden.
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Die vorliegende Vereinbarung findet auch auf das Fürstentum Liechtenstein Anwendung,
solange dieser Staat durch einen Zollunionsvertrag mit der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft verbunden ist.

Diese Vereinbarung wird von den Vertragsparteien gemäss ihren eigenen Verfahren
genehmigt. Sie tritt zum gleichen Zeitpunkt in Kraft oder wird zum gleichen Zeitpunkt
provisorisch angewandt wie das Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und Marokko.

Diese Vereinbarung bleibt solange in Kraft wie das Freihandelsabkommen zwischen den
EFTA-Staaten und Marokko.

Eine Kündigung des Freihandelsabkommens durch Marokko oder durch die Schweiz
wird auch diese Vereinbarung beenden; diese wird zum gleichen Zeitpunkt hinfällig
werden wie das Freihandelsabkommen.

Ich wäre Ihnen verbunden, wenn Sie bestätigen wollten, dass die Regierung Marokkos
dem Inhalt dieses Briefes zustimmt."

Ich beehre mich, zu bestätigen, dass meine Regierung dem Inhalt dieses Briefes
zustimmt

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschafter, die Versicherung meiner
ausgezeichneten Hochachtung.

Für das Königreich Marokko

Tahar Nejjar
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Anhang l

Zollkonzessionen, welche die Schweizerische Eidgenossenschaft dem Königreich Marokko gewährt

Mit dem Inkrafttreten dos Freihandelsabkommens zwischen den EFTA-Staaten und dem Königreich Marokko gewährt die

Schweiz**) dem Königreich Marokko folgendeautonomeoZollkonzessionenn auf Ursprungserzeugnissen aus dem Königreich Marokko.
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Bezeichnung der Ware

2

DICH n (Blumen) und Blütenknospen geschnitten zu Bind t -oder Zierzwecken frisch,
getrocknet gebleicht gefärbt, Imprägniert odandersebehandelt.lt:
-frisch:
-- vom 1. Mal bis 25. Oktober:
***Nelken:

innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 13)*
***Rosen:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr13)*)'
• - * andere *ls Rosen und Nelken:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 13)*:
- - -- - verholzend

-andere:
- - getrocknet im Naturzustand
— andere (gebleicht gefärbt, Imprägniert, usw.)

Blattwerk, Blätter, Zweige und andere Pflanzenteile ohne Bluten oder Blütenknospen sowie
Gräser Moose und Flechten, zuBinde*-oderrZierzwecken,, littet), getrocknet, gebleicht,gefärbt,,
mprägniert oder anders behandelt:
- andere als Moos« oder Rechten:
- - ändert als frisch oder blossgetrocknetl(gebleicht,,gefärbt,,Imprägniert,t usw.)

Kartoffeln, frisch oder gekühlt
- Saatkartoffeln:
- - Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 14)* eingeführt
• andere:
Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr14)*)eingeführtrt

Tomaten, frisch oder gekühlt:
- Cherry -Tomaten (Kirschtomaten)
• • vom 21. Oktober bis 30. April
- Pertti -Tomaten (längliche Form):
-- vom 21. Oktober bis 30. April
- andere Tonnten, mit einem Durchmesser von 80 mm und mehr (ton. Fleischtomaten):
- - vom 21. Oktober bis 30. April
• andere
-- vom 21. Oktober bis 30. April

Speisezwiebeln, Schalotten, Knoblauch, Lauch und andere Gemüse der Alllum-Arten, frisch
oder gekühlt:
• Speisezwiebeln und Schalotten:
• . Speisezwiebeln:
--- vom 1. Mal bis30.. Juni
---vom 1. Juli bis 30. April:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- - andere Speisezwiebeln und Schalotten:
- - - weisse Speisezwiebeln mil grünem Rohr (Cipoltotte):

vom 31. Oktober bis 31. Man
vom 1. April bis 30. Oktober:
innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*

- - - weisse flache Speisezwiebeln mit einem Durchmesser von 35 mm oder wenden
vom 31. Oktober bis 31. März
vom 1. April bis 30, Oktober:
Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr.15)*'

• • - Wildzwiebeln (Lampagioni):
vom 18. Mal bis 29. Mal
vom M. Mal bis 15. Mal:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- - - Speisezwiebeln mit einem Durchmesser von 70 mm oder mehr:

Zollpräferenzen

Präferen-
Zollansatz
Fr./100 kg

brutto
3

frei

frei

20,--
20.--

frei
frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

MFN-Ansatz
reduziert um
Fr./100 kg

brutto
4

50.--

3.--

1003
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vom 16. Mal bis 29. Mal
vom 30. Mal bis 15. Mal:
Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*

- - - Speisezwiebeln mit einem Durchmesser von weniger als 70 mm. rote und weisse Sorten,
andere als solche der Nm 0703.1030/1039:

vom 16. Mil bis 29. Mal
vom 30. Mil bis 15. Mal:
innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*

— andere Speisezwiebeln:

vom 16. Mal bis 29. Mal
vom 30. Mal bis 15. Mai:
Innerhalb Hin; ZollkontingentsKK Ne15)**

— Schalotten
-Knoblauch
- Lauch und andere Gemüse der Allium-Arten:
- - langschaftiger Lauch (höchstens 1/8 der Schaftlänge grün, wenn ne schnitten nur weiss

zum Abpacken In Verkauf sschalen
vom 16. Februar bis Ende Februar

---vom 1. März bis 15. Februar:
Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*

- - anderer Lauch:
—vom 16. Februar Ms Ende Februar
- - - vom 1. Mire bis 15. Februar:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
andere

Kohl Blumenkohl, Wirsingkohl, Kohlrabi und ähnliche essbare Kohlarten der Gattung Brassica
feiten oder gekühlt:
- Blumenkohl, einschlieeslich Winterblume nkohl:
- - Cimone

- vom 1. Dezember bis 30. April
vom 1. Mal bis 30. November
Innerhalb des Zollkontingents

- - Romanesco:
• -- vom 1. Dezember bis 30. April
---vom 1. Mal bis 30. November

innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
--andere:
---vom 1. Dezember bis 30. April
--- vom 1. Mal bis 30. November:

innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- Rosenkohl:
--vom 1. Februar Bis 31. August
--vom 1. September bis 31. Januar:
- * innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
-andere:
— Rotkohl:
--- vom 16. Mal bis 28. Mai
- - - vom 30. Mal bis 15. Mai:
- * - > innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
—Weisskohl:
—vom 2. Mai bis 14. Mal
— vom 15. Mal bis 1. Mal:

innerhalb des Zollkontingents (K-Nr.15)*
Spitzkabis

—vom 16. März bis 31. März
---vom 1. April bis 15.März:

. - Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
-Wirsing:
--vom 11. Mai bis 24. Mai
- - - vom 25. Mai bis 10. Mal:
— - . Innerhalb des Zollkontingents [K -Nr. 15)*
- - Broccoli:
- - - vom 1. Dezember bis 30. April
-—-vom 1. Malbis 30.. November:

innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
--Chinakohl:
---vom 2.März bis 9. April
— vom 10. April bis 1. März:

innerhalb das Zollkontingents (K -Nr. 15)*

Zollpräferenzen

Präferenz-
Zolla nutz
Fr./100kgg

brutto
3

frei

frei

frei

frei

frei

freifrei

frei
Frei .

5.--
5.--

5.--
5.--

frei

frei

frei

frei

frei

frei

5.--

5.--

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

5.--

5.--

MFN-Ansatz
reduziert um

Fr./100 kg
brutto

4

5.--

004



Bezeichnung der Ware Zollpräferenzen

Präferenz-
Zolla nsatz
Fr./100 kg

MFN-Ansatz
red uzierrt um
Fr./100 kg

brutto

0704.

0063

9064

SO 70

9071

9080

8081
9090

-- Pak-Chol:---vom 2. März bis 9. AprilH
--vom 10.April bis 1. März:
- • - Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr.15)*'

--Kohlrabi:
- - - vom 10. Dezember bis 14.Märzz
---vom 15,Märzn bi15.SDezember:r;

innerhalb des Zollkontingents (K -Nr.15)*'
--Federkohl:
---vom 11. Mai bis 24. Mal
---vom 25. Mal bis 10. Mal:

innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
--andere

0705. Salate (Lactuca saliva) und Zichorian (Cichorium spp.), frisch oder gekühlt:
- Salate:
--Kopfsalat:
---Eisbergsalate ohne Umblatt:

1111 vom 1. Januar bi s Ende Februar
----vom 1. März bis 31.Dezember

1118 innerhalb des Zollkontingents (K-Nr.15)*
- Balavia und anderEisbergsalatee:

1120 vom 1. JanuarbisEndedFebruarar
vorn 1. Mira bis 31.Dezembern

1121 innerhalb des Zollkontingents (K-Nr.15)*
-anded« rr:r;

1191 vom 11. Dezember bisEnde« Februar
---vom 1.März bis 10. Dezember:

1188 Innerhalb das Zollkontingents (K -Nr.15)*'
• andare:
--lattich:

1910 --- • vom 21. Dezember bis Ende Februar
• - - - vom 1. März bis 20. Dezember.

1911 innergalb dasZollkontingentss (K-Nr. 151*
-Lattughino:o:
----Eichenlaubsalat:

19 20 vom 21. Dezember bis Ende Februar
vom 1.März.Dezember:r

18 21 Innerhalb desZollkontingentsU (K -N15)*5J-

---Lollo, rot1930 vom 21. Dezember bis Ende Februar
• - vom 1. März bis 20.Dezember::

1931 Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr. 15)*lkontingents (K-Nr. 15)*
---andere Lollote

10 40 vom 21. Dezember bis Ende Februar
• - vom 1. März bis 20. Dezember

1841 Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr. 15)*gents (K-Nr. 15)*

----anderer:1050 vom 21. Dezember bis Ende Februar
---- vom 1. Märrz bis 20. Dezember

1051 Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr. 15)*llkontingents (K-Nr. 15)*
--ande re:

1000 - ---vom 21. Dezember bis 14. Februar
- --vom 15. Februar bis 20 Dezember

1901 - Innerhalb des Zollkontingets (K-Nr..15)*'
Zichorien:
- Witloof-Zichorie(CichorfummIntybuss var.follosum)::

2110 ---vom 21.März bis 30. September
-- vom 1. Oktoberbiss 20. Mal:

2111 Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr. 15)*

0708. Karotten(Möhren),Weissrüben,, Rotrüi ben (Randen),Schwarzwurzeln,Knoleell1Rettichear!*, Rötlich«
und ähnliche geniessbare Wurzeln frisch oder gekühlt

Karotten ( Mähren) und Weissrüben
• Karotten (Mahren):
--mit Laub, in Bündeln

1010 vom 11. Mai bis 24.Mai
vom 25. Mal bis 10. Mal:

1011 Innerhalb desZollkontingentss (K-Nr. 15V

---andere:1020 vom 11. Mai bis 24.Mai

3.50

3.50

3.50

3.50

5...

5.--

5.-

5.-

5.--

5.--

5.--

5.--

5.--

5.--

5.--

5.-

5.-

5.--

3.50

3.50

2.10

5.10

2.10

1005
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2

vom 25. Ma! bis 10. Mal:
Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr.15)*'

- - Weissrüben
vom 16. Januar bis 31. Januar
vomi. Februar bis 15. Januar
Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*

andare:
- - Salatrüben (Rotrüben, Randen):

vom 16. Juni bis 29. Juni
- vom 30. Juni bis 15. Juni:
- - - - Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- - Schwarzwurzeln:

vom 16. Mai bis 14. September
- vom 15. September bis 15. Mal:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- - Knollensellerie
- - - Suppe nsellerie (mit Laub. Knollendurchmess weniger ils 7 cm):
.... vom 1. Januar bis 14. Januar

vom 15. Januar bis 31.Dezember:
..... Innerhalb desZollkontingentss (K -Nr. 15)*

anderer.
vom 10. Juni bit 29. Juni
vom 30. Juni bis 15. Juni:

-----Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr. 15)* 15)*
--Rettiche (ausgenommen Meerrettich):
- - - vom 16. Januar bis Ende Februar
--- vom 1. März bis 15. Januar

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- - Radieschen:
- --vom 11. Januar bis 9. Februar
---vom 10. Februar bis 10. Januar

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- - andere

Gurken und Cornichons Mich oder gekühlt:
Gurken:
- Salatgurken:

—vom 21. Oktober bis 14. April
vom 15. April bis 20. Oktober:
innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*

- . Nostrano - oder Silber -Gurken:
-,-- vom 21. Oktober bis 14. April
---vom 15. April bis 20. Oktober:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- - Einmachgurken mil einer Länge von mehr als 6 ran, jedoch nicht mehr als 12 cm:

vom 21. Oktober bis 14. April
--- vom 15. April bis 20. Oktober:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- andere Gurken:

vom 21. Oktober Ws 14. April
--- vom 15. April bis 20. Oktober

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
Cornichons

H ü l s e n f r O c h a u s g e s o s t , u i g t i o s t , M g e k ü h l t Qikuhlt:
- Erbsen (Pisum stativum):
--Kefen:
- - - vom 16. August Ms 10. Mal
- - - vom 20. Mai bis 15. August:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- - andere:
---vom 16. August bis 19. Mal
- - - vom 20. Mal bis 15.AugustU

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- Bohnen (Vigna spp., Phaseolus spp.):
-- Auskernbohnen
--Schwertbohnen (sog. Piattoni- oder Cocobohnen):
— vom 16. November bis 14. Juni
---vom 15. Juni bis 15. November:

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*

Zollpräferenten

Präferenz-
Zollansatz
Fr./100 kg

brutto
3

2.--

2.--

3.50

3.50

5.--
5. --

5.--

5. --

5.--

5.--

5.-.-

5.—
5.--

5.--

5.--

5.--

5.--

5.--

5.--

5.--

5.--

frei

5...

frei

5.--

frei

frei

fr«1

MFN-Ansatz
reduziert um

Fr./100 kg
brutto

4

2.10

2.10

2.10

5.--
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- • Spargel -oder Schnurbohnen (long beans):
vom 16. November bis 14. Juni

- - - vom 15. Juni bis 15. November
Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*

- - extrafeine Bohnen (mind. 500 Stück le kg):
-•- vom 16. November bis 14. Juni
--vom 15. Juni bis 15. November

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
--andere:
• -- vom 16. November bis 14. Juni
•• vom 15. Juni bis 15. November

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- andere Hülsenfrüche
-- Guabohnen zu Futterzwecken
- - andere:

zur menschlichen Ernährung:
- - -- vom 1. November bis 31. Mai

vom 1. Juni bis 31 . Oktober:
- Innerhalb dis Zollkontingents (K -Nr 15)*

---andere

Andere Gemüse,frisch oder gekühlt:
• Artischocken:
-- vom 1. November bis 31. Mai
--vom 1. Juni bis 31. Oktober
---Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr ) * 151*
• Spargeln:
- • Grünspargeln:
- - - vom 1 6. Juni bis 30. April

--vom 1. Mai bis 15. Juni:
• • • Innerhalb des Zoll Kontingente (K -Nr. 15)*
-andere

-Auberginen;
-- vom 10. Oktober bis 31. Mal
-vom 1. Juni bit 15. Oktober

- - - Innerhalb de* Zollkontingents (K -Nr.15)*'
-Sel lori ie ausgenommen Knolle nsellerie
- - grülStangensellerierì*:
---vom 1. Januarbisi 30. April
— vom 1. Malbis 31. Dezember:;

Innerhalb s (K cUs ZollkonUngents (K -Nr. 15}'
- - gebleichter Stangensellerie
--- vom 1. Januar bis 30. April
- --vom 1. Mal bis 31. Dezember
- • • • Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
-anderer:

---vom 1. Januar Ms 14. Januar
--• vom 15. Januar bis 31 . Dezember

Innerhalb des Zollkontingents (K -Nr. 15)*
- essbare Pilze und Trüffeln:
- • essba r« Pilze
- - Trüffeln
- Fruchte der Gattungen Capsicum oder Pimenta:
- - Pepi ron i :

vom 1. November bis 31. März
- -vom 1. April bis 31. Oktober
--andere
- Spinal, Neuseelandspinat (Tetraponia und Garte nmeide
- -Spinal, Neuseelandspinat (Tetragonia):
--- vom 16. Dezember bis 14. Frebruar
- --vom 15. Februar bis 15.Dezember:

Innerhalb des Zollkontingents (K-Nr.* 15)*

--andere
-andere:
--Petersilie:
---vom 1. Januar bis 14. März

vom 15. März bis 31. Dezember
Innerhalb des Zollkontingents - 1 I K -Nf. 15)*

- - Zucchetti (einschliesslich Zucchettiblüten):
• - - vom 31. Oktoberbiss 18.Aprili
- - - vom 20. April bis 30. Oktober;

Zollpräferenzen

Präferenz-
Zollansatz
Fr./100 kg

brutto
3

frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

5 --
frei

frei

5.--

frei

frei

frei

5.--

5.--

5.--

5.-

5.--

5.--

5.—

frei
frei

frei
5.--
frei

5.--

5...

5.--

5.--

5.--

MFN-Ansatz
reduziert um
Fr./100 kg

brutto
4

10.--

3.50

5.--

1007
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2

innerhalb das Zollkontingents (K-Nr.. 15)*
- - Kresse Löwenzahn
--Oliven

Gemüse vorläufig haftbar gemacht (z.B. durch Schwefeldioxid oder In Wasser mit Zusatzz von
Salz Schwefeldioxid oder anderen vorläufig konservierrenden Stoff an), Jedod iesemdle iem
Zustand zum unmittelbaren Genuss nicht geeignet:
- Speisewziebeln
-Oliven
-Kapern
- Gurken und Cornichons
- Früchten darGattungenCapsicumoderdar Pimenta

G*mat«,g«trockn«t,tuchlnStuckicxl«rSchi[b«ng*tchnitt«n,od*r«ndiraxiiM«]n*rtocIirln
Pulverform, aber nicht w»)Wriub«rttl«t:
-SpelMzwlebeln
- tîîb»f» Pilz« und TriHIeln
- vidani Gtmute; G«mQMmischung«n:
- - Kartoffeln, auch in Stück» gd*r Schiibtn geichnlttin. ab«r nicht welter zuberaltet
- - - Inntrhab d«t Zollkonttnoente (K -Nr. 14)' alngtführt

- • Zuctonnal«, zu Futtaamdwn
- - Knoblauch und Tomaten, unvtrmiacht
-- - In BenMnissen von nwhr «U 5 hg
—-and« r»

Trockan« HtüMnfrGcht*, auigcIOit«, auch gatchltt odir ziridtlntrt, fQr dia mentehtlch«
îmlhrung:
- Erbsen (Rsum tallvum);
-- ganz, unbMrtMHet
--andtra
— Kichererbsen:
— btarbattat
- Bohnen (Vigna top.. Phaseotus «».):
- - Bohntn dar Artan Vigna munoo (L) Hepparoder Viflna radiata (L) Witeefc
---bearbeitet
--AdzuUbohnanfPhaMolusoderViflnaangularis);
--- rjanz. unbearbeitet
---•ndtrt
- - Garte nbohrwn (Phaseolus vulgarü):
---ganz, unbearbeitet
---andate
-•andare:
- - > ganz, unbearbeitet
---anderà
-Unsen:
--bearbeitet
- Puffbohnen, Saubohnen oder Dicke Bohnen (Vida faba var. ma[or) und Pferdebohner
oder Ackarbohnen (Vida boa var. equina, Vida faba var. minori:
--bearbeitet
-andere:
--bearbeitet

Vurzaln von Maniok, Uaranta oder Salep, Topinambur, SQatkartoffeln und Ihnlicha Wurzeln
und Knollen mit hohem Gehalten Stifte oderlnulln. frisch, gekühlt, gefroren
oder getrocknet, auch In Stöcke tertetlt oder agglomeriert In Form von Pallata; Mark dai
iagobaume*:
- Wurzeln von Maniok:
--zuFuHerzwecken
--andere
- SQsskartoffeln:
- - zu Futlerzwecken
--andere
-andere:
- - zu Futterzwocken
--andere

Zollprlferatizert

Priferanz-
Zollantatz
FrJIOOkg

brutta
3

5...

Irei

frai
frei

frei
frei

frei
frei

frei

frei

frei
frei

frei
frei

frei
frei

frei

frei

frei

MFN-Ancatz
nduzlart um

FrJIOO kg
brutto

4

5.--
S."

5,--
S."

5."
5.--

10."

1S."

-.75
-.75

-.75
-.73

-.76
-.75

1008
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2
An dt TÉ Schalenfrochte, frltch öd* r gelrocknot auch ohno Schalin odor enthüutet.für die
menschliche Ernährung:
- Mandeln:
--In dar Sehale
--ohne Schilt
- H« HlnOsse {Con/lui spp.):
• ~ ohne Schale
-WilDsse:
--InderSchito
--inder«
- Pistazien

Datteln, Felgin, Ananas, Avocidoblmen, Guaven, M»ngofrücht» und Mangostanen, fri t eh oder
letrocknel:

- Datteln
• Felsen:
• •frisch
- • fwUocknet
-AvocadoWmen

ZltrutfrQchte. frttch odtr getrocknet:
- Orangen
- Mandatlnen (elnschtlessUch Tanflerfnen und Satsumu): Clinientlnan, WilXinss und
ähnliche Kreuzunflen von Zitnjifîûchlen

- Zitronen (Citms limon, Cllrus limonum) und Llmetten (Citras luranlifotia)
• Pimcelmusen und Gr»MfmHs

Velntrauben:
-getrocknet

ilt tont n (einschUtf tllch WatMrmtlonen) und Paptyaftüchte, frisch:
- Mtlonen (elnschliessllch Wassermelonen);
-•Wassenuelonen
--andere

ipfel, Btmen und Quitten, Mich:
-Apfel:
• - zu Mosl - und Brinnzwecken:
- - • Innerhalb des ZollhonUnnenls (K -Nr. 201* elnaeführt
--ander« Xpf«l:
— In offener PacKunfl:
• - --vom 15. Juni bis M. Juli

vom 15. Juli bis 14. Juni:
— • - Innerhalb des ZoHkonllnnents (K -Nr. 17)'
— In anderer Packuns:

vom 15. Juni Ws 14. Juli
vom 15. Juli bis 14. Juni:

-----fnnefhalbdesZollXontlnaentsfK-'Nfi 17Ï*
- Birnen und Oullten:
• - zu Most - und Brennzwecken:
• • • Innerhalb des Zollkontlngents (K -Nr. 20)* eingeführt
• - ander« Blman und Quitten:
---InoFTenerPackunfl:

vom 1. April bis 30. Juni
vomì. Juli bis 31. Man:

... --Innerhalb des ZolIkontEnoents (K -Nr 17)*
— In anderer Packung:

vom 1. April bis 30. Juni
vomì, Juli bis 31. MJrz:

Aprì ko H n, Kirschen, Pdrtlche («tnichllesillch B rüg notin und Nektarinen), Pflaumen
(einschlief »lieh Zwetschgen) und Schlehen, frisch:
-Aprikosen:
- - In offener Packung:
---vomì. SepWmberbls 30. Juni
• • • vom 1. Juli bis 31. Auüust:
- - - • innerhalb des ZollkonUnnents (K -Nr. 18)'
- - In anderer Packung:
--•vom I.SeplemberblsSO. Juni
• - - vom 1. Juli bis 31. Auflust:

Zollprifennxen

Prüfirenz-
Zotiansate
FrJIOÛ kg

hnrHo
3

frei
frei

frei

frei
frei
frei

frei

frei
frei
frei

frei
frei

frei

frei
frei

frei

frei

frei

2.50

2.50

frei

frei

frei

2.50

2.50

frei

frei

frei

MFN-MMK
cduTlirt um
FrJIOO kB

brutto
4

5.--
5.--

1009



"È — iîs « z
ï î*
•= € .5
SS H

1
0809.

1098

2010

2011

4012

40 13
4015

4092

4093
4095

0810.

1010

1011

2010

2011

2020

2021
2030

3010

3011
3020
4000
5000

»91
9099

QS11.

0x1000

2010
ex 20 00

9010

9021
9029

ex SO 90

0912.

2000

9010
6X9090

Bezeichnung der Ware

2

Innern»» du. Zollkonllnnenls (K -Ne. 18)'
-Kirsch»*
- - vom 1. September MS 19. Mai
- - vom 20. Mal bis 31. August
---mnemalüdesZollkQnHnflents(K-Nf. «)*
- Pflaumen (elnschliesslieh Zwelschfwn) und Schietion;
--in Offener Packunfl:
* - - Pflaumen (emschflesslìch Zwetschgen}:

vom 1. Oktober bis 30. Juni ,
vomi. JuB bis 30. September

- - - - - Innerhalb des Zollkonllnoenls fK -Nr. 18)*
---Schlehen
- - In anderer Packung:
• • - Pflaumen (elnschllessüch Zwelschflen):

vomì. Oktober bis 30. Juni
vom 1. Jt* bis 30. September

..... innerhalb des Zottkontïngenls (K -Nr. 18)*
---Schlehen

Ander« Früchte, Mich:

- Erdbeeren:
- - vom 1. September bis 14. Mal
--vom 15.Maibis31.AuflUSt:
. . . innarhab da* ZotltonUnotnls (K -Nr. 19)*
- Himbeeren, Brombeeren, Maulbeeren und Loganbeeren:

-•- Himbeeren:
-"Vom15.Septomberbls31.Mai
- * • vom 1. Juni bis 14. September:

tonerhalb des Zonkontinnents (K -Nr. 19)*
--Brombeeren:
- - - vom 1. November bis 30. Juni
— vom 1. Jutl Ws31. Oktober:

tantrhalt>desZo8kontin!iente(K*Nr.1B)'
- - Maulbeeren und loginbMren
-Johannisbeeren, elnschliesslic)) Cassis, und SUchttbeeren:
- - JohannisbMren, •inschtlessDch Cassis:
— vom 16. Siptembar bis 14. Juni
- -- vom 15. Juni bis 15. Stpttmtwr:

innerhab des ZoUkonUnoents (K -Nr. 19)'
*- Stachelbeeren
- Preiselbeeren, Heidelbeeren und andare Fruchte derGattuno Vtccinlum
-KM
- andern:
•> - (raplsch* Fruchte
• -andere

Frucht«, nkht gikocht oder In Wat ter oder Dampf gekocht gtf raran, auch mit Zusatz von
Zuckarodtr andertn SDststofftn:
- Erdbeeren
* Himbeeren, Brombeeren, Maulbceran, Loganbearen. Johtnnlsbteren und Stachelbeeren:

-- Himbeemn mit Zusatz von Zucker oder »nd»rtn SDssstoflen
--«ndera
- andern:
--Haldetbeenin
--tropische Fruchte
---Karamboten
---»ndere
- - andere

Fruchte, voriluftg haltbar gtnucht (t,B. durch Schwaftldioxld öd tr In Waisar mit Zusatz von
Salz, Schwefeldioxid oder anderen vortüuflg konservlerandin Stoffen), Jedoch In diätem
Zustand zum unmittelbaren Genuss nicht geeignet:
- Erdbeeren
-andere:
--tropische Früchte
• * Zitrusfrüctile, Himbeeren und Johannisbeeren

Zollprlferenzen

Priferenz-
. Zolli nutz
Fr/tOO kg

brutto
3

frei

frei

frei

frei

frei
frei

frei '

frei
Irei

frei

frei

frei

frei

frei

frei
frei

frei

frei
frei
frei
frei

frei
frei

frei
frei

frei

MFN-Ansatz
riHtrizInrt um

Fr/1 00 kg
hmttn

4

22.501)

8.00
22.501)

20.00

22.501)

2.00

5.--
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2
Frucht», getrocknet, and*ri alt aolchi dir Nrn. OBOI bit 0809; Mischungen von getrockneten
Früchten od t r von Sehalenfruehlin die*«* Kipltels:
• Aprikosen
• Pflaumen:
--flinz
- - indere

Eehlltn von Zltrutfructitin oder von Mitonin («Intchllesslicn Wajsirmi Ionen), fiitch,
pfrorin. In Walter mit Zutatz von Site, Schwof*ldloxld oder anderen vorläufig
<ont*iv]«rtndtn Stoff t n oder (»trocknet

^tfft r dtr Gattung Plptn Frucht* dir Gattungen Capiteum od«r Pimenta, getrocknet odtr
z*rri«b«nod«rIiiPulvtrform:
• Fruchte der Gattungen Capitami oder Plmsnt*. getrocknet oderxtcneben oder in Pulverform, a ridere
alt Pfefftn
-- nicht vtraibeliet
- -inder«

Antt-,Sl*m«nltr,FaricrMt-,Korfindir-l,Krauzkumm«[-odtrKamm«lfruchu;Waehotd*rb«(r«n:

-Kofland»rfr0ch»

ngwtr, Satran, Kurkuma, Thymian, LorbMifallttw, Curry und indir* GiwQrzi:
-Safnn
- Thymian; Lortwerbütter

BuchwtUtn, Htrf* und Kanarlmuat; indir» Gotrald«:
- Kintricnsaat:
--•ndife:

• --ander»
-anditet Getreide:
--Trincato:
• -- andane
-•••deniluriert

»ndirer
- - indirai:
— anderes;
- — anderai

Andir* Oiltiitm und Blhaftìfl« Frucht*, auch gitctirotit:
- Sesamsamtn tDr db menschlich« Ernährung

Pflinun, PfUnzintill*, Samen und Frucht» dir haupttlchllch zurRI*chmittilh*r(t*11ung oder
zu Zwtckin d«r Mtdldn, InnkUnvtrtHgung, SchldllngtbiMmpfung oder derglilchin
vinwinditin Arttn, frisch odergetrocknit,
auch lertchnltttn, zirttotain odir In Pulvirform:
- ander« ils Suîshc4i- und Gln$*ngwurzeln:
- • flaiuc, unverarbertat
-••nd*re

Johinnlt brol, Algin.ZucktfTubin und Zuchirrohr, Mich, gikühlt gtfronn odtr getrocknet.
auch In Pulvirform; Fruchtkim* und Fruchtttiln* und andir* pflinzllchi Waren
{•Intchlliittlch Zlchortinwurutn d*r VaritUt Clchorium Intybu* t itlvum,
nicht gerfiitit), d*r haupttlchllch zur mentchllchm Emlhrung dltnindin Art, anderweit widi r
gininntnochlnb*grfrrm:
• Johannisbrot, alnsdiüiullch Johannisbrotkim«:
• • Johannl&brotkeme
- - ind«re:
- > - ander« all zu Futtarzwecken
-Algen:
- - Mehl, zu Futterawecken
--andere
• Steine und Kern« von Aprikosen, Pfirsichen oder Pflaumen

Pflanzintaft« und -«utzugi; Pektlnitoff*, PikUnati und Pektate; Agar-Agar und andtr*
Schlilmi und Virdlckungtttoffe von Pfl*ni«n, *uch modlflzlart:
• Pflanzenslft* und -auszOno:
--Opium
- - von SOsshotz

Zollprïf*r*nx*n

Präfinnz.
Zollaniatz
FrJIOO kg

hrntto
3

frei

frei

frei

frei
frei

frei

frei
frei

fral

frei

frei

frei

frei
frei

frei

frei

frei
frei

frei
frei

MFN-Anaatz
rflduilMf um

FrJIOOkg
brutto

4

7.20

-.50
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--von Hopfen
- - von Pyrethrum oder von rotenonhaltlgen Wurzeln
- Schleime und Verdtekungssloffft von Pflanzen, tuen modifiziert
--Agar-Agar
- - Schleime und Verdickungsstoffe von Johannisbrot Joharuilsbrolkemen oder von Guarkemen, lud-

modifiziert
— zu technischen Zwecken
---andere

Pflanzliche Stoffe dir hauptsächlich zur Herstellung von Basen oder Bürsten verwendeten Art
(z.B. Sorgho, P lis ta va, Reliwuizd, Ittil), auch In Strïngen oder Bündeln:

- Besensorgho (Sorghum vulgäre var. ttehnlcum)

Olivino! und Mine Fraktionen, auch raffiniert, * ber nicht ehemisch modifiziert:
-nicht behandelt
--zu Futterzwecken
--andere:

- - » In Behältnissen aus Glas, mit einem Fassungsvermögen von nicht mehr als 2 1
--»andere
- andere:
-- zu Futterzwecken
--andere:

- - - in Behältnissen aus Glas, mit einem Fassungsvermögen von nicht mehr als 2 1
— ander«

Ander« ausschllessllch aus Oliven gewonnen« Öle und Ihre Fraktionin, auch raffiniert, aber
nicht chemisch modifiziert, und Mlcchungin dieser Ö!e oder Fraktionen mit Ölen oder
Fraktionen dir Nr. 1509, tu technischen Zwecken:
- roh
-andere

Andern pflanzliche Fette und andere fette pflanzliche Öle (elnschliesillch JoJobi-Öt) und Ihre
Fraktionin, auch raffiniert, aber nicht chemisch modifiziert:
- Jo|oba-ÖI und seine Fraktionen, zu technischen Zwecken:
- - In Zisternen oder MeUttfissem
--andere

Gemüse, Ftüchle und andere genlessbir* PfUnzintelle. mit Essig öd t r Eulgslura zu b« rittet
odir haltbar gemacht:
- Oliven und Kapern
- Fröchle der Gattungen Capslcum oder Pimenta

Tomaten, In anderer Weite als mit Essig oder Essigsäure zubereitet oder haltbar gemacht:

- Tomaten, ganz oder in Stucken:
- - in Behältnissen von mehr als 5 kg
- - in Behältnissen von nicht mehr als 5 kg
-andere:
- - ki Behältnissen von mehr als 5 kg
- - in Behältnissen von nicht mehr als 5 kg:
- - - Tomatenpulpe, TomatenpOree und Tomatenkonzentrat, in luftdicht verschlossenen Behiluiisser

mit einem Gehalt an Trockensubstanz von 25 Gewichtsprozent oder mehr, aus Tomaten und
Wasser bestehend, auch mit Salz oder anderen Würzzusätzen

— andere

Etsba re Pilze undTrûffeln, In anderer Wels« als mit Essig oder Esslgsiur« zu bereitet oder
haitbi r gemacht:
-essbare Pilze

Andere Cimose, In anderer Welt« als mit Essig oder Essigsäure zubereitet oder haltbar
jimaeht, gefroren, andere als Erzeugnisse der Nr. 2000:
-andere Gemüse und GemOsemlschungen, andere als Kartoffeln:
- - hl Behältnissen von mehr als 5 kp:
— Spargel"
— Oliven
— andere Gemüse
... Gerriüsemlscliungen:

Zollpriferinzin

Präferenz-
Zoll) n satt
FrJIOO kg

brutto
3

frei
frei

frei

frei
frei

frei

fiel
frei

frei
frei

frei

frei

frei

fiel

MFN-Ansatx
rftduïlBrt um

FrJIOO kg
hniHn

4

5.50

5.502)
5.502)

5.50

5.502)
5.502)

25.--

6.50
11.50

8.50

11.50

8.40

10. --3)
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andar* Mitchunoen
- - In Behl'tnlssen von nicht mehr als 5 kg:
---Sparoeln
— Oliven
--- andere GemOs«
» - GemBsemlichungen:
- - - - andare MliChunflen

Ander* Gtmus *, In anderer Wils* «li mit Essig od»t Es tlgclur* zubereitet odor haltbar
gemacht, nicht gifrortn. andtr* ili Erzeugnisse dir Nr. 2006:
• Eibsa n (Plsum satìvum):
- - In BehJUtnlsstn von nicht mehr als 5 ko
• Bohnen (Vigna spp., Phaseolus SPD.):
- - Bohnen. «usßeWst:
— In Behältnissen von nicht mehr alsS kg
- Sparatici, In Behlltnlsstn von nktil mehr als S kg
-Oflv*n:
- - In BohlItnlsMn von mehr ils S kfl
--•ndara
- FrOchta darOittungin Capslotm odtr Piminta. Kap«m und Afllachocktn:
• • In BehlltnteMn von mehr ili 5 kg:

• •-unwrmtacht
• • • Mi$chunfr»n von FriJchlen der Gattunnin Capslcum oder Piment», Kapern odw AnTMhocken.

ohrM«nd*n>GemDs*
- - En Bahlltnisien von nicht mehr als S kg:
• •-unvirmlscht
--- MJsehunsxn von Früchten dtr Gattungen Capslcum öde r Pimenta, Kapern öd* r Artischocken.

ohn* andere 6emQM

OtmCItt, Frucht», Fruchtsehatan und indir« Pflarmnlill*, mit Zucktr haltbar gemichi
Durchbin M und abgetropft, glasiert odtr kandiert);
- tropisch* Fruchte. Sch«l«n tropltchtr Fruchte
- andar« >tt Aephl und Dlmen

Fruchte und andtr* a«nl*s»bar* Pnanunteile, In anderer Weite zubtnltet oder haltbar
gemacht, auch mit Zutäte von Zucker oder anderen Süitttoffen oder von Alkohol, »nderwett
wtd*r gtrtannt noch Inbegriffen:
- Schale nfrOchle, Erdnüsse und andtr* Samen, auch untereinander gemischt
• • ErdnQtte, andere alt Erdnusspaste
--ändert:
---tropteeh» Fruchtt
- - - HaselnDsM, Pistazien
-Ananas
-ZIlrusTrOchte:
- - Pulpe, ohna Zuutz von Zucker oder anderen SflssstolTen,
• Erdboeren
• ander* (andere all solch* der Nrn. 2008.3000/70901 tlnschltesslich Mlschunoen. ausoenommen
tolchtd*rNr.200a.19:

- - Mlichungtn. kein« Palmhtrzen enlhaHend;
• • • von tropischen Fruchten
• • • ander*
• • indir*:
• • • Pulpe, ohn* Zusatz von Zuckeroder anderen SQssstoffen:
- - - - von tropischen Früchlen

»ix»r*
- - - andere:

andere Frucht* ils Aepfet
tropische Frucht*

* * » • • ander*

Fruchttlfte (*1ntchllesil!ch Traubtnmot t) oder GimQsetllte, nicht gegoren, ohn* Zusatz von
Alkohol, auch mit Zu sitz von Zucktr oder anderen Sutsstoffen:
- Ofingen&aft
--gefroren:
- • - ohn* Zusatz von Zucker oder anderen Sflssstoffen, eingedickt
• - - mit Zusatz von Zucker od*r anderen SQssstoffen. eingedickt
• • anderen
- - - ohne Zusatz von Zucker oder anderen SDssstoffen, eingedickt

Zol!prifer*nz*n

Prïftranz-
Zolltnsib
FrJIOOkg

hnrttn
3

frei

frei
frei

frei

frei

frei

frei

frei

frei

MFN-Ansatz
iwf nilnrt um
FrJIOOkg

brutto
4

10. --3)

6.--

14. -3)

14.. -3)

14.--

14."
6,—

25.--
25."

35."
35.-

2Z50

7.50
10.--

12.50
6.--

20.--

5.--

G. --

14.--
14.--

14.--
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• •- mH Zusatz von Zudter oder anderen Süssstoffen, eingedickt
• Paaweknusen-oderGrapefrulUafl:
- - oho« Zusatz von Zudwr oder anderen Süssstoffen:

• --«Inoedickt
- - mit Zusatz von Zucker oder anderen Sössstoffen, eingedickt
- San anderer Ztoutfrüehte:
--ohne Zusatz vonZurteroderanderenSussstoffen: .
- - - Zitronensaft, roh (auch lUMEHeit)
— andere, eingedickt
-Antntmlt
• - oho« Zusatz von Zucker od*r*nderen SDswloffen
-• m* Zutäte von Zucker oder «ndertn SUiMtofton
• Tomat*n*tft
• Trauben«*!! («JnschHessIlch Traubenmost):
• • «tngedtcti. Inoertxs» dt> ZoftonUnowt* (K -Nr. 22}* eingeführt
-Saft anderer Fruchte oder Gemüse:
-•GemOMtOt
-• anderer «Is Apfel- oder Blmensalt
--- ohne Zucatz von Zucker oder anderen SOsMtaffin:
• --- von IroplKhen Fruchten

vonDetMn
--- m» Zutatx von Zucker oder anderen Sümtoflen:

von tropltchen Fruchten
wnDatlein

- Mbchunoen von StfMn:
--GemOMdHIe:
— Apfel- oder BknenuttinthaKenl:

hnerhabdMZoMwntJnRentt (K -Nr. 21)* eingeführt
— andere

WUMT, «IntcMteMlIcri nMOrilehet oder kOnitUchet MlnenhvaMer und mit Kohltntïur*
venetzteeWaMer, weder rnttZutttz von Zucker oderinderenSDiittoffin noch irom»U*lert;
ils und Schnee:
- Mherahraner und mK Kohtentiunt versetztes Wasser
-andere

W*M au* tttchmW*tfltraulMrk*!n*cti Heulich mit Alkohol angereicherter Wein; Traubenmost.
•rxlew afe solcher der Nr. 200«:
• Schaumwein
- anderer Wein; Traubenmost, dessen Gärung durch Zusatz von Alkohol verhindert oder aufgehalten
wurde:
- - In Behlltnlsten mtt elnetn FassungsvermSgen von nldil mehr als 2 1:
- - - Suttwelne. WelnspazIaMten und Mistellen
--«ndere:
- - - SOssweine, Welnsaezlalltiten und Mislellen

Ethyblkonol, nicht denaturiert, mit einem AHcoholgehart von 10 % Vot oder mehr; Ethylilkohol
und Branntwein, denaturiert, mtt beliebigem Alkoholgehalt:
- EHiylalcohol, nicht denaturiert, mH einem Alkoholgehalt von SO % Vol oder mehr
• EthyUkohol und Branntwein, denaturiert mit belleUflem Alkoholgehalt

Zotlpriferenxen

Prïfiranz.
Zollansetz
FrJIOO kg

brutto
3

frei

50."

frei
frei

frei
frei

frei
frei

drei
fret

MFN-Anutz
iwfiizlnrt um

FrJIOO kg
brutto

4

14.--

14.--
14,"

14."

11-
28.--
10.--

4.--

4.--
4.--

26.--

17.50

17.50

Erduteiungen zum Anhang l

1 ) Dei Schwefzetfsehe Zotttarifgesetz Est massgebend Or die Wtnmbeschrelbung In Kolonne 2

2} Der Hinweis') In Kolonne 2 bezieht sich auf Importe im R*hm*n der in der WTO vereinbarten ZollkonUngente

FutsnoUn

1)OhmZusifevmZuciterodK*nderanSQssstonen.r4cht In Aufmaß

2) zu technischen Zwecken: frei

3) Erbsen, Bohnen und Zwiebeln

**) Ohne Konzession! n werden auch auf Importe aus dem KBnkjnich Marokko nach Liechtenstein gewlhrt, solange der Vertrag vom
29. Mlrz 1923 zwischen der Schweizerischen EMaenossenschaft und dem FQrstentum Liechtenstein in Kraft steht.
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Anhang II

ZoUkonzessicmen, welche das Königreich Marokko der Schweizerischen
Eidgenossenschaft gewährt

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des Freihandelsabkommcns zwischen den EFTA-
Ländem und dem Königreich Marokko an gewährt Marokko der Schweizerischen
Eidgenossenschaft die nachstehenden autonomen Zollkonzessionen auf
Ursprungserzeugnissen der Schweiz. Marokko ist bereit, diese Konzessionen zu
überprüfen, sobald die im WTO/GATT konsolidierten Ansätze gleich oder tiefer sind als
die Präferenzansätze.

Tarifhummer Bezeichnung der Ware Präferenz Zollkontingcnt'
ansatz (t)
(%)

0406. Käse und Quark:
0406.20 - Käse aller Art, gerieben oder in

Pulverform 40 100
0406.30 - Schmelzkäse, weder gerieben

noch in Pulverform .54 1000
0406.90 - andere Käse:

- Käse durch Erhitzung des Bruchs und
Pressung hergestellt:

11 — zur Herstellung von Käse bestimmt
und von der interessierten Industrie
direkt importiert 30 350

19—andere 40 200

1302. Pflanzensäfte und -auszöge; Pektinstoffe,
Pektinate und Pektate; Agar-Agar und
andere Schleime und Verdickungsstoffe
von Pflanzen, auch modifiziert:

1302.20 -Pektinstoffe, Pektinate und 25
Pektate

1. Diese Konzessionen werden auf Einfuhren aus Liechtenstein in Marokko
angewendet, solange der Vertrag vom 29. März 1923 zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechtenstein in Kraft bleibt.

2. Die Ursprungsregeln des Protokolls B zum Freihandelsabkommen zwischen den
EFTA-Ländern und Marokko sind mutatis mutandis anwendbar.

3. Beim Fehlen von Hinweisen, sind die Konzessionen ohne mengenmässige
Beschränkung zu gewähren.
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Tarifhummcr Bezeichnung der Ware Präferenz Zollkontingent?
ansatz (t)
(%)

1516. Tierische oder pflanzliche Fette
und Öle und ihre Fraktionen, ganz
oder teilweise hydriert, umgeestert,
wiederverestert oder elaidiniert,
auch raffiniert, jedoch nicht anders
zubereitet:

1516.10 - tierische Fette und Öle und ihre 215 220
Fraktionen

1516.20 -pflanzliche Fette und Öle und 215- 520
ihre Fraktionen

2008. Fruchtpulver und andere
geniessbare Pflanzenteile, in
anderer Weise zubereitet oder
haltbar gemacht, auch mit Zusatz
von Zucker oder anderen
SüssstofFen oder von Alkohol,
anderweit weder genannt noch
Inbegriffen;

ex2008.40 -Birnen 10
ex2008.50 -Aprikosen 25 25
ex2008.60 - Kirschen 2,5
ex2008.70 - Pfirsiche 25
ex2008.80 - Erdbeeren 25
ex2008.92 - Mischungen 25
ex2008.99 - andere 25

2009. Fruchtsaftpulver (einschliesslich
Traubenmost) oder
Gemüsesaftpulver, nicht
gegoren, ohne Zusatz von
Alkohol, auch mit Zusatz von
Zucker oder anderen
Süssstoffen:

ex2009.70 -Apfelsaft 25
ex2009.80 -Saft anderer Früchte oder 25

Gemüse
0x2009.90 - Mischungen von Säften - 25
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Tarifhummer Bezeichnung der Ware Präferenz Zollkontingent3

ansatz (t)
(%)

2101. Auszüge, Essenzen und
Konzentrate aus Kaffee, Tee oder
Mate und Zubereitungen auf der
Grundlage dieser Waren oder auf
der Grundlage von Kaffee, Tee
oder Mate; geröstete Zichorie und
andere geröstete Kaffee-
Ersatzmittel und ihre Auszüge,
Essenzen und Konzentrate:

2101.10 - Auszüge, Essenzen und
Konzentrate aus Kaffee und
Zubereitungen auf der Grundlage
solcher Auszüge, Essenzen und
Konzentrate oder auf
der Grundlage von Kaffee 2,5

2101.20 - Auszöge, Essenzen und
Konzentrate aus Tee oder Mate
und Zubereitungen auf der
Grundlage solcher Auszöge,
Essenzen oder Konzentrate oder
auf der Grundlage von Tee oder
Mate - 2,5

2103. Zubereitungen zum Herstellen von
Gewürzsaucen und zubereitete
Gewürzsaucen; zusammengesetzte
Würzmittel; Senfmehl, auch
zubereitet und Senf:

2103.30 - Senfmehl, auch zubereitet
und Senf 25

2309. Zubereitungen der für die
Tierfütterung verwendeten Art:

2309.90 -andere 35 200
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Anhang HI

Ursprungsregeln und Methoden der administrativen Zusammenarbeit
betreffend die In dieser Vereinbarung erwähnten landwirtschaftlichen
Erzeugnisse

1. (1 )Zur Anwendung dieses Abkommens gilt als Ursprungserzeugnis
Marokkos oder der Schweiz ein Produkt, das im betreffenden Land
vollständig erzeugt worden ist.
(2) im folgenden gelten als in Marokko oder der Schweiz vollständig

erzeugt:
a) pflanzliche Erzeugnisse, die dort geerntet worden sind;.
b) lebende Tiere, die dort geboren worden oder ausgeschlüpft sind

und dort aufgezogen wurden;
c) Erzeugnisse, die von dort gehaltenen lebenden Tieren gewonnen

worden sind;
d) Waren, die dort au s seh l i es s l ich aus den unter den Buchstaben a)

bis c) genannten Erzeugnissen hergestellt worden sind.

(3) Verpackungsmaterialien und Einzelverkaufspackungen, die ein
Produkt umschliessen, sollen zur Ermittlung, ob dieses Produkt
vollständig erzeugt worden ist, nicht berücksichtigt werden, und es ist
nicht notwendig festzustellen, ob solche Verpackungsmaterialien und
Einzelverkaufspackungen Ursprungserzeugnisse sind oder nicht.

2. Unbeschadet des Paragraphs 1 gelten ebenfalls als Ursprungserzeugnisse
die in der Liste der Beilage zu diesem Anhang in den Kolonnen 1 und 2
enthaltenen Produkte, die in Marokko oder der Schweiz unter Beifügung
von Vormaterialien hergestellt worden sind, die dort nicht vollständig
erzeugt wurden, vorausgesetzt, dass die Bedingungen in Kolonne 3
bezüglich der ausreichenden Be- oder Verarbeitung solcher Vormaterialien

erfüllt worden sind.

3. (1) Die in diesem Abkommen vorgesehene Behandlung kann nur
Produkten gewährt werden, die direkt zwischen Marokko und der
Schweiz transportiert werden, ohne das Gebiet eines Drittstaates zu
berühren. Gleichwohl können Ursprungserzeugnisse Marokkos oder
der Schweiz, die eine einzige Sendung bilden, die nicht aufgeteilt wird,
unter Durchfuhr durch andere Gebiete als die der Schweiz oder
Marokkos gegebenenfalls auch mit einer Umladung oder
vorübergehenden Einlagerung in diesen Gebieten, transportiert
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werden, wenn die Durchfuhr durch diese Gebiete aus geographischen

Gründen gerechtfertigt ist und die Produkte im Durchfuhr- oder

Einlagerungsland unter zollamtlicher Überwachung geblieben, dort

nicht in den Handel oder freien Verkehr gelangt und dort nur ent- oder

verladen worden sind und nur eine auf die Erhaltung ihres Zustandes

gerichtete Behandlung erfahren haben.

(2) Der Nachweis, dass die in Unterabsatz 1 niedergelegten Bedingungen

erfüllt worden sind, soll den Zollbehörden des Einfuhrstaates gemäss

den Bestimmungen in Artikel 13, Absatz 2 des Protokolls B zum

Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und Marokko vorgelegt

werden.

4. Auf Ursprungserzeugnisse im Sinne dieses Abkommens ist das Abkommen

bei der Einfuhr in die Schweiz oder in Marokko anzuwenden bei Vorlage

entweder einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder einer

Rechnungserklärung, erteilt oder ausgestellt gemäss den Vorschriften des

Protokolls B zum Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und Marokko.

5. Die Vorschriften bezüglich Zollrückvergütung oder Nichterhebung von

Zöllen, Ursprungsnachweisen und Vorkehrungen für die

Verwaltungszusammenarbeit, die im Protokoll B zum Abkommen zwischen

den EFTA-Staaten und Marokko enthalten sind, gelten mutatis mutandis.

Dabei versteht sich, dass das in diesen Vorschriften enthaltene Verbot der

Zollrückvergütung oder der Nichterhebung von Zöllen nur auf

Vormaterialien anzuwenden ist, die von der Art sind, auf welche das

Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und Marokko anzuwenden ist.

1019



Beilage zu Anhang III

Liste von Waren, auf die In Ziffer 2 zu Anhang III verwiesen wird und für die andere
Bedingungen als die vollständige Erzeugung gelten.
Nicht alle in der Liste aufgeführten Waren fallen unter das Abkommen. Es ist daher
erforderlich, die Anhänge I und II des Abkommens zu konsultieren.

HS - Warenbezeichnung
Position'

Be- oder Verarbeitung von
Vormaterialien ohne
Ursprungseigenschaft, die Ursprung
verleihen

(D (2) (3)

0406 Käse und Quark

0603 Blüten (Blumen) und Blutenknospen,
geschnitten, zu Binde- oder
Zierzwecken, irisch, getrocknet,
gebleicht, gefärbt, imprägniert oder
anders behandelt

0604 Blattwerk, Blätter, Zweige und
andere Pflanzenteile, ohne Blüten
oder Blutenknospen, sowie Graser,
Moose und Flechten, zu Binde- oder
Zierzwecken, frisch, getrocknet,
gebleicht, gefärbt, imprägniert oder
anders behandelt

0711 Gemüse, vorläufig haltbar gemacht
(z.B. durch Schwefeldioxid oder in
Wasser mit Zusatz von Salz,
Schwefeldioxid oder anderen
vorläufig konservierenden Stoffen),
jedoch in diesem Zustand zum
unmittelbaren Genuss nicht geeignet

0714 Wurzeln von Maniok, Maranta oder
Salep, Topinambur, Süsskartoffeln
und ähnliche Wurzeln und Knollen
mit hohem Gehalt an Stärke oder
Inulin, frisch, gekühlt, gefroren oder
getrocknet, auch in Stücke zerteilt
oder agglomeriert in Form von
Pellets; Mark des Sagobaumes

Herstellen aus Vormaterialien jeder
Position, ausgenommen aus Milch
und Rahm der Position 0401 oder
0402

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien des Kapitels 6
vollständig erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien des Kapitels 6
vollständig erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien des Kapitels 7
vollständig erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien des Kapitels 7
vollständig erzeugt sein müssen

1020



0811 Früchte, nicht gekocht oder in
Wasser oder Dampf gekocht,
gefroren, auch mit Zusatz von
Zucker oder anderen Süssstoffen

0812 Früchte, vorläufig haltbar gemacht
(z.B. durch Schwefeldioxid oder in
Wasser mit Zusatz von Salz,
Schwefedioxid oder anderen
vorläufig konservierenden Stoffen),
jedoch in diesem Zustand zum
unmittelbaren Genuss nicht geeignet

0814 Schalen von Zitrusfrüchten oder von
Melonen (cinschlicsslich
Wassermelonen), frisch, gefroren, in
Wasser mit Zusatz von Salz,
Schwefeldioxid oder anderen
vorläufig konservierenden Stoffen
oder getrocknet

1302 Pflanzensäfte und -auszüge;
Pektinstoffe, Pektinate und Pektate;
Agar-Agar und andere Schleime und
Verdickungsstoffe von Pflanzen,
auch modifiziert:

- Schleime und Verdickungsstoffe
von Pflanzen, auch modifiziert

-andere

1403 Pflanzliche Stoffe der hauptsächlich
zur Herstellung von Besen oder
Bürsten verwendeten Art (z.B.
Sorgho, Piassava, Reiswurzel, Istel),
auch in Strängen oder Bündeln

1509 Olivenöl und seine Fraktionen, auch
raffiniert, aber nicht chemisch
modifiziert

1510 Andere ausschliesslich aus Oliven
gewonnene Öle und ihre Fraktionen,
auch raffiniert, aber nicht chemisch
modifiziert, und Mischungen dieser
Öle oder Fraktionen mit Ölen oder
Fraktionen der Nr. 1509

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Früchte des Kapitels 8 vollständig
erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Früchte des Kapitels 8 vollständig
erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Früchte des Kapitels 8 vollständig
erzeugt sein müssen

Herstellen aus nicht modifizierten
Schleimèn-und VerdickungsstofTen
von Pflanzen

Herstellen, bei dem der Wert aller
verwendeten Vormaterialien 50 v.H.
des Ab-Werk-Preises der
hergestellten Ware nicht
überschreitet

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien des Kapitels 14
vollständig erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Oliven vollständig erzeugt sein
müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Oliven vollständig erzeugt sein
müssen
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1515

2001

2002

2003

2004

2005

2006

2008

Andere pflanzliche Fette und andere
Fette pflanzliche Öle (einschliesslich
Jojoba-Öl) und ihre Fraktionen, auch
raffiniert, aber nicht chemisch
modifiziert

- feste Fraktionen, ausgenommen
von Jojobaöl

- andere, mit Ausnahme von:

- Tungöl; Myrtenwachs und
Japanwachs

- zu technischen oder industriellen
Zwecken verwendeten Fraktionen,
andere als zur Herstellung von
Lebensmitteln

Gemüse, Früchte und andere
geniessbare Pflanzenteile, mit Essig
oder Essigsäure zubereitet oder
haltbar gemacht

Tomaten, in anderer Weise als mit
Essig oder Essigsäure zubereitet oder
haltbar gemacht

Essbare Pilze und Trüffeln, in
anderer Weise als mit Essig oder
Essigsäure zubereitet oder haltbar
gemacht

Andere Gemüse, in anderer Weise
als mit Essig oder Essigsäure
zubereitet oder haltbar gemacht,
geftoren, andere als Erzeugnisse der
Nr. 2006

Andere Gemüse, in anderer Weise
als mit Essig oder Essigsäure
zubereitet oder haltbar gemacht,
nicht gefroren, andere als
Erzeugnisse der Nr. 2006

Gemüse, Früchte, Fruchtschalen und
andere Pflanzenteile, mit Zucker
haltbar gemacht (durchtränkt und
abgetropft, glasiert oder kandiert)

Früchte und andere geniessbare
Pflanzenteile, in anderer Weise
zubereitet oder haltbar gemacht, auch
mit Zusatz von Zucker oder anderen
Süssstoffen oder von Alkohol,
anderweitig weder genannt noch
Inbegriffen:

Herstellen aus anderen
Vormaterialien der Positionen 1507
bis 1515

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien in eine andere
Position als die hergestellte Ware
einzureihen sind. Jedoch darf
Senfmehl, auch zubereitet, oder Senf
verwendet werden

Herstellen, bei dem alle verwendeten
pflanzlichen Vormaterialien
vollständig erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Tomaten vollständig erzeugt sein
müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Pilze und Trüffeln vollständig
erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
pflanzlichen Vormaterialien
vollständig erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
pflanzlichen Vormaterialien
vollständig erzeugt sein müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
pflanzlichen Vormaterialien
vollständig erzeugt sein müssen
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• andere, ausgenommen Früchte
(einschliesslich Schalenfrüchte), in
anderer Weise als in Wasser oder
Dampf gekocht, ohne Zusatz von
Zucker, gefroren

• Schalenfrüchte, ohne Zusatz von
Zucker oder Alkohol

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Früchte vollständig erzeugt sein

-andere

2009 Fruchtsäfte (einschliesslich
Traubenmost) oder Gemüsesäfte,
nicht gegoren, ohne Zusatz von
Alkohol, auch mit Zusatz von Zucker
oder anderen Süssstoffen

2101 Auszüge, Essenzen und Konzentrate
aus Kaffe, Tee oder Mate und
Zubereitungen auf der Grundlage
dieser Waren oder auf der Grundlage
von Kaffee, Tee oder Mate; geröstete
Zichorie und andere geröstete
Kaffee-Ersatzmittel und ihre
Auszüge, Essenzen und Konzentrate

2103 Zubereitungen zum Herstellen von
Gewürzsaucen und zubereitete
Gewürzsaucen; zusammengesetzte
Würzmittel; Senfmehl, auch
zubereitet und Senf:

- Zubereitungen zum Herstellen von
Würzsossen und zubereitete
Würzsossen; zusammengesetzte
Würzmittel

- Senfmehl, auch zubereitet, und
Senf

müssen

Herstellen, bei dem der Wert der
verwendeten Schalenfrüchte und
Ölsamen mit Ursprungseigenschaft
der Positionen 0801,0802 und 1202
bis 1207 60 v.H. des Ab-Werk-
Preises der hergestellten Ware
überschreitet

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien in eine andere
Position als die hergestellte Ware
einzureihen sind und der Wert der
verwendeten Vormaterialien des
Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk-
Preises der hergestellten Ware nicht
überschreitet

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien in eine andere
Position als die hergestellte Ware
einzureihen sind und der Wert .der
verwendeten Vormaterialien des
Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk-
Preises der hergestellten Ware nicht
überschreitet

Herstellen, bei dem alle verwendeten

Vormaterialien in eine andere
Position als die hergestellte Ware
einzureihen sind und die

verwendeten Zichorien vollständig

gewonnen oder hergestellt sein
müssen

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien in eine andere
Position als die hergestellte Ware
einzureihen sind. Jedoch darf
Senfmehl, auch zubereitet, oder Senf
verwendet werden

Herstellen aus Vormaterialien jeder
Position
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2204 Wein aus frischen Weintrauben,
cinschliesslich mit Alkohol
angereicherter Wein; Traubenmost,
anderer als solcher der Nr. 2009

2207 Ethylalkohol, nicht denaturiert, mit
einem Alkoholgehalt von 80% Vol
oder mehr; Ethylalkohol und
Branntwein, denaturiert, mit
beliebigem Alkoholgehalt

2309 Zubereitungen der für die
Tierfütterung verwendeten Art

Herstellen, bei dem alle verwendeten
Vormaterialien in eine andere
Position als die hergestellte Ware
einzureihen sind, und die
verwendeten Weintrauben und ihre
Folgeprodukte vollständig
hergestellt sein müssen

Herstellen aus Vormaterialien, die
nicht in die Position 2207 oder 2208
einzureihen sind

Herstellen, bei dem das verwendete
Getreide, der verwendete Zucker, die
verwendeten Melassen, das
verwendete Fleisch und die
verwendete Milch vollständig
erzeugt sein müssen
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825 Botschaft zum Abkommen über Handel und wirtschaftliche
Zusammenarbeit zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und der Kirgisischen Republik

vom 19. Januar 1998

825.1 Allgemeiner Teil

825.11 Einleitung

Ziel des Abkommens über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit
zwischen der Schweiz und der Kirgisischen Republik ist es, die bilateralen
Wirtschaftsbeziehungen zu fordern und zu festigen. Gleichzeitig sollen
damit die in diesem Staat eingeleiteten marktwirtschaftlichen Reform-
prozesse unterstützt werden. Die Struktur des Vertrages ermöglicht ferner
eine allfällige Weiterentwicklung zu präferentiellen Übereinkünften.

Das Abkommen basiert auf den Grundprinzipien des GATTAVTO und
enthält u.a. Bestimmungen über den Schutz des geistigen Eigentums. Es
erwähnt ausserdem Bereiche für die wirtschaftliche Zusammenarbeit. Der
als Rahmenvereinbarung konzipierte Vertrag schliesst des weiteren eine
Entwicklungsklausel ein, welche erlaubt, die Vertragsinhalte neuen Ent-
wicklungen anzupassen.

Das Abkommen bleibt vorerst für eine Dauer von fünf Jahren gültig und
verlängert sich, sofern es nicht gekündigt wird, jeweils um weitere fünf
Jahre.

825.12 Ursprung des Abkommens

Mit der Auflösung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken sind 15
souveräne Staaten entstanden, welche von der Schweiz anerkannt worden
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sind. Angesichts der historisch bedingten starken wirtschaftlichen und
politischen Verflechtung haben sich zwölf dieser neuen Staaten, darunter
die Kirgisische Republik, in der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS)
zusammengeschlossen.

Im Gegensatz zur Föderation Russland, welche als „Etat continuateur"
(Fortsetzungsstaat) der ehemaligen Sowjetunion die früheren Abkommen
mit der Schweiz grundsätzlich beibehielt, haben verschiedene GUS-Staaten
den Wunsch nach dem Aufbau eines eigenen bilateralen Vertragsnetzes
geäussert, welches den neuen politischen und wirtschaftlichen Verhält-
nissen Rechnung trägt.

In diesem Zusammenhang hat das Bundesamt für Aussenwirtschaft ein aus-
baufähiges Abkommensmodell entwickelt. Dieses beruht auf den grund-
legenden GATT-Prinzipien (Nichtdiskriminierung, Meistbegünstigung,
Inländerbehandlung), postuliert einen verbesserten Schutz des geistigen
Eigentums und nennt einzelne Bereiche einer künftigen wirtschaftlichen
Zusammenarbeit. Der Vertragstext kann auf Begehren der. Vertragsparteien
weiter ausgebaut und vertieft werden.

825.13 Politische und wirtschaftliche Lage in der Kirgisischen
Republik

Die Kirgisische Republik Hegt in Zentralasien und erstreckt sich über eine
Fläche von 198 500 km2. Die Mehrheit der 4,4 Millionen Einwohner sind
Kirgisen; weitere Bevölkerungsgruppen bilden Russen, Usbeken, Uiguren
und Deutsche.

Kirgisien wurde von den politischen Entwicklungen anfangs der neunziger
Jahre überrascht. Seine Führung war weder politisch noch wirtschaftlich auf
die staatliche Unabhängigkeit vorbereitet. In einer ersten Phase galt es, für
stabile Verhältnisse zu sorgen • und gleichzeitig ein eigenständiges
Staatswesen aufzubauen. Dessen Strukturen und Verwaltungsorgane
mussten praktisch von Grund auf neu konzipiert werden.

1026



Die Abwanderung qualifizierter Kader, die starke Verflechtung mit und die
Abhängigkeit von Rohstofflieferungen aus anderen GUS-Staaten haben
eine beschleunigte wirtschaftliche Talfahrt begünstigt. Gegenwärtig leiden
breite Bevölkerungskreise unter einem in den letzten fünf Jahren stark
gesunkenen Lebensstandard. Noch ist der Privatsektor zu schwach, um
einen Grossteil der Arbeitskräfte aus dem sich verkleinernden staatlichen
Sektor aufzunehmen. Dies erklärt die relativ hohe Arbeitslosigkeit.

Die kirgisische Führung zeigte sich indessen entschlossen, unterstützt von
internationalen Institutionen, politische und wirtschaftliche Reformen an
die Hand zu nehmen. Dabei blieb zu berücksichtigen, dass das Land in
vielerlei Hinsicht von anderen GUS-Staaten (insbesondere von Russland)
abhängig ist. Wichtigste Schritte im wirtschaftlichen Reformprozess waren
neben der Abschaffung des Aussenhandelsmonopols eine weitgehende
Preisliberalisierung, die Einführung einer eigenen Währung, der Aufbau
eines Bankensystems sowie Massnahmen zur Privatisierung. Als die
Rubelzone auseinanderbrach, führte Kirgisien im Mai 1993 eine eigene
Währung (Som) ein. Seither betreibt das Land mit Hilfe der Bretton Woods-
Institutionen eine eigenständige Wirtschaftspolitik43). 1995 konnte die
Inflation dank dem vom IWF gestützten Stabilisierungsprogramm
verhältnismässig rasch gedämpft werden.

Kirgisien ist unter dem Blickwinkel der Reformbemühungen innerhalb der
GUS-Staaten zur Spitzengruppe zu zählen. Indessen ist wie in anderen
Transitionsländern das BIP massiv eingebrochen und betrug 1995 rund die
Hälfte des Niveaus von 1991. 1996 wurde nicht nur die Talsohle erreicht,
sondern sogar ein Wirtschaftswachstum von 5,4 Prozent ausgewiesen. Die
Landwirtschaft ist nach wie vor dominierend und beanspruchte 1996
47 Prozent des BIP. Die Industrieproduktion, die letztes Jahr um 11 Prozent
zunahm, trug rund 12 Prozent zum BIP bei. Das Staatsbudget war 1996 mit

einem Fehlbetrag von etwa 5 Prozent dés BIP noch halb so gross wie im

43 Kirgisien gehört sowohl im Internationalen Währungsfonds als auch in der Weltbankgruppe zu

der von der Schweiz angeführten Stimmrechtsgrappe.
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Vorjahr. Kirgisien wickelt zwei Drittel seines Aussenhandels mit den
übrigen GUS-Staaten ab, wobei Elektroenergie, Baumwolle, Kupfer und
Tabak die wichtigsten Ausfuhrgüter sind. Importiert werden Rohstoffe,
Energieträger und Konsumgüter. Das Handelsbilanzdefizit stieg zwischen
1994 und 1996 von 120 Millionen auf 400 Millionen Dollar.

£25.14 Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Schweiz und der
Kirgisischen Republik

Der'bilaterale Handel zwischen der Schweiz und Kirgisien hat sich in den

letzten Jahren kaum entwickelt. Die schweizerischen Exporte betrugen 1995
weniger als l Million Franken. Diese konnten 1996 mehr als verzehnfacht

werden, was weitgehend mit aus dem Osthilfekredit finanzierten
Maschinenlieferungen zusammenhängt44. Die ausländischen Investitionen
sind noch bescheiden; einzelne schweizerische Firmen klären gegenwärtig
die Möglichkeit eines Engagements ab. Einfuhren aus Kirgisien in die
Schweiz wurden bislang kaum getätigt.

825.2 Besonderer Teil

825.21 Verhandlungsverlauf

Das Abkommen konnte nach einer einzigen Verhandlungsrunde, die am
16,121. August 1996 in Bischkek stattfand, paraphiert werden. Am 10. Mai

1997 wurde es gleichenorts vom Vorsteher des EFD unterzeichnet.

44 Im Rahmen der verstärkten Zusammenarbeit mit Osteuropa kommt die Kirgisische Republik

(Pro-Kopfeinkommen 1994: 610 US-$, kaufkraftbereinigt 1710 US-$) als Schwerpunktland
schweizerischer Unterstützungsmassnahmen in Zentralasien in den Genuss nichtrückzahlbarer

schweizerischer Finanzhilfe (BAWI) im Umfang von rund 20 Mio. Franken sowie technischer

Hilfe (DEZA) von jährlich 4,5 Mio. Franken.
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825.22 Inhalt des Abkommens

Das mit der Kirgisischen Republik ausgehandelte Abkommen stellt, wie
erwähnt, ein ausbaufähiges Rahmenabkommen dar. Ähnliche Abkommen
hat die Schweiz bereits mit der Russischen Föderation, der Ukraine, den
Republiken Usbekistan, Kasachstan, Belarus und Moldawien
abgeschlossen. Alle haben inzwischen Rechtskraft erlangt. Das hier
unterbreitete Abkommen trägt der Umgestaltung der politischen und
wirtschaftlichen Gegebenheiten in Kirgisien Rechnung. Es schafft
Rahmenbedingungen, welche eine Ausweitung des gegenseitigen Waren-
und Dienstleistungsverkehrs, intensivierte gegenseitige Beziehungen und
damit eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftsverkehrs begünstigen
(Art. 1). Dabei stützt es sich aufgrundlegende GATT-Prinzipien (Art. 2).
Die Vertragsparteien gewähren einander die Meistbegünstigung (Art. 3)
und bemühen sich, eine diskriminierende Behandlung der Handelsgüter der
Gegenseite zu vermeiden (Art. 4). Die importierten Güter des
Vertragspartners kommen ferner in den Genuss der Inländerbehandlung
(Art. 5). Zahlungen im Zusammenhang mit dem Güter- und
Dienstleistungshandel haben ausschliesslich in frei konvertierbarer
Währung zu erfolgen und der Zugang zu Devisen darf nicht in
diskriminierender Weise eingeschränkt werden (Art". 6). Der Warenhandel
hat zu Marktpreisen und auf der Grundlage international üblicher
Geschäftsgepflogenheiten zu erfolgen; Tausch- und Gegengeschäfte sollen
von den Vertragsparteien weder verlangt noch gefördert werden (Art. 7).
Artikel 8 verlangt von den Vertragsparteien, dass sie der Gegenseite
ermöglichen, sich über abkommensrelevante Gesetze, Gerichtsentscheide
und Verwaltungsbestimmungen, die den Geschäftsverkehr betreffen, zu
informieren. Dasselbe gilt für Änderungen bei der Zoll- sowie der
statistischen Nomenklatur. Im Falle von Marktstörungen verpflichten sich
die Vertragsparteien vor Ergreifen von Schutzmassnahmen zu gegenseitigen
Konsultationen und zur Suche nach einveraehmlichen Lösungen (Art. 9).

Die Vertragsparteien gewährleisten einen angemessenen, wirksamen und
nichtdiskriminierenden Schutz der Immaterialgüterrechte (Art. 10), wobei
der Schutz vor Fälschungen und Nachahmungen im Mittelpunkt steht. Sie
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verpflichten sich insbesondere, wenigstens den Anforderungen zu genügen,

die sich aus der wichtigsten internationalen Abkommen auf dem Gebiet des
Immaterialgüterrechts einschliesslich jener des Abkommens über handels-
bezogene Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum (TRIPS-Abkommen),

ergeben.

Artikel 11 umschreibt die in Handelsabkommen üblichen Ausnahme-

regelungen (wie Schutz der öffentlichen Sittlichkeit, Schutz menschlichen,
tierischen oder pflanzlichen Lebens). Artikel 12 ist der wirtschaftlichen

Zusammenarbeit gewidmet. Mit ihr sollen strukturelle Veränderungen

beschleunigt und der Erfahrungsaustausch gefördert werden. Die Funktions-

tüchtigkeit des Abkommens wird durch einen regelmässig zusammen-

tretenden Gemischten Ausschuss zu überprüfen sein (Art. 13). Es kann auf

Wunsch einer Vertragspartei überprüft und in gegenseitigem Einverständnis
ergänzt werden (Art. 14). Das Abkommen gilt auch für das Fürstentum

Liechtenstein (Art. 15).

Das Abkommen tritt am ersten Tag des Folgemonats in Kraft, nachdem die
Vertragsparteien gegenseitig die Beendigung der internen Genehmigungs-

verfahren notifiziert haben (Art. 16). Es wird für eine Dauer von fünf

Jahren abgeschlossen und automatisch um dieselbe Dauer verlängert, sofern

innert Frist keine gegenteilige Meinungsäusserung erfolgt. Schliessüch

kann jede Vertragspartei das Abkommen teilweise oder ganz suspendieren,

wenn seine Grundprinzipien missachtet oder wesentliche Vertragsbe-

stimmungen in schwerwiegender Weise verletzt werden. (Art. 17).

8253 Finanzielle Auswirkungen

Das Abkommen hat keine finanziellen Auswirkungen auf den

Bundeshaushalt. Allfàllige Projekte im Rahmen der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit würden über den laufenden Rahmenkredit für die

Zusammenarbeit mit den GUS-Staaten abgewickelt.

1030



825.4 Legislaturplanung

Das Abkommen entspricht dem Inhalt von Ziel 19 (Sicherstellung der

schweizerischen Präsenz durch Ausbau und Vertiefung der weltweiten

bilateralen und multilateralen Beziehungen) und den unter den Parlaments-

geschäften 1995 - 1999 (A2, Aussenbeziehungen) aufgeführten Abkommen
des Berichtes über die Legislaturplanung 1995 -1999 (BB1 1996II293).

825.5 Bezug zu den anderen Instrumenten der Handelspolitik und
Verhältnis zum europäischen Recht

Das Abkommen orientiert sich an den GATT/WTO-Übereinkommen und
steht somit im Einklang mit den aus diesen Übereinkommen resultierenden
Verpflichtungen.

Das Abkommen, welche die EU mit Kirgisien abgeschlossen hat, stimmt in

handelspolitischer Hinsicht weitgehend mit dem vorliegenden Vertrag
überein. Das Abkommen ist mit den Zielen unserer europäischen
Integrationspolitik vereinbar.

825.6 Gültigkeit für das Fürstentum Liechtenstein

Das Abkommen hat auch für das Fürstentum Liechtenstein Gültigkeit,
solange dieses mit der Schweiz durch eine Zollunion verbunden ist

(Art. 15).

825.7 Verfassungsmässigkeit

Die verfassungsmässige Grundlage des Bundesbeschlusses findet sich in

der allgemeinen aussenpolitischen Kompetenz des Bundes sowie in Artikel

8 der Bundesverfassung, wonach der Bund das Recht zum Abschluss
internationaler Verträge besitzt. Die Bundesversammlung ist gemäss Artikel

85 Ziffer 5 der Bundesverfassung für deren Genehmigung zuständig. Das

vorliegende Abkommen kann unter Einhaltung einer Vorankündigungsfrist
von sechs Monaten auf das jeweilige Ende der fünfjährigen Geltungsdauer
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gekündigt werden. Ausserdem kann es unter bestimmten Voraussetzungen
jederzeit suspendiert werden. Es liegt weder ein Beitritt zu einer
internationalen Organisation noch eine multilaterale Rechtsverein-
heitlichung vor. Der Innen zur Genehmigung unterbreitete Bundesbeschluss
unterliegt somit nicht dem fakultativen Referendum gemäss Artikel 89
Absatz 3 der Bundesverfassung.
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Anhang l

Bundesbeschluss Entwurf
betreffend das Abkommen über Handel und wirtschaftliche
Zusammenarbeit zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Kirgisischen Republik

vom

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung,
nach Einsicht in die im Bericht vom 19. Januar 19981 zur Aussenwirtschaftspolitik
97/1+2 enthaltene Botschaft,
beschltesst;

Art. l
1 Das Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Kirgisischen Republik wird genehmigt
(Anhang 2).
! Der Bundesrat wird ermächtigt, das Abkommen zu ratifizieren.

Art. 2

Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertragsreferendum.

9472

1 BB11998 759
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Anhang 2

Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der
Kirgisischen Republik46

Unterzeichnet in Bischkek am 10. Mai 1997

Der Schweizerische Bundesrat und die Regierung der Kirgisischen Republik, im

folgenden 'Vertragsparteien" genannt,

Eingedenk der besonderen Bedeutung des Aussenhandels sowie der verschiedenen

Formen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit für die wirtschaftliche Entwicklung der

beiden Länder;

In der Bereitschaft, bei der Suche nach Mitteln und Wegen zur Ausweitung des Handels

und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in Übereinstimmung mit den Grundsätzen und

einschlägigen Bestimmungen der am 1. August 1975 in Helsinki unterzeichneten

Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa sowie anderer

KSZE/OSZE-Dokumente, insbesondere der Charta von Paris fär ein neues Europa und

den im Schlussdokument der Bonner Konferenz über die wirtschaftliche Zusammenarbeit

in Europa enthaltenen Grundsätze, zusammenzuarbeiten;

Unter Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu pluralistischer Demokratie auf der Grundlage

der Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte - einschliesslich der Rechte von Menschen,

die Minderheiten angehören - zu Grundfreiheiten sowie zur Marktwirtschaft;

Vom Wunsche geleitet, günstige Voraussetzungen für eine vertiefte und harmonische

Entwicklung und Diversifizierung ihres gegenseitigen Handels sowie für die Förderung

' Übersetzung des französischen Originaltextes.
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der Zusammenarbeit in Bereichen von gemeinsamem Interesse auf dem Gebiete des

Handels und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu schaffen;

In der Bereitschaft, die sich bietenden Möglichkeiten zu prüfen, um die gegenseitigen

Beziehungen zu entwickeln und auf Bereiche auszudehnen, welche nicht unter dieses

Abkommen fallen;

Entschlossen, ihre Handelsbeziehungen im Einklang mit den Grundsätzen des

Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) sowie des Abkommens zur

Errichtung der Welthandelsorganisation (WTO) zu entwickeln;

In Berücksichtigung des Status der Schweiz als Mitglied der WTO und der Mitwirkung

der Kirgisischen Republik als Beobachter im Rahmen des GATT/WTO;

haben zur Erreichung dieser Ziele folgendes Abkommen abgeschlossen:

Artikel l Zielsetzung

1. Ziel dieses Abkommens ist es, geeignete Grundlagen und Regeln für die Abwicklung

von bilateralen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien

zu schaffen. Die Vertragsparteien trachten danach, ihren gegenseitigen Handel sowie

verschiedene Formen der Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Handels im Rahmen

ihrer nationalen Gesetzgebung und ihrer internationalen Verpflichtungen auf

harmonische Weise zu entwickeln.

2. Die Vertragsparteien anerkennen, dass die von der KSZE/OSZE aufgestellten

Grundsätze für die Erreichung der Zielsetzung dieses Abkommens unentbehrlich sind.

Artikel 2 GATT/WTO

Die Vertragsparteien unternehmen alle Anstrengungen, um ihren Handel im Einklang mit

den Regehl des GATT/WTO zu fördern, auszuweiten und zu diversifizieren.

Artikel 3 Meistbegünstigung

1. Die Vertragsparteien gewähren sich gegenseitig bezüglich der Zölle und Abgaben

jeder Art auf oder in Verbindung mit der Warenein- oder -ausfuhr sowie der Steuern
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und anderen Abgaben, welche unmittelbar oder mittelbar auf eingeführte Waren

erhoben, werden und bezüglich der Verfahren für die Erhebung dieser Zölle, Steuern

und Abgaben sowie aller Vorschriften und Formalitäten in Verbindung mit dem

Warenverkehr, die Meistbegünstigung.

2. Absatz I darf nicht dahingehend ausgelegt werden, dass er eine Vertragspartei

verpflichtet, die Vergünstigungen, welche sie

- zur Erleichterung des grenzüberschreitenden Warenverkehrs;

- mit dem Ziel, eine Zollunion oder eine Freihandelszone zu errichten oder im

Gefolge der Errichtung einer derartigen Union oder Zone im Einklang mit Artikel

XXIV des GATT 1994;

- Entwicklungsländern im Einklang mit dem GATT/WTO oder anderen

internationalen Vereinbarungen

gewährt, auf die andere Vertragspartei auszudehnen.

Artikel 4 Nichtdiskriminierung

Auf Einfuhren aus oder auf Ausrahren nach dem Gebiet der anderen Vertragspartei

werden keine Verbote oder mcngenmässigen Beschränkungen, Lizenzen Inbegriffen,

angewandt, es sei denn, die Einfuhr des gleichartigen Erzeugnisses aus Drittländern oder

die Ausfuhr des gleichartigen Erzeugnisses nach Drittländern sei ebenso verboten oder

beschränkt Die Vertragspartei, welche derartige Massnahmen einfuhrt, wendet diese in

einer Weise an, die der anderen Vertragspartei möglichst wenig Schaden zufügt.

Artikel 5 Inländerbehandlung

Waren aus dem Gebiet einer Vertragspartei, welche in das Gebiet der anderen

Vertragspartei eingeführt werden, dürfen bezüglich interner Steuern und anderer Abgaben

sowie aller Gesetze, Vorschriften und Anforderungen betreffend Verkauf, Verkaufs-

angebot, Erwerb, Transport, Verteilung oder Benützung im Inland, nicht ungünstiger

behandelt werden als gleiche Waren inländischen Ursprungs.
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Artikel 6 Zahlungen

1. Zahlungen in Zusammenhang mit dem Handel von Gutem und Dienstleistungen

zwischen den Staaten der Vertragsparteien erfolgen in frei konvertierbarer Währung,

2. Die an den einzelnen Transaktionen beteiligten Partner beider Staaten dürfen

bezüglich des Zugangs und des Transfers frei konvertierbarer Währung nicht

ungünstiger behandelt werden als die an einzelnen Transaktionen beteiligten Partner

aus Drittstaaten.

Artikel 7 Andere Geschäftsbedingungen

1. Gütertransaktionen zwischen einzelnen Partnern werden zu marktkonformen Preisen

abgewickelt. Insbesondere Organe und Unternehmen des Staates tätigen den Ankauf

eingeführter oder den Verkauf von zu exportierenden Waren ausschliesslich nach

Massgabe kommerzieller Erwägungen, insbesondere auch hinsichtlich des Preises, der

Qualität und der Menge; in Übereinstimmung mit üblichen Geschäftspraktiken

ermöglichen sie Unternehmern der anderen Vertragspartei, an solchen Transaktionen

teilzunehmen.

2. Die Vertragsparteien dürfen die an den einzelnen Transaktionen beteiligten Partner

weder auffordern noch ermutigen, Gegengeschäftsverpflichtungen einzugehen.

Artikel 8 Transparenz

Die Vertragsparteien machen ihre Gesetze, Gerichtsurteile und administrativen

Vorschriften, welche die Geschäftstätigkeiten betreffen, öffentlich zugänglich und

orientieren sich gegenseitig über Änderungen im zolltariflichen und statistischen Bereich

sowie über Änderungen ihrer Gesetzgebung mit Auswirkung auf dieses Abkommen.

Artikel 9 Marktverzerrungcn

1. Nimmt die Erhöhung der Einfuhr eines Erzeugnisses in das Gebiet einer

Vertragspartei ein Ausmass an oder erfolgen diese erhöhten Einfuhren zu

Bedingungen, welche die einheimischen Produzenten gleichartiger oder direkt

wettbewerbsfähiger Erzeugnisse schwerwiegend schädigen oder zu schädigen drohen,

nehmen die Vertragsparteien gegenseitig Konsultationen auf.
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2. Die Konsultationen gemäss Absatz l dienen dazu, einvernehmliche Lösungen zu

finden; sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, sollen die Konsulta-

tionen innerhalb von 30 Tagen nach Notifikation der betroffenen Vertragspartei

abgeschlossen sein.

3. Kommt gemäss Absatz l und 2 keine Einigung zustande, kann die betroffene

Vertragspartei die Einfuhr der betreffenden Waren in einem Ausmass und für eine

Dauer beschränken, welche für die Verhütung oder die Beseitigung des Schadens

unbedingt erforderlich ist. In diesem Fall kann die andere Vertragspartei nach

Konsultationen im Gemischten Ausschuss von ihren Verpflichtungen gemäss diesem

Abkommen abweichen.

4. Unter den Massnahmen gemäss 'Absatz 3 wählen die Vertragsparteien vorrangig

solche, welche die Durchführung des Abkommens am wenigsten beeinträchtigen.

Artikel 10 Geistiges Eigentum

1. In Anbetracht der Bedeutung des geistigen Eigentums für die Förderung des Handels

und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit gewährleistet die Gesetzgebung der

Vertragsparteien einen vollen und wirksamen Schutz der Rechte des geistigen

Eigentums, mit Eînschluss insbesondere eines angemessenen und wirksamen Schutzes

des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte (einschliesslich der

Computerprogramme und Datenbanken), der Marken für Waren und Dienstleistungen,

der Herkunftsangaben, der Erfindungspatente in allen Technologiebereichen, der

gewerblichen Muster und Modelle, der Topographien von Halbleitererzeugnissen

sowie von vertraulichen Informationen über Know-how.

Sieht die Gesetzgebung einer Vertragspartei keinen derartigen Schutz vor, passt diese

Vertragspartei ihre Gesetzgebung sobald als möglich, jedoch spätestens drei Jahre

nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens an. Die Vertragsparteien treffen

insbesondere alle erforderlichen Massnahmen, um den Bestimmungen folgender

multilateraler Übereinkommen nachzuleben:
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- WTO Abkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte an geistigem

Eigentum (TRIPS-Abkommen) vom 15. Apri! 1994 41;

- Pariser Verbandsübereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutz des gewerblichen

Eigentums (Stockholmer Fassung, 1967) 4S;

- Berner Übereinkunft vom 9. September 1886 zum Schutz von Werken der Literatur

und Kunst (Pariser Fassung, 197l)49;

- Internationales Abkommen vom 26. Oktober 1961 über den Schutz der ausübenden

Künstler, Hersteller von Tonträgem und den Sendeunternehmen (Rom-

Abkommen/0 ;

Femer unternehmen die Vertragsparteien, die nicht Vertragspartei eines oder mehrerer

der oben aufgeführten Abkommen sind, alles in ihren Kräften Stehende, um diesen

Übereinkommen sowie anderen multilateralen Übereinkommen zur Förderung der

Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Schutzes der Rechte des geistigen Eigentums

beizutreten,

2. Die Vertragsparteien stellen sicher, dass die Verfahren zur Durchsetzung der Rechte

des geistigen Eigentums gegen deren Verletzung, insbesondere gegen Nachahmung

und Fälschung, angemessen, nicht diskriminierend, recht und billig sowie wirksam

sind. Sie dürfen nicht unnötig kompliziert und kostspielig sein oder unangemessene

Fristen sowie ungerechtfertigte Verzögerungen mit sich bringen. Diese Verfahren

umfassen insbesondere richterliche Verfügungen auf ein Tun oder Unterlassen,

Schadenersatz, bemessen nach dem vom Rechtsinhaber erlittenen Schaden, sowie

vorsorgliche Massnahmen.

47 SR 0.632.20
aSR 0.232.04
49 SR 0.231.15
SOSR 0.231.171
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3. Vorbehaltlich Artikel 3 Absatz 2 dieses Abkommens und den Ausnahmen des WTO-

Abkommens über handelsbezogene Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum

(TREPS-Abkommen) behandeln die Vertragsparteien die Angehörigen der anderen

Vertragspartei nicht ungünstiger als jene jedes anderen Drittlandes.

4. Um künftig das Schutzniveau zu verbessern und um Handelsverzerrungen bezüglich

der Rechte des geistigen Eigentums zu'vermeiden oder zu beseitigen, können

Überprüfungen gemäss Artikel 14 dieses Abkommens insbesondere die Bestim-

mungen zum Schutze des geistigen Eigentums zum Gegenstand haben.

Artikeln Ausnahmen

1. Unter der Voraussetzung, dass die nachstehend aufgeführten Massnahmen nicht in

einer Weise angewandt werden, welche zu einer willkürlichen oder nicht zu

rechtfertigenden Diskriminierung des Handels oder zu einer verschleierten

Beschränkung des Handels zwischen den Vertragsparteien führen, hindert dieses

Abkommen die Vertragsparteien nicht daran, Massnahmen zu treffen, die

- aufgrund der Öffentlichen Sittlichkeit;

- zum Schutze des Lebens und der Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen

und zum Schutze der Umwelt;

- zum Schutze des geistigen Eigentums

gerechtfertigt sind, oder solche, auf die sich Artikel XX des GATT 1994 bezieht.

2. Dieses Abkommen beschrankt das Recht der Vertragsparteien nicht, jedwelche

Massnahme aufgrund von Artikel XXI des GATT 1994 zu ergreifen.

Artikel 12 Wirtschaftliche Zusammenarbeit

1. Die Vertragsparteien trachten danach, die wirtschaftliche Zusammenarbeit in

Bereichen von gemeinsamem Interesse zu fördern.

1040



2. Gegenstand dieser Zusammenarbeit ist unter anderem

- die Festigung und Diversifizierung der Wirtschaftsbindungen zwischen den

Vertragsparteien;

- die Entwicklung ihrer Volkswirtschaften;

- die Erschliessung neuer Lieferantenquellen und Märkte;

- die Zusammenarbeit zwischen Unternehmern und Wirtschaftsorganisationen mit

dem Ziel, Joint-ventures, Vereinbarungen über Lizenzen und ähnliche Formen der

Zusammenarbeit zu fördern;

- die Förderung volkswirtschaftlicher Strukturanpassungsmassnahmen und Hilfe an

die Kirgisische Republik in handelspolitischen Belangen;

- die Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen am Güteraustausch und an der

wirtschaftlichen Zusammenarbeit;

- die Förderung und die Vertiefung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet des

'geistigen Eigentums, indem unter anderem geeignete Modalitäten der technischen

Zusammenarbeit zwischen' den zuständigen Behörden der Vertragsparteien

entwickelt werden; zu diesem Zweck koordinieren sie ihre Tätigkeiten im Rahmen

der einschlägigen internationalen Organisationen.

"Artikel 13 Gemischter Ausschuss

1. Zur ordnungsgemäßen Durchführung dieses Abkommens wird ein Gemischter

Ausschuss eingesetzt. Er setzt sich aus Vertretern der Vertragsparteien zusammen,

handelt in gegenseitigem Einvernehmen und tritt so oft dies erforderlich ist,

mindestens jedoch einmal jährlich, abwechslungsweise in der Schweiz und in der

Kirgisischen Republik zusammen. Der Vorsitz obliegt abwechselnd einer der beiden

Vertragsparteien.

2. Der Gemischte Ausschuss soll insbesondere

- die Durchführung dieses Abkommens, namentlich auch die Auslegung und
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Anwendung seiner Bestimmungen sowie die Möglichkeit der Erweiterung seines

Anwendungsbereichs überprüfen;

- in förderlichem Sinne Mittel und Wege prüfen, um die Rahmenbedingungen tur die

weitere Entwicklung direkter Beziehungen zwischen den im Gebiet der Vertrags-

parteien niedergelassenen Unternehmen zu verbessern;

- als Konsultationsforum dienen mit dem Ziel, Probleme zwischen den Vertrags-

parteien zu lösen;

- Fragen in Verbindung mit dem Warenverkehr zwischen den Vertragsparteien

behandeln;

- Fortschritte in der Ausweitung des Handels und der Zusammenarbeit zwischen den

Vertragsparteien evaluieren;

- mit dem Handelsverkehr zusammenhängende Daten und Prognosen sowie Informa-

tionen'gemäss Artikel 8 (Transparenz) austauschen;

- als Konsultationsforum gemäss Artikel 9 (Marktverzerrungen) dienen;

- als Gremium für Konsultationen über bilaterale Fragen und über Entwicklungen auf

internationaler Ebene auf dem Gebiet der Rechte des geistigen Eigentums dienen;

derartige Konsultationen können auch zwischen Sachverständigen aus den

Vertragsparteien stattfinden;

- die wirtschaftliche Zusammenarbeit gemäss Artikel 12 fördern;

- neuen Entwicklungen Rechnung tragen im Bemühen, Abänderungsvorschläge zu

diesem Abkommen sowie Empfehlungen in Zusammenhang mit der Durchführung

des Abkommens und der Erweiterung seines Anwendungsbereiches gemäss

Artikel 14 (Überprüfung-und Erweiterung) zuhanden der Behörden der Vertrags-

parteien auszuarbeiten,

Artikel 14 Überprüfung und Erweiterung

1. Die Vertragsparteien vereinbaren, die Bestimmungen dieses Abkommens auf Antrag

einer Vertragspartei zu überprüfen.
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I. Die Vertragsparteien erklären sich zu einer Vertiefung und Weiterentwicklung der

durch dieses Abkommen geschaffenen Beziehungen und deren Ausdehnung auf nicht

unter dieses Abkommen fallende Bereiche wie Dienstleistungen und Investitionen

bereit. Zu diesem Zweck kann jede Vertragspartei dem Gemischten Ausschuss

begründete Anträge unterbreiten.

Artikel 15 Räumlicher Anwendungsbereich

Dieses Abkommen findet auch auf dem Gebiete des Fürstentums Liechtenstein Anwen-

dung, solange das bilaterale Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossen-

schaft und dem Fürstentum Liechtenstein vom 29. März 1923 in Kraft ist.

Artikel 16 Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem

sich beide Vertragsparteien auf diplomatischem Wege die Erfüllung ihrer verfassungs-

mässigen oder anderen in ihrer Gesetzgebung vorgesehenen Anforderungen für das

Inkrafttreten des Abkommens notifiziert haben.

Artikel 17 Gültigkeit und Kündigung

1. Das vorliegende Abkommen wird für die Dauer von fünf Jahren abgeschlossen. Es

wird automatisch für eine weitere Dauer von fünf Jahren verlängert, sofern nicht eine

der Vertragsparteien der anderen Vertragspartei innerhalb von mindestens sechs

Monaten vor Ablauf der laufenden Geltungsdauer schriftlich seine Absicht mitteilt,

das vorliegende Abkommen zu kündigen.

2. Jede Vertragspartei hat das Recht, dieses Abkommen mit sofortiger Wirkung ganz

oder teilweise zu suspendieren, wenn seine Grundprinzipien missachtet oder

wesentliche Vertragsbestimmungen in schwerwiegender Weise verletzt werden.

1043



Zu Urkunde dessen haben die Unterzeichner, die hiezu gebührend bevollmächtigt sind,

das vorliegende Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Bischkek, am 10. Mai 1997, in zwei Origtnalexemplaren, in französischer,

englischer, kirgisischer und russischer Sprache, wobei jeder Text in gleicher Weise mass-

gebend ist. Im Falle von Auslegungsdivergenzen gilt der englische Wortlaut.

Für den Schweizerischen Für die Regierung

Bundesrat der Kirgisischen Republik

K, Villiger A. Jordanov
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826 Botschaft zum Abkommen zwischen der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und der Sozialistischen Republik Vietnam
über den Schutz des geistigen Eigentums und über die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 5I

vom 19. Januar 1998

826.1 Allgemeiner Teil

826.11 Übersicht

Die Sozialistische Republik Vietnam (im folgenden: Vietnam) stellt für die

Schweiz im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit ein prioritäres
Partnerland dar. Sie sieht sich nicht nur mit den Problemen eines

Entwicklungslandes konfrontiert, sie muss auch die mit dem Übergang von

der Plan- zur Marktwirtschaft verbundenen Schwierigkeiten bewältigen. Im
Rahmen seiner Politik der Öffnung und Liberalisierung hat Vietnam ein

Gesuch um den Beitritt zur Welthandelsorganisation (WTO) gestellt. Die

Schweiz hat mit Vietnam bereits mehrere Abkommen abgeschlossen, doch

figuriert unter ihnen noch kein Abkommen zum Schutz des geistigen
Eigentums. Mit dem vorliegenden Abkommen soll diese Lücke geschlossen

werden. Es bezieht sich denn auch ausschliesslich auf das geistige

Eigentum und die Zusammenarbeit auf diesem Gebiet. Dem Abkommen

kommt aus Schweizer Sicht Pilotcharakter zu. Es ist Ausdruck des Willens,

einen aktiven Beitrag zur Entwicklung von Ländern wie Vietnam zu leisten.

Das Abkommen konnte nach einer einzigen Verhandlungsrunde, die vom

15.-20. Oktober 1997 in Hanoi stattfand, paraphiert werden. Wir gehen
davon aus, dass es demnächst unterzeichnet wird.

826.12 Ausgangslage

Vietnam ist daran, in allen Sektoren tiefgreifende Reformen durchzuführen.

11 Dieses Abkommen mit der Sozialistischen Republik Vietnam war bis zum Zeitpunkt der
Veröffentlichung dieser Botschaft noch nicht unterzeichnet
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In den meisten Bereichen muss dieses Land, das lange von der Welt
abgeschnitten war, allerdings ganz von vorne beginnen. So ist
beispielsweise das vietnamesische Zivilgesetzbuch erst im Juli 1996 in
Kraft getreten. Dessen Annahme stellte eine Art Revolution dar. Darin sind
unter anderem das Personen-, Familien- und Eigentumsrecht, das
Bodenrecht sowie das Recht des geistigen Eigentums geregelt. Auch wenn
Vietnam zweifellos in der Lage ist, die nötige Gesetzgebung
weiterzuentwickeln, wird es noch grosser Anstrengungen bedürfen, die
eingeleiteten Reformen vollumfänglich umzusetzen.

Das Potential dieses Landes weckt die Interessen der internationalen
Geschäftswelt. Japan, Südkorea, Taiwan und die ASEAN-Staaten sind seit
langem in Vietnam präsent. Auch die Europäische Union versucht, die
Interessen ihrer Unternehmen gegenüber der asiatischen'Konkurrenz zur
Geltung zu bringen. Im Vergleich zu seinen europäischen Partnern verfügt
Frankreich verständlicherweise über eine stärker ausgebaute Stellung als
Investor. Auch die Vereinigten Staaten haben inzwischen diplomatische
Beziehungen mit Vietnam aufgebaut, in deren Gefolge rasch Programme
entwickelt und Abkommen abgeschlossen worden sind.

826.13 Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Schweiz und Vietnam

Die Erfolge, die Vietnam seit 1986 dank seinen Anstrengungen zur Öffnung
und wirtschaftlichen Liberalisierung erzielt hat, seine Lage innerhalb einer
der dynamischsten Regionen der Welt, die Möglichkeiten, die es
insbesondere seiner natürlichen Ressourcen wegen bietet, sowie das grosse
Angebot an Arbeitskräften machen das Land zu einem interessanten
Wirtschaftspartner. Mehrere Schweizer Firmen haben sich seit Beginn der
neunziger Jahre, teilweise über Investitionen, langfristig auf diesem Markt
engagiert.

Zwischen der Schweiz und Vietnam bestehen bereits mehrere
Wirtschaftsvereinbarungen: das Investitionsschutzabkommen von 1992, die
Absichtserklärung über die wirtschaftliche Zusammenarbeit (1993), das
Abkommen von 1993 über den Handel und die wirtschaftliche
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Zusammenarbeit, die Abkommen von 1993 über die Gewährung eines
Mischkredits von 25 Millionen Franken (1996 auf 35 Mio. Fr. erhöht)
sowie einer Zahlungsbilanzhilfe von 15 Millionen Franken, und schliesslich
das Doppelbesteuerungsabkommen von 1996, das am 1. Januar 1998 in
Kraft tritt. Zur Finanzierung von Rückständen Vietnams gegenüber dem
IWF hat die Schweiz 1993 ausserdem eine entsprechende internationale
Operation mit 10 Millionen Franken unterstützt.

Die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen entwickeln sich seit einigen Jahren

sehr dynamisch. Das Aussenhandelsvolumen weist eine zweistellige
Wachstumsrate auf. Im vergangenen Jahr beliefen sich die Schweizer
Exporte auf 73,9 Millionen, die Importe auf 46,4 Millionen Franken. Mit
Direktinvestitionen von insgesamt 633 Millionen US-Dollar (1997) steht
die Schweiz unter den Investorenländern auf Rang 13.

Das Netz der erwähnten Wirtschaftsvereinbarungen wurde geschaffen, um
den rasch sich entwickelnden Wirtschaftsbeziehungen den nötigen
rechtlichen Rahmen zu geben und einen schweizerischen Beitrag zur
Unterstützung der Wirtschaftsrefonnen in Vietnam zu leisten. Allerdings
besteht in bezug auf den Schutz des geistigen Eigentums eine klare Lücke.
Aus diesem Grund wurde in der erwähnten Absichtserklärung
(BB1199411045) das Ziel festgehalten, ein bilaterales Abkommen über
den Schutz des geistigen Eigentums und die Zusammenarbeit auf diesem
Gebiet abzuschliessen. Nachdem im Rahmen der WTO das Abkommen über
handelsbezogene Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum ("TREPS-
Abkommen") geschaffen worden ist, gilt es, dies ebenfalls zu
berücksichtigen.

S26.2 Besonderer Teil: Inhalt des Abkommens

826.21 Materielle und institutionelle Bestimmungen

Das Abkommen enthält materielle und verfahrensrechtliche Bestimmungen.

Um Begriffe nicht neu aushandeln zu müssen und um den
Verhandlungsprozess zu vereinfachen, wurde auf die Bestimmungen des
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TRIPS-Abkommens der WTO und auf weitere wichtige Übereinkünue auf

dem Gebiet des geistigen Eigentums Bezug genommen. Dadurch konnte die
Anzahl der vertraglichen Bestimmungen gering gehalten werden.

Die Vertragsparteien verpflichten sich, einen angemessenen, wirkungs-

vollen und nicht diskriminierenden Schutz der geistigen Eigentumsrechte

sicherzustellen und dazu die erforderlichen gesetzlichen Bestimmungen

(Rechtsschutz) zu erlassen. Unter dem Begriff "geistiges Eigentum" werden

jene Bereiche übernommen, die bereits durch das TRIPS-Abkommen der

WTO abgedeckt sind; da die Definition jedoch offener formuliert ist, geht

sie über das TRIPS-Abkommen hinaus und ermöglicht den Einbezug neuer

Bereiche (Art. 1). Die Schweiz und Vietnam bestätigen ihre derzeitigen

Verpflichtungen im Rahmen der Weltorganisation für geistiges Eigentum
(WIPO). Für bestimmte Übereinkünfte, denen Vietnam noch nicht angehört,

sieht das Abkommen eine Beitrittsverpflichtung vor dem 1. Januar 2000
vor. Diese Frist kann auf Wunsch einer Vertragspartei verkürzt oder

verlängert werden, wobei den erzielten Fortschritten und den Chancen eines

Beitritts Vietnams zu den internationalen Übereinkünften, insbesondere zu

jenen der WTO, Rechnung zu tragen ist. Für weitere Übereinkünfte (die im

Anhang l des Abkommens aufgeführt sind) wurde in bezug auf den Beitritt

nur "eine "best endeavour"-Verpflichtung (Handeln nach besten Kräften)

vereinbart. Damit jedoch eine gewisse Flexibilität gewährleistet ist, wurde

eine Klausel über die regelmässige Überprüfung des Anhangs l vorgesehen,
mit der den weltweiten Entwicklungen auf dem Gebiet des geistigen

Eigentums Rechnung getragen werden kann (Art. 2). Die Vertragsparteien

müssen mindestens einen Schutzgrad sicherstellen, der dem TRIPS-

Abkommen entspricht. Aufgrund seines Status als Entwicklungsland steht

Vietnam jedoch bis zum 1. Januar 2000 eine Übergangsfrist zu. Gewährt
Vietnam indessen einem anderen Land oder einer Gruppe von Ländern ein
Schutzniveau gemäss dem TRIPS-Abkommen, ist es verpflichtet, der

Schweiz die gleiche Behandlung einzuräumen (Art. 3).

In Artikel 4 sind zwei grundlegende Prinzipien festgehalten: die Inländerbe-

handlung und die Meistbegünstigung. Die Inländerbehandlung ist darauf

ausgerichtet, den Schweizer Staatsangehörigen eine Behandlung zu
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gewährleisten, die nicht ungünstiger ist als die Behandlung, die den
Vietnamesen eingeräumt wird. Dieser Grundsatz wird gegenwärtig nicht
strikt angewandt, insbesondere im Bereich des Rechtsschutzes. Mit der
Meistbegünstigungsklausel soll verhindert werden, dass Schweizer
Staatsangehörige schlechter behandelt werden als die Staatsangehörigen
jedes anderen Staates. Jede Abweichung von diesen beiden Prinzipien muss
den Bestimmungen des TRIPS-Abkommens entsprechen. Im Unterschied zu
Artikel 3 zielt Artikel 4 des Abkommens darauf ab, unabhängig vom
jeweiligen Schutzniveau die Nichtdiskriminierung bei der Anwendung der
Gesetze und in der Verwaltungs- und Gerichtspraxis sicherzustellen. Der
Artikel soll jedoch auch nach Erreichung des im TRIPS-Abkommen
vorgesehenen Schutzniveaus weiterhin wirksam sein. Er wird sogar noch
von Bedeutung sein, wenn das Land Mitglied der WTO sein wird: das
TRIPS-Abkommen deckt nämlich nicht alle Bereiche" abschliessend ab, und
es ist durchaus vorstellbar, dass Vietnam später gegenüber einem Drittland

über ein bilaterales Abkommen in einem neuen technologischen Bereich
(z.B. Datenbanken) Schutzverpflichtungen eingeht. In diesem Fall wird sich
die Schweiz auf die Meistbegünstigungsklausel berufen können.

Das Abkommen gilt auch für das Fürstentum Liechtenstein, solange der
Zollunionsvertrag und der Patentschutzvertrag mit der Schweiz bestehen
(Art. 5). Im Falle von Auslegungsdivergenzen oder bei Anwendungs-
problemen kann jede der beiden Vertragsparteien Konsultationen verlangen.

Falls diese zu keiner Einigung führen, wird die Streitigkeit auf
diplomatischem Weg beigelegt. Da das erwähnte Investitions-
schutzabkommen (ISA) von 1992 ebenfalls Bestimmungen zum Schutz des

geistigen Eigentums enthält und eigene Streitbeilegungsverfahren vorsieht,
enthält das vorliegende Abkommen eine Kollisionsnorm (Art. 6 Abs. 3).
Damit wird verhindert, dass die Streitbeilegungsverfahren des ISA nicht

kraft der Grundsätze der "lex posterior" oder der "lex specialis" für nicht
anwendbar erklärt werden (Art. 6).

Die Zusammenarbeit beruht auf dem Grundsatz der Komplementarität Die
Vertragsparteien verpflichten sich, ihre Anstrengungen gegenüber den
Geberländern oder -Organisationen zu koordinieren, um Überschneidungen
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zu vermeiden. Die Schweiz hat der Schaffung eines speziellen Zusammen-
arbeitsprogramms (SZP) auf dem Gebiet des geistigen Eigentums zuge-
stimmt, das vorerst drei Jahre gelten soll. Mit dem SZP soll Vietnam in
seinen Bestrebungen zum WTO-Beitritt unterstützt werden. Die Grundzüge
des SZP sind im Anhang 2 zum Abkommen festgehalten (Art. 7). Ein
gemeinsamer Ausschuss soll die Modalitäten des SZP festlegen und dessen
Durchführung überwachen, wozu die Vertragsparteien Konsultationen
durchführen können (Art. 8).

'Das Abkommen tritt nach Abschluss der jeweiligen innerstaatlichen
Genehmigungsverfahren mit gegenseitiger Notifikation in Kraft. Es kann
unter Einhaltung einer Vorankündigungsfrist von sechs Monaten jederzeit
gekündigt werden (Art. 9).

826.22 Zusammenarbeit auf dem Gebiet des geistigen Eigentums

Da Vietnam angesichts seines Entwicklungsstandes die Erfahrung auf dem
Gebiet des geistigen Eigentums, wie sie für eine Marktwirtschaft
erforderlich ist, abgeht, ist es unerlässlich, die materiellen Abkommens-
bestimmungen durch ein Zusammenarbeitsprogramm zu stützen. Erst
dadurch kann das Abkommen Operationen werden. Das im Anhang 2
festgelegt SZP ist vorerst auf eine Dauer von drei Jahren angelegt. Es wird
eigens ein gemeinsamer Ausschuss gebildet, der die Bedürfhisse und
Prioritäten Vietnams eingehend abklären, Arbeitsprogramme erstellen und.
die sachgerechte Durchführung dieser Programme überwachen soll.

Als Anhaltspunkte werden in einer Liste die möglichen Aktivitäten
aufgeführt. Dabei wird den folgenden Punkten Priorität eingeräumt:
Modernisierung der Gesetzgebung (insbesondere im Hinblick auf den
Beitritt Vietnams zur WTO und zu weiteren wichtigen Übereinkünften, die
von der WIPO verwaltet werden), Schulung und Qualifizierung der
Mitarbeiter, Modernisierung der Infrastruktur für die Informations-
technologie sowie Unterstützung der nationalen Amtsstellen des Landes bei
der Gründung von Zweigstellen. Was die Qualifizierung der Mitarbeiter
anbelangt, wird sich die Schulung nicht auf die Mitarbeiter der Ämter für
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gewerblichen Rechtsschutz und für Urheberrecht beschränken, sie soll sich

auch auf die Zollbehörden und die Richter erstrecken. Nicht zuletzt sollen
die Aktivitäten auch das Bewusstsein der Öffentlichkeit in Bezug auf die

Bedeutung des Schutzes von Innovationen und die Bekämpfung der
Piraterie stärken.

826.3 Finanzielle Auswirkungen

Das Abkommen hat keine direkten finanziellen Auswirkungen auf den

Bundeshaushalt. Die Ausgaben, die durch das Zusammenarbeitsprogramm
auf dem Gebiet des Schutzes des geistigen Eigentums entstehen werden,

gehen zu Lasten des fünften Rahmenkredits von 960 Millionen Franken zur
Weiterfuhrung der Finanzierung von wirtschafts- und handelspolitischen

Massnahinen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit (BB1 1996 III
725).

826.4 Legislaturplanung

Das Abkommen entspricht dem Inhalt von Ziel 19 (Sicherstellung der
schweizerischen Präsenz durch Ausbau und Vertiefung der weltweiten
bilateralen und multilateralen Beziehungen) und den Projekten, die unter

den Parlamentsgeschäften 1995-1999 (A2, Aussenbeziehungen) des

Berichts über die Legislaturplanung 1995-1999 aufgeführt sind (BB11996

II293).

826.5 Verhältnis zu den anderen Instrumenten der Handelspolitik
und zum Europarecht

Das Abkommen steht im Zusammenhang mit dem Prozess zur Integrierung

Vietnams in das multilaterale Handelssystem und seinem WTO-Beitritts-

gesuch. Es stützt sich hauptsächlich auf das TRIPS-Abkommen und die

internationalen Übereinkünfte, die von der WIPO verwaltet werden. Es

steht somit im Einklang mit den Verpflichtungen, die der Schweiz aus

diesen Verträgen erwachsen.
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Das Abkommen berührt weder die Rechtsvorschriften der Europäischen
Union noch Verpflichtungen, die im Rahmen der EFTA eingegangen
wurden. Es besteht somit keine Unvereinbarkeit mit dem Europarecht.
Hinsichtlich der Zusammenarbeit sieht das Abkommen Koniplementarität
und Koordination mit anderen Geberländern oder zwischenstaatlichen
Organisationen vor (was auch die Europäische Union einschliesst).

826.6 Geltung für das Fürstentum Liechtenstein

Das Abkommen hat auch für das Fürstentum Liechtenstein Gültigkeit,
solange dieses, mit der Schweiz durch eine Zollunion verbunden ist (Art. 5).

826.7 Verfassungsmassigkeit

Die verfassungsmässige Grundlage für den Bundesbeschluss findet sich in
der allgemeinen aussenpolitischen Kompetenz des Bundes sowie in Artikel
8 der Bundesverfassung, wonach der Bund ermächtigt ist, internationale
Verträge abzuschliessen. Die Bundesversammlung ist gemäss Artikel 85
Ziffer 5 der Bundesverfassung für deren Genehmigung zuständig. Das
vorliegende Abkommen kann unter Einhaltung einer sechsmonatigen
Kündigungsfrist jederzeit beendigt werden. Es liegt weder ein Beitritt zu
einer internationalen Organisation noch eine multilaterale Rechtsverein-
heitlichung vor. Der Ihnen zur Genehmigung unterbreitete Bundesbeschluss
unterliegt somit nicht dem fakultativen Referendum gemäss Artikel 89
Absatz 3 der Bundesverfassung.
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Anhang l

Bundesbeschluss Entwurf
über das Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft
und der Sozialistischen Republik Vietnam über den Schutz
des geistigen Eigentums und über die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet des geistigen Eigentums

vom...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung,
nach Einsicht in die im Bericht vom 19. Januar 19981 zur Aussenwirtschaftspolitik
97/1+2 enthaltene Botschaft,
beschliesst;

Art. l
1 Das Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Soziali-
stischen Republik Vietnam über den Schutz des geistigen Eigentums und über die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des geistigen Eigentums wird genehmigt (Anhang
2).
1 Der Bundesrat wird ermächtigt, das Abkommen zu ratifizieren.

Art 2
Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertragsreferendum.

9472

1 BEI 1998 759
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Anhang 2

Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der
Sozialistischen Republik Vietnam über den Schutz des geistigen
Eigentums und über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des geistigen
Eigentums 5Z

Der Schweizerische Bundesrat

und

die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam,

im folgenden "die Vertragsparteien",

IN BEKRÄFTIGUNG der besonderen Bedeutung des geistigen Eigentums für den

Aussenhandel und den Investitionsfluss zwischen den beiden Ländern,

IN DEM WUNSCH, einen wirksamen und angemessenen Schutz der Rechte an

geistigem Eigentum zu erreichen, um Handelsverzerrungen und Behinderungen zu

verringern und um sicherzustellen, dass die Massnahmen und Verfahren zur

Durchsetzung der Rechte an geistigem Eigentum.nicht selbst zu Schranken für den

rechtmässigen Handel werden,

ENTSCHLOSSEN, zur Stärkung des multilateralen Systems auf dem Gebiet des

geistigen Eigentums beizutragen, einschlìesslich jener Übereinkommen, die von der

Weltorganisation für geistiges Eigentum (im folgenden "WIPO") und der

Welthandelsorganisation (im folgenden "WTO") verwaltet werden,

IN ANBETRACHT der Anstrengungen, welche die Sozialistische Republik Vietnam im

Hinblick auf die Beteiligung an dem von der WTO geschaffenen multilateralen

Welthandelssystem unternimmt, einschliesslich des Abkommens über handelsbezogene

: Übersetzung des englischen Originaltextes.
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Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum (im folgenden "TRIPS-Abkommen"), sowie

in Anbetracht des Wunsches der Schweiz, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des

geistigen Eigentums zu verstärken,

GESTÜTZT auf das Abkommen über den Handel und die wirtschaftliche Zusammen-

arbeit sowie auf die Absichtserklärung über die wirtschaftliche Zusammenarbeit

zwischen dem Schweizerischen Bundesrat und der Regierung der Sozialistischen

Republik Vietnam, die am 6. beziehungsweise 7. Juli 1993 unterzeichnet wurden,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel l Allgemeine Bestimmungen

(1) In Übereinstimmung mit den Bestimmungen des vorliegenden Abkommens und zur

Verhinderung von Handelsverzerrungen, die durch einen unangemessenen oder

unwirksamen Schutz der Rechte an geistigem Eigentum entstehen, stellen die

Vertragsparteien einen angemessenen, wirksamen und nicht diskriminierenden

Schutz der Rechte an geistigem Eigentum sowie dessen Durchsetzung,

insbesondere gegen Nachahmung und Piraterie, sicher.

(2) Die Vertragsparteien stimmen darin überein, dass die Stärkung des multilateralen

Welthandelssystems, einschliesslich insbesondere der multilateralen Übereinkünfte

auf dem Gebiet des geistigen Eigentums, und eine Zusammenarbeit mit dieser

Zielsetzung wichtige Bestandteile des vorliegenden Abkommens darstellen.

(3) Im Rahmen des vorliegenden Abkommens umfasst der Schutzgegenstand des

geistigen Eigentums insbesondere, jedoch nicht ausschliesslich: Urheberrechte und

verwandte Schutzrechte, einschliesslich Computerprogramme und Datenbanken;

Marken; geographische Herkunftsangaben, einschliesslich Urspmngs-

bezeichnungen; gewerbliche Muster und Modelle; Erfindungspatente; den Schutz

von Pfianzcnzüchtungen; Topographien von integrierten Schaltkreisen; sowie den

Schutz von vertraulichen Informationen.
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Artikel 2 Internationale Übereinkommen

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen erneut ihre feste Absicht, die Verpflichtungen und

Rechte einzuhalten, die ihnen aus den multilateralen Übereinkommen erwachsen,

welche in Absatz (1) des Anhangs l zum vorliegenden Abkommen aufgeführt sind

und denen die Vertragsparteien angehören. Sie vereinbaren zudem, die

erforderlichen Schritte zu unternehmen, um vor dem 1. Januar 2000 jenen im

erwähnten Absatz aufgeführten Übereinkommen beizutreten, denen sie noch nicht

angehören. Auf Wunsch einer Vertragspartei kann diese Frist angepasst werden,

indem den Fortschritten in bezug auf die Beitritte, insbesondere bezüglich der

WTO, Rechnung getragen wird.

(2) Falls die Vertragsparteien nicht bereits den auf die Erleichterung der

Zusammenarbeit und der Eintragung auf dem Gebiet des geistigen Eigentums

ausgerichteten multilateralen Übereinkommen angehören, die im Absatz (2) des

Anhangs l aufgeführt sind, setzen sie sich nach besten Kräften für einen Beitritt zu

diesen Übereinkommen, insbesondere zu jenen, die unter der Schirmherrschaft der

WIPO stehen, ein.

(3) • Die im Anhang l zum vorliegenden Abkommen enthaltene Liste wird von den

Vertragsparteien regelmässig an künftige Entwicklungen auf dem Gebiet des

geistigen Eigentums angepasst.

Artikels Grad des Schutzes

(1) Vorbehaltlich von Absatz (2) des vorliegenden Artikels stellen die Vertragsparteien

sicher, dass der Grad des Schutzes des geistigen Eigentums zumindest jenem

entspricht, der im TRIPS-Abkommen vorgesehen ist

(2) Falls eine der Vertragsparteien zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden

Abkommens noch nicht in der Lage ist, den im obigen Absatz (1) erwähnten Grad

des Schutzes sicherzustellen, sorgt sie unbeschadet von Artikel 4 des vorliegenden

Abkommens dafür, dass dieser Grad des Schutzes bis spätestens I. Januar 2000

gewährleistet ist. Auf Wunsch einer Vertragspartei kann diese Frist angepasst
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werden, indem den Fortschritten in bezug auf den Beitritt zur WTO Rechnung

getragen wird.

(3) Auf Wunsch einer Vertragspartei kann die im obigen Absatz (2) erwähnte Frist

angepasst werden, indem ein allfälliger früherer Termin berücksichtigt wird, den

die andere Vertragspartei in ihren Beziehungen zu Drittländern oder zu

internationalen zwischen-staaüichen Organisationen vereinbart hat.

Artikel 4 Inländerbehandlung und Meistbegünstigung

(1) Die Vertragsparteien räumen den Inländern der jeweils anderen Vertragspartei eine

Behandlung ein, die nicht ungünstiger sein darf als die Behandlung, die sie ihren

eigenen Staatsangehörigen gewähren. Ausnahmen von dieser Verpflichtung müssen

mît den materiellen Bestimmungen des TRIPS-Abkommens, insbesondere mit

Artikel 3, in Einklang stehen.

(2) Die Vertragsparteien räumen den Inländern der jeweils anderen Vertragspartei eine

Behandlung ein, die nicht ungünstiger sein darf als die Behandlung, die sie den

Staatsangehörigen jedes anderen Staates gewähren, Ausnahmen von dieser

Verpflichtung müssen mit den materiellen Bestimmungen des TRIPS-Abkommens,

insbesondere mit Artikel 4 und 5, in Einklang stehen.

Artikel 5 Räumlicher Anwendungsbereich

Das vorliegende Abkommen erstreckt sich auch auf das Fürstentum Liechtenstein,

solange zwischen diesem Staat und der Schweizerischen Eidgenossenschaft ein

Zollunionsvertrag und ein bilateraler Vertrag über den Schutz der Erfindungspatente

bestehen.

Artikel 6 Vermeidung und Beilegung von Streitigkeiten

(1) Jede der beiden Vertragsparteien kann in bezug auf die Auslegung oder

Anwendung von Artikel l bis 5 des vorliegenden Abkommens Konsultationen

verlangen.
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(2) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien im Zusammenhang mit der Auslegung

oder Anwendung von Artikel I bis 5 des vorliegenden Abkommens werden auf

diplomatischem Weg beigelegt

(3) Das vorliegende Abkommen schüesst nicht aus, dass Verfahren zur Streitbeilegung

eingeleitet werden, die im am 3. Juli 1992 unterzeichneten Abkommen zwischen

der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Sozialistischen Republik Vietnam

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Investitionen vorgesehen

sind (Artikel 9 und 10) und die sich auf Streitigkeiten beziehen, die in den

Geltungsbereich des letzteren Abkommens fallen.

Artikel 7 Zusammenarbeit

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren, die für beide Seiten nutzbringende

Zusammenarbeit zu verstärken. Zu diesem Zweck koordinieren sie die

Anstrengungen bei den zuständigen internationalen Organisationen oder bei

anderen beteiligten Ländern, Organisationen oder Regierungsstellen.

(2) Die Aktivitäten zum Zwecke der Zusammenarbeit im Rahmen des vorliegenden

Abkommens beziehen sich unter anderem auf die in Artikel l Absatz (3) des vor-

liegenden Abkommens beschriebenen Bereiche des geistigen Eigentums sowie auf

die Durchsetzung von Rechten an geistigem Eigentum, einschliesslich

Massnahmen an der Grenze.

(3) Der obige Absatz (1) lässt jene Zusammenarbeit unberührt, die gemäss anderen

Abkommen oder Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien oder gemäss

anderen Abkommen und Vereinbarungen erfolgt, welche die Vertragsparteien mit

Dritten oder mit Organisationen abschliessen könnten oder abgeschlossen haben.

(4) Die Vertragsparteien vereinbaren, für die Zusammenarbeit im Rahmen des

vorliegenden Abkommens ein spezielles Zusammenarbeitsprogramm (im folgenden

"SZP") zu schaffen.
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(5) Die Modalitäten des SZP, insbesondere seine Errichtung, seine Verwaltung durch

einen gemeinsamen Ausschuss sowie seine Tätigkeiten, sind im Anhang 2

festgehalten, der Bestandteil des vorliegenden Abkommens ist.

Artikel 8 Konsultationen über die Zusammenarbeit

Bei Bedarf im Zusammenhang mit der Auslegung und Umsetzung von Artikel 7 und

Anhang 2 des vorliegenden Abkommens, insbesondere in bezug auf Aktivitäten im

Zusammenhang mit der Gesetzgebung und der Durchsetzung sowie in bezug auf die

Beziehungen zu Drittländern und internationalen Organisationen, vereinbaren die

Vertragsparteien, auf Wunsch einer der beiden Parteien, Konsultationen durchzuführen.

Artikel 9 Inkrafttreten und Beendigung

(1) Das vorliegende Abkommen tritt mit gegenseitiger Notifikation in Kraft, dass die

innerstaatlichen verfassungsmässigen Verfahren für den Abschluss und die

Anwendung von internationalen Übereinkommen abgeschlossen sind.

(2) Jede der beiden Vertragsparteien kann das vorliegende Abkommen mittels einer

schriftlichen Anzeige an die andere Vertragspartei beenden. Sechs Monate,

nachdem die andere Vertragspartei diese Anzeige empfangen hat, tritt das

vorliegende Abkommen ausser Kraft. Die Beendigung des vorliegenden

Abkommens lässt die Dauer des SZP, die im Anhang 2 des vorliegenden

Abkommens festgehalten ist, unberührt.

Geschehen in am in englischer und vietnamesischer Sprache, die in

gleicher Weise massgebend sind. Bei Abweichungen zwischen den Texten ist für die

Auslegung der englische Wortlaut massgebend.

Für den Schweizerischen Bundesrat: Für die Regierung der

Sozialistischen Republik Vietnam:
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ANHANGl

zum Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der

Sozialistischen Republik Vietnam über den Schutz des geistigen Eigentums und

über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des geistigen Eigentums

LISTE DER INTERNATIONALEN ÜBEREINKOMMEN

(1) In Artikel 2 Absatz (1) des vorliegenden Abkommens wird auf die folgenden

internationalen Übereinkommen Bezug genommen:

- Pariser Verbandsübereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutz des

gewerblichen Eigentums (revidiert 1967 in Stockholm);

- Vertrag vom 19. Juni 1970 über die internationale Zusammenarbeit auf dem

Gebiet des Patentwesens (PCT);

- Madrider Abkommen vom 14. April 1891 ober die internationale

Registrierung von Marken (revidiert 1967 in Stockhohn);

- WTO Abkommen vom 15. April 1994 über handelsbezogene Aspekte der

Rechte an geistigem Eigentum;

Berner Übereinkunft vom 9. September 1886 zum Schutz von Werken der

Literatur und Kunst (revidiert 1971 in Paris);

- Internationales Abkommen vom 26. Oktober 1961 über den Schutz der

ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern und der

Sendeunternehmen (Rom-Abkommen);

- Internationales Übereinkommen vom 2. Dezember 1961 zum Schutz von

Pflanzenzüchtungen (UPOV-Übcreinkommen).

(2) In Artikel 2 Absatz (2) des vorliegenden Abkommens wird auf die folgenden

internationalen Übereinkommen Bezug genommen:

- Haager Abkommen vom 6. November 1925 betreffend die internationale

Hinterlegung der geweiblichen Muster und Modelle (revidiert 1960 in Den

Haag und 1967 in Stockhohn);

- Madrider Übereinkommen vom 14. April 1891 betreffend das Verbot falscher

Herkunftsbezeichnungen auf Waren (revidiert 1967 in Stockholm);

- Protokoll zum Madrider Abkommen über die internationale Registrierung

1060



von Fabrik- oder Handelsmarken, verabschiedet am 27. Juni 1989 in Madrid;

Markenrechtsvertrag vom 27. Oktober 1994;

- Budapester Vertrag vom 28. April 1977 über die internationale Anerkennung

der Hinterlegung von Mikroorganismen für die Zwecke von Patentverfahren.
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ANHANG II

zum Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der

Sozialistischen Republik Vietnam über den Schutz des geistigen Eigentums und

über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des geistigen Eigentums

SPEZIELLES ZUSAMMENARBEITSPROGRAMM

Artikel 1: Errichtung

In Übereinstimmung mit Artikel 7 Absatz (4) des Abkommens vereinbaren die Vertrags-

parteien, ein spezielles Zusammenarbeitsprogramm (SZP) zu schaffen.

Artikel 2: Dauer

Die Vertragsparteien vereinbaren, dass die Dauer des SZP ab dem Datum des

Inkrafttretens des Abkommens zunächst drei Jahre betragen wird.

Artikel 3: Finanzierung

Die Aktivitäten im Rahmen des Abkommens und des vorliegenden Anhangs hängen von

der Verfügbarkeit von Finanzmitteln ab und unterstehen den einschlägigen Gesetzen und

Vorschriften sowie der Politik und den Programmen der Schweiz und der Sozialistischen

Republik Vietnam.

Artikel 4: Verwaltung

(1) Die Vertragsparteien setzen für das SZP einen gemeinsamen Ausschuss ein, dem

Vertreter beider Parteien angehören. Der gemeinsame Ausschuss beschiiesst seine

Verfahrensregeln selbst und handelt in gegenseitigem Einvernehmen. Er tritt nach

Bedarf, jedoch mindestens einmal jährlich zusammen.

(2) Der gemeinsame Ausschuss genehmigt die Arbeitsprogramme, die von den

zuständigen ausführenden Organen der Vertragsparteien erarbeitet werden. Er

überwacht die Richtigkeit der Umsetzung des SZP.
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Artikel 5: Aktivitäten

(1) Der gemeinsame Ausschuss klärt den Bedarf und die Prioritäten der nachstehend

beschriebenen Aktivitäten ab, wobei er auch jenen Aktivitäten im Bereich der

Zusammenarbeit Rechnung trägt, die von anderen bilateralen oder multilateralen

Gebern unterstützt werden.

(2) Das Zusammenarbeitsprograrnm kann die folgenden Aktivitäten umfassen, rnuss

sich jedoch nicht auf diese beschranken;

a) Aktivitäten zum Ausbau des gesetzlichen Rahmens und der sonstigen

Vorschriften auf dem Gebiet der Rechte an geistigem Eigentum:

1. Prüfung der einschlägigen internationalen Verträge über geistiges

Eigentum, insbesondere des TRIPS-Abkommens sowie gewisser von der

WIPO verwalteter Übereinkommen, denen die Sozialistische Republik

Vietnam bisher nicht angehört; gegebenenfalls Erarbeitung von

Vorschlägen und Empfehlungen zuhanden der zuständigen Behörden zur

Erwägung des Beitritts der Sozialistischen Republik Vietnam zu derartigen

Abkommen und Übereinkommen;

2. Prüfung von bisher in der Sozialistischen Republik Vietnam nicht

geschützten Bereichen des geistigen Eigentums, wie vertrauliche

Informationen sowie die Verhinderung des unlauteren Wettbewerbs;

3. Abklärung des Bedarfs nach einer Modernisierung des gesetzlichen

Rahmens, Vorschlag von neuen Gesetzen und Verordnungen sowie von

Änderungen und Revisionen der bestehenden Gesetze und Verordnungen

der Sozialistischen Republik Vietnam im Zusammenhang mit geistigem

Eigentum, um internationalen Standards sowie den Anforderungen der

einschlägigen internationalen Verträge, insbesondere des TRIPS-

Abkommens (materielle Bestimmungen und Durchsetzung), zu

entsprechen.

b) Aktivitäten zur Unterstützung der Verwaltungen auf dem Gebiet des geistigen

Eigentums:

1. Austausch von Führungserfahrungen mit den Ämtern für geistiges

Eigentum der Schweiz und weiterer Länder oder Regionen mittels

verschiedener Massnahmen wie Studienbesuchen und Seminaren;
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2. Schulung und Qualifizierung der Mitarbeiter der Verwaltungsstellen, die

fiir das geistige Eigentum (d.h. gewerbliches Eigentum, Urheberrecht und

verwandte Schutzrechte) zuständig sind, namentlich der Führungskräfte,

der Beamten der Rechtsabteilungen, der Prüfer, der Experten, die mit

Patenten und anderen Informationen befasst sind, sowie des technischen

Personals durch lang- und kurzfristige Schulungen sowie durch Seminare,

Symposien und Workshops;

3. Modernisierung der Verwaltungsstellen, die für das geistige Eigentum

zuständig sind, einschliesslich ihrer allfälligen Zweigstellen;

4. Modernisierung der Patent- sowie weiterer Informationssysteme, ein-

schliesslich des Aufbaus eines nationalen Netzwerks für

Informationsdienstleistungen im Zusammenhang mit geistigem Eigentum;

5. Bereitstellung der erforderlichen technischen Ausrüstung.

c) Aktivitäten zur verstärkten Anwendung der Gesetze auf dem Gebiet des

geistigen Eigentums und zur Sicherstellung einer wirkungsvollen

Durchsetzung der Rechte an geistigem Eigentum:

1. Schulung und Ausbildung durch Seminare, Studienreisen und Workshops

von Richtern (einschliesslich Verwaltungsgerichte und weiterer Gerichte),

Zollbeamten sowie von weiteren Behördemitgliedem, die für die

Durchsetzung von Rechten an geistigem Eigentum zuständig sind;

2. Bereitstellung der erforderlichen technischen Ausrüstung.

d) Weitere Aktivitäten, einschliesslich der Förderung des geistigen Eigentums

und dessen Nutzung:

1. Stärkung des öffentlichen Bewusstseins in bezug auf die Bedeutung des

Schutzes von Innovationen und Neuerungen sowie der Bekämpfung von

Nachahmungen und Piraterie im Rahmen von Workshops, an denen sich

Länder mit Erfahrungen auf diesem Gebiet beteiligen;

2. Förderung der Nutzung der Rechte an geistigem Eigentum durch

Unternehmen, lokale Gemeinschaften und Einzelpersonen in allen

Bereichen der Technologie;

3. Unter bestimmten Bedingungen Ermöglichung von kostenlosen

Patentrecherchen für Patentanmeldungen von einzelnen Erfindern oder

Unternehmen durch die Schweizer Behörden;
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4. Förderung und Entwicklung des Unterrichts über geistiges Eigentum in

Vietnam, wobei besonderes Gewicht auf die Nutzung dieses Rechts zur

wirtschaftlichen Entwicklung gelegt wird.

Artikel 6: Behörden, denen die Durchführung des SZP übertragen wird

Die nachstehend aufgeführten Behörden sind für die Umsetzung der Bestimmungen des

vorliegenden Anhangs und insbesondere des SZP zuständig:

a) Für die Sozialistische Republik Vietnam:

National Office of Industriai Property

96-98, Nguyên Trai

Hanoi

b) Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

1. Bundesamt für Außenwirtschaft

Entwicklungsdienst

Effingerstrasse l

3003 Bern

2. Eidgenössisches Institut für Geistiges Eigentum

Einsteinstrasse 2

3003 Bern
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827 Botschaft zur Teilrevision der Schweizer WTO-
Verpflichtungsliste im Bereich der Informationstechnologie

vom 19. Januar 1998

827.1 Allgemeiner Teil

827.11 Übersicht

Im Gefolge der WTO-Ministerkonferenz in Singapur vom Dezember 1996
wurde im März eine plurilaterale Übereinkunft über die Zollbeseitigung auf
Gütern der Informationstechnologie (ITA) erzielt, an der sich 42 WTO-
Mitglieder sowie Taiwan beteiligen. Sie sieht für über 400
informationstechnologische Erzeugnisse einen Zollabbau in vier Stufen zu
je 25 Prozent (per 1. Juli 1997,1. Jan. 1998,1. Jan. 1999 und Nullzölle per
1. Jan. 2000) vor. Die beteiligten WTO-Mitglieder sind verpflichtet, die
Verhandlungsergebnisse direkt in ihren WTO-Verpflichtungslisten umzu-
setzen, was entsprechende Anpassungen des schweizerischen Generaltarifs
erforderlich macht. Der Schweiz wurde zur Umsetzung der ersten Abbau-
stufe eine Verlängerung bis zum 31. Dezember 1997 gewährt. Der Bundes-
rat hat die Verhandlungsergebnisse am 19. November unter Vorbehalt Ihrer
Genehmigung gutgeheissen und beschlossen, die Änderungen der Liste
LIX-Schweiz-Liechtenstein vorläufig anzuwenden. Zur Umsetzung dieser
Ergebnisse hat er gleichzeitig in Anwendung von Artikel 9a des
Zolltarifgesetzes (AS 1997 2236) eine Verordnung erlassen, welche die
genannten vier Zollabbau-Stufen konkretisiert und eine gestaffelte Inkraft-
setzung vorsieht. Die Zollsenkungen im Rahmen der ersten zwei Abbau-
stufen erfolgten am 31. Dezember 1997 / 1. Januar 1998. Die in dieser
Verordnung erlassenen Massnahmen werden Ihnen im Rahmen des Berichts
über zolltarifarische Massnahmen unterbreitet.

Mit der vorliegenden Botschaft unterbreiten wir Ihnen die Verhandlungs-
ergebnisse bzw. die entsprechenden Änderungen der Schweizer WTO-
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Verpflichtungsliste im Bereich der Informationstechnologie zur Genehmi-
gung (Anhang I).

827.12 Änderungen der WTO-Verpflichtungsliste

In der Uruguay-Runde kamen grundsätzlich zwei Verhandlungsarten zur

Anwendung. Einerseits wurden bilaterale Verhandlungen geführt, die den
gegenseitigen Austausch von Konzessionen für wichtige Exportgüter

zwischen zwei GATT-Vertrsgsparteien zum Inhalt haben. Andererseits

fanden sektorielle Verhandlungen zwischen den Hauptexporteuren statt mit

dem Ziel, in bestimmten Sektoren Zölle schrittweise zu senken oder zu
beseitigen (sog. Sektorinitiativen). Bei beiden Verhandlungsarten musste

das Ergebnis gemäss der Meistbegünstigungsregel des GATT/WTO allen
WTO-Mitgliedern eingeräumt werden.

Die Sektorinitiative zur Beseitigung der Zölle und Abgaben für

Informationstechnologie-Produkte wurde im sogenannten Informations-

technologie-Abkommen (ITA) verwirklicht. Sie sind darüber bereits im

letztjährigen Bericht (Ziff. 422) informiert worden. Die daran beteiligten
WTO-Mitglieder53 haben sich dabei verpflichtet, die Resultate direkt in

ihren WTO-VerpflichtungsIisten umzusetzen, was niit entsprechenden An-

passungen des schweizerischen Generaîtarifs (Ziff. 825.22) verbunden ist.

827.2 Besonderer Teil

827.21 Änderungen der WTO-Verpflichtungsliste im Bereich der
Informationstechnologie

Ausgangslage vor der WTO-Ministerkonferenz in Singapur

Nach mehrmonatigen Verhandlungen kamen die USA, die EU, Japan und

Kanada im Herbst 1996 überein, ihre Zölle für Computer und

" Ara ITA haben sich insgesamt 42 WTO-Mitglieder sowie Chinese Taipei (WTO-
Beitrittskandidat) beteiligt. China hat im Oktober eine Teilnahme angekündigt.
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Telekommunikationsausrustungen sowie die dazugehörende Software,
Halbleiter (einschliesslich Produktionsanlagen zu deren Herstellung),
integrierte Schaltungen, Netzwerkbestandteile, Informationsträger usw. im
Rahmen eines Informationstechnologie-Abkommens (ITA) bis ins Jahr 2000
zu beseitigen. Von diesem Abkommen, das über 400 Produkte umfasst,
waren von Anfang an Produkte der Unterhaltungselektronik sowie Haus-
haltgeräte ausdrücklich ausgeschlossen. Anlässlich der ersten WTO-
Ministerkonferenz in Singapur vom 9. - 13. Dezember 1997 wurden die
WTO-Mitglieder und die WTO-Beitrittskandidaten eingeladen, sich dieser
Sektorinitiative anzuschliessen mit dem Ziel, mindestens 90 Prozent des
Welthandels mit Informationstechnologie-Produkten (IT-Produkte) abzu-
decken. Das Ziel einer 90-prozentigen Abdeckung stellte dabei eine
Bedingung für das Zustandekommen des Abkommens dar.

Ergebnis der WTO-Ministerkonferenz in Singapur (Dezember 1996)

Die in Singapur verabschiedete Ministererklärung über den Handel mit IT-
Produkten wurde von insgesamt 29 Ländern mit einem Anteil am
Welthandel mit IT-Produkten von 84 Prozent angenommen.

Die Schweiz hat sich an diesen Verhandlungen aktiv beteiligt. Es gelang
ihr, die Aufnahme einiger für die schweizerische Exportindustrie interes-
santer zusätzlicher IT-Produkte in die vereinbarte Liste zu erreichen. Auch
waren gemäss der Ministererklärung zudem bis am 31. Januar 1997 in Genf
sogenannte plurilaterale technische Diskussionen (Nachverhandlungen)
durchzurühren, um die Modalitäten für die Umsetzung (einschliesslich der
allfälligen Verlängerung von Übergangsfristen) und für eine spätere Über-
prüfung des Produkteumfangs festzulegen. Aufgrund dieses Zwischen-
ergebnisses hat die Schweiz die Absicht bekundet, unter dem Vorbehalt
Ihrer Genehmigung die Zölle für IT-Produkte bis zum 1. Januar 2000 in vier
gleich grossen Abbauschritten zu beseitigen.

Ergebnis der Nachverhandlungen in Genf (Januar - März 1997)

Die Nachverhandlung zu den Umsetzungsmodalitäten und zur Überprüfung
des Produkteumfangs konnte am 31. Januar erfolgreich abgeschlossen
werden. Für zusätzliche Schweizer Anliegen, die hauptsächlich von Klein-
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und Mitteluntemehmen herangetragen wurden, konnte durch die Klärung
von zolltechnischen Einreihungsdivergenzen Gewissheit geschaffen
werden, dass diese Produkte ebenfalls vom ITA erfasst werden. Über die
Aufnahme neuer Produkte konnte allerdings wegen der technischen
Komplexität sowie der aus zeitlichen Gründen mangelnden Möglichkeit zur
erneuten Konsultation der interessierten Kreise noch keine Einigung erzielt
werden. Diesbezügliche Anliegen wurden daher in die Verhandlungen zur
ersten Überarbeitung des ITA-Produkteumfangs, die am I. Oktober begon-
nen haben, einbezogen.

Aufgrund des erfolgreichen Ausgangs der Nachverhandlungen sowie der im
März 1997 stattgefundenen Verifizierung der Offerten, die aufzeigen, wie
die Schweiz und die anderen ITA-Teilnehmer die Verpflichtungen aus dem
ITA umsetzen werden, hat die Schweizer WTO-Delegation die in Singapur
abgegebene Absichtserklärung zur Umsetzung des ITA, wiederum unter
Vorbehalt Ihrer Genehmigung, bekräftigt. Für die Umsetzung der ersten
Abbaustufe wurde der Schweiz eine Verlängerung bis zum 31. Dezember
1997 eingeräumt Die Umsetzung der verbleibenden drei Abbaustufen hat
am 1. Januar 1998, am 1. Januar 1999 und am 1. Januar 2000 zu erfolgen.

Das ITA wurde von insgesamt 42 WTO-Mitgliedern (EU =15) sowie
Chinese Taipei (WTO-Beitrittskandidat) angenommen. Diese Länder
decken über 92 Prozent des Welthandels mit IT-Produkten ab, womit das
von den Ministern in Singapur für das Zustandekommen des ITA gesetzte
90-Prozent-Kriterium erreicht wurde. Ende Oktober hat auch China eine
Beteiligung am ITA angekündigt.

827.22 Vorläufige Anwendung der geänderten Liste LIX und
Anpassung des Generaltarifs

Der Bundesrat hat am 19. November die ITA-Resultate bzw. die ent-
sprechenden Änderungen der Schweizer WTO-Verpflichtungsliste (Liste
LIX-Schweiz-Liechtenstein) unter Vorbehalt Ihrer Genehmigung gutge-
heissen und beschlossen, die Änderungen der Liste LIX vorläufig anzu-
wenden. Die vorläufige Anwendung der geänderten Liste LIX stützt sich
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auf Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 über aussenwirt-
schaftliche Massnahmen (SR 946.201), der dem Bundesrat die Kompetenz
gibt, zur Wahrung wesentlicher schweizerischer Wirtschaftsinteressen
internationale Abkommen vorläufig anzuwenden. Wir unterbreiten Ihnen
hiermit die Änderungen der Liste LIX im Bereich der Informations-
technologie zur Genehmigung (Beilage zu Anhang 1).

Mit der Änderung der Liste LIX sind entsprechende Anpassungen des
schweizerischen Generaltarifs verbunden. Artikel 9a des Zolltarifgesetzes
(SR 632.10) - dieser neue Artikel wurde auf den I. Oktober 1997 in Kraft
gesetzt (AS 1997 2236) - ermächtigt den Bundesrat, den Generaltarif
vorläufig zu ändern, wenn eine Änderung der Liste LDC-Schweiz-
Liechtenstein provisorisch angewendet wird. In Anwendung dieser neuen
Bestimmung hat der Bundesrat am 19. November eine Verordnung erlassen,
in welcher der in der vorläufig angewendeten Liste LIX festgelegte
Zollabbau für bestimmte Erzeugnisse im Bereich der Informations-
technologie in vier Etappen konkretisiert wird und die dementsprechend
eine gestaffelte Inkraftsetzung der Zollsenkungen vorsieht. Die mit den
Zollsenkungen im Rahmen der ersten zwei Abbaustufen verbundenen
Anpassungen des Generaltarifs sind am 31. Dezember 1997, 24.00 Uhr
bzw. am 1. Januar 1998,00.00 Uhr erfolgt.

Das zeitliche Vorgehen hinsichtlich des Inkrafttretens der Abbauschritte ist
auf den Umstand zurückzuführen, dass der Schweiz fiir die Umsetzung der
ersten Abbaustufe eine Verlängerung bis zum 31. Dezember 1997 einge-
räumt wurde. Um diesen Rahmen formell einhalten zu können, wurde -
ohne dass eine verwaltungsökonomisch aufwendige Arbeit nötig war - das
Inkrafttreten der 1. und 2. Abbaustufe auf das Jahresende 1997 beziehungs-
weise den Jahresbeginn 1998 aufgeteilt. Die zolltechnische Umsetzung der
beiden Abbauschritte konnte damit gemeinsam auf den 1. Januar 1998
vollzogen werden.

Der Bundesrat hat Ihnen gemäss Artikel 13 Absatz l Buchstabe b ZTG
Bericht zu erstatten, wenn er Massnahmen nach Artikel 9a trifft. Gemäss
Absatz 2 entscheidet die Bundesversammlung, ob die Massnahmen in Kraft
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bleiben, ergänzt oder geändert werden sollen. Über die in der Verordnung

genannten Massnahmen werden Sie im Rahmen des Berichts über
zolltarifarische Massnahmen zu befinden haben.

827.3 Finanzielle und personelle Auswirkungen

827.31 Auf den Bund

Die Beseitigung der Zölle für IT-Produkte im Rahmen des ITA dürfte am
Ende der vierten Abbaustufe zu einer Verminderung der jährlichen Zoll-
einnahmen von rund 24 Millionen Franken führen. Diesen Zollausfallen
gegenüberzustellen sind die verbilligten Einführen besonders von IT-

Zwischenprodukten und die verbesserten Marktzutrittsmöglichkeiten

unserer Exportindustrie namentlich in Übersee, aber auch im europäischen

Wirtschaftsraum, wo nämlich die Weiterverarbeitung in der Schweiz für die

Erreichung des schweizerischen Ursprungs nicht genügt,-um die zollfreie

Einfuhr in den EWR zu gewährleisten.

Die Massnahmen haben keine Auswirkungen auf den Personalbestand.

82732 Auf Kantone und Gemeinden

Die Beseitigung der Zölle für IT-Produkte im Rahmen des ITA haben keine

Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden.

827.4 Legislaturplanung

Die Vorlage entspringt einer Folgeverhandlung der Uruguay-Runde. Sie

entspricht dem Inhalt vom Ziel 19 (Sicherstellung der schweizerischen

Präsenz durch Ausbau und Vertiefung der weltweiten bilateralen und

multilateralen Beziehungen) des Berichtes über die Legislaturplanung

1995-1999 (BB1/PP5II293).
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827.5 Verhältnis zum europäischen Recht

Bei der Änderung der WTO-Verpflichtungsliste besteht kein Bezug zum
europäischen Recht. Wie die übrigen ITA-Teilnehmer hat die EG ihrerseits

eine mit derjenigen der Schweiz identische Änderung ihrer WTO-Liste
vorgenommen.

827.6 Gültigkeit für das Fürstentum Liechtenstein

Die Änderungen des Generaltarifs und der WTO-Verpflichtungsiiste haben

auch für das Fürstentum Liechtenstein Gültigkeit, solange dieses durch eine

Zollunion mit der Schweiz verbunden ist.

827.7 Rechtsgrundlagen

827.71 WTO-rechtliche Grundlagen für die Änderungen der WTO-
VerpfHchtungsliste

Die Beseitigung der Zölle für IT-Produkte im Rahmen des ITA kommt einer

zusätzlichen Zollsenkungsverpflichtung gleich. Dies stellt WTO-rechtlich
einen Liberalisierungsschritt dar, welcher jederzeit vorgenommen werden

kann.

Die Änderungen der WTO-Verpflichtungsliste im Bereich der Informations-

technologie-Produkte wurden unter Ratifikationsvorbehalt im WTO-
Sekretariat hinterlegt. Die geänderte WTO-Verpflichtungsiiste erlangt

Rechtskraft, sofern während einer Frist von 90 Tagen beim WTO-

Sekretariat keine Einsprachen der anderen WTO-Mitglieder eingehen. Diese

Frist läuft am 18. Februar 1998 aus.

827.72 Verfassungsgrundlagen

Die Verfassungsgrundlage für den Bundesbeschluss betreffend die Ände-
rung der WTO-Verpflichtungsliste bildet Artikel 8 BV. Dieser ermächtigt
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den Bund, Staatsverträge mit dem Ausland abzuschliessen. Die Zuständig-

keit der Bundesversammlung ergibt sich aus Artikel 85 Ziffer 5 BV.

Als Anhang zum GATT 1994 ist die WTO-Verpflichtungsliste kündbar

(vgl. Protokoll von Marrakesch zum Allgemeinen Zoll- und Handelsab-

kommen 1994, Ziff. l, in AS 1995 2148). Mit der vorgeschlagenen

Änderung dieser Liste ist kein Beitritt zu einer internationalen Organisation

verbunden.54 Auch führt die Änderung keine multilaterale Rechtsverein-

heitlichung herbei, da es sich bei den WTO-Verpflichtungslisten um

nationale Listen mit Verpflichtungen und Zollkonzessionen im Agrar- und

Industriegüterbereich handelt. Die Listen können, müssen aber nicht

identisch sein. Die Zollsenkung eines WTO-Mitglieds für ein bestimmtes

Produkt zieht nicht notwendigerweise die Gewährung einer identischen

Zollsenkung für das gleiche Produkte durch andere WTO-Mitglieder nach

sich. Die nationalen Verpflichtungslisten widerspiegeln also die

Handelsbedingungen in den jeweiligen Ländern und dienen nicht der

Rechtsvereinheitlichung. Daher untersteht dieser Bundesbeschluss nicht

dem fakultativen Staatsvertragsreferendum nach Artikel 89 Absatz 3 BV.

Die geänderte Liste LIX ist dem Bundesbeschluss beigelegt.

54 Vgl. dazu auch GATT-Botschaft l vom 19. September 1994 (BB1 1994 IV 1), Ziff. 8.3.2
" (S. 419 der Botschaft).
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Anhang l

Bundesbeschluss Entwurf
betreffend Änderungen der Liste
LIX-Schweiz-Liechtenstein im Bereich
der Informationstechnologie

vom

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung,
nach Einsicht in die im Bericht vom 19. Januar 19981 zur Aussenwirtschaftspolitik
97/1+2 enthaltene Botschaft,

beschliesst:

Art. l
1 Die Änderungen der Liste LIX-Schweiz-Liechtenstein2 im Bereich der Informati-
onstechnologie werden genehmigt (Beilage).
2 Der Bundesrat wird ermächtigt, der Welthandelsorganisation (WTO) die Annahme
der Änderungen zu notifizieren.

Art. 2
Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertragsreferendum.

9472

' BEI 1998 759
2 Die Liste LIX-Schweiz-Liechtenstein existiert lediglich in französischer Sprache und

ist nur in dieser Version verbindlich. Sie wurde in der Amtlichen Sammlung nicht
veröffentlicht (siehe AS 1995 2114). Ein Separatdruck (Stand 1. Januar 1996) kann
bei der Eidgenössischen Zollverwaltung (Oberzolldirektion, Hauptabteilung Zolltarif,
3003_Bem, Telefax: 031/322 78 72) bezogen oder eingesehen werden. Demgemäss sind
die Änderungen der Liste LIX-Schweiz-Liechtenstein im Bereich der Informations-
technologie, die hier veröffentlicht werden, ebenfalls nur in französischer Sprache
vorhanden.
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ATI LISTE UX-UiMON DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN
1

1990
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— en «utres métaux communs (y compris l'acier inoxydable)

- stérilisateurs médico-chirurgicaux ou de laboratoires:
- - en fer ou en acier non Inoxydable
• • en aluminium

- - en autres métaux communs (y compris racler inoxydable), d'un poids unitaire:
— n'excédant pas 50 kg
— autres
- séchoirs:
- • pour produits agricoles
- - pour le bois, les pâles à papier, papiers ou cartons
- - autres

• appareils da distiKatton ou de rectification:
• - en fer ou an acier non inoxydable
- - en aluminium, oTun poids unitaire:
— excédant 200 kg
— n'excédant pas 200 kg
- • en autres métaux communs, (y compris rader inoxydable), d'un poids unitaire:
— excédant 1500kg
- - - n'excédant pas 1500 kg
- échangeais da chaleur:
• - en fer ou en aciar non inoxydable
- - en aluminium, d'un poids unitaire:
— excédant 200 kg
— n'excédant pas 200 kg
- - en autres métaux communs {y compris rader inoxydable), d'un poids unitaire:
— excédant 1500 kg

— n'excédant pas 1500 kg
- appareils et dispositifs pour la liquéfaction da Pair ou d'autres gaz:
- - en fer ou en ader non Inoxydable
- - en aluminium
- - on autres métaux communs (y compris rader inoxydable), d'un poids unitaire:
— excédant 1500 kg
— n'excédant pas 1500 kg
- autres apparias et dispositifs:

- - pour la préparation de boissons chaudes ou la cuisson ou le chauffage des aliments
- • autres:
— aooareils de métallisalion chimlaue sous vide r>our la oroductìon da semi-conducteurs

— autres:
en (er ou en ader non inoxydable
en aluminium, tfun poids unitaire:
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- parties:
- - oour arjoarails du no 841 9.8930

- - aubis:

— enfer ou en acier non inoxydable
— en aluminium
— en autres métaux communs (y compris racler inoxydable):

de stérilisateurs du no 8419.2091
autres

Centrifugeuses, y compris les essoreuses centrifuges; appareils pour la fil (ration ou
l'épuration des liquides ou d«s gaz:
- centrifugeuses, y compris tes essoreuses centrifuges:
- - écrémeuses
- - essoreuses à linge:
— d'un poids unitaire excédant 100 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 100 kg

- - autres:
— centrifioeuses oour le traitement des olaouettes à serni-conducieurs

— aulres;
d'un poids unitaire excédant 100 kg
d'un poids unitaire n'excédant pas JOO kg

• appareils pour la lîllralion ou l'épuration das liquides:
- - pour la fillratlon ou l'épuration des eaux:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire excédant 100 kg. mais n'excédant pas 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 100 kg
• - pour la filtratkxi ou l'épuration dos boissons aulres que l'eau:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire excédant pas 100 kg mais n'excédant pas 5000 kg
— d'un poids unHaîre n'excédant pas 100 kg
- - pour la filtiatìon des huiles minérales dans les moteurs à allumage par étincelles ou par
compression

•-autres:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
- - - d'un poids unitaire excédant 100 kg. mais n'excédant pas 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 1 00 kg

- appareils pour la filtraïon ou l'épuration des gaz:
- - filtres d'entrée d'air pour moteurs à allumage par étincelles ou par compression
- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire excédant 100 kg. mais n'excédant pas 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 100 kg
- parties:
- - da centrifugeuses, y compris d'essoreuses centrifuges:
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1

91 30

9141
9142

9910
9920

B424.

1000
2000

3010
3020
3030

8100

89 3Q

89-41

6942

9020

9031
9039

0428.

1000

2010
2020

2

— da centrtfuoeuses du no 3421 .1 930
— autres:

d'un pofds unitaire excédant 100 kg
tf un pokJs unitaire n'excédant pas 1 00 kg

- - autres:
• - - d'un poids unitaire excédant 100 kg
- - - d'un poids unitaire n'excédanl pas 100 kg

Apparaux mécaniques (mini* i main) a projeter, disperser ou pulvériser des matures
iquides ou en poudra; extincteurs, mim« chargé*; pistolets aéroflraphes *t appareils
similaires; machine* et appareils ä jet de ubi«, a jet de vapeur et
appareils i jet similaires:
• extincteurs, même chargés
• pistolets aérographes et appareils similaires
• machines el appareils à jet de sable, à jet de vapeur et appareils à jet similaires:
- - d'un poids unitaire excédant 5000 kg
- - d'un poids unitaire excédant 500 kg mais n'excédant pas 5000 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 500 kg
- autres appareils:
- • pour l'agriculture ou l'horticulture
- - autres:
— machinnsi ébavureroournetlovBr IBS fils métailioues des ensembles à semi-
conducteurs el enlever las contaminants avant les ooérations de oalvanoniastie:
pulvérisateurs rour la nrnwure. le décaoaoa ou le nettovao« des Dlaouertes à semi-
conducteurs
— autres:

d'un poids imïialr« excédant 100 kg

d'un poids unitaire n'excédant pas 100 kg

- parties:
- • de Dulvérisataurs oour la oravure. le dfeaoaoe ou le neiiovaae des olaouettes i semi-
conducteurs
•-autres:
— d'appareils pour l'agriculture ou l'horticulture
— autres

Autres machines et appareils de levage, de chargement, de déchargement ou de
manutention (ascenseurs, escaliers mécaniques, transporteurs, téléphériques, par
exemple):
- ascenseurs et monte-charge
- appareils élévateurs ou transporteurs, pneumatiques:
• - d'un poids unitaire excédant 500 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 500 kg
- autres appareils élévateurs, transporteurs ou convoyeurs, à action continue, pour
marchandises: ^_^
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- - spécialement conçus pour mines au tond ou pour autres travaux souterrains
- - autres, à benne:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- - «utres. à bande ou à courroie:
— d'un poids unitaire excédant 500 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 500 kg
- • autres:
— d'un poids unitaire excédant 500 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 500 kg
• escaliers mécaniques et trottoirs routants
• encageurs da beriinas, chariots transbordeurs, basculeurs et cutbutiurs de wagons,
berlines, etc. et Installations similaires de manutention de matériel roulant sur rail
- téléphériques (y compris les télésièges et remonte-pentes); mécanismes de traction pour
funiculaires
- autres machina* «t aooareils

Parties reconnalssables comm* étant exclusivement ou principalement destiné*« aux
machines ou apparti [s des nos M25 a 6430:
• de machines ou appareils du no 8425:
- - d'un poids unitaire excédant 100 kg
• - d'un poids unitaire n'excédant pas 100 kg
* de machines ou appareils du no 3427:
• - autopropulsés
- - autres
' de machines ou appareils du no 8423:
• - d'ascenseurs, monte-charg« ou escaliers mécaniques:
— d'escaliers mécaniques
— autres
^autres
• de machines ou appareils des nos 6426. B429 ou 8430:
• - godets, bennes, bennes-preneuses. peKes, grappins et pinces
- - ternes de bouteurs (bulldozers} ou de bouteuts biais (angfedozers)
* * parties de machines de sondage ou d« forage des nos 8430/41 ou 8430.49
- - autres:
- - - d'un poids unitaire excédant 100 kg
• • • d'un poids unitaire n'excédant pas 100 kg

Machines-outils travaillant par enlèvement ti* toute matière et opérant par laser ou
autre faisceau d*luml*re ou de phptons, par ultra-ions, parél*ctro-éroslon,par
procédés électroehlmlques, par faisceaux cfutctrorts, par faisceaux Ioniques
ou par jet d* piai ma:
- opérant par laser ou autre faisceau do lumière ou de photons:
• - das tvwï uïliBBS dans ta fabrication des olaouettes ou des disoosttîfs i seml-canductsurs

3a

10.00

9.00
14.00

14.00
22.00

14.00
22.00
iaoo
laoo

12.00

14.00

18.00
26.00

31.00
23.00

12.00
14.00
17.00

17.00
10.00
15.00

15.00
24.00

4.00

3i>

0.00

0.00
0.00

0.00
0.00

0.00
0.00
0.00
0.00

0.00

0.00

0.00
0.00

24.00
16.00

0.00
0.00
0.00

0.00
0.00
0.00

0.00
0.00

0.00

3c

0.0

0.0
0.0

0.0
0.0

0.0
0.0
0.0
0.0

0.0

0.0

0.0
0.0

0.9
0.5

0.0
0.0
0.0

0.0

0.0
0.0

0.0
0.0

0.0

4 5 6

CHO/58

CHU/56
CHD/58

CHD/sa
CHD/SB

CHD/SB
CHD/58
CHD/58
CHD/58

CHD/5B

CHD/5B

CHD/SB
CHD/SB

CHO/58, G/67
CHD/58.G/67

CHD/53
CHD/58
CHDffiS

CHD/53
CHO/58
CHD/58

CHD/SB, G/67
• G/67

CHD/SB
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1399

1399
1999

1999
1999

1999
1999
1999
1999

1999

1939

1999
1999

1999
1999

1999
1999
1999

1999
1999
1999

1999
1999

2000
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1051
1052

1053

2010

2020
2030

3010
3020
3030

91 00

9910
9920

9994
9995
9996

6464.

1040

1051
1052
1053

2040

2051
2052
2053

9040

9051

9052
9053

2

• • autres:
• - - d'un poids unitaire excédant 10000 kg
— d'un poids unitaira excédant 1000 kg, mais n'excédant pas 10000 kg
• - - d'un pohJs unitaire n'excédant pas 1 0DO kg
• opérant par ultra-sons:
-- d'un poids unitaire excédant 10000 kg
-• d'un poids unitaifo excédant 1000 kg, nais n'excédant pas 10000 kg
• • d'un poids unitaire n'excédant pas 1000 kg
- opérant par électro-érosion:
- - d'un poids unitaire excédant 10000 kg
•• d'un poids unitaire excédant 1000 kg, mais n'excédant pas 10000kg
• • d'un poids unitaire n'excédant pas 1000 kg
-autres:
- - oour la oravure ä SBC du traça sur tas matières semi-conductrices
- - autres:
- - - operami par procédés électrochimique
— fraiseuses ooâinnt car faisceaux kmioues focafisés. cour ta production ou la réoaration
de masaues et réticules des molïfs d» disnositifs à semi-conducteurs
- - - autres, d'un poids unitaire:

excédant 10000 kg
excédant 1 000 kg mais n'excédant pas 10000 kg
n'excédant pas 1000 kg.

Machines-outil« pour le travail de la pi*«*, des produits céramiques, du béton, de
l'amia nte-etmenl ou de matières minérales similaires, ou pour te travail à froid du
verre:
- machines 4 sden
- - oour le decornane en townchn d* Knoots monocnsUHins ou de claauettns un
mìcroolaauettes
--autres:
- - - d'un poids unitaire excédant 1 0000 kg
— d'un poids unitaire excédant 1000 kg, mais n'excédant pas 10000 kg
— d'un poids unitaire n'excédani pas 1000 kg
• machines à meuler ou à polir:
- - cour le traitement des Dlaaurttns ̂  semi-conducteurs
- - aulres:
— d'un poids unitaire excédant 10000 kg
— d'un poids unitaire excédant 1000 kg, mais n'excédant pas 10000 kg
— (Tun poids unitaire n'excédant pas 1000 kg
•autres:
• - oour le orartene ou le rainuran« des nlaouettesà semi-condudeurs
--autres:
- - - d'un poids unitaire excédant 10000 kg
— d'un poids unitaiia excédant 1000 kg. mais n'excédant pas 10000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pasjOOO kg

3a

4.00
13.00
19.00

4.00
13.00
19.00

4.00
13.00
19.00

13.00

37.00
4.00

4.00
13.00
19.00

5.00

5.00
13.00
21.00

5.00

5.00
13.00
21.00

5.00

5.00
13.00

3b

2.eo
9.10

13.00

2.00
9.10

13.00

2.80
9.10

13.00

0.00

26.00
0.00

2.80
9.10

13.00

0.00

0.00
0.00

15.00

0.00

3.50
9.10

15.00

0.00

3.50
9.10

21.00 [ 15.00

3c

0.1
0.2
0.1

0.1
0.2
0.1

0.1
0.2
0.2

0.0

0.6
0.0

0.1
0.2
0.1

0.0

0.0
0.0
03

0.0

0.3
0.3
05

0.0

0.3
0.4
0.3

4

^^

5 6

CHD/S3
CHD/58
CHD/S3

CHD/S8
CHD/58
CHD/S8

CHD/58
CHD/S8
CHD/58

CHD/58

CHD/S8
CHD/S8

CHD/58
CHD/58
CHD/58

CHD/58

CHD/58
CKD/5S
CHD/58

CHD/58

CHD/5B
CHD/58
CHD/5B

CHD/5B

CHD/58
CHD/58
CHD/58
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1999
1999
1999

1999
1999
1999

1999
1999
1999

2000

1999
2000

1999
1999
1999

2000

1999
1999
1999

2000

1999
1999
1999

2000

1999
1999
1999
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B4GÌ.

1000
2000
3000

91 40

9151
9152

9210
9220

93-10

9351
9352
9353

9410

9420
9430

8469.

11 00
1200
2000
3000

«470.

1000

2

Parties et accessoires recomaissables comme étant exclusivement ou principalement
destinés aux machin*« des no« S456 a 8465, y compris tes porte-pièces et portt-outits
les finirei a déclenchement automatique, les dispositifs
diviseurs et autres dispositifs spéciaux s» montant sur machines-outils; porte-outils
pour outils ou outillage à main, de tous types:
- porte-outils el filières a déclenchement automatique
- porte-pièces
- dispositifs diviseurs et autres dispositifs spéciaux se montant sur machines-outils
- auties:
- - pour machines du no 6464:
- - - DOU r machines des nos 8464.1040. 8464.2040 ou B464.9040
— autres:

d'un poids unitaire excédant 100 kg
d'un poids unitaire n'excédani pas 100 kg

• - pour machines du no 8465:
- - - tfun poids unitaire excédanl 100 kg
- - - tfun poids unitaire n'excédant pas 100 kg
- - pour machinas das nos 8456 à 6461:
- - - oour machinas das nos 8456.1040. 84SG.9100 ou B45G.3920
— autres:

tfun poids unitaire excédant 1 000 kg
d'un poids unitaire excédant 100 kg mais n'excédant pas 1000 kg
tfun poids unitaire n'excédant pas 1 00 kg

• - pour machine* das nos 8462 ou 8463;
— d'un poids unitaire excédant 1000 kg
— tfun poids unitaire excédant 100 kg maïs n'excédant pas 1000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 100 kg

Machines a écrire, autres que les Imprimantes du no 8471; machines pour le
tralttment des texte«:
- machines a. écrire automatiques el machines pour le traitement des textes:
- - machines oour la traitement des textes
- - machines à écrire automatiques
- autres machines h écrire, électriques
- autres machines à écrire, non électriques

Machines a calculer et machines d* poche permettant d'enregistrer, de reproduire «t
d'afficher des Informations, comportant une fonction de calcul; machines comptables,
machines a affranchir, à établir (es tickets «t machines similaires,
emportant un dispositif de calcul; cal«» enregistreuses:

- calculatrices électrontauas Dûuvant fonctionner sans source d'enarrile éléctrioue extérieur«
t machines da noch« cornrxMtant un* fonction rie calcul oermettant d'enreoistrer. de
eoroduire el d'afficher des Infrxmitlons
- autres machines a calculer électrontaues:

3a

24,00
24.00
24.00

16,00

16.00
24.00

16.00
24.00

10.00

10.00
18.00
24.00

10.00
18.00
24.00

130.00
130.00
130.00
130.00

300.00

3b

19.00
19.00
19.00

0.00

13.00
19.00

13.00
19.00

0.00

7.90
14.00
19.00

7.60
14.00
19.00

0.00
91.00
91.00
91.00

0.00

3c

0.2
0.7
0.2

0.0

0.4

0.2

0.4

0.3

0.0

0.5
0.4
0.2

2.7
0.4
0.2

0.0
1.8
2.1
3.1

0.0

4 5 6

CHD/58
CHDffiS
CHD/S8

CHD/SB

CHD/SB
CHD/SQ

CHD/5B
CHD/SB

CHD/SB

CHD/58
CHD/5B
CHD/SB

CHD/SB '
CHD/5B
CHD/5Q

G/67
G/67
G/67
G/67

CHD/58. G/67
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1999
1999
1399

2000

1999
1999

1999
1999

2000

1999
1999
1999

1999
1999
1999

2000
1999
1999
1999

2000
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2100

29JX)
3000

40.00

50JO
9Q_00

8471.

1000

3000

4100

4900
5000

ËO-00

7000

80 00
9000

8472.

1000
2000
3000

9010

9090

8473.

2

- - CQmoortant un oroana imorimant
- - aulins
- autres machines à calculer
- machines comp^blo«;
- caisses enregistra usas

- autres

Machines automatiques de traitement de l'Information et tours unîtes; lecteurs
magnétiquts ou optiques, machines de mise d'informations sur support sous forme
codée et machines de traitement de ces informations, non dénommes ni compris
ailleurs:
• machines automato UBS de traitement de finfotmatïon. anatooiouo* ou hvbrîdes
- machines automatici nés da traitement de l'information, numériDues. oortatives. d'un ookls
n'oxcédant oas 10 ko. comportant au moins uno unité centrate de traitement, un clavier et un

feran.
- autres machines automatiauesde Iraitemenl de l'information numérioues:
- - comooftant. sous une même enveloooe. au moins une urtile eentralo (te traitement et.
Qu'elles soient ou non combinées, une uniti d'entrée Rt une uni(é da sortie

- - autres, se Drésenlint sous forma du svstemes
• unité de traitement numérioues autres aue celles des nos 8471.41 et 8471.49. couvant
cornoorter. sous une même envelorae. un ou deux des tvoes d'unités suivants: unité de
mémoire, unité d'entrée et unité de sortie

• unités d'entrés ou sortie, oouvan! coniDorter. sous la même enveloooe. des unités de
Tièmoire

- unité de mémoire
- autres unités de machines automa tinues de traitement de l'information
• autres

Autres maehlntsel appareils de bureau (duplicateurs hectographîques ou i stencils,
machines i Imprimeries adresses, distributeurs automatiques de billets de banque,
machines! trier, a compter oui •ncartoucher lis olèusd* monnaie.
appareils a tailler les crayons, appareils i perforer ou i agrafer, par exemple):

- duplicateurs
- machinas a Imprimer les adresses ou à estamper les plaques d'adresses
- machines pour la triage, le pliage, la mise sous enveloppe ou sous bande du courrier,
machines à ouvrit, fermer ou sceller la correspondance et machines à apposer ou a oblitérer
les timbres

• autres:
•- auïchets automatiaues

• - autres

Parties et accessoires (autres que les coffrets, housses et similaires) reconniissables
comme étant exclusivement ou principalement destinés aux machines ou appareils
des nos 8469 a 8472:
- parties el accessoires des machines du no 6469:

3a

300.00
300.00
304.00
304.00
38.00

175.00

95.00
95.00

95.00

95.00
95.00

95.00

95.00
95.00
95.00

36.00
24.00
24.00

24.00
24.00

3b

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

E5.00
12.00
17.00

0.00

17,00

3c

0.0
0.0
0.0
0.0
0.0
0.0

0.0
0.0

0.0

0.0
0.0

0.0

0.0
0.0
0.0

0.6
0.1
0.3

0.0
0.4

4

^^.

5 6

CHD/5B, 0/67
CHD/58, G/67
GHO/58, G/67
CHD/58, G/67

CHD/5B
CHD/Sa, G/67

G/62
G/62

G/62

G/62
G/62

G/62

G/62
G/62
G/62

CHD/58

•CHD/58
CHD/58

CHDffiS, G/67
CHD/58, G/67
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2000
2000
2000
2000

2000
2000

2000
2000

2000

2000
2000

2000

2000
2000
2000

1999

1999

1999

2000
1999
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1090

2100
2900
3000

4010
4090
5000

8477.

1030

10-41
10-42

2010

2020

3010
3020

4010
. 4020

51 10
5120

5910

5920

8010

8020

9010
9020

8479.

2

- - aulras
- parti» it accessoires des machines du no 3470:
- - des machines à calculer électroniques des nos 0470.10, 8470.21 ou 647029
--autres
- parties et accessoires des machines du no 6471
- parties et accessoires des machines du no 8472:
- - Dour machines ou no 8472.901 0. sous forni* d"assemblaoes de circuits imorimés
--aubes
- parties el accessoires quf peuvent être utilisés indifférer»™«« avec les machines ou
appareils de plusieurs des nos 6469 a 8472

Machines *t appareils pour le travail du caoutchouc ou dts matlires plastiques ou
pour la fabrication d* produits en ces matières, non dénommé* ni compris allkur*
dans !• présent Chapitre:
- machines a mouler par injection:
- - d'encaosulation oour rassemblât« da semi-conductmirs
- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- extrudeuses:
- * d'un poids unitaire excédant 5000 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- machines a mouler par soufflage:
- - d'un poids unitaire excédant 5000 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas SOOO kg
- machines a mouler sous vide Qt autres machines à thermotoimer:
-- d'un poids unitaire excédant SOOO kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- autres machines et appareils i mouler ou i former
- - à mouler ou à rechaper les pneumatiques ou i mouler ou a tonner las chambres à aie

— d'un poids unitaire excédant SOOO kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- autres machinas et appareils:
- - d'un poids unitaire excédant 5000 kg
* * d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- parties:
- - d'un poids unitaire excédant 100 kg
- - (Tun poids unitaire n'excédant pas 100 kg

Machines et appareils mécaniques ayant un« fonction propre, non dénommés ni
compris ailleurs dans le prisent Chapitre:

3a

182.00

190.00
190.00
190.00

36.00
38.00

190.00

11.00

11.00
17.00

11.00
17.00

11.00
17.00

11.00
17.00

11.00
17.00

11.00
17.00

11.00
17.00

15.00
26.00

3b

127.00

133.00
95.00
0.00

0.00
27.00
95.00

0.00

e.80
13.00

8.60
14.00

7.70
13.00

7.70
14.00

7.70
14.00

7.70
13.00

e.60
14.00

12.00
21.00

3c

1.3

0.6
0.9
0.0

0.0
0.1
0;4

0.0

0.2

0.6

0.3
0.2

0.1
0.6

1.2
0.4

1.2
0.3

1.2
•0.5

1.4
0.3

05
02

4 5 6

CHD/S8.G/67

CHD.'Sa. G/67
CHD/S8. G/67
CHD/58. G/S7

CHD/58. G/67
CHD/58, G/67
CHD/S8. G/67

CHD/58

CHD/58
. CHD/58

CHD/58
CHD/58

CHD/58,
CHD/58

CHD/38
CHD/58

CHD/58
CHD/58

CHD/58
CHD/S8

CHD/S8
CHD/S8

CHD/58
CHD/58
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1999

1999
1999
1999

2000
1999
1999

2000

1999
1999

1999
1999

1999
1999

1999
1999

1999
1999

1999
1999

1999
1999

1999
1999



ATI LISTE UX4JNGQN DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN
1

1010
1020
2000

3000

«10
4020

5010
5020
6000

SI 10
8120

8210
6220

6930

8941
89-42

9030

9041

9042

3480.

1000
2000
3000

ï •
• machines et appereb pouf te* Invaux publics, le blâment ou les travaux analogues:

- - d'un poids unitaire excédent 5000 hg
- - tfun poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
• machines tt apparais pour rextractìoo ou la préparation des huiles ou graisses végétales
uxes ou animales
• presses pour ta fabrication de panneaux de particules ou de fibrös de bols ou d'autres
matières ligne us« et autres machines et appareils pour lo traitement du bols ou du liège
- machines de corderie ou da cablerie:
-- d'un pohte unitaire excédent 5000 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- robots industriels, non dénommés ni compris aileurs.-
-- tfun poids unH*!re excédent 5000 kg
* • tfun poids unitaire n'excédant p*s 5000 kg
• appareils i évtporatkxi pur le rafraîchissement de l'air
- autres machinas et apparate:
• - pour le traitement des métaux, y compris las bobineuses pour enroulements électriques:

— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
- - - d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- - a mélanger, malaxer, concasser, broyer, criblar, tamiser, homogénéiser, emulsionner ou
brasser:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 5000 kg
- - autres:
— nntir ta croissance «t 1« tìraoa da linoots monocrislallins de semi-conducteurs: machines
à d*o« éoitaxlal oour la fabrication d* nlaauettes à sami-conducteurs:
cour la Imbrication ou le traitement d*ï mâtures semi-conductrice«, das dispositifs a semi-
conrf̂ ijurs. des microcircuits, des masoues. des rélîcules et des écrans rtats.
---autres:

tfun poids unitaire excédant 5000 kg
tfun poids unitaire n'excédant pas 5000 kg

-partes:
- - nniir aooareits et machines du no 8479.8930
- - autres:
- - - d'un poids unitaire excédant 100 kg
- - - d'un poids unitaire n'excédant pas 100 kg

Chassis de fonderie; plaqués de fond pour moules; modales pour mou tos; moules
pour les métaux (autrw que les lingottimi), tes carbures métalliques, le verre, les
matières minérales, le caoutchouc ou les matières plastiques:
- châssis de fonderie
- plaques de fond pour moules
- modèles pour moules
- moulas pour las métaux ou les carbures métalliques:

3*

9.00
20.00
14.00

17.00

10.00
21.00

10.00
21.00
21.00

10.00
21.00

10.00
21.00

10.00

10.00
21.00

15.00

15.00
26.00

11.00
11.00
33.00

îb

0.00
0.00

11.00

12.00

7.00
15.00

5.00
10.00
10.00

7.00
15.00

5.00
15.00

0.00

5.00
10.00

0.00

10.00
16.00

6.80
6.80

26.00

3c

0.0
0.0
0.1

0.3

0.1
0.6

0.1
0.1
0.1

1.2
0.1

9.9
0.3

0.0

0.1
0.2

0.0

0.7
0.2

0.2
0.1
0.6

4

.̂ BK.

5 6

CHD/SB
CHD/SQ
CHD/SB

CHD/58

CHD/SB
CHD/SB

CHD/58
CHD/SB
CHD/58

CHD/SB
CHD/SB

- CHD/58
CHD/SB

CHD/58

CHD/58
CHD/58, G/67

CHD/58

CHD/58
CMDffiB. G/67

CHD/S8
CHD/58

G/67
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1999
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4100

•4900
5000
6000

71 10
7190
7900

8504.

1000

21 10
21 20
2200
2300

3100

3210
3220

3310
3320
3400

4040

• 4051
4052
4053

5040

5051
5052
5053

9040

2

• • pour ta moulage par injection ou par compression
• • autres
-moules pour le verre
- moulas pour les matières minérales
- moules pour le caoutchouc ou les matières plastiques:
• - pour le moulage par injection ou par compression:
— cour la fabrication de disoosilifs à semi-conduelaura
— autres
- - autres

Transformateurs électriques, convertisseurs électriques statiques (redresseurs, par
exemple), bobines d« riactanc* et selfs:
- ballasts pour lampes ou tubes a décharge
• transformateurs à diélectrique liquide:
- - d'une puissance n'excédant pas 650 kVA:
— d'un poids unitaire excédant 50 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg
-- ffune puissance excédanl 650 kVA mais n'excédant pas 10000 kVA
* - d'une puissance excédanl 1 0000 kVA
- autres transformateurs:
- • d'une puissance n'excédant pas 1 kVA
-- d'une puissance excédant 1 kVA mas n'excédant pas16kVA:
• • • tf un poids unitaire excédant 50 kg
- - - d'un pokts unitaire n'excédant pas 50 kg
- • d'une puissance excédant 16 kVA mais n'excédan! pas 500 kVA:
— d'un potds unitaire excédant 500 kg
- -.- d'un poids unitaire n'excédant pas 500 kg
- • d'une puissance excédant 500 kVA
- convertisseurs tuttques:
- - nour machin« Butomatìowes da traitement d« Information et leurs unités ou ooui
aooareils de télAeommunlcalfon '
- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 500 kg
— d'un poids unitali* excédant 50 kg mais n'excédant pas 500 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kQ
- autres bobines de réactanc« et autres selfs:
- - rxiur l'aumBOlafion éledtlou» das machines aulomatioues de (raltemsnt de l'information et
eurs unités ou oour des «DoareBs da télécommunication
* - autres:
— d'un poids unitaire excédant 500 kg
— d'un poids unitaire excédant 50 kg mais n'excédant pas 500 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg
- parties:
- - oour «Doa rails des nos 8504.4040 ou 8504.5O40. sous forme d'assemWaoas da circuits
mprirna$

3a

11.00
11.00
11.00
11.00

11.00
11.00
11.00

24,00

13.00
24.00
11.00
10.00

24.00

19.00
24.00

12.00
17.00
12.00

12.00

12.00
16.00
24.00

12.00

12.00
17.00
24.00

12.00

3b

8.80
8.80
8.70
8.70

0.00
8.BO
8.BO

17.00

9.10
17.00
7.70
7,00

12.00

13.00
17.00

B.40
12.00
8.40

0.00

B.40
13.00
17.00

0.00

8,40
12.00
17.00

0.00

3C

0.1

0.3
0.5
0.3

0.0
0.3
0.3

0.2

0.6
0.2
1.8
0.1

0.1

0.2
0.2

0.2
0.2
0.1

0.0

0.2
03
0.2

0.0

1.1
0.3
0.2

0.0

4 5 €

CHO/5S
CHD/58
CHD/58 '
CKD/SS

CHD/58
CHD/58
CHD/58

CHD/S8

CHD/58. G/67
CHD/58

CHD/5B, G/67
CHD/5B. G/67

CHD/5S

CHD/58
CHD/58

CHD/SS, G/67
CHDffiS

CHD/SS. G/67

CHD/58, G/67

CHD/Sa, G/67
CHD/5B
.CHD/SB

CHD/SS. G/67

CHD/58, G/67
CHD/58
CHD/58

CHD/58. G/67
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ATI LISTE LIX-UNION DOUANIERE SIMSSE-LIECHTENST ÎN
1

9051
9052
9053

8514.

1040

1051

1052

1053

2040

2051

2052
2053

3040

3051

3052
3053

4010

•4020
4030

9040

9051

9052
9053

(515.

2

- -autres:
• • • d'un poids unitaire excédant 500 kg
- - - d'un poids unitaire excédant 50 kg mais n'excédant pas 500 kg
• • - d'un poids unitaita n'excédant pas 50 kg

:ours électriques Industriels ou d* laboratoires, y compris ceux fonctionnant par
nduction ou par perlai diélectriques; autres apparali! industriels ou de laboratoires
pour le traitement thermique des matières par induction ou par pertes diélectriques:

- louis à résistance (à chauffage indirect):
• • oour la fabrication ûe diSDOsilifs à semi-conducteurs sur oîanuBlIss à semi-conducteurs

- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire excédant 1000 kg mais n'excédant pas 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 1 000 kg
- fours fonctionnant par induction ou par pertes diélectriques:
•-oour la fabrication de dis DOSitils h semi-conducteurs sur otanuettes à semi-conducteurs

• • autres:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire excédant 1000 kg mais n'excédant pas 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 1 000 kg
- autres leurs:
- - craur le chauffaae ranïde des olaauetles à semi-conducteurs ou oour la fabrication de
dïscositils à semi-conducteurs sur riaouettes à semi-conducteurs

- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire excédant 1000 kg mais n'excédant pas 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 1000 kg
- autres appareils pour la traitement thermique des matières par induction ou par pertes
diélectriques:

• - d'un poids unitaire excédant 5000 kg
• - d'un poids unitaire excédant 1000 kg mais n'excédant pas 5000 kg

- * d'un poids unitaire n'excédant pas 1000 kg
• parties:

- - oour fours des nos 8514.1040. 8514.2040 ou 8514.3040
- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 5000 kg
— d'un poids unitaire excédant 1000 kg mais n'excédant pas 5000 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 1000 kg

Machines et appareils pour le bras» go ou le soudage (mémo pouvant couper).
électriques (y compris ceux aux gaz chauffés électriquement) ou opérant par laser ou
autres faisceaux de lumière ou de photons, par ultrasons, par faisceaux

3a

12.00
17.00
24.00

13.00

13.00
19.00
22.00

13.00

13.00
19.00
22.00

13.00

13.00
19.00
22.00

13.00
19.00
22.00

13.00

13.00
19.00
22.00

3b

8.40
12.00
17.00

0.00

9.10
13.00
15.00

0.00

9.10
13.00
15.00

0.00

9.10
13.00
15.00

9.10
13.00
15.00

0.00

9.10
13.00
15.00

3c

1.1
0.2
0.3

0.0

0.3
4.8
0.2

0.0

2.4
0.2
0.3

0.0

22
02
02

2.2
0.6
02

0.0

05
0.9
0.3

4 5 6

CHO/5B. G/67
CHD/5B
CHD/58

G/67

G/67
G/67
G/67

G/67

G/67
G/67
6/67

G/67

G/67
G/67
G/67

' G/67
G/67
G/67

G/67

G/67
G/67
Gffi7
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ATI SiLISTE LfX-UNION DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN
1

1100

1910

1920

21 10
2120

2910

2920

3110
3120

3910
3920

8030

6041
6042

9030

9041

9042

8517.

1100

1910
1990

ai oo
2200

2

d'électrons, par Impubiom nugn*tk)ues ou au jet de plasma; machines tt apparti!«
électriques pour la projection äcfiaud d« métaux ou de cennets
- machines et apparais pour le brasage fort ou tendre:
• • fers et pîslolels à basa
• • aubes:
— d'un poids unitaire excédant 50 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg
• machines et appareils pour le soudage des métaux par résistance:
- - entièrement ou partiels™«! automatiques:
— d'un poids unitaire «cédant 50 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg
- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 50 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pis 50 kg
- machines et appareils pour le soudage des métaux à l'arc ou au jet de plasma:
- - entièrement ou partiellement automatiques:
— d'un poids unitaire excédant 50 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg
-•aunes:
— d'un poids unitaire excédant 50 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg
- autres machines it appareils:
- - microsoudauses da fils, oour la fabrication da dïsoositils 6 semi-conducteurs (wire-
XKider)
- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 50 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg
- parties:
- - Mur microsoudeuses du no 851 5.803O
- - autres:
— d'un poids unitaire excédant 50 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg

Appareils électriques pour la téléphonie ou ta télégraphie par fil, y compris les postes
téléphoniques d'usagers par fil i combinés inas (II et lei apparai b d«
excommunication par courant portali r ou pour la télécommunication numérique;
visiophones:
- postes téléphoniques d'usagers; visiophones:
-- Dostes téléohonlaues tTusaaers car fil à combinés sans fil
- - autres:
— visioohones
— autres
- télécooieurs et téléserioteurs:
- - télécotxeuts
- - téléscrioteuïs

3a

24.00

18.00
24.00

18.00
24.00

18.00
24.00

16.00
24.00

16.00
24.00

18.00

18.00
£6.00

18.00

18.00
26.00

82.00

82.00
82.00

82,00
82.00

3b

19.00

14.00
19.00

14.00
19.00

14.00
18.00

14.00
19.00

14.00
19.00

0.00

14.00
21.00

0.00

14.00
21.00

0.00

0.00
0.00

0.00
0.00

3c

0.3

0.3
02

02
0.1

0.7
2.4

0.3
0.1

13
02.

0.0

0.3
0.4

0.0

0.5
0.2

0.0

0.0
0.0

0.0
0.0

4 5 6

G/67

CHD/5B.C/67
G/67

CHD/58. G/67
G/67

CHD/58. G/67
G/67

CHD/S6. G/67
G/67

CHD/SB. G/67
G/67

G/67

G/67
G/67

G/67

G/67
' G/67

G/67

G/67
G/67

G/67
G/67
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AT! LISTE UX-UNION DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN
1

SL22
suas.
BOOQ

90-10
90-90

1518.

1010

1090

2100
2200

2910

2990

3010
3090
4000
5000

9010
9090

1520.

1000
2000

3200
3300
3900
9000

8522.

1000

2

- aoMt«J)s de commutation nour ta t«eohoni8 ou la léléoraohi«
- autres uwareHi. oout la WecommunicarJo« oar courant oorteur ou oour la
lélécommunicatìon numerimi«
- autres apparais
^partias:
-- tfaooareils BOUT 1* tUécommunieaGon oar courant oorteur du no 8517.5000
• -autres

Microphones «t tours supports; haut-parleurs, mime montés dans leurs enceintes;
écouteur*, mtm« combiné* avec un microphone; amplrfleateurs électriques
d'audiofréquence; appareils électriques tfamplrficallon du con:
-microphones et leurs supports:
- - mlcroohones avant une nammo de freauences d« 300 Hz et 3.4 KHz. doni [e diamètre
n'excède oas 10mm et la hauteur n'excède oas 3mm. utilisas dans les télécommunications

• - autres
• haut-partBurs. morne montes dans leurs enceintes:
• - haut-parieur unique monte dans son enceinte
- - haut-parieurs muFEplis montés dans la même enceinte
- • autres:
- - - haut-oarUurs avant un* oamrn» da fréquences de 300 Hi et 3.4 KHz. dont 1« diamètre
n'eKcèdô oas 50mm. uBflisis dan* IBS télécommunications
— «utres
- écouteurs, marne combinés arte un microphone:
• - combinés d« oostes tétéobonifiue«! rfusaoers oar fil
• • autres
- amplificateurs tlectriques tfaudio-frÉquence
- appareils électriques rfampiScattoo du son
-partiBS:
- - d'écouteurs des nos 351 B.301 0/3050
• -autres

Magnetophon«* «t autrei appareils d'enregistrement du son, mém* incorporant un
dispositif d« [»production du son:
- machines à dicter ne pouvant fonctionner sans una source d'énergie extérieure
- réoondeurs téléohoniaues
- autres appareils d'enregistrement et de reproduction du son, sur bandes magnétiques:

- - numériques
- - autres, à cassettes
- - autres
-autres

Parties et accessoires inconnaissables comme étant exclusivement ou principalement
destinés aux appareils des nos 8519 a 8521:
- lecteurs phonographiques __

3*

82.00
82.00

82.00

82.00
82.00

76.00

76.00

76.00
76.00

76.00

76.00

82.00
82.00
76.00
76.00

82.00
76.00

120.00
120.00

120.00
120.00
120.00
120.00

160.00

3b

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

0.00

60.00

58.00
57.00

0.00

58.00

0.00

65.00
59.00
59.00

65.00
59.00

84.00
0.00

84.00
84.00
84.00
84.00

112.00

3c

0.0
0.0

0.0

0.0
0.0

0.0

0.4

3.1
4.1

0.0

2.9

0.0
0.7
1.6
1.5

0.3
1.8

0.9
0.0

0.6
1.7
0.6
1.8

0.3

4

•̂̂ k

5 G

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67

G/67
G/67

'CHD/58
CHD/58

CHD/S8
CHD/S8
CHD/58
CHD/S8

G/67
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ATI LISTE LIX-UN1ON DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN
1

9010

9090

8523.

lì 00

1200

1300

2000
3000
9000

8524.

1000

3100

3200

39.JO

3990
4000

51 00
5200
5300
6000

91 00

9910

9990

2

• autres;

- - oour aooareils du no 8520.2000. sous Tonne <T assemblaoes de circuits imorimés

- - autres

SuDDOrts oréoïris oour renreaistrement du son ou août enregistrements analooues.
nuls non enregistrés, autm au* tes orodults du Chapitnt 37:
- bandes maonetiquiHs:
- - d'une laraeur n'excédant pas 4 nvn
• - d'une laroeur excédant 4 mm mais n'excédanl oas 6.5 mm
• • d'une laideur excédant 6.5 mm
- disaues maanétiqiies
• canes munies (fune piste magnétique
- autres

Disques, bandes et autres supports pour l'enregistrement du son ou pour
enregistrements analogues, enregistrés, y compris les matrices et moules galvaniques
pour la fabrication des disques, mais a l'exclusion des produits du Chapitre 37:
- disques pour ëlectrophones
- disques pour systèmes de lecture par faisceau laser:
--cour la renroduction des ohénomenes autres aue le son ou fimaoe
- - pour la reproduction du son uniquement
••autres:
• - - cour la ieo<oduc6on d'ensemble d'instructions, de données, de sons ou dimaaes.
enroaistrés dans un format binaire lisible nar machine, et couvant être manlnulés ou offrir

à l'utilisateur uns fonction d'interactivité, au moven d'une machine automatioue de traitement
de rmlormation

— autres
- bandes mannétioues oour la renroduction des Phénomènes autres oue le son ou llmaae

- autres bandes magnétiques:
- - d'une largeur n'excédant pas 4 mm

- - (Tune largeur excédant 4 mm mais n'excédanl pas 6.5 mm
* - d'une largeur excédant 6.5 mm
- cartes munies d'une pista magnétique
• autres:
- - Dour la teoroduction des nhénomènes autres ous le son ou rimane

- - autres:
— oourla reoroduction d'ensemble d'instructions, do données, de sons ou d'imaoes.
enreoistrés dans un format binaire lisible nar machine, et nouvant être manioutès ou offrir à

à l'utilisateur une lonetion d'interactivité, au moven d'un» machine automatioue de tellement
da l'inlomiaton

• - - autres:

33

160.00

160.00

55.00
55.00
55.00
55.00

55.00
55.00

55.00

55.00
55.00

55.00

55.00
55.00

55.00
55.00
55.00
55.00

55.00
55.00

55.00

55.00

3b

0.00
112.00

0.00
0.00
0.00
0.00

27.00
0.00

27.00

0.00
27.00

0.00

27.00
0.00

38.00
38.00
27.00
27.00

0.00
27.00

0.00

27.00

3c

0.0
1.1

0.0
0.0
0.0
0.0
0.6
0.0

o.a

0.0
0.2

0.0

02
0.0

0.6
0.2
02
0.2

0.0
0.2
0.0

0.2

4 5 6

CHD/SB. G/67

CHDJSB. G/67

CHD/SS

CHO/56
CHO/S8
CHDffiB
CHD/S3
CHD/SS

CHD/58

CHD/58
CHDffiS

CHD/58

CHW58

CHD/58

CHD/SS
CHD/S8
CHD/SS

CHDffiB

CHD/SB
CHD/58
CHD/5B

CHD/5B
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ATI LISTE LIX-UNION DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN
1

8525.

10. -10
1090

2000
3000

4010

4090

8527.

1200
1300

1900

21 00
2900

31 00
3200

3900

90-10

9090

8529.

1010

1090

2

Appartila d'émission, pouf 1* radiotttiphonie, la radlotitégraphl«, U rwHodrrhwlon ou
» télévision, mfme Incorporant un appareil de réception ou un appareil
d'inrifllstremint ou de reproduction du »on: caméras de télévision:
appareil» da pris» d» vu» ftws vW*o *t autres c*m«scop*s:
- appareils d'émission:
- - cour la radwteloDhonia ou la radiotéléaraDliie
• • autres
• aroareils d'émission inconxwant un aooareil da récenlion
• caméras de télévision
- appareils da prise de vues Gx*s vidéo at autres caméscopes:
• - arjoareils ds orise de vues fixes vidéo, numëriouw
- - autres

Appareils récepteurs pour la radiotéléphonie, la radiotélégraphie ou la radiodiffusion,
même combinés, sou« une mim« enveloppe, i un apparili tfinregrstremint ou d*
«production du ion ou a un appareil d'hortogirie:
• appareils récepteurs de radiodiffusion pouvant fonctionner sans source d'energia
extérieure, y compris les appareils pouvant recevoir également la radiotéléphonie ou la
radiotélégraphie:
- • radiocassettes de poche
- - autres appareils combinés à un appareil d'enregistrement ou do reproduction du son
• • autres
• appareils récepteurs de radiodiffusion ne pouvant fonctionner qu'avec une source d'énergie
extérieure, du type utilisé dans les véhicules automobiles, y compris les appareils pouvant
recevoir également la radiotéléphonie ou la radiotélégraphie:
- - combinés à un appareil d'enregistrement ou da reproduction du son
• • autres
- autres appareils récepteurs de radiodiffusion, y compris les appareils pouvant rtcavoir
également la radiotéléphonie ou la radiotélégraphie:
• - combinés à un appareil d'enregistrement ou de reproduction du son
- - non combinés à un appareil d'enregistrement ou de reproduction du son mais combinés i
un appareil d'horlogerie
- - autres
- autres appareils:
- - récente urs de coche oourles installations d'aooel. d'alerte ou de recherche da oersonnes

- - autres

Parties reconnaisse blés comme étant exclusivement ou principalement destinées aux
appareils dis nos 8525 i 9528:
- antennes et réflecteurs d'antennes de tous types; parties reconnaissables comme étant
utilisées conjointement avec ces articles:
--antennes des IVDBS utilisés avec les acoareils de radioteleohonie ou radiotéléDraohie

- - autres
- autres: ^^^

3a

94.00
94.00
94.00
94.00

94.00
94.00

33.00
83.00
83.00

83.00
83.00

83.00
83.00

83.00

94.00

94.00

94.00

94.00

3t>

0.00
66.00
0.00

66.00

0.00

66.00

42.00
42.00
56.00

58.00
58.00

42.00
58.00

58.00

0.00

47.00

0.00

66.00

3c

0.0
0.3
0.0
0.2

0.0
0.2

1.5
1.5

1.5

0.6
0.7

1.8
2.7

1.6

0.0

0.1

0.0

1.1

4

^

5 6

CHD/56
CHD/56
CHD/58
CHD/5S

CHD/5B
CHD/58

CHD/58
CHD/5B
CHD/58

CHD/5S
CHD/S6

CHD/5B
CHD/5B

CHDßS

CHD/58

CHD/58

CHD/58

CHD/58
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9090
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1000
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9010
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2900
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--oouraDoareils das nos 8525.1010. 8525.2000. 85£5.40lO ou 8527.9010
--autres

Apparali» électriques de signalisation »couttìque ou visuali« (sonnerie*, slrines,
tableaux annonciateurs, apparate avertisseurs pour U protection contra le vol ou
l'Incendie, parex*mp|e), autres que ceux des nos 151 î ou 1530;
- avertisseurs ̂ («triques pour ta protection conti« te vol ou fincendïe et appareils similaires
- oanneaux Indicateurs hcoroorant des dsoositìts * cristaux liouidas (LCD1 ou diodes
émettrieas d.e lumière (LED)
- autres apparais:
- - oanneaux indicateurs Incoroorant des tubes à vide fluorescents, tubes i vide riasma ou
des disoosiBfs électrocuminescems
--autres
-parties:
- - cour aonareils des nos 8531.2000 ou 8531.8010
-- autres

Condensateurs étactrlquas, fixes, variabtas ou ajustables:
- condensateurs fixas conçus oour les réseaux «ectriaues da 50/60 Hz el eaoabios
d'absorber une rxiissance r*acSv« ioale ou suoérieure à O.S kvar (condensalaurs de

- airtras eondensatmirs fixes:

- - éïectrohrtiaues 4 fSluniìnlum
- - à dietedrîaua an céramfaue. i una saule couche
- - à dj&ectrioue en ciramlaua. mutticouches
- - à diélectrfaua an oaoler ou «n maMras olasBoua
--aulras
- condensateurs vartaWes ou alustabtes
-parties '

RésUtanca* élactrfqu** non chauffantai (y comptii les rhéostats *t les
potantlomitras):
- résistancas fixes nu carbone, aoolomarèes eu à coucha
- autres résistances fixes:
- - oour un« oulssanca n'axc*dant oas 20 W
-- autras
- résistances variables tv oornoris tes rhéostats el tes DOtsntJometresl bobinées
- - oour un» ouîssanca n'excédant oas 20 W
--autres
- autres résistance* variables fv comoris les rhéostats et les ootenttomètresl
- parties

Circuits Imprlmis:

3a

94.00
94.00

42.00
42.00

42.00

42.00

42.00
42.00

42.00

125.00
125.00
125.00
125.00
42.00
42.00
42.00
42.00

115.00

115.00
39.00

62.00
42.00
39.00
39.00

3b

0.00
66.00

29.00
0.00

0.00

21.00

0.00
21.00

0.00

0.00
0.00
0.00
0.00
0.00
0.00
0.00
o'.oo

0.00

0.00
0.00

0.00
0.00
0.00
0.00

3c

0.0
0.4

0.3
0.0

0.0

0.2

0.0
0.2

0.0

0.0
0.0
0.0
0.0
0.0
0.0
0.0
0.0

0.0

0.0
0.0

0.0
0.0
0.0
0.0
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CHD/S8
CHD/58

G/67
G/S7

G/67

ore?

G/67
G/67

CHD/SB

G/67
G/67
G/67 '
G/67

CHD/56, G/67
CHD/S8, G/67
CHD/56, G/67
CHD/5B, G/67

CHD/58

CHO/58
CHO/58

CHO/5B
CHD/SS
CHD/Î6
CHD/56
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ÖOJP.
ösjp.

8536.

1000

2010

2020

3010
3020

41 10
41 EO

4910

4920
4930

SO 40

5051
5052

SOS3

61 10
6120

6940

6951

6952
6953
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• d'un DOkis unllair« »xeidan! 0.3 ko
- d'un noids unitili» n'«xc*danl nas 0.3 ko

Appareillage pour la coupure, (•«•ctionnenwnt, la protection, 1* branchement, !•
raccordemtnt ou la connexion d** circuits il«ctriau*s (Intarruptaurs, commutata un.
relais, coupe-circuit, étakur* cf ond«s, fich«s *t pris« d* courant.
douillHpQurUmpM. bott«sd« jonction, par ejnmpl«), pour un« tension n'excédant
pas 1000 volts:
- fusibles et coupe-circuit a fusibles

- disjoncteurs:
- - d'un poids unitaire excédant 3 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 3 kg
- auUes apparais pour ta protection des circuits électriques:
- - d'un poids unitale« «xcodant 3 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 3 kg
- râlais:
- - pour un« tension n'excédant pas 60 V:
- - - d'un poids unitaire excédant 0.3 kg
— d'un poids unitaire n'excédant pas 0.3 kg
- - autres:
- - - d'un poids unitaire excédant 3 kg
— d'un poids unitaire excédant 0,3 kg mais n'excédant pas 3 kg
— d'un poids imitar« n'excédant pas 0,3 kg
- autres interrupteurs, stctionneurs el commutateurs:
• - intemmteufs électronkrues i courant alte matil (CAI consistant en circuits d'entrés et d«
sort« ä eountane ontîouu finterninteurs S thvrfstor. îsnlésl:

fnlerruot«urs élsctrontau«. v cornons tes hilcrnroteurs électroniau«s à nrotection therniiaue
comoosés d'un transistor et un mJian-drcuit Footaue (lischnolonlR hvbridel

intemjDtsurs *tectrom*canJoues ̂  action bmsaua ama un courant n'excédant oas 11
amptre;

--autres:
— d'un poids unitaire excédant 3 kg
- - - d'un poids unitaire excédant 0.3 kg mus n'excédant pas 3 kg
- - - d'un poids unitaire n'excédant pas 0.3 kg
- douilles pour lampes, fiches et prises de courant:
- - douilles pour lampes:
- - - d'un poids unitaire excédant 0.3 kg
- - - d'un poids unitare n'excédant pas 0.3 kg
- - autres:
— fiches et orises de courant oour câbles coaxlauï ut circuits Imorimés

— autres:
d'un poids unitaire excédant 3kg
(Tun poids unitaire excédant 0,3 kg mais n'excédant pas 3 kg
d'un poids unitaire n'excédant pas 0,3 kg

- autres apparais:

3a

79.00
115.00

115.00

67.00
110.00

67.00
110.00

76.00
115.00

67.00
82.00

115.00

S7.00

67.00
82.00

115.00

76.00
115.00

67.00

67.00
82.00

115.00

3b

0.00
0.00

80.00

47.00
77.00

47.00
77.00

38.00
80.00

47.00
57.00
80.00

0.00

33.00
41.00
57.00

53.00
80.00

0.00

47.00
57.00
57.00

3c

0.0
0.0

5.4

0.9
1.2

1.1
0.7

0.3
0.3

0.7
0.3
0.4

0.0

0.4
0.6
0.5

0.9
0.9

0.0

0.5
0.5
0.5

4 • s 6

CHD/56
CHD/5B

CHDffiS

CHD/58
CHD/58

CHD/58
CHD/S6

CHD/58
CHO/58

CHD/5a
CHDffiQ
CHD/58

CHD/58 .

CHD/S8
CHD/58
CHD/58

CHD/5B
CHD/58

CHD/S8

CHD/58
CHD/53

CHD/58
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1

§050.

9061
9062
9063
9064

8541.

10-00

21-00
29,00
3000
4000

5000
6000
9000

8542.

1200
13-00
14-00
-19-00

3QJK

40-0.0
5000
9000

8543.

11 00
1900

2010
2020

3010
3020
4000
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• • autres:
- - - d'un poids unitaire excédant 50 kg
— d'un poids unitaire excédant 3 kg mais n'excédant pas SO kg
— d'un poids unitaire excédant 0,3 kg mais n'excédant pas 3 kg
- - - (Tun poids unitaire rVexcédani pas 0.3 kg

Diodes, transistors et dispositifs similaires i semi-conducteur; dispositifs
photosensible! a semi-conducteur, y compris tes cellules photovoltalquas même
assemblées en modules ou constituées en oanneaux: diodes t mettrlces de
lumière; cristaux plézo-électriqu» montés:
- diodos. autres oue las oholodiodes et les diodes émettrices de lumière

- transistors, autres nua les ohototrçnsistgrs;

• thvrislors. diacs et triacs. autres oue las disnosifils ohotosensibles
- disDosififs nhniosensîMes à semi-eonduelaur. vcomoris les cellules Dhotovollaïaues même

- autres rtisoositïs à serni-cpodwtçLir

• eristauï oîéïo-éleciriques montas
• parties

Circuits Intégres et micro-assemblages électroniques:
- circuits intégrés monolithiques numériques:
• - cartes munies d'un circuit intéorâ électronlnue ('cartes Inff lliqf np«*)
- - semi-conducteurs à oxvde métalliaue (teçhnoloaie MOS)
- - circuits obtenus car teçhnoloaie bioolaira
- . autres v cornons les circuits obtenus oar rassodation de«! («ehnolnoies MOS et bioolaire
technotoqla BIMOS)

- autres circuits inléqrés monoSthîaues
- circuits Intégrés hybrides
- micro-assemblaaas électronioues

Machines et appareils électriques ayant un* fonction propre, non dénommés ni
compris ailleurs dans !• présent Chapitre:

• accélérateurs de particules:
• - aooareils dlmnlantation Ionia uè oour dooer les matières semi-conductrices

• - autres
-générateurs de signaux:
- - (Tun poids unitaire excédant 50 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg

- machines et appareils de galvanotechniqua. ëlectrdyse ou éleclrophorèse:
• - d'un poids unitaire excédant 50 kg
- • d'un poids unitaire n'excédant pas 50 kg
- éiectrìfìcateurs de clôtures

3a

41.00

41.00
67.00

82.00
115.00

30.00

SO.OO
50.00
50.00
50.00

50.00
50.00
50.00

50.00
50.00
50.00
50.00

50.00
50.00
50.00
50.00

31.00
31.00

34.00
54.00

31.00
54.00
65,00

3b

0.00

29.00

33.00
57.00
57.00

0.00

0.00
0.00
0.00
0.00

0.00
0.00
0.00

0.00
0.00
0.00
0.00

0.00
0.00
0.00
0.00

0.00
15.00

24.00
37.00

21.00
37.00
0.00

3c

0.0

0.6
0.6
0.6
0.6

0.0

0.0
0.0
0.0
0.0

0.0
0.0
0.0

0.0
0.0
0.0
0.0

0.0
0.0
0.0
0.0

0.0
0.1

0.3
0.2

02
0.2
0.0
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CHD/S8

CHDV53
CHD/SB

CH015S
OHO/SS

CHD/SB

CHDßB
CHD/58
CHD/5S
CHD/SB

CHD/58
CHD/SB
CHD/58

'CHD/5B '
CHD/58
CHD/58
CHD/SB

CHDßa

CHD/58
CHD/S8
CHD/58

G/67
G/67

G/67
G/67

G/67
G/67
G/67

7 9

2000 .

1999
1999
1999
1999

2000

2000
2000
2000
2000

2000

2000
2000

2000
2000

2000
2000

2000
2000
2000

2000

2000

1999

1999
1999

1999
1999
1999



ATI LISTE LIX^UMION DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN
1

81 OÇ

89 10
89 20
8930

9040

90 SI
9052
9053

B 544.

11 10
1120
1130

1910
1920
1930

2010
2020
3000

41 10
41 90

4910
4990

51.10
5190

5910
5920
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• autres machines et appareils:
- - cartes et éliauettes à déclenchement oar effet de oroximité
• - autres;
— tf un poids unitaire excédant 50 kg
- - - d'un poids unitaire excédant 3 kg mais n'excédant pas 50 kg
- - - (Tun poids unitaire n'excédant pas 3 kg
' parties:
- - DOUf aooareils des nos SS«. 11 00 OU 8543.891 016930
' • autres:
- - d'un poids unitaire excédant 50 kg
' - d'un poids unitaire excédant 3 kg mais n'excédant pas 50 kg
' - d'un poids unitaire n'excédant pas 3 kg

=lls, cables (y compris les cibles coaxiaux) et autres conducteurs isoles pour
l'électricité {min» laqués ou oxydés anodiquement), munii ou non de pièces d*
connixion; cibles de fibres optiques, constitués do fibres nalné*s individuellement,
itiém« comportant des conducteurs électriques ou munii da pièces de connexion:
'(ils pour bobinages:
- - en cuivre:
— d'un diamètre excédant 0.5 mm
— d'un diamètre excédant 0,2 mm mais n'excédant pas 0,5 mm
— d'un diamètre n'excédant pas 02 mm
- - autres:
— d'un diamètre excédant 0.5 mm
— d'un diamètre excédant 0,2 mm mais n'excédant pas 0,5 mm
— d'un diamètre n'excédant pas 0,2 mm
• câbles coaxiaux et autres conducteurs électriques coaxiaux:
• - sans piècas de connexion
' - munis de pièces de connexion
' jeux de fils pour bougies d'allumage et autres jeux de fils des types utilisés dans les
moyens de Iransport
• autres conducteurs électriques, pour tensions n'excédant pas 60 V:
• - munis de pièces de connexion:
— des tvues utilisés dans les télécommunications
— autres
' • autres:
— des tvoes utilisés dans les télécommunlealions
— autres
- autres conducteurs électriques, pour tensions excédant 80 V mais n'excédant pas 1000 V:
' - munis de pièces de connexion:
— des tvoes utilisés dans les télécommunications
— autres
- - autres:
— avec gaina ou armure en métal
— sans gaine ni armure en métal

3a

66.00

31.00
49.00
66.00

31-.00

31.00
49.00
66.00

22.00
33.00
46.00

22.00
33.00
46.00

31.00
87.00
87.00

87.00
87.00

31.00
31.00

87.00
87.00

28.00
31.00

3b

0.00

0.00
0.00
0.00

0.00

22.00
34.00
33.00

17.00
26.00
37.00

17.00
26.00
37.00

24.00
68.00
63.00

0.00
60.90

0.00
24.00

0.00
67.00

19.60
24.00

3c

0.0

0.0
0.0
0.0

0.0

0.1
0.2
0.3

0.5
O.S
0.3

0.7
0.1
OS

1.4
1.7
1.3

0.0
1.7

0.0
1.3

0.0
2.1

0.7
1.7
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G/67

G/67
G/67
G/67

G/67

G/67
G/67
G/67

G/67
G/67
G/67

GIS? •
ere?
G/67

CHD/58
G/67
G/67

G/67
G/67

G/6?
CHD/58

G/6?
G/67

CHD/58
CHD/5B
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6010

6091
6092
7000

9009.

11 00

1200

2100

2200
3000
9000

9010.

1000

4100

4200
4900

5000

6000

9QJlfj

9090

9011.

1010
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• autres conducteurs électriques, pour tensions excédant 1000 V;

• - munis da pièces de connexion
- - autres:

— avec gaina ou armure en métal
— sans gaine ni armure en métal
• câbles de fibres oolioues

Appareils d« phctocopfe a système optique ou par contact et appareils de
thermocople:
- appareils de photocopia électrostatiques:
- - fonctionnant r»r reoroducBon directe de tïmaoa da roridi naJ sur la cooie (orocédS diradi

• - fonctionnant par reproduction de limage de l'original sur la copie au moyen d'un support
intermédiaire (procédé indirect)

- autres appareils d« photocopie:
- - a svstème ootioua
--par contact
- appareils de thermocopie
- oartîes et accessoires

Appareil* et matériel pour laboratoire* photographiques ou cinématographiques (y
compris le* appareils pour la projection ou la réalisation dts traci* d* circuits sur les
surface* sensibilisées des matériaux semi-conducteurs), non dénommés ni

compris ailleurs dans le prêtent Chapitre; négatoscopes; écrans pour projections:

- appareils et matériel pour la développement automatique des pellicules photographiques.
des films cinématographiques ou du papier photographique en rouleaux ou pour l'impression
automatique des pellicules développées sur desrouleaux de papier photograp

- appareils pour la projection ou ta réalisation des traces de circuits sur les matières semi-
conductrices sensibilisées:

- - aooareils oour récriture directe sur disoue
- - ofiotorécéteurs
- - autres

- autres appareils et matériel pour laboratoires photographiques ou cinématographiques;
négatoscopes

- écrans pour projections
- parties et accessoires:
- - oour aooareils des nos 9010.4100/4900

- - autres

Microscopes optiques, y compris te* microscopes pour la photomicrographie, la
einép h otomicrographie ou la microprojection:
- microscopes stéréoscopiques:
- - oourvus d'aooarelliaaes soécffiouement conçus oour la manioulaiion et le iransoort da
olaouettes à semi-conducteurs ou de réticules

3a

87.00

28.00
31.00
63.00

70.00

70.00

70.00
70.00
70.00
70.00

62-00

62.00
62.00
62.00
62.00

70.00

62.00
62.00

135.00

3b

63.00

22.00
24.00
0.00

0.00

49.00

0.00
49.00
49.00

0.00

49.00

0.00
0.00
0.00

49.00

52.00

0.00
49.00

0.00

3c

1.2

0.6
1.7
0.0

0.0

1.2

0.0
1.3
1.4
0.0

o.e

0.0
0.0
0.0
0.4

4.7

0.0
0.4

0.0

4
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G/67

cmtsa
CHD/58

G/67

G/67

G/67

G/67
G/67
G/67
G/67

G/67

G/67
G/67
G/67
G/67

G/67

G/67
G/67

CHD/5B
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1030

2010

2090
8000

9010
9090

9012.

1010

1090

9010
9090

9013.

1000

2000

eoio
8090

9010
9090

9017.

IQjO

1090

£010
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- - autres
- autres microscopes, pour la pholomicrographie, la cinéphotomicrographia ou la
microproj action:
• - mlcroscooes oc-tir la DholomicrooraoWe oourvus tfaDoareitlaaes SDécifiauamenl conçus
cour la manioulatïon el le transoort de olanuettes à semi-conducteurs ou de réticules

- - autres
- «utres microscopes
- parties et accessoires:
- - cour microscopes des nos 9011.1010 ou 901 1.2010
--autres

Microscopes «utres qu'optiques et dlfffaetographe*:
- microscopes autres qu'optiques et dirlractographes
• - micfoscooes électroniaues oouivusd'SDoareillaaes scâciliouernsnt conçus oourla
manîoulatfon et le trànsoort de clanuattes à semiconducteurs ou de réticules
- - autres
- parties et accessoires
- - oour microscooes du no 9012.1010
- - autres

Dispositif* i cristaux liquides ne constituant pas des articles repris plus
spécifiquement ailleurs; lasers, autres que les diodts laser; autres appareils et
Instruments d'optique, non dénommé« ni compris ailleurs dans te prisent Chapitre:

- lunettes de visée pour armes: périscopes: lunettes pour machines, appareils ou
instruments du présent Chapitre ou da la Section XVI
- lasers, autres qua les diodes laser
- autres dispositifs, appareils al instruments:
- - disnosieis a cristau« liauWes
• - autres
• parties et accessoires:
• - oour dïsoosilifs du no 9013.8010
- - autres

Instruments de dessin, de traçage ou de calcul (machines a dessiner, pantographes,
rapporteurs, étuis d* mathématiques, règles et circles a calcul, par exemple);
instruments de mesure de longueurs, pour emploi i la main (mitres,
micromètres, pieds à coulisse *t calibres, par exemple), non dénommés ni compris
ailleurs dans le présent Chapitre:
- tables et machines à dessiner, marne automatiques:
- - machines à dessiner automatiaues. commandées car une machina automatioue de
traitement de rintonnation (dotiert
--autres
- autres instruments de dessin, de tracaga ou de calcul:
- - étuis da mathématiques

Ĥh.

3a

135.00

135.00

135.00
135.00

135.00
135.00

235.00

235.00

235.00
235.00

175.00

175.00

175.00
175.00

175.00
175.00

78.00

78.00

170.00

' 3b

107.00

0.00

107.00
107.00

0.00
107.00

0.00

186.00

0.00
186.00

139.00

139.00

0.00
139.00

0.00
140.00

0.00

62.00

132.00

3c

0.9

0.0

0.6
0.9

0.0
0.6

0.0

0.7

0.0
0.6

0.6

0.6

0.0
0.6

0.0
0.1

0.0

0.6

2.0

4

•
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CHD/58

CHD/5B

CHD/58
CHD/58

CHD/S8
CHD/58

G/67

G/67

G/67
G/67

G/68

G/67

G/67
G/67

G/67
G/87

G/67

G/67

G/67
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• - martres à tracer el à dresser
• - autres
- micromètres, pieds à coulisse, calibres el jauges:
• - rfun poids unitaire excédant 05 kg
- - d'un poids unitaire n'excédant pas 0.5 kg
- autres instruments
- parties el accessoires:
- -d'étuis de mathématiques
• - de micromètres, pieds à coulisse, calibres ou jauges:
— d'un poids unitaire excédant 05 kg
— rfun poids unitaire n'excédant pas 0,5 kg
- - auUes

Mlrumenls *t appareils pour U mesura ou Io contrôla du débit, du niveau, do la
sresslon ou d'autres caractéristiques variables des liquides ou des gaz [d* hltmètres.
indicateurs d* nlvtau, manomètres, compteurs d< chaleur, par

exempte), i l'exclusion des instruments et appareils des nos 9014, 9015, 9028 ou 9032:
- Dourla mesure ou le contrôle du débil ou du niveau des liauidss
- nour la mesure ou te contrôle de la oression
- autres instruments et aooareils
- Darti«; el accessoires

nstrumintset appareils pour analyses physiques ou chimiques (polarimètras.
ró fra et orné très, ipectromètrei, analyseurs d* gaz ou do fumées, par eximpie);
nstrumtnta «t appareils pour essais de viscosité, de porosité, de dilatation, dt
tension superficielle ou dmilalres ou pour des mesuras calorimétriques, acoustiques
ou photomitriques (y compris les indicateurs de temps de pose); microtomes:
- analyseurs de gaz ou de fumées
- chroma looraohes el aooareils rfélectroohorèse
- soectromitres. snectroonotomèlres et soectronriobes utilisant les ravonnements ODlîoues
UV. visibles. IR)
- posemètres
- autres Instrumente ataooareîls utilisant les rayonnements ootia lies (UV. visibles. IR)
- autres instruments e! aooareils
• microtomes: parties et accessoires:
- - oatlïes et accessoires rour instruments et aooareüs des nos 9027.2000/3000 ou
9027.5000/9000
• • autres

Oscilloscopes, analyseurs de spectre et autres instruments et appareils pour la
mesure ou le centrale de grandeurs électriques; instruments et appareils pour la
mesure ou la détection des radiations alpha, M ta, gamma, X, cosmiques ou autres
radiations Ionisantes:
- instruments et appareils pour la mesure ou la détection des radiations ionisantes
• oscilloscopes et oscillographes cathodiques

3a

16.00
78.00

100.00
205.00
97.00

170.00

100.00
205.00
97.00

95.00
95.00
95.00
95.00

100.00
115.00
100.00

100.00
100.00
100.00

100.00

100.00

115.00
115.00

3b

13.00
61.00

79.00
161.00
75.00

134.00

79.00
163.00
77.00

0.00
0.00
0.00
0.00

35.00
0.00
0.00

35.00
0.00
0.00

0.00

35.00

40.00
40.00

3c

0.2
1.4

0.7
1.0

1.8

0.7

0.6
0.4
0.8

0.0
0.0
0.0
0.0

02
0.0
0.0

0.1
0.0
0.0

0.0

0.1

0.5
0.1

4 5 G

G/67
G/67

CHO/S5
CHD/SS
CHD/SS

G/67

CHD/5B
CHD/58

G/79

CHD/58
CHD/S8
CHD/58

G/79

CHD/5B, G/B7
CHD/58. G/67
CHD/5B.G/67

CHD/S8.G/67
CHD/S8.G/67
CHD/58. G/67

CHD/58, G/67

CHD/58, G/67

CHD/58
CHD/58
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1999 .
1999

1939
1999
1999

1999

1399
1339
1999

2000
2000
2000
2000

1999
2000
2000

2000
2000

2000

1999

1999
1999



ATI LISTE LIX-UNION DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN
1

3100
3900
4000

8200

8300
8900

9010

9090

9031.

1000

2000
3000

41 OQ

4910

4990
8000

9010
9020

90 9 Ì
9099

2

• autres instruments et appareils pour la mesure ou la contrôle da la tension, de l'intensité.
de la résistance ou de la puissance, sans dispositi enregistreur:

- - multimètres
- - autres
• autres Instruments et aooareïls. socialement conçus courtes technioues de la
lélécommunition (hvosomètfes. kerdomètres. distorsiomôlies. osoohomètres. oar exemnlel
- autres instrumente et appareils:
- - cour la mesure ou le contrôle des disnues ou des disoositifs à semï-conducletir
- - avec dispositif enregistreur
- - autres

- parties et accessoires:
- - oour instruments el aooareils du no 9030.8200
- - autres

nstruments, appareils et machines de mesure ou d* contrôle, non dénommés ni
compris ailleurs dans te présent Chapitre; projecteurs de profils:
• machinas à équilibrer les pièces mécaniques
• bancs d'essai
- projecteurs (Je profils

• autres Instruments et appareils optiques:
• - oour le contrôle des disoues ou das disoositifs à semi-conducteur ou nour le contrôla des
masaues ou des réticules utilisés dans [a fabrication desdisoosilifs a semi-conducteur

- - au! tes:
— oour la mesure du niveau da conraminatìon oar narticutes de la surlaee des olaauettes à
semiconducteurs

— autres
• autres instruments, appareils et machines
- parties et accessoires:
• - de machines a équilibrer les pièces mécaniques
• - de bancs d'essai

- - autres:
— oour instruments et aooareîls des non 9031.4100 ou 9031.4910
— autres

Pour ce qui concerne tout produit désigné a l'Appendice B de l'Annexe de la Déclaration
ministérielle sur le commerce des produits des technologies de l'information (WT/M1N(96X16

ou désigna par ledit appendice dans ta mesura où cela n'est pas expressément prévu dans la
présente liste, les droits da douane sur le produit en question, ainsi que tous autres droits

et impositions de toute natura (au sens de l'article 11:1 b) de l'Accord général sut IBS tarifs
douaniers et la commerce de 1994) seront consolides el élimines, comme il est indiqué au

paragraphe Z a) de l'Annexe da la Déclaration, où que le produit sent classé [désignation du
[produit et no SH voir liste 'Appendiciti.

3a

115.00
115.00
115.00

115.00
115.00
115.00

115.00
115.00

28.00
66.00
78.00

78.00

78.00

78.00
97.00

28.00
66.00

97.00
97.00

3b

40.00
40.00

0.00

0.00

40.00
40.00

0.00

40.00

9.80

23.00
27.00

0.00

0.00

27.00
34.00

9.80
23.00

0.00

34.00

3c

0.2
0.1
0.0

0.0
0.1
0.1

0.0
0.1

0.3
0.5
0.5

0.0

0.0

0.2
0.1

0.1
0.2

0.0
0.1

4

A

5 6

CHD/58
CHD/58
CHD/5B

CHD/58
CHD/58
CHD/58

G/79
G/79

CHD/58. G/67
CHD/5B, G/67

G/67

G/67

G/67

G/67
CHD/58, G/67

G/67, G/79
CHD/58, G/67.

G/79

G/67, G/79

G/67. G/79
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1999
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2000
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LISTE LIX-UNION DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN

APPENDICE B

Tubes réacteurs à quartz et supports pour
insertion dans des fours de diffusion et
fours à oxydation pour la production de pla-
quettes à semi-conducteurs

Appareils de métallisatìon chimique sous vide
pour la production de semi-conducteurs

Parties d'appareils de métallisation chimique
sous vide pour la production de semi-con-
ducteurs

Appareils pour le décapage ou le nettoyage
des plaquettes à semi-conducteurs

Machines à laser pour le découpage par ray-
ons laser des pistes de contact, destinées à
la production de semi-conducteurs

Machines à scier pour le découpage en
tranches de lingots monocristallins ou de pla-
quettes en microplaquettes

Parties de machines à scier pour le découpa-
ge en tranches de lingots monocristallins ou
de plaquettes en microplaquettes

Parties de machines de découpage en dés
pour le grattage ou le rainurage des plaquet-
tes à semi-conducteurs

Parties de machines à laser pour le découpa-
ge par rayon laser des pistes de contact,
destinées à la production de semi-conduc-
teurs

Parties d'appareils pour le décapage ou le
nettoyage des plaquettes à semi-conducteurs

Matériel d'encapsulatîon pour l'assemblage de
semi-conducteurs

Parties de matériel d'encapsulatîon

Machines automatisées pour le transport, la
manutention et le stockage de plaquettes à
semi-conducteurs, de cassettes de plaquet-
tes, de boîtes de plaquettes et d'autres

7020.0010

8419.8930

8419.9030

8479.8930

8456.1040

8464.1040

8466.9140

8466.9140

8466.9340

8466.9340

8477.1030

8479.9030

8428.9000
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LISTE LIX-UNION DOUANIERE SUISSE-LIECHTENSTEIN

matériaux destinés à des dispositifs à
semi-conducteurs

Appareils à dépôt physique par pulvérisation
sur les plaquettes à semi-conducteurs

Appareils pour l'attaque par humidification,
le développement, le décapage ou le nettoya-
ge des plaquettes à semi-conducteurs des
systèmes d'affichage à écran plat

Appareils à dépôt physique pour la produc-
tion de semi-conducteurs

Appareils de fixation de puces, appareils de
transport automatique sur bande et micro-
soudeuses de fils pour l'assemblage de
semi-conducteurs

Matériel d'encapsulation pour l'assemblage
de semi-conducteurs

Machines à couder, à plier et à dresser les
fils de sortie de semi-conducteurs

Toumettes pour le dépôt d'émulsions photo-
graphiques sur les plaquettes à semi-conduc-
teurs

Parties d'appareils à dépôt physique par pul-
vérisation sur les plaquettes à semi-conduc-
teurs

Parties d'appareils de fixation de puces,
d'appareils de transport automatique sur
bande et microsoudeuses de fils pour
l'assemblage de semi-conducteurs

Parties de tournettes pour le dépôt
d'émulsions photographiques sur les plaquet-
tes à semi-conducteurs

Parties d'appareils pour l'attaque par humidi-
fication, le développement, le décapage ou le
nettoyage des plaquettes à semi-conducteurs
et des systèmes d'affichage à écran plat

Parties de machines automatisées pour le
transport, la manutention et le stockage de
plaquettes à semi-conducteurs, de cassettes
de plaquettes, de boîtes de plaquettes et

8543.8910, 8543.8920,8543.8930

8479.8930

8517,8479.8930,8515.8030

8479.8930

8479.8930

8479.8930

8479.8930

8543.9040

8479.9030,8515.9030

8479.9030

8479.9030

8431.3900
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d'autres matériaux destinés à des dispositifs
à semi-conducteurs

Parties de matériel d'encapsulation pour 8479.9030
l'assemblage des semi-conducteurs

Parties de machines à couder, à plier et à 8479.9030
dresser les fils de sortie de semi-conducteurs

Parties d'appareils à dépôt physique pour la 8479.9030
production de semi-conducteurs

Appareils pour le chauffage rapide des pia- 8514.3040
quelles à semi-conducleurs

Parties d'appareils pour le trailemcnt ther- 8514.9040
mique rapide des plaquettes

Tesleurs de plaquettes 9030.9010

Appareils pour l'attaque par humidification, 8479.8930
le développement, le décapage ou le nettoya-
ge des plaquettes à semi-conducteurs et des
systèmes d'affichage à écran plat

Parties d'appareils pour l'attaque par humidi- 8479.9030
fication, le développement, le décapage ou le
nettoyage des plaquettes à semi-conducteurs
et des systèmes d'affichage à écran plat

Microscopes optiques stéréoscopiques pour- 9011.1010
vus d'appareillages spécifiquement conçus
pour la manipulation et le transport de pla-
quettes à semi-conducteurs ou de réticules

Microscopes pour la photomicrographie pour- 9011.2010
vus d'appareillages spécifiquement conçus
pour la manipulation et le transpqrt de pla-
quettes à semi-conducteurs ou de réticules

Parties et accessoires de microscopes 9011.9010
optiques stéréoscopiques pourvus
d'appareillages spécifiquement conçus pour
la manipulation et le transport de plaquettes
à semi-conducteurs ou de réticules

Parties et accessoires de microscopes pour la 9011.9010
photomicrographie pourvus d'appareillages
spécifiquement conçus pour la manipulation
et le transport de plaquettes à semi-conduc-
teurs ou de réticules
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Microscopes électroniques pourvus
d'appareillages spécifiquement conçus pour
la manipulation et le transport de plaquettes
à semi-conducteurs ou de réticules

Parties et accessoires de microscopes élec-
troniques pourvus d'appareillages spécifique-
ment conçus pour la manipulation et le trans-
port de plaquettes à semi-conducteurs ou de
réticules

Masqueurs conçus pour la production de
masques et réticules à partir de substrats
recouverts d'une résine photosensible

Parties et accessoires de masqueurs conçus
pour la production de masques et réticules à
partir de substrats recouverts d'une résine
photosensible

Parties de ces masqueurs

Ordinateurs: machines automatiques de trai-
tement de l'information aptes à 1)
enregistrer le ou les programmes de traite-
ment et au moins les données immédiatement
nécessaires pour l'exécution de ce ou de ces
programmes; 2) être librement programmées
conformément aux besoins de l'utilisateur;
3) exécuter des traitements arithmétiques
définis par l'utilisateur; et 4) exécuter, sans
intervention humaine, un programme de trai-
tement dont elles doivent pouvoir, par décisi-
on logique, modifier l'exécution au cours du
traitement.

Amplificateurs électriques utilisés comme
répéteurs dans des systèmes de téléphonie
filaire relevant du présent accord, et leurs
parties.

Dispositifs d'affichage à écran plat (y com-
pris dispositifs à cristaux liquides, à électro-
luminescence, à plasma, à fluorescence et
autres) pour les produits relevant du présent
accord, et leurs parties.

Equipements de réseaux; appareils pour
réseaux locaux (LAN) et grands réseaux
(WAN), y compris les produits destinés à
être utilisés exclusivement ou principalement

9012.1010

9012,9010

8479.8930

8479.9030

8479.9030

8471.3000-8471.8000

8543.8910, 8543.8920,8543.8930,
8543.9040

8471.6000, 8473.3000, 8531.2000,
8531.8010,8531.9010,9013.8010,
9013.9010

8517.5000, 8517.8000, 8517.9010,
8517.9090
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pour assurer l'interconnexion de machines
automatiques de traitement de l'information
et de leurs unités dans un réseau utilisé
principalement pour le partage de ressources,
tel que unités de traitement central, unités de
mémoire et unités d'entrée ou de sortie - y
compris adaptateurs, installations nodales,
répéteurs de lignes, convertisseurs, concen-
trateurs, passerelles et routeurs, et assem-
blage de circuits imprimés pouvant être
incorporés dans des machines automatiques
de traitement de l'information et leurs uni-
tés.

Moniteurs: unités d'affichage de machines 8471.6000
automatiques de traitement de l'information
à tube à rayons cathodiques avec un pas de
matrice inférieur à 0,4 mm ne pouvant pas
recevoir ni traiter des signaux de télévision
où d'autres signaux audio ou vidéo analo-
giques ou traités numériquement sans l'aide
d'une unité centrale de traitement
d'ordinateur, telle quelle est définie dans le
présent accord. L'accord ne couvre donc pas
les télévisions, y compris les télévisions à
haute définition.

Unités de mémoire à disques optiques pour 8471.7000
machines automatiques de traitement de
l'information (y compris unités de disques
audionumériques (CD) et de vidéodisques
(DVD)), avec ou sans possibilité
d'écriture/enregistrement et de lecture sous
leur propre enveloppe ou non.

8527.9010,8529.9010

8471.6000,9017.1010

Récepteurs de téléappel et leurs parties.

Traceurs, qu'il s'agisse d'unités d'entrée ou
de sortie relevant de la position no 8471 du
SH ou de machines à dessiner ou à tracer
relevant de la position no 9017 du SH.

Assemblages de circuits imprimés pour les 8471.5000,
produits relevant du présent accord, y com- 8473.2100,
pris pour les connexions extérieures telles 8473.4010,
que les cartes conformes à la norme PCM- 8517.9010,
CIA. Ces assemblages de circuits imprimés 8529.9010,
consistent en un ou plusieurs circuits impri- 9009.9000,
mes relevant de la position no 8534 com- 9026.9000,
portant chacun un ou plusieurs éléments 9031.9091,
actifs, avec ou sans éléments passifs. Par

8471.8000,
8473.2900,
8473.5000,
8517.9090,
8531.9010,
9010.9010,
9027.9010,

8473.1010,
8473.3000,
8504.9040,
8522.9010,
8543.9040,
9012.9010,
9030.9010,
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éléments actifs, on entend les diodes, transi-
stors et dispositifs semi-conducteurs ana-
logues, qu'ils soient ou non photosensibles,
relevant de la position no 8542.

Téléprojecteurs à écran plat utilisés avec des 8471.6000
machines automatiques de traitement de
l'information qui peuvent afficher des infor-
mations numériques produites par l'unité
centrale de traitement.

Unités de mémoire de format spécifique, y
compris les supports d'information pour
machines de traitement automatique de
l'information, avec ou sans support amovi-
ble, de type magnétique, optique ou autre, y
compris les unités de disques à cartouches
Bernoulli Box, Syquest ou Zipdrive.

Kits de mise à niveau multimédia pour les
machines automatiques de traitement de
l'information et leurs unités, conditionnés
pour la vente au détail, comprenant au moins
des haut-parleurs et/ou des microphones ain-
si qu'un assemblage de circuits imprimés
permettant aux machines automatiques de
traitement de l'information et à leurs unités
de traiter des signaux audio (cartes son).

Modules séparés ayant une fonction de com- 8517.5000
munication: dispositifs à microprocesseur
comprenant un modem d'accès à Internet et
ayant une fonction d'échange interactif
d'informations.

8471.4900, 8471.5000, 8471.7000,
8471.8000,8523.1200,8523.90000,
8524.3100,8524.3910,8524.9100,
8524.9910

8473.3000
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9 Abkürzungsverzeichnis

ABC-Waffen

AfDB

AfDF

AsDB

AsDF

AFTA

APEC

ASEAN

ASEM

BAWI

CCI

Nukleare, biologische, bakteriologische und chemische
Waffen

Banque Africaine de Développement
Afrikanische Entwicklungsbank

Fonds Africain de Développement
Afrikanischer Entwicklungsfonds

Asian Development Bank
Asiatische Entwicklungsbank

Asian Development Fund
Asiatischer Entwicklungsfonds

Asian Free Trade Association
Freihandelszone des Verbandes südostasiatischer
Nationen

Asia Pacific Economie Coopération
Anrainerstaaten des pazifischen Beckens

Association of Southeast Asian Nations
Verband südostasiatischer Nationen

Asia Europe Meeting
Asiatisch-europäischer Dialog

Bundesamt für Aussenwirtschaft (EVD)

Centre du Commerce International
Internationales Handelszentrum
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CCET

CEFTA

CIME"

CMIT

CoCom

Centre for Coopération with thé Economies in
Transition
Zentrum för die Zusammenarbeit mit den im Übergang
befindlichen Volkswirtschaften (der OECD)

Central European Free Trade Association
Zentraleuropäische Freihandelsassoziation

Committee on International Investment and
Multinational Enterprises
Ausschuss för internationale Investitionen und
multinationale Unternehmen (der OECD)

Committee on Capital Movements and Invisible Trans-
actions
Ausschuss för Kapitalverkehr und unsichtbare Tran-
sahionen (der OECD)

Coordinating Committee on Multilateral Export
Controls

Koordinationskomitee för multilaterale Exportkon-
trollen

COST

CSD

cwü

DAC

Coopération européenne dans le domaine de la
recherche scientifique et technique
Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der

wissenschaßlichen und technischen Forschung

Committee on Sustainable Development
Kommissionför nachhaltige Entwicklung

Chemiewaffenübereinkommen

Development Assistance Committee
Ausschuss för Entwicklungshilfe (der OECD)
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DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (EDA)

EBRD European Bank for Reconstruction and Development
Europäische Bankför Wiederaußau und Entwicklung

ECE/UNO Economie Commission for Europe
Wirtschaftskommission der UNOför Europa

ECOFIN Rat der Wirtschafts- und Finanzminister der EU

ECOSOC Wirtschafts- und Sozialrat der UNO

ECU European Currency Unit
Europäische Währungseinheit

EFTA ' European Free Trade Association
Europäische Freihandelsassoziation

EG (EWG) Europäische Gemeinschaft (früher: Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft); auch: Europäische Gemein-
schaften (EG, EGKS und Euratom)

EGKS Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl

ERG Exportrisikogarantie

ESAF Enhanced Structural Adjustment Facility
Erweiterte Sîrukturanpassungsfazilitâî

Euratom Europäische Atomgemeinschaft

EUREKA European Research Coordination Agency
Europäische Agentur för die Koordinierung der For-
schung

EWR Europäischer Wirtschaftsraum

EU Europäische Union (erster Pfeiler: EG, EGKS, Eura-
tom; zweiter Pfeiler: Gemeinsame Aussen- und Sicher-
heitspolitik; dritter Pfeiler: Zusammenarbeit in den Be-
reichen Justiz und Inneres)
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FAD Fonds Africain de Développement
Afrikanischer Entwicklungsfonds

FHA Freihandelsabkommen Schweiz-EWG

G-7 USA, Japan, Deutschland, Frankreich, Italien, Vereinig-
tes Königreich, Kanada

G-24 Koordinationsgremium der 24 Mitgliedstaaten der
OECD für die Beurteilung von Unterstützungsmass-
nahmen zugunsten der Länder Mittel- und Osteuropas

GATS General Agreement on Trade in Services
Allgemeines Abkommen über den Handel mit Dienst-
leistungen

GATT General Agreement on Tarîffs and Trade
Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen

GEF Global Environment Facility
Globale Umweltfazilität

GUS Gemeinschaft Unabhängiger Staaten

HS Hannonisiertes System zur Bezeichnung und
Codierung der Waren

IBRD International Bank for Reconstruction and
Development
Internationale Bankför Wiederaufbau und Entwicklung

IDA International Development Association
Internationale Entwicklungsorganisation
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IDB Inter-American Development Bank

Interamerikanische Entwicklungsbank

IEA International Energy Agency
Internationale Energie-Agentur

IFC International Finance Corporation
Internationale Finanz-Korporation

IIC Interamerican Investment Corporation
Interamerikanische Investitionsgesellschafì

ILO International Labour Organization
Internationale Arbeitsorganisation

IPS Investment Promotion Service
Investitionsförderungsdienst der UNIDO

IRG Investitionsrisikogarantie

ITC International Trade Centre
Internationales Handelszentrum

IWF Internationaler Währungsfonds

Joint Implemen- Die gemeinsame Umsetzung von Massnahmen von Ent-
tation Wicklungsländern und Industrieländern zum Klima-

schutz

MERCOSUR Mercado Comün del Sur
Gemeinsamer Markt Lateinamerikas

MIGA Multilateral Investment Guarantee Agency
Multilaterale Investitionsgarantie-Agentur
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MOES

MTCR

NAFTA

NGO

NSG

OECD

OLADE

OPEC

OSEC

Panser Club

SZR

Zehn mittel- und osteuropäische Staaten", mit welchen
Freihandelsbeziehungen bestehen

Missile Technology Control Regime
Raketentechnologie-Kontrollregime

North American Free Trade Agreement
Nordamerikanisches Freihandelsabkommen zwischen
den USA - Kanada - Mexiko

Non-Governmental Organization
Nichtregierungsorganisation

Nuclear Suppliers Group
Gruppe der Nuklearlieferländer

Organisation for Economie Co-operation and
Development
Organisation för Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

Organizacion Latinoamericana de Energia
Lateinamerikanische Energie-Organisation

Organization of Petroleum Exporting Countries
Organisation erdölexportierender Länder

Office suisse d'expansion commerciale
Schweizerische Zentrale för Handelsförderung

Vereinigung der weltweit führenden Gläubigerstaaten

Sonderziehungsrechte

" Ungarn, Polen, die Tschechische Republik, die Slowakische Republik, Slowenien; Bulgarien und Rumä-
nien; Estland, Lettland und Litauen.

ino



TRIPS

UNCED

UNCTAD

UNDP

UNEP

UNIDO

UNO

Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights

WTO-Abkommen über handelsbezogene Aspekte der
Rechte des geistigen Eigentums

United Nations Conference on Environment and
Development
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und
Entwicklung

United Nations Conference on Trade and Development
Konferenz der Vereinten Nationen för Handel und

Entwicklung

United Nations Development Program
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen

United Nations Environment Program
Umweltprogramm der Vereinten Nationen

United Nations Industriai Development Organisation
Organisation der Vereinten Nationen für Industrielle

Entwicklung

United Nations Organization
Organisation der Vereinten Nationen

Visegraad-Staaten Ungarn, Polen, die Tschechische Republik, die Slowakische
Republik

WA

WTO

WZO

Wassenaar Arrangement

World Trade Organization
Welthandelsorganisation

Weltzollorganisation
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